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1 Einleitung und Problemstellung 
Europäische Richtlinien sind neben Verordnungen, Beschlüssen und Empfehlungen ein 
wichtiges Mittel der europäischen Rechtsetzung. Diese Rechtsetzung ist zentrales 
Merkmal der Europäischen Union. Mit ihr wird eine gemeinsame Handlungsbasis für 
die Mitgliedstaaten geschaffen. 
Mit Hilfe der Richtlinien als unionstypische Rechtsakte ergeben sich wesentliche Hand-
lungsmöglichkeiten, die verbindliche Wirkung für die Mitgliedstaaten und jedenfalls 
auf der Basis nationalen Rechts nachfolgend auch für die Bürger der EU haben. So kann 
auf konkrete Probleme reagiert werden. Der ursprünglich wirtschaftlich ausgerichtete 
Zusammenschluss der Europäischen Union hat im Fortlauf seines Bestehens immer 
weitere Vorteile auf anderen wirtschaftsfremden Gebieten erkannt und diese vertraglich 
festgehalten. Um auf dieser Ebene gemeinsame europäische Ziele durchsetzen zu kön-
nen, müssen alle Mitgliedstaaten gleichermaßen beteiligt werden. Im Falle der europäi-
schen Richtlinien geschieht dies, indem die Mitgliedstaaten die vorgegebenen Inhalte 
der EU-Organe entsprechend in nationales Recht umsetzen. 
An den Richtlinienentwürfen sind vor allem die drei wichtigsten EU-Organe, das Euro-
päische Parlament, der Rat und die Europäische Kommission beteiligt. Die Beschluss-
verfahren sollen dabei transparent bleiben, um für die etwa 500 Mio. Bürger der EU 
nachvollziehbar zu sein, auch wenn sie aufgrund der großen Anzahl an Mitgliedstaaten, 
der verästelten Strukturen sowie der gleichberechtigten Einbeziehung aller Beteiligten 
kompliziert sind. 
Problematisch ist bei der Richtlinienumsetzung vor allem die nationale Ausgestaltung, 
die eben den Mitgliedstaaten überlassen bleibt. In den Richtlinien wird oft nur ein be-
stimmter Zweck festgelegt, die konkrete Ausgestaltung bleibt Aufgabe der einzelnen 
Staaten und ihrer normgebenden Einheiten. Die Herantragung der Richtlinien an die 
Mitgliedstaaten ist ein kommunikativer Akt, der im Hinblick auf die korrekte Verstän-
digung Risiken birgt. Denn in den dabei ablaufenden Prozessen lassen sich diverse Un-
schärfephänomene auffinden, die den weiteren Ablauf gefährden und somit negative 
Auswirkungen haben können. 
Die genauer zu definierenden Unschärfen können in Verbindung mit europäischen 
Richtlinien auf unterschiedlichen Ebenen verortet werden. Der Unschärfebegriff wird 
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daher in dieser Abhandlung aus sprachlicher, systematischer und struktureller Sicht er-
läutert. Anschließend werden die Auswirkungen dieser Unschärfephänomene am kon-
kreten Beispielsfall der Emissionshandelsrichtlinie analysiert. 
Unschärfe wird hier als allgemeiner, umfassender Begriff für alle möglichen Formen 
von Unbestimmtheiten verstanden, die auch nicht-sprachlicher Natur sein können, wie 
im Falle von systematischen und strukturellen Unschärfen. Vagheit dagegen ist ein spe-
ziell semantisches Phänomen, welches besonders ungenaue Wort- oder Satzbedeutun-
gen bezeichnet und vor allem auf die Problematik des Mehr oder Weniger in Bezug auf 
die Bedeutung eines Begriffs abstellt.1 
Unschärfen in den Richtlinien selbst können insofern von besonderer Bedeutung sein, 
als sie die gesetzgeberische Tätigkeit beeinflussen und unter Umständen beeinträchti-
gen. Auch der behördliche Vollzug wird davon betroffen. Aber ebenso kann die natio-
nale Umsetzungsgesetzgebung unscharf ausgestaltet sein. In jedem Fall führen Unschär-
fen in Normtexten zu Rechtsunsicherheiten, die es möglichst zu vermeiden gilt. Denn 
Unklarheiten und Missverständnisse sind Quellen für Konflikte.2 Sie können in der Fol-
ge zu Fehlschlüssen und somit uneinheitlichen Handlungsmustern führen, so dass eine 
angestrebte Rechtsangleichung scheitern kann. 
Insgesamt kann das Phänomen Unschärfe also auf unterschiedlichen Ebenen verortet 
werden, deren sprachwissenschaftliche, politische und juristische Natur hier besonders 
hervorgehoben sein soll. Das Phänomen muss interdisziplinär betrachtet werden, um 
abschließend beurteilt werden zu können. Die Untersuchung konzentriert sich in diesem 
Rahmen eben auf sprachliche, sprachsystematische und strukturelle Formen von Un-
schärfe. 
Im Umwelt- und Technikrecht geht es vor allem um den Schutz der Umwelt und des 
Klimas. Daher spielt auch die Funktionalität juristischer Maßnahmen eine große Rolle. 
Das Recht muss hier auf Entwicklungen reagieren, Technikfolgenabschätzung betreiben 
und so möglichst negative Folgen abwehren und Handlungsstrategien eröffnen. Insofern 
bilden die Rechtsakte der Europäischen Union eine gute Möglichkeit, um Maßnahmen, 
die sich um ein ökologischeres Bewusstsein bemühen, in allen Mitgliedstaaten, also 
großflächig, zu implementieren. Es müssen konkrete Projekte ins Leben gerufen wer-
                                                 
1 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 45. 
2 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 663. 
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den, die sich der schwierigen Aufgabe der Abwendung bzw. Eindämmung von schädli-
chen Umwelteinflüssen annehmen. Die europaweite Aufstellung und Durchsetzung von 
Umweltschutzzielen ist deshalb sinnvoll, da flächendeckend ein bestimmtes Niveau 
angestrebt werden kann, was wiederum eine effektivere Handhabung der Umweltprob-
leme verspricht. 
Im Falle der Richtlinien sind die einzelnen Mitgliedstaaten durch die eigenständige Um-
setzung trotzdem in der Lage, innerstaatliche Gegebenheiten zu berücksichtigen. Da die 
Beeinträchtigung und Zerstörung natürlicher Ressourcen keinen Halt vor Staatsgrenzen 
macht, muss ihr auch eine gemeinsame, über diese Grenzen hinausgehende, globale 
Herangehensweise entsprechend entgegengesetzt werden.3 Gerade das Klima besitzt 
bereits aus naturwissenschaftlicher Sicht eine „natürliche Globalität“ und wird insofern 
als globales Umweltgut angesehen.4 
Auf Unionsebene haben sich im Politikfeld Umwelt mehrere Unterkategorien gebildet, 
in denen konkret an Maßnahmen gearbeitet wird. Diese Unterbereiche sind: der Klima-
wandel, die Biologische Vielfalt, Umweltbelastungen, die Nachhaltige Entwicklung und 
der Emissionshandel.5 Diesem letzten Bereich ist auch die Emissionshandelsrichtlinie 
entsprungen, die ihren Beitrag zur Senkung des CO2-Ausstoßes leisten soll. Die Aus-
wirkungen von Unschärfen sollen an ihrem Beispiel dargelegt werden. 
1.1 Entwicklung des Emissionshandels auf internationaler, 
europäischer und nationaler Ebene 
1.1.1 Herausforderung 
Der Klimawandel ist seit jeher ein die Erde begleitendes Phänomen, „das komplexer 
kaum sein könnte: Er ist global, langfristig – über mehrere Jahrhunderte – verbunden 
mit ‚komplexen Interaktionen zwischen klimatischen, ökologischen, wirtschaftlichen, 
politischen, institutionellen, sozialen und technologischen Prozessen’“6. Allgemein 
werden mit dem Begriff des Klimawandels jedoch nur die negativen Auswirkungen auf 
                                                 
3 Knopp, UPR 2010, 130 (130). 
4 Knopp, UPR 2010, 130 (130) unter Verweis auf Rowe, in: Voigt (Hrsg.), Globalisierung des 
Rechts, 2000, S. 249 (255 m.w.N.); auch Diehr, Rechtsschutz im Emissionszertifikate-Handels-
system, 2006, S. 55. 
5 S. Auflistung unter http://europa.eu/pol/env/index_de.htm, aufgerufen am 12.8.2011. 
6 Knopp, UPR 2010, 130 (131). 
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die Umwelt umfasst, z.B. durch den Ausstoß von Treibhausgasen. Allerdings können 
die Konsequenzen für die Umwelt gar nicht so konkret erfasst werden. Das liegt vor 
allem daran, dass die ablaufenden Umweltprozesse sehr vielfältig und die genauen Zu-
sammenhänge wissenschaftlich bisher nicht vollkommen erfasst sind. Im Zusammen-
spiel dieser unterschiedlichen, das Klima bestimmenden Faktoren gibt es noch zu viele 
ungeklärte Vorgänge. 
Größtenteils sind die Aussichten bezüglich der Entwicklung des Klimas pessimistisch. 
Nach Prognosen des IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change/Zwischen-
staatlicher Ausschuss für Klimaänderungen; im Deutschen auch Weltklimarat genannt) 
in seinem 4. Sachstandsbericht7 wird die mittlere Erdtemperatur bis 2100 um 1,4-5,8°C 
zunehmen, was einen erheblichen Anstieg des Meeresspiegels nach sich ziehen würde. 
Weiter werden Folgen wie Gletscherschmelze, Dürreperioden, Überschwemmungen, 
also eine zunehmende Anzahl von Naturkatastrophen im Allgemeinen prognostiziert. 
Dieser Bericht ist allerdings in die Kritik geraten, da die Vorhersagen teilweise ungenau 
und manche Rückschlüsse nicht haltbar seien.8 Allerdings werden die Berichte des 
IPCC als Grundlage für die Ausarbeitung der Maßnahmen genommen. 
Fest steht, dass im Sinne der künftigen Generationen die negativen Auswirkungen auf 
die Umwelt so gering wie möglich gehalten werden müssen. Dazu gehört nicht nur der 
Schutz des Klimas, sondern auch die Erhaltung von Lebensräumen und Tierarten sowie 
die Vermeidung von Wasser-, Boden- und Luftverschmutzung. Projekte in diesen Be-
reichen sollen daher auf europäischer Ebene unterstützt werden, um die Risiken für den 
Planeten und die künftigen Generationen zu verringern.9 
Der Emissionshandel spielt wegen des vermehrten Ausstoßes an Treibhausgasen und 
dem in letzter Zeit gestiegenen öffentlich-politischen Interesse eine große Rolle. Er zielt 
vor allem auf die Einbeziehung der Industrie als Hauptverursacher von Treibhaus-
gasemissionen ab. Sie soll dadurch vermehrt in die Pflicht genommen werden. 
                                                 
7 S. http://www.bmu.de/klimaschutz/internationale_klimapolitik/ipcc/doc/45408.php oder unter 
http://www.ipcc.ch/, aufgerufen am 12.8.2011. 
8 Zur Klimadiskussion näher u. 5.1.1. 
9 Vgl. BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 5; Über-
sicht zur Bekämpfung des Klimawandels auf den Seiten der EU unter 
http://europa.eu/legislation_summaries/environment/tackling_climate_change/index_de.htm, auf-
gerufen am 12.8.2011. 
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Bei dem zunächst zur Senkung angegangenen Treibhausgas handelt es sich um Kohlen-
dioxid. Es ist von Natur aus in der Erdatmosphäre vorhanden und wirkt dort wie das 
„Glasdach eines Treibhauses“.10 Durch diesen Effekt wird die Erde erst bewohnbar. 
Ohne Kohlendioxid wäre die (Durchschnitts-)Temperatur in der Atmosphäre für den 
Menschen viel zu niedrig und unerträglich.11 Doch nicht nur durch Industrieprozesse 
wird CO2 ausgestoßen, sondern auch bei natürlichen Prozessen, wie mikrobiellen Vor-
gängen (Verwesung, sonstige Vorgänge im Boden)12, vulkanischen Aktivitäten, Gewit-
tern, Waldbränden, Pflanzenausdünstungen (in Verbindung mit Photosynthese) oder 
auch der Viehhaltung. Bei der Rinderhaltung zur Milch- oder Fleischerzeugung wird 
beispielsweise vor allem Methan freigesetzt, was eine wesentlich stärkere Klimawirk-
samkeit haben soll als Kohlendioxid.13 Allerdings könne auch der CO2-Ausstoß eines 
Pkw mit einer Fahrleistung von 18.000 km jährlich (bei 130g CO2 pro km) mit dem 
jährlichen Ausstoß einer Milchkuh gleichgesetzt werden.14 
Seit 2008 können neben Kohlendioxid auch weitere vom Kyoto-Protokoll erfasste 
Treibhausgase von den Mitgliedstaaten in den Emissionshandel einbezogen werden, 
nämlich Methan, Distickstoffmonoxid, Fluorkohlenwasserstoff und Schwefelhexafluo-
rid. Damit würde beispielsweise auch den Ausstößen im Bereich der Landwirtschaft 
Rechnung getragen, wenn auch noch keine Verfahren zu deren Reduktion angedacht 
wurden. 
Um den schädlichen Umwelteinflüssen entgegenzuwirken, sollen die Aktionen der EU 
zu einer effizienteren Nutzung umweltschonenderer Energieträger, zu weniger Emissio-
nen und mehr Ausgewogenheit im Verkehr, zur Einbeziehung der Unternehmen in die 
Verantwortung, ohne aber dabei ihre Wettbewerbsfähigkeit zu beeinträchtigen, zur um-
weltorientierten Raumordnung und Landwirtschaft sowie zur Schaffung forschungs- 
und innovationsfreundlicher Rahmenbedingungen führen.15 Zumindest sind dies die 
offiziellen, hochgesteckten Ziele der Union. 
                                                 
10 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 5. 
11 Joussaume, Klima, 1996, Einleitung. 
12 Cocks, Energy Demand and Climate Change, 2009, S. 37. 
13 Allgemein zur Verbindung von Emissionen und Landwirtschaft Zimmer, CO2-Emissionsrechte-
handel in der EU, 2004, S. 61. 
14 S. dazu beispielsweise http://www.wwf.de/themen/landwirtschaft/landwirtschaft-klima/, aufgeru-
fen am 12.8.2011. 
15 Vgl. http://europa.eu/legislation_summaries/environment/tackling_climate_change/index_ de.htm, 
aufgerufen am 12.8.2011. 
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1.1.2 Kyoto-Prozess 
1997 fand eine internationale Konferenz im Rahmen der Vereinten Nationen (UN) statt, 
bei der nach Lösungsstrategien zur Abwendung von schädlichen Umwelteinflüssen ge-
sucht wurde. Die Grundsätze wurden im Kyoto-Protokoll16 zum erstmals zu diesem 
Thema bereits 1992 eingegangenen Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen (Klimarahmenkonvention)17 festgeschrieben. 188 Staaten unter-
zeichneten die Vereinbarung. Dabei unterschrieben die Europäische Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten das Protokoll als „gemischtes Abkommen“ unabhängig voneinander 
und sind somit alle Vertragsparteien des Kyoto-Protokolls,18 um den geteilten Binnen-
kompetenzen von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten gerecht zu werden. Dies änderte 
auch nichts am internen Kompetenzgefüge von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten.19 
Vorrangiges Ziel der Rahmenkonvention ist es gem. Art. 2, in Übereinstimmung mit 
den einschlägigen Bestimmungen des Übereinkommens die Stabilisierung der Treib-
hausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu erreichen, auf dem 
eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems verhindert wird.20 In An-
hang 1 der Rahmenkonvention sind alle Staaten (Annex-I-Staaten) aufgelistet, die die 
Verpflichtung zur Reduktion der Werte durch Politiken und Maßnahmen angenommen 
haben, auch wenn damit noch keine rechtliche Verbindlichkeit geschaffen wurde.21 Im-
merhin wurde dadurch ein institutioneller Prozess von jährlichen Konferenzen der Ver-
tragsparteien angestoßen (Conference of the Parties – COP) und nach Art. 17 der Rah-
menkonvention auch die Beschließung von Protokollen festgelegt. 
Im Rahmen des Kyoto-Protokolls sollten dann konkretere Verpflichtungen eingegangen 
werden.22 Es wurde vor allem die Eindämmung des Ausstoßes von sechs verschiedenen 
Treibhausgasen beschlossen. Konkret besagt Art. 3 des Kyoto-Protokolls, dass alle An-
nex-I-Staaten bis 2012 die Reduktion um 5 % im Vergleich zum Niveau von 1990 er-
                                                 
16 Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
vom 11.12.1997, durch die EG ratifiziert am 31.5.2002. 
17 Bspw. unter http://www.bmu.de/klimaschutz/internationale_klimapolitik/doc/39925.php, aufgeru-
fen am 12.8.2011; weiter Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 29 ff. 
18 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (21). 
19 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 126. 
20 Dazu Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 32 f. 
21 Erling, Emissionshandel, 2008, S. 11. 
22 Zum Kyoto-Protokoll allgemein Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 
2004, S. 42 ff. 
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reichen sollen. Das Kyoto-Protokoll ist am 16. Februar 2005 in Kraft getreten. Nun ta-
gen auch hier regelmäßig die Vertragsparteien (Meeting of the Parties to the Kyoto-
Protocol – MOP), unter anderem im Dezember 2007 auf Bali. Diese Konferenz wurde 
im Nachhinein sehr unterschiedlich bewertet. Auf der einen Seite wurden die Verhand-
lungen positiv empfunden, da die USA, Russland und Japan diesmal auch klar die Ab-
sicht kundtaten, sich nun vermehrt für den Klimaschutz einsetzen zu wollen, anderer-
seits ging vor allem vielen Europäern der festgehaltene Kompromiss nicht weit genug. 
Während die EU sich bis 2020 auf Reduktionswerte zwischen 25 und 40 % einlassen 
wollte, war den anderen beteiligten Staaten diese Reduktion prozentual zu hoch. Die 
USA problematisierten außerdem die zu geringe Einbeziehung von Schwellenländern in 
die Reduktionsverpflichtungen, die nichtsdestotrotz erheblich zum gesamten Treibhaus-
gasausstoß beitragen würden. 
Insgesamt werden die regelmäßigen Verhandlungen jedoch als Schritt in die richtige 
Richtung eingestuft, da die Konferenzen das öffentliche Interesse wecken und deutlich 
machen, dass der politische Prozess in diesem Bereich fortläuft und so allen Beteiligten 
die Wichtigkeit der Reduktionen bewusst bleibt. Es wurde auch ein Verhandlungsman-
dat für ein neues globales Klimaabkommen beschlossen, dessen Vertrag 2009 auf der 
Umweltkonferenz in Kopenhagen abgeschlossen wurde und welches in den nächsten 
Jahren ratifiziert werden soll. Eine direkt anschließende Nachfolge an das 2012 auslau-
fende Kyoto-Protokoll wird es aber nicht geben können. 
Die Verhandlungen in Kopenhagen Ende 2009 führten zu keinem überzeugenden Er-
gebnis. Statt sich auf eine Kyoto-Nachfolgeregelung zu einigen, wurde vielmehr über 
die Finanzierung der Klimaschutzmaßnahmen gestritten und so blieben auch die weite-
ren Maßnahmen diffus und Reduktionswerte unkonkret.23 In Cancún 2010 fanden wei-
tere Verhandlungen statt, die ebenfalls sehr unterschiedlich bewertet wurden. Während 
die einen die Absegnung der grundsätzlichen Fortsetzung des Kyoto-Klimaschutz-
vertrags und die Einrichtung eines Hilfsfonds von Industriestaaten für Entwicklungslän-
der lobten, kritisierten vor allem Umweltschutzverbände, dass verbindliche Zusagen 
wieder einmal vertagt wurden, so dass die Mineral-, Kohle- und Holzindustrie ein wei-
                                                 
23 Knopp, UPR 2010, 130 (133); vgl. auch Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach 
Kopenhagen, 2011, S. 17 (21). 
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teres Jahr unkontrolliert mit CO2 die Luft verschmutzen könne.24 In der Tat konnte da-
nach ein Beschluss über die Fortsetzung des Kyoto-Protokolls erst auf dem nächsten 
UN-Klimagipfel Ende 2011 in Durban gefällt werden. Durch die lange Ratifizierungs-
phase wäre so auf jeden Fall eine vertragliche Lücke zwischen dem 2012 auslaufenden 
Kyoto-Protokoll und einem Nachfolgeabkommen entstanden. Mittlerweile wurde aber 
eine Verlängerung des Kyoto-Protokolls bis 2020 beschlossen. Ein neues Weltklima-
abkommen soll bis dahin ausgehandelt werden, welches anschließend in Kraft treten 
kann. 
Im Kyoto-Protokoll werden bisher zur Erfüllung der vorgegebenen Reduktionsziele drei 
flexible Mechanismen vorgeschlagen: der internationale Emissionshandel als System25 
sowie projektbezogen die sog. Joint Implementation (JI), also gemeinsame Projektum-
setzung, und der Clean Development Mechanism (CDM), der Mechanismus für umwelt-
verträgliche Entwicklung.26 Die flexiblen Mechanismen bedeuten nur, dass das Kyoto-
Protokoll zur Reduktion der Treibhausgase kein spezifisches Verfahren vorgibt. Es geht 
zunächst nur um die Verpflichtung, den Ausstoß zu senken. 
Die drei vorgeschlagenen Mechanismen bedeuten Folgendes: „Der internationale Emis-
sionshandel auf Staatenebene beruht auf dem Prinzip fester Emissionsobergrenzen […] 
in Verbindung mit einem Handelssystem“27 und hält insofern für jeden Annex-I-Staat 
im Zeitraum von 2008-2012 ein Emissionsbudget (Assigned Amount Units – AAU) 
bereit, das von der jeweils übernommenen Reduktionspflicht abhängt. Eine Überschrei-
tung des Budgets ist nur möglich, wenn von anderen Staaten, die weniger Zertifikate 
benötigten, als sie zur Verfügung hatten, entsprechend zusätzliche Zertifikate gekauft 
werden. 
Bei der gemeinsamen Projektumsetzung (Joint Implementation – JI) geht es um die 
Durchführung von konkreten Emissionsminderungsprojekten, deren Erfolge dann wie-
derum zusätzliche Emissionsmengen (Gutschriften in Form von Emissionsreduktio-
neinheiten – Emission Reduction Units – ERU) für den jeweiligen, die Maßnahme initi-
                                                 
24 S. dazu http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,734080,00.html vom 11.12.2010, aufge-
rufen am 12.8.2011. 
25 S. Art. 17 des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen vom 11.12.1997; in Deutschland ratifiziert durch das Gesetz vom 27.4.2002, 
BGBl. II S. 966. 
26 Frenz, Emissionshandelsrecht, 2008, Einf. Rn. 3; auch Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszerti-
fikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 19. 
27 Erling, Emissionshandel, 2008, S. 14. 
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ierenden Staat bedeuten. Durchgeführt werden die Projekte von einem Investor in einem 
Industrie- oder Transformationsland, das jedoch zu den Annex-I-Staaten gehören muss. 
Unter einem Transformationsland wird hierbei ein Staat verstanden, der sich in einem 
Übergangsstadium von einer auf zentraler Planung beruhenden Wirtschaftsform in eine 
marktwirtschaftlich organisierte Gesellschaftsordnung befindet, um sich zu einer demo-
kratischen, marktwirtschaftlich orientierten Nation zu entwickeln.28 
Der Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung (Clean Development Mecha-
nism – CDM) ist dagegen eine Maßnahme, die darauf zielt, durch Annex-I-Staaten vor 
allem Projekte in Entwicklungs- oder Schwellenländern anzuregen, die keinen Emissi-
onsverpflichtungen unterliegen und somit die bei solchen Projekten erzielten Reduktio-
nen (Certified Emission Reductions – CER) auf das eigene Budget (AAU) anrechnen zu 
lassen. Diese Anerkennung erfolgt, um die eigenständige Bewertung durch das Gastland 
zu vermeiden, ausschließlich mit Hilfe eines unabhängigen Gremiums der UN.29 Ein 
wichtiger Nebeneffekt ist dabei der Transfer von neuen Technologien in Entwicklungs-
länder. 
Mit der Unterzeichnung des Protokolls hat sich die Europäische Union verpflichtet, 
Emissionsreduktionen im Zeitraum 2008-2012 als rechtsverbindliche Ziele einzubrin-
gen, eine mögliche Lastenteilung zwischen den Mitgliedstaaten und Flexibilitätsmecha-
nismen einzuführen sowie einen stärkeren Informationsaustausch zwischen EU und den 
Mitgliedstaaten zu fördern.30 Das daraus entstandene Burden-Sharing-Agreement, die 
Lasten der Treibhausgassenkung zwischen den Mitgliedstaaten zu verteilen, ist in An-
hang II der Entscheidung Nr. 2002/358/EG31 festgehalten. 
Anreize zur Reduktion von Treibhausgasen sind vor allem durch die Aussicht auf finan-
zielle Gewinne geschaffen worden.32 EU-weit sind etwa 10.000 Industrieanlagen betei-
ligt, auf die nahezu die Hälfte aller CO2-Emissionen entfällt. Insgesamt hat die EU ihr 
                                                 
28 So die Definition unter http://www.bmz.de/de/service/suche/index.php, Suchbegriff: Transforma-
tionsland, aufgerufen am 12.8.2011. 
29 Erling, Emissionshandel, 2008, S. 16. 
30 S. http://europa.eu/legislation_summaries/environment/tackling_climate_change/l28074_de.htm, 
aufgerufen am 12.8.2011. 
31 Des Rates über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über Klimaänderungen im Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die 
gemeinsame Erfüllung der daraus erwachsenden Verpflichtungen vom 25.4.2002, ABl. L 130, 
S. 1, berichtigt durch ABl. 2002 L 176, S. 47. 
32 Würtenberger, ZUR 2009, 171 (171). 
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Reduktionsziel auf 8 % bis 2010 gegenüber dem Stand von 1990 festgelegt, Deutsch-
land speziell hat sich zu einer Reduktion von 21 % verpflichtet.33 
1.1.3 Rechtliche Grundlagen auf europäischer Ebene 
Das System des Handels mit Treibhausgasemissionszertifikaten wurde zum 1. Januar 
2005 durch die Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG34 verbindlich für die Mitglied-
staaten eingeführt. Während die Reduktionsverpflichtung an die Mitgliedstaaten gerich-
tet ist, soll der Emissionshandel selbst über die nationale Umsetzung für die einzelnen 
Unternehmen im Mitgliedstaat verpflichtend werden.35 Die erste Emissionshandelsperi-
ode, die sozusagen als Pilot-Phase gedacht war,36 umfasste die Jahre 2005-2007, die 
zweite die Jahre 2008-2012.37 Weitere, ursprünglich angedachte fünfjährige Handels-
perioden sind auch nach Auslaufen des Kyoto-Protokolls vorgesehen. Nunmehr soll die 
kommende Handelsperiode den Zeitraum 2013-2020 umfassen. 
Eine weitere Grundlage war außerdem die RL 96/61/EG über die integrierte Vermei-
dung und Verminderung der Umweltverschmutzung38, die zunächst durch die RL 
2003/87/EG geändert und schließlich durch die neue RL 2008/1/EG39 aufgehoben wur-
de. Sie zielen allesamt auf die Erreichung eines höheren Schutzniveaus für die Umwelt 
durch die Verminderung von Emissionen in Luft, Boden und Wasser, die durch Tätig-
keiten wie Energiewirtschaft, Herstellung und Verarbeitung von Metallen, Mineralver-
arbeitung etc. entstehen. 
                                                 
33 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 6, 13. 
34 Des Europäischen Parlaments und des Rates über ein System für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der RL 96/61/EG des Rates vom 
13.10.2003, ABl. L 275, S. 32, zuletzt geändert durch RL 2009/29/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Änderung der RL 2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung des 
Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten vom 23.4.2009, 
ABl. L 140, S. 63. 
35 Frenz, Emissionshandelsrecht, 2008, Einf. Rn. 5. 
36 Cosack, EurUP 2007, 40 (41); auch Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Ko-
penhagen, 2011, S. 17 (22). 
37 Dazu auch allgemein Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 
2006, S. 168. 
38 Vom 24.9.1996, ABl. L 257, S. 26, kurz: IVU-Richtlinie. 
39 Des Europäischen Parlaments und des Rates über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung vom 15.1.2008, ABl. L 24, S. 8, zuletzt geändert durch RL 2009/31/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 über die geologische Speicherung von 
Kohlendioxid und zur Änderung der RL 85/337/EWG des Rates sowie der RL 2000/60/EG, 
2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes sowie der VO (EG) Nr. 1013/2006, ABl. L 140, S. 114. 
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Neben der Emissionshandelsrichtlinie sind auf europäischer Ebene noch weitere Mittei-
lungen der Kommission, beispielsweise die vom 7. Januar 2004 über die Hinweise zur 
Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der in Anhang III der Emissions-
handelsrichtlinie aufgelisteten Kriterien40 oder der NAP-Guidance41 vom 22. Dezember 
2005 mit Hinweisen zur Umsetzung ergangen. Außerdem hält die EU-Register-
Verordnung42 fest, dass zur besseren Übersichtlichkeit für jede Vertragspartei ein sog. 
Konto geführt wird. Diese Mitteilungen bzw. zusätzlichen Regularien sollen nicht im 
Einzelnen dargestellt werden, sondern nur in relevantem Kontext Erwähnung finden. 
1.1.4 Rechtliche Grundlagen auf nationaler Ebene 
Auf nationaler Ebene wurde die Emissionshandelsrichtlinie durch das Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz (TEHG) umgesetzt, welches wiederum zwei weitere Rechts-
vorschriften, das Zuteilungsgesetz (ZuG 200743 und zur Zeit noch ZuG 201244) und die 
Zuteilungsverordnung (ZuV 200745 und ZuV 201246), nach sich zog. Das neue TEHG 
ist am 21. Juli 2011 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden47 und am 28. Juli 2011 
in Kraft getreten. Dabei sind die Übergangsbestimmungen besonders zu beachten, denn 
viele Bestimmungen sind erst ab 2013, also für die dritte Handelsperiode gültig. Außer-
dem wird es im Gegensatz zur alten Fassung kein Zuteilungsgesetz mehr nach sich zie-
hen.48 
                                                 
40 KOM (2003) 830 endg. 
41 Mitteilung der Kommission „Neue Hinweise zu den Zuteilungsplänen für den Handelszeitraum 
2008-2012 des Systems für den EU-Emissionshandel“, KOM (2005) 703 endg. 
42 VO (EU) Nr. 920/2010 der Kommission vom 7.10.2010 über ein standardisiertes und sicheres 
Registrierungssystem gemäß der RL 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates so-
wie der Entscheidung Nr. 280/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 270, 
S. 1, gültig ab dem 1.1.2012; bis dahin noch VO (EG) Nr. 994/2008 der Kommission vom 
8.10.2008, ABl. L 271, S. 3. 
43 Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zu-
teilungsperiode 2005 bis 2007 vom 26.8.2004, BGBl. I S. 2211. 
44 Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zu-
teilungsperiode 2008 bis 2012 vom 7.8.2007, GVBl. Nr. 38 vom 10.8.2007, S. 1788. 
45 Verordnung über die Zuteilung von Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zuteilungspe-
riode 2005 bis 2007 vom 31.8.2004, BGBl. I. S. 2255. 
46 Verordnung über die Zuteilung von Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zuteilungspe-
riode 2008 bis 2012 vom 13.8.2007, BGBl. I S. 1941. 
47 BGBl. I S. 1475. 
48 S. zu den Gründen u. 5.6. 
1 Einleitung und Problemstellung 
 
 
12 
Das TEHG ist demnach das grundlegende Gesetz zur Umsetzung der Emissionshandels-
richtlinie in deutsches Recht. Das alte TEHG war als Artikel 1 im Gesetz zur Umset-
zung der RL 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgas-
Emissionszertifikaten in der Gemeinschaft49 eingebettet. Die beiden weiteren Artikel 
umfassten eine Ergänzung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) sowie das 
Inkrafttreten des Gesetzes. Das ZuG 2012 als weiterer Teil der Richtlinienumsetzung 
legte fest, welche exakt definierte Menge an Zertfikaten für den Ausstoß von CO2 den 
einzelnen Anlagen zugeteilt wurde. Es beruhte vor allem auf dem Gesetz zur Änderung 
der Rechtsgrundlagen zum Emissionshandel im Hinblick auf die Zuteilungsperiode 
2008-2012.50 Nunmehr wird ein nationales Zuteilungsgesetz nicht mehr nötig sein, da 
die letzte Änderung der Richtlinie die Zuteilungsparameter verbindlich festlegte. 
Das Projekt-Mechanismen-Gesetz (ProMechG)51 regelt die Emissionsreduktionsmaß-
nahmen, die Deutschland als Investor- oder Gastgeberstaat in anderen Staaten durchfüh-
ren möchte. Dabei werden sowohl Emissionsreduktionseinheiten (ERUs) als auch zerti-
fizierte Emissionsreduktionen (CERs) einbezogen.52 
Der Nationale Allokationsplan (derzeit noch aktuell NAP II für die zweite Handelspe-
riode)53 bildete die Grundlage für die Erstellung des Zuteilungsgesetzes. Mit der Vorla-
ge verfolgt die Bundesregierung laut Einführung den Klimaschutz, Impulse für Investi-
tionen und Innovationen, Transparenz und die Berücksichtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit der stromintensiven Wirtschaft. Der Plan wurde für die zweite 
Handelsperiode am 30. Juni 2006 an die Kommission zur Prüfung übersandt und mit 
einer Senkung der Obergrenze von 482 auf 453 Mio. Tonnen CO2 und einigen kritisier-
ten Bestandsregelungen zurückgeschickt. Die Änderungen wurden dementsprechend 
eingearbeitet. Allerdings ist der NAP rechtlich nicht verbindlich. Vielmehr wurde die 
verbindliche Entscheidung über die Höhe der Zuteilung bisher allein durch die Deutsche 
Emissionshandelsstelle (DEHSt) gefällt.54 
                                                 
49 Vom 8.7.2004, BGBl. I S. 1578. 
50 Vom 7.8.2007, BGBl. I S. 1788. 
51 Vom 22.9.2005, BGBl. I S. 2826, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.10.2008, 
BGBl. I S. 2074. 
52 S. auch o. 1.1.2 zu den europäischen Rechtsgrundlagen. 
53 2008-2012 für die Bundesrepublik Deutschland vom BMU vom 28.6.2006. 
54 Frenz, Emissionshandelsrecht, 2008, Einf. Rn. 20. 
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Weiter gibt es die Projekt-Mechanismen-Gebührenverordnung (ProMechGebV).55 Die-
se regelt die Höhe der Gebühren bei durchgeführten Projekttätigkeiten je nach Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten Projektkategorie. Die Gebühren liegen danach zwischen 20 
und 600 Euro. 
Zusätzlich bestehen durch die zahlreichen Ermächtigungsgrundlagen weitere Möglich-
keiten zum Erlass von Maßnahmen, der aber vor allem sinnvoll wäre, wenn neben CO2 
noch weitere Treibhausgase in den Emissionshandel einbezogen würden.56 
1.1.5 Prinzip des Emissionshandels 
2005 wurde der Emissionshandel in Deutschland eingeführt, um den industriellen Aus-
stoß von Kohlendioxid einzuschränken. Dazu erhalten die Betreiber von Kraftwerken 
oder anderen Industrieanlagen (beispielsweise Stahlwerke, Keramik- und Ziegelwerke, 
Zement- und Papierfabriken, Ölraffinerien) zunächst Berechtigungen, die es ihnen er-
lauben, pro Zertifikat eine bestimmte Menge CO2 auszustoßen. Wenn die Anlage nun 
mehr Emissionen ausstößt als durch die ihr zugeteilten Emissionszertifikate abgedeckt 
sind, müssen weitere zugekauft werden, beispielsweise von einem Unternehmen, das 
seine Anlage modernisiert und so den CO2-Ausstoß gesenkt hat. Es wird also ein Han-
del zwischen den Unternehmen angestrebt.57 
Bei einem geringeren Ausstoß können die überzähligen Zertifikate also an andere Un-
ternehmen verkauft und somit durch die Reduktion der Ausstöße Gewinne erzielt wer-
den.58 Gleichzeitig wird eine ökonomische Flexibilität ermöglicht, da die Unternehmen 
nicht auf bestimmte Werte festgelegt werden. Es liegt vielmehr an ihnen, durch ver-
mehrte Umweltanstrengungen in den kostengünstigsten Bereichen,59 sozusagen finanzi-
elle Belohnungen zu erlangen. Dann kann der Klimaschutz auch „dort stattfinden, wo er 
zu den geringsten Kosten, und damit volkswirtschaftlich mit den geringsten Belastun-
gen, verwirklicht werden kann“.60 
                                                 
55 Vom 16.11.2005, BGBl. I S. 3166, zuletzt geändert durch Verordnung vom 28.8.2008, BGBl. I 
S. 1830. 
56 Frenz, Emissionshandelsrecht, 2008, Einf. Rn. 18. 
57 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 167, auch 170. 
58 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (21). 
59 Faure/Peeters, in: dies., Climate Change and European Emissions Trading, 2008, S. 3 (3). 
60 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 17. 
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Dies ist bei einer kostenlosen Zuteilung der Zertifikate noch möglich, sofern die später 
eintretenden Kosten nicht komplett an die Verbraucher weitergegeben werden. Anderer-
seits ist es für manchen Anlagenbetreiber die einfachere Vorgehensweise, bei erhöhtem 
Bedarf an Zertifikaten solche von anderen Unternehmen zuzukaufen, ohne die eigene 
Anlage aufwendig zu sanieren. Insoweit besteht durch den Emissionshandel die Mög-
lichkeit, den Klimaschutz dort anzusetzen, wo er am kostengünstigsten realisiert werden 
kann.61 Allerdings gelten mit der Umstellung auf das Benchmarking-System62 zumin-
dest in Bezug auf Energieanlagen seit 2008 andere Maßstäbe. Hier können ineffiziente 
Anlagen auf Dauer wesentlich teurer werden, da sich die Zuteilung für Bestandsanlagen 
nunmehr an der Zuteilung für hocheffiziente Neuanlagen misst. Der allgemeine nationa-
le sowie gesamteuropäische Zielwert für die CO2-Reduktionen ist hingegen klar gesetzt 
und soll nicht auf einzelne Anlagen, sondern nach dem Burden-Sharing-Agreement 
vielmehr auf die Gesamtheit der beteiligten Anlagen bezogen werden. 
1.1.6 Durchführung 
Zuständig für die Steuerung und Überwachung des Emissionshandels in Deutschland ist 
die beim Umweltbundesamt eingerichtete Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt). 
Diese vergibt und löscht Zertifikate und führt ein entsprechendes Register. Basis für die 
Errechnung der Zuteilungsmenge an Zertifikaten ist die durchschnittliche Produktions-
menge in den Jahren 2000-2005. Jeweils zum 1. März muss der Anlagenbetreiber einen 
Bericht vorlegen, der eine Aufstellung der ausgestoßenen Menge beinhalten soll. Unab-
hängige Sachverständige prüfen dann, ob für die ausgestoßene Menge an CO2 auch die 
entsprechende Menge an Zertifikaten vorliegt. Hat ein Anlagenbetreiber zu wenige 
Emissionszertifikate abgegeben, muss er seit 2008 100 Euro pro überschüssiger Tonne 
CO2 nachzahlen und die fehlenden Zertifikate werden ihm im Folgejahr abgezogen.63 
Damit die in Anlage B des Kyoto-Protokolls festgehaltene Reduktionsverpflichtung 
erreicht werden kann, muss die Gesamtmenge an in der BRD ausgeteilten Emissions-
zertifikaten kontinuierlich gesenkt werden. Ab 2008 beträgt sie 451,86 Mio. Tonnen 
                                                 
61 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 8. 
62 Näher sogleich 1.1.6. 
63 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 9. 
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Kohlendioxid pro Jahr, was eine Reduktion im Vergleich zur ersten Handelsperiode von 
etwa 57 Mio. Tonnen bedeutet.64 
In der zweiten Handelsperiode nehmen in Deutschland 1665 Anlagen am Emissions-
handel teil.65 Für Energieanlagen gilt seitdem ein Benchmarking-System, welches vor 
allem neue Anreize für Investitionen und Modernisierung bringen soll. Denn dieses 
Benchmarking-System besagt, dass „sich die Zuteilung für Bestandsanlagen der Ener-
giewirtschaft ab 2008 an den Emissionen hocheffizienter Neuanlagen orientiert“66. Das 
bedeutet für alte und ineffiziente Anlagen, dass in jedem Fall Zertifikate zugekauft wer-
den müssen, da die Zuteilung anteilig gekürzt wird, je nachdem, wie weit die Effizienz 
der Anlage von dem jeweiligen Effizienzfaktor des Anlagentyps entfernt ist. Je weiter 
die Faktoren auseinander gehen, desto höher fällt die Kürzung der Zuteilung für die 
jeweilige Anlage aus. Insgesamt soll dadurch ein weiterer Anreiz geschaffen werden, 
alte Anlagen durch neue zu ersetzen. 
Der eigentliche Handel mit Emissionshandelszertifikaten kann auf verschiedene Arten 
stattfinden, beispielsweise über Makler, spezielle Börsen oder auch Auktionen. Welche 
Form letztlich gewählt wird, hängt auch mit den Transaktionskosten bzw. den verfügba-
ren Ressourcen des Unternehmens im Bereich Handel zusammen. Es ist aber zu erwar-
ten, dass Plattformen wie der CO2-Börse mit steigender Handelsmenge eine größere 
Bedeutung zukommen wird.67 Die erste für Emissionszertifikate gegründete Börse war 
2005 die Strombörse Nordpool, die in Skandinavien angesiedelt ist. Ihr folgte unmittel-
bar die EEX68 in Leipzig. Ein Vergleich der Konditionen der unterschiedlichen Börsen 
kann sich für die Unternehmen in jedem Fall positiv auswirken. Bei der EEX werden 
beispielsweise nur geringe Transaktionsgebühren erhoben, während bei anderen Börsen 
die Mitgliedsbeiträge geringer sind.69 
 
                                                 
64 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 10. 
65 BMU (Hrsg.), Emissionshandel – Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb, 2008, S. 7. 
66 Hintergrundpapier des BMU, Emissionshandel in der zweiten Handelsperiode 2008-2012: Einfa-
cher – wirksamer – effizienter, vom 18.4.2007, S. 2. 
67 S. http://www.energieagentur.nrw.de/emissionshandel/page.asp?TopCatID=2166&CatID= 
2189&RubrikID=2189, aufgerufen am 12.8.2011. 
68 S. http://www.eex.com/de, aufgerufen am 12.8.2011. 
69 S. http://www.energieagentur.nrw.de/emissionshandel/page.asp?TopCatID=2166&CatID= 
2189&RubrikID=3393, aufgerufen am 12.8.2011. 
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1.1.7 Zukunft des Emissionshandels 
Eine Zusammenfassung der Maßnahmen auf den Internetseiten der Europäischen Union 
zeigt, wie hoch die Priorität des Themas Klimawandel ist.70 Hier sind alle Entscheidun-
gen, Vorschläge, Mitteilungen, Verordnungen und Richtlinien, die in diesem Bereich 
erlassen wurden, aufgeführt. Sie schreiben spezifische Maßnahmen fest, auch wenn die 
meisten von ihnen rechtlich nicht verbindlich sind. In ihnen geht es um mögliche Hand-
lungsstrategien in allen angrenzenden Bereichen, teilweise bis 2020. Insofern ist gesi-
chert, dass sich die EU auch über das Kyoto-Protokoll hinaus den Umweltaufgaben und 
in diesem Bereich vor allem den Reduktionsverpflichtungen und der Steigerung der 
Energieeffizienz widmen wird. Die Verhandlungen in Kopenhagen 2009 und in Cancún 
201071 haben allerdings gezeigt, wie schwierig es ist, sich global auf bestimmte Strate-
gien zu einigen. Dabei ist die internationale Zusammenarbeit gerade in Umweltschutz-
fragen wichtig, da die Ursachen und Auswirkungen global sind. Ob doch noch eine ge-
meinsame Basis und somit weltweite Strategie über das Kyoto-Protokoll hinaus 
erarbeitet werden kann, wird sich erst in Zukunft zeigen. In jedem Fall wird eine ver-
tragliche Lücke zwischen dem bisherigen Kyoto-Protokoll und einer Nachfolgeregelung 
entstehen. Die Emissionshandelsrichtlinie ist indes unabhängig vom Fortlauf des Kyoto-
Protokolls gültig und wird auch ohne globalen Zusammenschluss Bestand haben kön-
nen.72 
1.2 Sprachwissenschaftliche Fragestellungen 
Vagheit oder Unschärfe ist nicht nur in der Sprachwissenschaft ein fest anerkanntes 
Thema, welches in vielen Abhandlungen diskutiert und analysiert wird.73 Dabei geht es 
jedoch vor allem um die Verortung von Unschärfen in natürlicher Sprache, so dass die 
untersuchten Phänomene sehr vielfältig sind, aber prinzipiell nicht mit dem Ansatz die-
                                                 
70 S. http://europa.eu/legislation_summaries/environment/tackling_climate_change/index_de.htm, 
aufgerufen am 12.8.2011. 
71 S.o. 1.1.2 und u. 5.1.2.5. 
72 Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (201). 
73 Rieger, Unscharfe Semantik, 1989; Pinkal, Logik und Lexikon – Die Semantik des Unbestimmten, 
1985; Wolski, Schlechtbestimmtheit und Vagheit – Tendenzen und Perspektiven, 1980; Walter 
(Hrsg.), Vagheit, 2005; mit rechtlichem Bezug unter Verweis auf Kant, Popper und Wittgenstein 
mit ihren philosophischen Aspekten Schneider, in: Scharrer u.a. (Hrsg.), Risiko im Recht – Recht 
im Risiko, 50. Assistententagung Öffentliches Recht, 2011, S. 177 ff. 
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ser Arbeit verglichen werden können. Diese auf natürliche Sprache bezogenen Vag-
heitstheorien sollen in dieser Arbeit nicht näher thematisiert werden. Vielmehr geht es 
um die Herausstellung spezifischer sprachlicher Konstellationen im Hinblick auf die 
Verbindung von Sprache und Recht, die eine exakte Verständigung und somit eindeuti-
ge Handlungskonsequenzen unmöglich machen. Diese Konstellationen sind auf ver-
schiedenen Ebenen zu verorten, einmal im sprachlichen Begriffs- und Bedeutungsbe-
reich, weiter im Bereich von sprachlichen Relationen und im Verhältnis von Fach- und 
Gemeinsprache. Im weiteren Sinne sollen diese Konstellationen auch im Bereich von 
Mehrsprachigkeit und Übersetzungen auf europäischer Ebene ausgemacht werden, wo-
mit ein politischer Aspekt hinzukommt. 
Die Bewegungsrichtung der Argumentation verläuft von der allgemeinen sprachlichen 
Ebene, die insoweit auch die Makroebene der Betrachtung bildet, über die konkretere 
Verwendung im fachsprachlichen Kontext zum speziellen Fall der Kommunikation auf 
europäischer Ebene. Zugespitzt wird die Untersuchung auf den Fall der Richtlinien als 
spezifische Rechtsakte in der Unionsgesetzgebung und insofern sozusagen die Mikro-
ebene der Untersuchung bildend. Schließlich wird auf die Emissionshandelsrichtlinie 
und deren Umsetzung ins nationale Recht fokussiert. 
Aus sprachwissenschaftlicher Sicht bilden juristische Texte, gleich welcher Art, ein 
spezielles Gebiet, welches Objekt vielfältiger Untersuchungen ist. Recht ist ohne Spra-
che nicht möglich.74 Die grundlegenden Strukturen eines Rechtssystems werden durch 
Sprache festgelegt, was die enge Beziehung von Rechts- und Sprachsystemen aus-
macht.75 Recht kommt insofern eine kommunikative Funktion zu,76 als mitgeteilt wer-
den muss, worin die Rechte des Einzelnen bestehen oder aber dass festgelegt wird, was 
der Einzelne darf bzw. nicht darf, damit das gesellschaftliche Zusammenleben nicht 
gestört oder gefährdet wird. Ohne Sprache, vor allem in schriftlicher Form, ist eine ein-
heitliche Verständigung darüber und auch eine konsequente Handhabung nicht möglich. 
                                                 
74 Großfeld, JZ 1984, 1 (1, 3): Sprache ist das Instrument des Juristen; ders., JZ 1997, 633 ff.; ähn-
lich Martiny, ZEuP 1998, 227 (230); Braselmann, EuR 1992, 55 (55): „Hervorbringen und Voll-
ziehen von Recht ist immer auch ein Akt des Sprechens“, „Recht lebt also in der Sprache und 
durch die Sprache“; auch Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, 
S. 206; auch Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (17); Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 
662: „Recht ist Sprache“. 
75 Nach Schwintowski, in: Lerch (Hrsg.), Die Sprache des Rechts I, 2004, S. 375 (376); vgl. auch 
Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 339. 
76 Busse, Juristische Semantik, 1993, S. 9. 
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Recht in Form von Gesetzen ist eine Institution, die in gesellschaftlichen Konfliktsitua-
tionen Lösungsstrategien bieten soll.77 Recht ist demnach eine Art Informationssystem, 
bei dem die Sachverhalte des konkreten Lebens auf ein abstraktes Normensystem proji-
ziert werden.78 Die schwierigste Aufgabe liegt beim Gesetzgeber, der für eine unbe-
stimmbare Vielzahl abstrakter Interessenkonflikte allgemeingültige, schriftlich nieder-
gelegte Regelungen finden muss, die auch im konkreten Rechtsstreit Anwendung finden 
können und zur Lösung beitragen.79 Dabei ist Rechtssicherheit zu wahren: „Gesetzes-
texte sind demnach Sammlungen sprachlicher Formulierungen, die […] die Funktion 
haben, Einheitlichkeit und Verlässlichkeit von Rechtsentscheidungen herbeizuführen, 
zu unterstützen oder zu garantieren.“80 In diesem Sinne hat das Recht auch die Aufgabe, 
verlässliche Handlungsanweisungen zu liefern und so auch entsprechende Reaktionen 
darauf zu generieren. 
Im kommunikationstheoretischen Sinn ist jedoch schon das Verfassen sowie das Ver-
stehen und Deuten von (Gesetzes-)Texten kritisch. Die Problematik entsteht dadurch, 
dass vor allem Gesetzestexte einer Eindeutigkeit bedürfen, der die Sprache als solche 
nicht gerecht werden kann. Bei jeder Formulierung muss davon ausgegangen werden, 
dass ein einzelner Empfänger bzw. Interpretant der Äußerung einen anderen Sinn, auf-
grund seiner persönlichen Wissensbestände oder der Unbestimmtheit eines einzelnen 
Begriffs oder der Satzstruktur, erkennt als ein anderer. Es lassen sich demnach ver-
schiedene Konstellationen herausstellen, die ein besonders hohes Risiko von Unschär-
fen und daraus resultierenden Fehlschlüssen bergen können. Dabei sind Unschärfen 
zugleich als inhärenter Bestandteil von Sprache und Kommunikation anzusehen. 
Die Untersuchung semantischer Vagheit bezieht vor allem die spezifische Bedeutung 
von Wörtern bzw. Satzkonstellationen mit ein, die aber nur am Rande erwähnt werden 
soll. Im Folgenden wird die Rechtssprache als Fachsprache kategorisiert, um anhand der 
spezifischen Merkmale genauer darzulegen, welche besonderen und unter Umständen 
auch problematischen Begrifflichkeiten bzw. Strukturen im Bereich der Rechtssprache 
verwendet werden. Die Wechselwirkung zwischen Sprache und Recht ist so selbstver-
ständlich, dass eine Unterscheidung zwischen Allgemein- und Fachsprache kaum in 
                                                 
77 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 655. 
78 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (148). 
79 Gerhardt, in: Klute (Hrsg.), Fachsprache und Gemeinsprache, 1975, S. 91 (91). 
80 Busse, in: Lerch (Hrsg.), Die Sprache des Rechts I, 2004, S. 7 (9). 
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Betracht gezogen wird.81 Zur Auslotung von Unschärfen kann dieser Ansatz jedoch 
sinnvoll sein. 
Die wichtigen Verbindungen zwischen Recht und Sprache werden auch an den Themen 
Verstehen und Verständlichmachung sowie Oralität und Literalität herausgestellt. Be-
sonderes Augenmerk wird dabei auf folgende Fragestellungen gerichtet: Welche Bedeu-
tung wird sowohl dem Begriff als auch dem Phänomen der Unschärfe beigemessen? 
Welche Maßnahmen könnten beispielsweise zur Optimierung der Verständlichkeit an-
gewandt werden? Kann Unschärfe grundsätzlich vermieden werden? 
Da die Sprachwissenschaft und ihre Untersuchungsformen sehr vielfältig sind, könnten 
die später angesprochenen Teilbereiche sicher vertiefter dargestellt werden. Allerdings 
muss durch die Ausrichtung als interdisziplinäres Projekt der Bezug zu den Richtlinien 
bzw. speziell zur Emissionshandelsrichtlinie gewahrt werden und eine verkürzte Dar-
stellung an vielen Stellen genügen. Insgesamt werden vor allem die Ansätze ausführlich 
behandelt, die auch in Bezug auf die Emissionshandelsrichtlinie zur Anwendung kom-
men sollen und so hilfreich sein können, die Unschärfen in diesem Zusammenhang zu 
beschreiben und zu bewerten. 
Ein weiterer Abschnitt wird sich mit sprachsystematischen Unschärfen befassen. Euro-
päische Richtlinien sind ein Produkt der Unionsrechtsordnung, welche mit den mit-
gliedstaatlichen Rechtsordnungen nicht vergleichbar ist. Diese Rechtsordnungen hängen 
wiederum mit den jeweiligen Sprachsystemen und gesellschaftlichen Entwicklungen 
zusammen. Sie sollen mit dem spezifisch europäischen System verglichen werden. Da-
mit kommt eine politische Komponente ins Spiel, die sich bei der Betrachtung der Eu-
ropäischen Union als Referenzsystem automatisch ergibt. 
In diesem Zusammenhang soll spezifisch auf das Merkmal der Mehrsprachigkeit, wel-
ches in der Literatur einen immer größeren Stellenwert einnimmt, eingegangen werden. 
Die Europäische Union stellt aufgrund des mehrsprachigen Zusammenschlusses und der 
supranationalen Gesetzgebung einen speziellen Fall dar. Die Situation ist insoweit nicht 
vergleichbar mit der in Staaten, die beispielweise zwei oder drei Amtssprachen haben. 
Wie geht die EU also mit diesem Problem um? Gibt es bereits spezielle Verfahren, die 
dem Aufkommen von Unschärfen und Missverständnissen vorbeugen sollen? 
                                                 
81 Schwintowski, in: Lerch (Hrsg.), Die Sprache des Rechts I, 2004, S. 375 (376). 
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Weiter wird die Auslegungsproblematik, die Hermeneutik, behandelt. Sie ist in Bezug 
auf die juristische Arbeitsweise gerade für Einzelfälle unabdingbar und ein wichtiger 
Aspekt der Rechtsarbeit. Es geht dabei um die fallbezogene Auslegung und somit um 
die konkrete Entscheidung in Einzelfällen, in die auch das individuelle Textverständnis 
hineinspielt und wobei bestimmte Grundsätze beachtet werden müssen. Ist auch hier mit 
Unschärfen zu rechnen? 
Die Europäische Union stellt also nicht nur auf politischer und rechtlicher, sondern auch 
auf sprachwissenschaftlicher Ebene besondere Anforderungen an die Beteiligten. Die 
spezifischen Textproduktionsverfahren, die mit einem großen Übersetzungsaufwand 
einhergehen, sind dabei besonders hervorzuheben. 
1.3 Rechtliche Fragestellungen 
Aus rechtlicher Sicht stellen sich zunächst die grundsätzlichen Fragen, in welchem Be-
reich europäische Richtlinien rechtlich verankert sind, welchen Stellenwert sie haben 
und inwieweit sie für die Mitgliedstaaten der Union sowie auch für die einzelnen Bürger 
Pflichten begründen können. Was macht den Unterschied zu anderen Rechtsakten aus 
und was sind typische Eigenschaften der Richtlinien? Wie funktionieren sie und wer ist 
an ihnen und wird durch sie beteiligt? 
Näher muss in diesem Zusammenhang vor allem auf die Umsetzung der Richtlinien in 
den Mitgliedstaaten eingegangen werden, die speziellen Kriterien unterliegt. Auch die 
richtlinienkonforme Auslegung, die mitunter eine sehr wichtige Rolle spielen kann, be-
darf der genaueren Erläuterung. Wann begründen Richtlinien spezielle Pflichten für 
wen? Ist es möglich, dass eine Richtlinie auch Pflichten begründet, obwohl die inhaltli-
chen oder auch strukturellen Anforderungen nicht klar aus dem Text hervorgehen? 
Welche Handhabe bleibt dann den Mitgliedstaaten bzw. den europäischen Institutionen, 
wenn eine Umsetzung auch aufgrund eines eindeutigen Textes nicht in der vorgegebe-
nen Zeit erfolgt ist? Kann eine Richtlinie Vorwirkungen entfalten, sobald sie in Kraft 
getreten ist? Welche Auswirkungen haben Richtlinien, wenn sie ordnungsgemäß umge-
setzt sind? Welche Folgen können Änderungen und Anpassungen haben? Was ge-
schieht bei fehlerhafter Umsetzung? 
Durch die Darstellung dieser Zusammenhänge wird die strukturelle Dimension der eu-
ropäischen Richtlinien deutlich. Schließlich arbeiten an diesen Richtlinien Personen aus 
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unterschiedlichen Bereichen, womit Fach- und Sprachkompetenz auf EU-Ebene auf-
einander prallen und diese schließlich mit der Fachkompetenz auf nationaler Ebene zu-
sammentreffen. Kann insoweit auch das Zusammenspiel der verschiedenen EU-Organe 
(untereinander) mit den jeweils umsetzenden mitgliedstaatlichen Einheiten zu Unschär-
fen bei der Handhabung von Richtlinien führen? 
Die Unschärfekonstellationen, die sich aus den eher sprachwissenschaftlich orientierten 
Abschnitten ergeben haben, sollen schließlich mit den allgemeinen Überlegungen zu 
den Richtlinien in Verbindung gebracht werden. Am Beispiel der Emissionshandels-
richtlinie soll präzise dargelegt werden, wie die Umsetzung in Deutschland vollzogen 
wird und welche Probleme dabei auftreten können. Sind die problematischen Konstella-
tionen, die anfangs festgestellt und erläutert wurden, auch hier von Bedeutung? Können 
sprachlich vage Formulierungen aus der Richtlinie und Versäumnisse in der Umsetzung 
miteinander in Verbindung gebracht werden? 
Bei der Verbindung der sprachwissenschaftlichen Erkenntnisse mit den allgemeinen 
Überlegungen zu europäischen Richtlinien ist es gerade deshalb wichtig, die Emissions-
handelsrichtlinie als praktisches Beispiel heranzuziehen, um Entwicklungen und Aus-
wirkungen auszuloten. Schon im einführenden Teil zum System des Emissionshandels 
wurde deutlich, wie kompliziert die Verfahren sind und wie schwierig es ist, bei dem 
hohen Aufkommen an Rechtsakten und möglichen Änderungsrechtsakten den Über-
blick über die aktuell gültige Rechtslage zu behalten. Insofern muss geklärt werden, was 
genau wodurch umgesetzt wurde, was noch offen ist, ob Stellen unscharf sind und ob 
sie, wenn sie vorhanden sind, das ursprüngliche Ziel gefährden. 
Mit der Ratifikation des Vertrages von Lissabon durch alle Mitgliedstaaten ist ein wei-
terer wichtiger Schritt zum Auf- und Ausbau der Europäischen Union gemacht worden. 
Die Arbeit nimmt diesen Vertrag als Grundlage. 
1.4 Politische Fragestellungen 
Mit den sprachlichen Anforderungen an Gesetzestexte, der engen Verbindung von 
Sprache und Recht und dem Querschnittscharakter des Rechts stehen auch politische 
Begriffe in Verbindung, auf die näher eingegangen werden soll. Beispielsweise ist die 
Grenzwertfestlegung in Rechtsakten ein typisches rechtlich-politisches Problem. 
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Außerdem ist zu diskutieren, ob auch aufgrund nebeneinander stehender heterogener 
Sprachsysteme, wie zweifellos im Falle der Europäischen Union vorhanden, eine De-
mokratie im üblichen Verständnis entstehen kann. Wäre ein homogenes Sprachsystem 
auf europäischer Ebene denkbar oder realistisch? Sprache, Öffentlichkeit und Demokra-
tie stehen in einem engen Verhältnis, das näher erläutert werden muss. Dazu kommt die 
Frage, ob die Europäische Union überhaupt anhand der mitgliedstaatlichen Maßstäbe in 
Bezug auf die Entwicklung von Demokratie gemessen werden kann und ob insofern 
auch die Präzisionsmaßstäbe, die innerstaatlich angewandt werden, auf das europäische 
System zu übertragen sind. 
In Verbindung mit Unschärfen bzw. Ungenauigkeiten in Rechtstexten soll außerdem 
geprüft werden, ob vage Formulierungen nicht auch als Mittel einer politischen Eini-
gung dienen. Gerade im Bereich der Europäischen Union mit mittlerweile 27 Mit-
gliedstaaten ist die Einigung auf bestimmte sprachliche Formulierungen oder genaue 
Grenzwerte schwierig. Die einzelnen Mitgliedstaaten haben Standpunkte, aber auch 
Traditionen und Gewohnheiten, die sie nicht ohne weiteres aufgeben wollen. Durch die 
Konstruktion der Richtlinie bleibt im Regelfall zwar immer noch ein Spielraum bei der 
Umsetzung, dennoch ist das Ziel dieses Rechtsmittels, zu einer Angleichung des Rechts 
zu führen. Es stellen sich hierbei also folgende Fragen: Wie wird politisch mit Un-
schärfen umgegangen? Werden sie unter Umständen systematisch eingesetzt? 
1.5 Abgrenzung 
Gewisse Themengebiete sind eher abstrakt-grundsätzlicher Natur und berühren den he-
rausgearbeiteten Themenkreis nur am Rande. So werden Natur, Aufgabe und Rolle des 
Rechts nicht speziell thematisiert, ebenso wenig inwieweit Recht und Gesetz in Text-
form eine gesellschaftliche Rolle spielen oder ob die europäische Idee als solche in 
Verbindung mit ihrer spezifischen Rechtsetzung Akzeptanz verdient. 
Insgesamt wird auf die semantische und logische Erfassung von Vagheitsproblemen nur 
am Rande eingegangen, da das Hauptaugenmerk auf den konkreten praktischen Folgen 
für die Union liegt und die besagten Theorien nur auf natürliche Sprache bezogen sind, 
wovon im Falle der europäischen Richtlinien nicht auszugehen ist. Auch philosophische 
Erwägungen zum Begriff der Unschärfe sollen außen vor bleiben. Die hier problemati-
sierten Unschärfen sind ganz konkret, verzögern die praktische Handhabung, führen zu 
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Missverständnissen und fordern in der Folge einen erhöhten Kosten- und Zeitaufwand. 
Daher gilt es, sie zu vermeiden. 
Es sollen die Situationen und Konstellationen herausgestellt werden, in denen Unschär-
fen auftreten können, um am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie zu prüfen, inwie-
fern derartige Erscheinungen in der praktischen Handhabung einer Richtlinie eine Rolle 
spielen. Die Unschärferelevanz der verschiedenen Konstellationen soll überprüft und 
bewertet werden. Zu diesem Zweck wird ein interdisziplinäres Prüfungsschema erarbei-
tet, welches es ermöglicht, EU-Richtlinien auf ihre Unschärferelationen hin zu überprü-
fen. In der Abhandlung wird insofern ein sehr pragmatischer Ansatz gewählt. 
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2 Sprachliche Unschärfe 
„Sprache ist zunächst einmal Kommunikationsmittel, Mittel des Mitteilens“1 und daher 
ein auf mehreren Ebenen organisiertes Kenntnissystem von Einheiten und Regeln. Nur 
dadurch, dass Andere das gleiche Kenntnissystem benutzen, ist Kommunikation mög-
lich.2 Ein grundsätzliches Ziel von Sprache ist die Übermittlung eines Inhalts. 
Im Falle der europäischen Richtlinien handelt es sich um eine spezielle Textform, deren 
Eigenschaften im Folgenden näher erläutert werden sollen. Grundsätzlich seien jedoch 
zunächst einige sprachliche Aspekte genannt, die ebenso Einfluss auf das allgemeine 
Verständnis und später vor allem in Bezug auf das Verständnis von Rechtstexten haben. 
Rechtstexte stellen in diesem Zusammenhang eine besondere Form von Schriftsprache 
dar und setzen sich von der alltäglichen oder auch natürlichen Sprache, nicht nur in der 
gesprochenen Form, ab. 
Als Grundlage für die Analyse sollen wichtige sprachwissenschaftliche Termini wie 
„Begriff“ und „Bedeutung“ definiert werden, außerdem das Phänomen der Mehrdeutig-
keit. Eine Einschränkung bzw. Abgrenzung erfolgt anschließend durch die Charakteri-
sierung der Rechts- als Fachsprache, die schließlich die Anwendung von typisch seman-
tischen Vagheitstheorien ausschließt. Im Weiteren soll der Bezug von Rechtssprache als 
Fachsprache und der zugehörigen Rechtsordnung erläutert werden. 
Anhand der Betrachtung der Fachsprachen und der Frage, ob rechtliche Texte – in wel-
cher Form auch immer – unter diese Begrifflichkeit zu fassen sind, lässt sich genauer 
auf gewisse Merkmale und Eigenarten eingehen, die für die Entstehung von Unschärfen 
verantwortlich sein können. Für Fachsprachen im Allgemeinen sind verschiedene 
Merkmale einschlägig, die sie genauer beschreiben und somit als solche klassifizieren 
können. Gerade im technischen Bereich sind Fachsprachen wichtig, um Experten auf 
einem gewissen Niveau miteinander kommunizieren zu lassen. Für Laien sind die dabei 
gebrauchten Fachbegriffe oft unverständlich bzw. nur vermeintlich verständlich. Inwie-
fern kann also die Rechtssprache als Fachsprache aufgrund der ihr eigenen Kriterien 
                                                 
1 Mues, Sprache – was ist das?, 1967, S. 16; anders auch Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, 
S. 13. 
2 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 14. 
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gelten oder sind juristische Äußerungen der in der Regel für alle verständlichen Ge-
mein-, auch Standardsprache zuzuordnen? 
Als Gemeinsprache ist dabei der allgemeine Sprachgebrauch zu bezeichnen, der sich 
aus mehreren Schichten, beispielsweise Hochsprache, Alltagssprache und auch Um-
gangssprache, zusammensetzt. Es handelt sich dabei um die im deutschsprachigen 
Raum allgemein gebräuchliche Sprache, die nach festen Regeln wie der festgeschriebe-
nen Grammatik funktioniert und mit gewissen Abweichungen im Sinne von Dialekten 
oder eines altersspezifischen Gebrauchs etc. angewandt wird. Alle verschiedenen Sub-
gruppen einer Gesellschaft verfügen über bestimmte jargonspezifische Alternativen zur 
Anpassung an die jeweiligen kommunikativen Netzwerke, in denen sich jeder Einzelne 
bewegt.3 So werden innerhalb eines Sprachsystems unterschiedliche sprachliche Regis-
ter benutzt, um in den jeweils verschiedenen Gruppen und Zusammenhängen ange-
messen kommunizieren zu können. Eine Bewertung des Gebrauchs, der Varietäten, der 
speziellen Formen und vertikalen bzw. horizontalen Unterteilung soll hier nicht vorge-
nommen werden. 
Weitere Ansatzpunkte sind die generelle sprachliche Verständlichmachung4 und Aspek-
te des Verstehens5 von vor allem hier thematisierten juristischen Inhalten, also die kog-
nitive Dimension. Wie wird ein Text verstanden? Welche Bedingungen müssen dazu 
erfüllt sein? Was sind die Besonderheiten gerade bei juristischen Texten? Können hier 
bereits Vagheiten bzw. Unschärfen im Verständnis entstehen? 
Weiter wird speziell auf Verschleierungstendenzen in der Rechtssprache, hier vor allem 
in der gesprochenen Sprache, eingegangen, ihre möglichen Ziele, ihre Ursprünge und 
Auswirkungen. Werden absichtlich vage Formulierungen eingesetzt und wenn ja, mit 
welchem Zweck? 
Zusätzlich werden die Besonderheiten der schriftlichen Kommunikation herausgestellt, 
die im Gegensatz zur mündlichen Form einige zusätzliche Anforderungen erfüllen 
muss. 
                                                 
3 Wirrer, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 241 (248). 
4 Autorseitige Textoptimierung. 
5 Rezeption von Autor (eigener Text) und Leser. 
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Generell wird davon ausgegangen, dass Unschärfen inhärenter Bestandteil von Sprache 
sind,6 was im Folgenden näher erläutert wird. Die Theorien in diesem Teil sollen grund-
sätzlich an Kommunikation, Sprache und deren Systematik heranführen. In welchen 
Situationen vor allem mit Unschärfen gerechnet werden muss, soll bei der Betrachtung 
im Vordergrund stehen. 
2.1 Grundlagen 
Die Sprache ist ganz im Gegensatz zum Sprechen „in sich gleichartig: sie bildet ein 
System von Zeichen, in dem einzig die Verbindung von Sinn und Lautzeichen wesent-
lich ist“7. Diese Zeichen müssen wahrgenommen, erkannt und interpretiert werden. 
Bei einer Unterhaltung laufen nach dem dyadischen Ansatz von Saussure verschiedene 
Prozesse ab: „eine gegebene Vorstellung im Gehirn [löst] ein Lautbild aus […]: das ist 
ein durchaus psychischer Vorgang, dem seinerseits ein physiologischer Prozeß folgt: 
das Gehirn übermittelt den Sprechorganen einen Impuls, der dem Lautbild entspricht; 
dann breiten sich die Schallwellen aus dem Munde des A zum Ohr der B hin: ein rein 
physikalischer Vorgang“.8 Zusammenfassend und verallgemeinernd lässt sich festhal-
ten, dass es sich bei jedem sprachlichen Zeichen „um eine psychologische Entität han-
delt, die aus einem Lautbild (Signifikant) und einer Vorstellung (Signifikat) besteht“9. 
Es ist von einer willkürlichen, auch arbiträr genannten Verbindung von Vorstellung und 
Lautkette auszugehen, was beispielsweise an unterschiedlichen Benennungen ein und 
desselben Konzepts deutlich wird. So wird in unterschiedlichen Regionen von Sonn-
abend oder Samstag gesprochen, obwohl das Gleiche gemeint ist.10 Es lässt sich dabei 
nicht vom sprachlichen Ausdruck auf den Merkmalsinhalt schließen. „Ein Baum wird 
nicht Baum genannt, weil er ‚baumig’ ist.“11 Vielmehr handelt es sich um konventionel-
le Vereinbarungen, die überlieferten Normen des Sprachgebrauchs zugrunde liegen. 
                                                 
6 Unschärfe und Unbestimmtheit wie auch intra- und interpersonelle Variabilität als zentrale und 
inhärente Eigenschaften natürlicher Sprachsysteme ansehend, Schneider, Variabilität, Polysemie 
und Unschärfe der Wortbedeutung, 1988, S. 6. 
7 Saussure, Grundfragen der allgemeinen Sprachwissenschaft, 2. Aufl. 1967, S. 18. 
8 Saussure, Grundfragen der allgemeinen Sprachwissenschaft, 2. Aufl. 1967, S. 14. 
9 Müller, in: ders. (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 19 (21 f.). 
10 Beispiel bei Müller, in: ders. (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 19 (22). 
11 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 23. 
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Bei dem Saussureschen System und der Verbindung von Signifikant und Signifikat 
wird allerdings die Benutzerseite nicht mit einbezogen, was einen Mangel in Bezug auf 
die Untersuchung der während der Kommunikation auftretenden Unschärfen darstellt. 
Schließlich können Unschärfen nur bei einem Verständigungsprozess von Sender zu 
Empfänger bzw. Interpret auftreten. 
Ein erweitertes Modell, das sozusagen die Grundlage für die moderne Semiotik schafft, 
ist das von Morris12 erstellte triadische Modell,13 das auf den grundlegenden Arbeiten 
von Peirce14 beruht. Nach diesem semiotischen Konzept erhält man drei wichtige lin-
guistische Beschreibungsebenen, nämlich die syntaktische, die semantische und die 
pragmatische. Wenn sich also auf syntaktischer Ebene sprachliche Zeichen lautlich oder 
schriftlich realisieren, entstehen Ausdrücke, die einer grammatikalischen Struktur un-
terworfen sind und im semantischen Sinne ebenso inhaltlich festgelegt bestimmte Ob-
jekte oder ein Abstraktum bezeichnen. Diese Begriffe15 sind von Sprache zu Sprache 
individuell und werden durch Definitionen näher bestimmt. In diesem Peirceschen bzw. 
Morrisschen Konzept wird ebenso die Interpretenseite als pragmatischer Aspekt mit 
einbezogen, die aber auch das „unsicherste Glied“16 darstellt. Schließlich muss der 
Empfänger die grammatische und semantische Struktur aufdecken und entschlüsseln, 
was vielmals relative Bedeutungen produziert.17 
Die Ebenen des triadischen Modells verdeutlichen die unterschiedlichen Dimensionen, 
in denen Sprache untersucht werden kann und machen wiederum deutlich, wie vielfältig 
Unschärfen bedingt sein können. Syntax, Semantik und Pragmatik können zwar jeweils 
allein, für sich genommen untersucht werden, sind aber in Bezug auf die Bewertung 
einer Kommunikationssituation mit flexiblen Übergangsbereichen voneinander abhän-
gig und beeinflussen sich gegenseitig.18 Mit Hilfe dieser verschiedenen Sichtweisen 
sollen signifikante Störungen der Kommunikation erkannt werden, die schließlich auf 
die Kommunikationssituationen rund um die europäischen Richtlinien angewandt wer-
                                                 
12 Grundlagen der Zeichentheorie, 1988. 
13 Näher zu seiner Gesamtkonzeption Schmitz, Einführung in die Semiotik, 2011, S. 9, auch zu Peir-
ce. 
14 Komplett in Peirce, Semiotische Schriften 1-3, herausgegeben von Kloesel/Pape. 
15 Dazu im Folgenden 2.1.1. 
16 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 18. 
17 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 18. Näher zur Bedeutung 
in der Semantik u. 2.2. 
18 Rieger, Unscharfe Semantik, 1989, S. 12 f. 
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den sollen. Dabei erfolgt eine Konzentration auf den fachsprachlichen Bereich, da die 
Rechtssprache als Grundlage genommen wird. 
2.1.1 Der Begriff 
2.1.1.1 Definition 
Der „Begriff des Begriffs“ kann nur schwer definiert werden, da es auf den Ausgangs-
punkt der Betrachtung ankommt. Ein Terminus setzt sich ganz allgemein aus einem 
Begriff und seiner Benennung zusammen, wobei es sich bei der Benennung lediglich 
um eine Bezeichnung bestehend aus einem oder mehreren Wörtern handelt, während 
der Begriff als besondere Denkeinheit zu verstehen ist.19 Der Begriff, den wir von etwas 
haben, hängt insofern mit der Bedeutung dessen zusammen, was den sprachlichen Aus-
druck ausmacht. Nach der Ideationstheorie ist die Bedeutung das, was mit einem 
sprachlichen Ausdruck assoziiert wird.20 Die Beziehung des sprachlichen Ausdrucks 
zum tatsächlich Gemeinten (Referent/Entität) wird als Referenz bezeichnet. Entität wird 
in diesem Zusammenhang als allgemeinster Oberbegriff für alles, worauf Wörter refe-
rieren können, verwendet.21 Da es mehr Referenten bzw. Entitäten in der Welt gibt als 
zur Verfügung stehende sprachliche Ausdrücke, entstehen Bezeichnungen, die mehr-
deutig sein können.22 
Der Inhalt eines Begriffs kann auch als eine gedankliche Vorstellung, als mentales Kon-
zept23 beschrieben werden, das in unserem Gedächtnis gespeichert ist und eine Verall-
gemeinerung darstellt. Diese Konzepte sind die Bausteine unseres Wissens.24 Die Ab-
straktion der Inhalte beruht „auf den Erfahrungen […], die wir in der uns umgebenden 
Welt gesammelt haben“.25 Begriffe sind insofern „Gedankengebilde […], die der 
Mensch von Gegenständen, d.h. beliebigen Ausschnitten aus der wahrnehmbaren oder 
vorstellbaren Welt, schafft und die sie im Denken vertreten“26 mit dem Ziel, die Umwelt 
                                                 
19 In Bezug auf die entsprechenden DIN-Normen Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminolo-
giearbeit, 2009, S. 37; s. auch Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 22. 
20 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (174). 
21 Löbner, Semantik, 2003, S. 24 Fn. 1. 
22 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (173). 
23 Löbner, Semantik, 2003, S. 24. 
24 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 24. 
25 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 38. 
26 Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 23. 
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wahrzunehmen, Informationen zu vermitteln, Verhalten zu steuern und somit die 
Grundlage für die sprachliche Kommunikation zu bilden. Wir machen uns Bilder von 
der Wirklichkeit27 und benennen sie, um uns verständigen zu können. Insofern gehen 
die sinnlichen Eindrücke der verbalen Ausdrucksweise voraus. Mit Hilfe der Sprache 
werden, obwohl eben nicht unbedingt selbst Wirklichkeit, diese individuellen Eindrücke 
thematisiert. Dabei darf das mentale Konzept nicht mit einer visuellen Vorstellung 
gleichgesetzt werden. Denn oftmals sind die Bezeichnungen auf etwas nicht Sichtbares 
bezogen, wie beispielsweise die sprachlichen Ausdrücke „Fehler“, „Geräusch“ oder 
„Gedanke“ deutlich machen.28 
Unsere Begriffe von der Welt sind auch national und kulturell bedingt. Die sog. Sapir-
Whorf-These beschreibt die Relativität der sprachlich vermittelten Weltsichten.29 Die 
jeweilige Sprache nämlich prägt die Weltsicht des Individuums und der Gesellschaft.30 
2.1.1.2 Inhaltsbestimmung 
Ein weiterer Ausgangspunkt zur Bestimmung eines begrifflichen Inhalts ist die struktu-
relle Bedeutungsdefinition, nämlich durch die Abgrenzung zu anderen Begriffen. Die 
Merkmalssemantik geht davon aus, dass die Bedeutung eines Begriffs mit Hilfe von 
Merkmalen, sog. Semen, ausgestaltet wird, die für bestimmte Begriffe zutreffen und für 
andere nicht.31 Bündel derartiger Merkmale, die den Inhalt eines Begriffs ausmachen, 
werden als Sememe bezeichnet. Sememe machen also die Bedeutungen der Lexeme 
aus. Lexeme sind dabei alle sprachlichen Zeichen, die im mentalen Lexikon jedes Ein-
zelnen gespeichert sind. 
Bei der Beschreibung der Bedeutung kommt es vor allem auf die Herausstellung der 
Seme an, die den jeweiligen Begriff auch von einem anderen unterscheiden können.32 
                                                 
27 Dietrich, Sprache und Wirklichkeit in Wittgensteins Tractatus, 1973, S. 45; Mincke, ARSP 1991, 
446 (452): heute werden die Bedeutungen nicht mehr außerhalb von Sprache und Wirklichkeit, 
sondern in den Wörtern selbst gesehen. 
28 Löbner, Semantik, 2003, S. 25. 
29 Dazu Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 21; Boehme-Neßler, 
Unscharfes Recht, 2008, S. 67. 
30 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 67 mit Verweis auf Whorf, Sprache – Denken – Wirk-
lichkeit, 1963 und empirische Untersuchungen, die diese These belegen, Messaris, Visual litera-
cy – Image, mind and reality, 1994. 
31 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (181 f.); 
Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 19 f. 
32 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (181 f.). 
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So kann ein Kategorienmodell entstehen, welches die Zuordnung eines gleichen oder 
eben ungleichen Status ermöglicht und dadurch die Begriffe klar abgrenzbar macht. Die 
Merkmale sind dabei binär konzipiert, so dass durch die An- oder Abwesenheit eines 
Merkmals der Inhalt definiert wird.33 
Die strukturelle Theorie wurde vor allem aus empirischer, psychologischer Sicht kriti-
siert. Denn nicht alle Seme, die den Inhalt ausmachen, können als gleich gut bewertet 
werden. Beispielsweise wird ein Apfel als repräsentativerer Vertreter der Kategorie 
„Frucht“ bewertet als eine Tomate. Diese ist dadurch aber nicht weniger eine Frucht. 
Das Problem liegt darin, dass die guten, repräsentativen Merkmale leichter aus dem 
Gedächtnis abzurufen sind als periphere Kategorienelemente.34 Aus diesen Vorarbeiten 
der Psychologin Rosch35 entwickelte sich die Kognitive Linguistik und daraus die Pro-
totypensemantik, die als Ergänzung der Merkmalssemantik zu verstehen ist. Danach 
werden nur die prototypischen Mitglieder einer Kategorie hervorgehoben, um das men-
tale Lexikon nicht durch Grenzfälle, also überflüssige Informationen zu belasten.36 
Zur näheren Inhaltsbeschreibung von Begriffen werden die Bezeichnungen Intension 
und Extension herangezogen. Die Intension eines Begriffs beschreibt seinen Inhalt in 
Form einer Definition oder aber in der Aufzählung seiner Merkmale. „Die Extension 
des Begriffs ist dagegen die Menge der von ihm erfassten realweltlichen Dinge oder 
Sachverhalte.“37 Die Intension stellt also das dar, was den Begriff letztlich inhaltlich 
ausmacht, während die Extension alle Ausformungen eines sprachlichen Ausdrucks 
umfasst. Am Beispiel eines Stuhls wäre die Intension: Möbelstück, zum Sitzen, hat eine 
Lehne, ist für eine Person bestimmt, während die Extension alle Stühle dieser Welt in 
ihren unterschiedlichen Farben, Formen etc. erfassen würde. 
 
 
                                                 
33 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 38. 
34 Bärenfänger, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2002, S. 199 (200). 
35 Z.B. Rosch, in: Warren (Hrsg.), Studies in Cross-Cultural Psychology, London 1977, S. 1 ff. oder 
Rosch, Cognitive Psychology 1975, 532 ff. 
36 In diesem Bereich sind weitere Modelle entwickelt worden, die das Zusammenspiel der einzelnen 
Gebiete, also von Sprache, Denken und Realität genauer beschreiben. Die menschliche Bewälti-
gung der Welt mit Hilfe der Wirklichkeits-, Begriffs- und Sprachebene wird unter anderem ge-
nannt (vgl. Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 43). Diese, vor allem sprachphilosophi-
schen, Modelle führen jedoch zu weit und sollen nicht näher erläutert werden. 
37 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (181). 
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2.1.1.3 Bildung 
Bei der Bildung und Verwendung von Begriffen sind drei Anforderungen zu beachten: 
Der Begriff muss den Gegenstand treffen, er muss im Kontext (sprachliche Umgebung) 
stimmen und er muss in die Situation (also nichtsprachliche Umgebung) passen.38 
Das abstrakte Potential ist bei der Begriffsbildung bzw. -abgrenzung besonders zu beto-
nen. Weniger problematisch ist dies bei der Benennung von konkreten Gegenständen, 
da sich die besonderen Eigenschaften hier mit Hilfe der Sinne direkt oder indirekt fest-
stellen lassen.39 Dagegen entsteht bei nichtmateriellen Dingen sogleich eine größere 
Varianz bezüglich ihrer inhaltlichen Ausgestaltung. Die Merkmale nichtmaterieller En-
titäten, die zur Unterscheidung und Abgrenzung zwischen Begriffen herangezogen wer-
den, können nicht so genau zugeordnet werden, da sie materiell nicht greifbar sind und 
somit immer auch von persönlichen Erfahrungen abhängen. Eine breitere Erfahrungs-
grundlage erweitert daher die Auswahl der begriffskonstituierenden Eigenschaften.40 
2.1.1.4 Fachliche Verwendung 
Fachliche Kommunikation gewinnt durch den ständig wachsenden Umgang mit Wissen 
und spezifischen Informationen immer mehr an Bedeutung.41 Dabei werden Fachbegrif-
fe systematisiert, um eine eindeutige Verständigung zu ermöglichen. Fachtermini sind 
dabei sozusagen die kleinsten Bedeutungseinheiten, die in der Gesamtheit schließlich 
eine spezielle Terminologie für einen Fachbereich herausbilden.42 Hinter diesen 
Denkeinheiten stehen größtenteils speziell definierte Inhalte, womit die Begriffsbildung 
in einem vermeintlich geordneteren Rahmen stattfindet. Eine Definition ist also eine 
Begriffsbestimmung mit sprachlichen Mitteln, die vor allem durch die Zuhilfenahme 
von anderen Begriffen eine Abgrenzung zu diesen erreichen will. Bei diesem Vorgang 
wird das Definiendum (das, was zu definieren ist) durch das Definiens (Inhaltsbeschrei-
bung) beschrieben. Ihre Beziehung wird durch den Definitor, ein Gleichheitszeichen 
                                                 
38 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 35. 
39 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 45. 
40 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 45. 
41 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 1. 
42 Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 37. 
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oder Doppelpunkt, dargestellt. Durch diese Abgrenzungen entstehen gleichzeitig Be-
griffsbeziehungen, die wiederum ganze Begriffsysteme entstehen lassen.43 
Insofern sind Begriffe gerade in einem fachlichen Kontext nicht isoliert zu betrachten, 
sondern im Zusammenhang zu sehen und zu behandeln. Eine systematische Ordnung ist 
also für jede Fachsprache von größter Bedeutung. 
2.1.2 Speziell der Rechtsbegriff 
Rechtsbegriffe, aus denen sich die entsprechende Terminologie zusammensetzt und die 
somit auch einen spezifisch rechtswissenschaftlichen Bedeutungsinhalt aufweisen, sind 
sprachlich organisierte Gebilde. Sie sollen eine juristische Behandlung und Bewertung 
von Vorgängen ermöglichen.44 Die spezifische Bedeutung dieser Begriffe wird im Fall 
des Rechts oftmals anhand von Gesetzen und deren Auslegung, die durch Gerichte er-
folgt, festgelegt. So werden sie mittels Definitionen gefestigt, so dass jeder Rechtsbe-
griff mit eigenen semantischen Merkmalen ausgestattet ist und einen bestimmten Sach-
verhalt beschreibt.45 Dennoch sind sie wandelbar, sofern es die Realität verlangt. 
Insgesamt werden eindeutig definierte Rechtsbegriffe (explizite: entwickelt in ständiger 
Rechtsprechung oder in Kommentaren und implizite: im Laufe der Zeit herausgebildet 
und gefestigt) von unbestimmten Rechtsbegriffen unterschieden, die erforderlich sind, 
„wenn der Tatbestand für die Vielfalt der Lebenssachverhalte und der in ihnen angeleg-
ten Wertungen offen sein soll, tatsächliche Entwicklungen aufgenommen werden sollen, 
die Starrheit eines Gesetzes durch eine Ausnahme gemäßigt oder das Gesetz auf noch 
nicht genau beschreibbare und feststellbare Sachverhalte ausgedehnt werden soll“46. 
Unbestimmte Rechtsbegriffe geben für die Bewertung eines aktuellen Falles „Raum für 
Ermessen; sie geben die Richtung an, in der Kriterien liegen, die bei der Bewertung 
heranzuziehen sind“.47 Bei der Auslegung sind daher neben dem vielfach gerade offe-
nen Wortlaut der Regelungszusammenhang, die Absicht des Gesetzgebers sowie insbe-
                                                 
43 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 60. 
44 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 25. 
45 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 25. 
46 Mit Verweisen auf Entscheidungen des BVerfG Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Euro-
päischen Union, 1998, S. 26. 
47 Mincke, ARSP 1991, 446 (458); speziell zur Auslegung von unbestimmten Rechtsbegriffen an-
hand ausgewählter Beispiele Fraenkel-Haeberle, DÖV 2005, 808 ff.; dazu auch Arntz, Fachbezo-
gene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 213. 
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sondere der Gesamtzweck der spezifischen Norm und des Gesetzes insgesamt als An-
satzpunkte heranzuziehen.48 Die Notwendigkeit unbestimmter Rechtsbegriffe ergab sich 
aus dem Umstand, dass sonst im Recht nur dichotom entschieden wird: Entweder ist 
etwas rechtmäßig oder rechtswidrig.49 In der Zwischenzeit sind die Rechtsgebiete je-
doch dynamischer geworden (beispielsweise das Arbeits-, Wirtschafts- oder Wettbe-
werbsrecht) und „erfordern Lösungen, die weniger der Entweder-oder-Logik als viel-
mehr dem Mehr-oder-weniger-Denken entsprechen“.50 Insgesamt sollen diese offeneren 
Formulierungen Entscheidungs- und Handlungsspielräume für die Rechtsanwender in 
der Praxis eröffnen. 
Durch diese spezifischen, hier rechtswissenschaftlichen Inhalte, die mit Hilfe der Be-
griffe benannt werden, und deren Verknüpfung zu anderen Begriffen im Sinne einer 
rechtswissenschaftlichen und -sprachlichen Terminologie wird auch die Einzigartigkeit 
des Systems erkennbar. Das Zusammenspiel der Begriffe und die dahinter stehenden 
Definitionen sind fachsprachspezifisch. Eine Übersetzung der Begrifflichkeiten in ande-
re Sprachen kann also niemals völlig unproblematisch verlaufen, da eben nicht nur die 
einzelnen Wörter, sondern die dahinter stehenden systematischen Zusammenhänge 
übersetzt werden müssen.51 
2.1.3 Die Bedeutung 
Die Bedeutung von Äußerungen oder Texten ist grundsätzlich relativ, mehrdeutig und 
außerdem, wie bei der Definition des Begriffs, eine Frage der Herangehensweise. Im 
hier dargelegten Zusammenhang ist „Bedeutung im Sinne von konventionell festgeleg-
tem Informationsgehalt sprachlicher Ausdrücke“52 gemeint. Es existieren zahlreiche 
Erklärungsversuche und theoretische Ansätze, die sozusagen die Bedeutung von Bedeu-
                                                 
48 Frenz, Öffentliches Recht, 5. Aufl. 2011, Rn. 786. 
49 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 658. 
50 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 658. 
51 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (153) mit Verweis auf die 
besondere Intertextualität normativer Rechtstexte: „Was im Text explizit nicht genannt wird, im-
plizit aber vorausgesetzt wird, verweist meist auf andere Rechtstexte (Rechtsquellen, Entscheidun-
gen u.ä.), deren Kenntnis für ein korrektes Verständnis unerlässlich ist.“ Heutger, Global Jurist 
Topics 2003, Online-Version, S. 4: „Through language a single term can express a whole con-
cept.” S. näher Kap. 3. 
52 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 15. 
2 Sprachliche Unschärfe 
 
 
35 
tung greifbar machen wollen. Es beschäftigen sich Bereiche der Philosophie, Psycholo-
gie, Soziologie und der modernen Logik mit diesem Phänomen.53 
Rieger definiert Bedeutung nicht als besondere Eigenschaft eines Zeichens oder einer 
Zeichenfolge, die mit Hilfe eines „Übersetzungssemantik“ zu übertragen wäre, sondern 
vielmehr als Resultat eines komplexen kognitiven Prozesses, in dessen Verlauf es über 
Regularitäten zu einer Ausbildung von Zuordnungsbeziehungen kommt, die Struktur-
zusammenhänge konstituieren.54 Er bezieht somit eine psychologische Komponente ein, 
insofern, als Sprache immer auch subjektiv empfunden, genutzt und interpretiert wird 
und demnach immer Unschärfen beim Austausch mit einem anderen Individuum bergen 
kann. 
Im sprachwissenschaftlichen Sinn kann die Frage nach der Bedeutung auf verschiede-
nen Ebenen angegangen werden. Einmal geht es um die Bedeutung von Wörtern, ande-
rerseits aber auch von Phrasen (also zusammengesetzten Ausdrücken) oder von ganzen 
Sätzen. Die Bedeutung eines Satzes mit einer bestimmten Struktur lässt sich aus den 
vollständig bestimmten Bedeutungen seiner Satzteile ableiten.55 Die Struktur dieser Be-
standteile lässt sich wiederum mit Hilfe von semantischen Merkmalen bestimmen. 
Nicht umfasst wird mit der Semantik die Bedeutung im Verständnis einer Sinnhaftigkeit 
von Handlungen.56 
Die Satzbedeutungsebene wird durch die Beschreibung der lexikalischen und komposi-
tionalen Bedeutung, der grammatischen Bedeutung und der syntaktischen Struktur er-
schlossen. Die Semantik versucht, über diese verschiedenen Zugänge die Bedeutung der 
Wörter oder Sätze systematisch zu erfassen. Die Grundannahme dabei ist, dass das 
Kompositionalitätsprinzip uns befähigt, die lexikalische Bedeutung der Grundaus-
drücke, die grammatische Bedeutung ihrer Form und die syntaktische Struktur des 
komplexen Ausdrucks miteinander in Verbindung zu bringen.57 Daraus entsteht eine 
Gesamtheit in Form eines aussagefähigen Satzes. Diese Kompositionsregeln gehören zu 
unserem unabdingbaren sprachlichen Wissen. Wenn diese Regeln nicht beachtet wer-
                                                 
53 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme der Europäischen Union, 1998, S. 18 unter Verweis auf Le-
wandowski, Linguistisches Wörterbuch 1, 5. Aufl. 1990, S. 136. 
54 Rieger, Unscharfe Semantik, 1989, S. 20. 
55 Weinreich, Erkundungen zur Theorie der Semantik, 1970, S. 33. 
56 Löbner, Semantik, 2003, S. 3. Mit eben diesem Aspekt befasst sich das Fachgebiet der Pragmatik, 
dazu allgemein Ehrhardt/Heringer, Pragmatik, 2011; Meibauer, Pragmatik, 2. Aufl. 2006. 
57 Löbner, Semantik, 2003, S. 18 f. 
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den, sind die Ausdrücke für andere nicht interpretierbar. Hinzu kommt bei der Einschät-
zung der Bedeutung der weitere Rahmen der Äußerungssemantik. Hier wird auch der 
Kontext mit einbezogen, so dass an diese Äußerungen weniger hohe Anforderungen 
gestellt werden wie beispielsweise an schriftliche Äußerungen. 
Bei juristischen Streitigkeiten ist gerade aus anwendungsorientierter Sicht die Semantik 
wichtig. Denn vor allem in der Rechtsprechung geht es um die Frage, was ein bestimm-
ter Passus aus einem Gesetz genau besagt, was er also bedeutet und wie er im konkreten 
Fall angewendet werden kann.58 
2.2 Semantische Unschärfe 
Es lassen sich viele unterschiedliche Ansätze finden, die versuchen, das Phänomen se-
mantischer Unschärfen zu fassen. Diese Ansätze sind vor allem auf natürliche Sprache 
bezogen und erfassen somit nicht den Untersuchungsgegenstand der europäischen 
Richtlinien, da diese in einem fachsprachlichen Kontext entstanden sind. Daher soll im 
Folgenden nur kurz auf semantische Relationen eingegangen werden, die das Verhältnis 
von Begriffen und Bedeutungen untereinander beschreiben, wobei vor allem die Anord-
nungen der inhaltlichen Merkmale zur Ausgestaltung eines Lexems bedeutsam sind. 
2.2.1 Synonymie 
Synonymie bezeichnet eine Bedeutungsgleichheit von sprachlichen Ausdrücken. Die 
Begriffe, bei denen Synonymie auftritt, meinen das Gleiche und können demnach im 
Satz ausgetauscht werden, ohne den Sinn zu verändern (beispielsweise „Aufzug – 
Lift“).59 Vollständige Synonymie ist jedoch äußerst selten, da rein sprachlich gesehen 
gar keine Notwendigkeit besteht, für ein und dieselbe Sache mehrere Ausdrücke zu 
verwenden. Schmitt weist darauf hin, dass diese Vorstellung von Bedeutungsgleichheit 
auch implizieren würde, dass es immer und in jeder Anwendungssituation egal wäre, 
welche Bezeichnung verwendet wird.60 Das ist eben nicht der Fall, so dass diese Bedeu-
tungsrelation oft auch als Quasisynonomie bezeichnet wird. Allerdings hält Schmitt die-
se Unterscheidung insofern für zwecklos, als die Eigenschaft „synonym“ nur auf die 
                                                 
58 Schumacher/Steiner, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 170 (171). 
59 Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 54. 
60 Schmitt, Lebende Sprachen 2010, 92 (102) auch zum Folgenden. 
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Relation von Signifikat und Signifikant abhebt und eben keine pragmatischen Gesichts-
punkte einbezieht. Vermeintlich synonyme Begriffe weisen häufig zusätzliche emotio-
nale Komponenten in ihrer konnotativen Prägung auf, wie die Beispiele „Fernseher – 
Glotze“, „Pferd – Gaul“ belegen. Hinzu kommen regional unterschiedliche Verwendun-
gen, wie am Beispiel der Ausdrücke „Brötchen – Semmel – Schrippe“ deutlich wird. 
2.2.2 Mehrdeutigkeit/Ambiguität 
Bei lexikalischer Doppel- oder Mehrdeutigkeit können zwei oder mehr Bedeutungen 
einem sprachlichen Ausdruck zugeordnet werden. Je nachdem ist dann von Homonymie 
und/oder Polysemie zu sprechen. Homonymie bezeichnet den besonderen Fall, dass 
zwei oder mehr sprachliche Ausdrücke existieren, die bezüglich der Laut- bzw. Schrift-
form gleich sind, aber Unterschiedliches meinen (beispielsweise Bank als Sitzgelegen-
heit und Bank als Geldinstitut). Es sind also „Lexeme mit verschiedenen Bedeutungen, 
die zufällig dieselbe Form haben“61. 
Bei einem Polysem dagegen handelt es sich um ein Lexem, das über miteinander ver-
bundene Bedeutungen bzw. Bedeutungsvarianten verfügt. Polysemie ist daher eher die 
Regel als die Ausnahme.62 Diese Lexeme können in unterschiedlichsten Kontexten be-
nutzt werden und werfen insofern oftmals die Frage auf, wie genau sie denn im speziel-
len Fall gemeint sind. Als Beispiel lässt sich der auch später noch näher zu untersu-
chende Begriff „Anlage“ anführen, der in sehr unterschiedlichen Kontexten verwendet 
werden kann. Im gemeinsprachlichen Sinne kann es die Kurzform für „Stereoanlage“ 
oder auch eine Geldanlage sein, im weiteren Sinne kann der Begriff auch für eine tech-
nische Anlage verwendet werden, wie auch beim spezifischen Beispiel der Emissions-
handels-63 bzw. der IVU-Richtlinie64. Durch die speziellen Definitionen von „Anlage“ 
schon in den Begriffsbestimmungen dieser Richtlinien wird er zum spezifischen Fach-
begriff.65 
Gerade im fachsprachlichen Bereich werden aufgrund der terminologischen Bedürfnisse 
regelmäßig bereits existierende Begriffe um eine zusätzliche Bedeutungsvariante er-
                                                 
61 Löbner, Semantik, 2003, S. 58; vgl. auch Schwarz/Chur, Semantik, 5. Aufl. 2007, S. 56. 
62 Löbner, Semantik, 2003, S. 60. 
63 RL 2003/87/EG, ABl. L 275, S. 32, zuletzt geändert durch VO (EG) Nr. 219/2009, ABl. 2009 
L 87, S. 109. 
64 RL 2008/1/EG, ABl. 2008 L 24, S. 8. 
65 S. näher 5.2.8 mit weiteren Bedeutungsvarianten und Fundstellen. 
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gänzt. Es werden also selten neue Fachtermini erfunden, sondern im Normalfall wissen-
schaftliche Sonderbedeutungen zugefügt.66 Diese Sonderbedeutungen sind dann für den 
Laien nicht ohne weiteres zu erschließen. Er bedient sich des Begriffs in seiner ur-
sprünglichen Inhaltsdimension. 
In alltäglichen Diskursen stellt sich die Ambiguität oft gar nicht als Problem dar, da 
Sprecher und Hörer auf die gleichen Inhalte und Themen referieren und Intention und 
Erwartung determinierend wirken.67 In schriftlichen Äußerungen sind Mehrdeutigkeiten 
dann problematischer, wenn sie nicht angemessen in Ko- oder Kontext geschärft wer-
den.68 Ein Ausweg aus dem Dilemma wäre schließlich die Wortneubildung, die eben 
nicht von bereits vorhandenen sprachlichen Elementen ausgeht,69 sondern die jede 
sprech- und merkbare Zeichenfolge für die Bildung neuer Bezeichnungen als zulässig 
ansieht. 
Im Gegensatz zu dieser dargestellten Mehrdeutigkeit beschreibt semantische Vagheit 
vor allem das Phänomen des Mehr oder Weniger70 der Seme eines speziellen Lexems. 
Dadurch ist der entsprechende Begriff nicht zu fassen und schwer zu interpretieren. Als 
Beispiel wäre der Begriff „gering“ anzuführen. Während bereits fünf Gramm Kokain als 
„nicht geringe Menge“ 1985 vom BGH71 bestimmt wurden, was bei einer Einfuhr zu 
einer Freiheitsstrafe führen würde, sind solche Mengen bei Kaffee und Tabak tatsäch-
lich als gering zu bezeichnen.72 Insofern muss der Kontext zur Klärung beitragen und 
die jeweilige Menge mit dem entsprechenden Gut in Verbindung bringen. 
In den populärsten Theorien73 zu diesen Phänomenen, die entweder mit Unbestimmt-
heit, Unschärfe oder Vagheit bezeichnet werden, findet grundsätzlich eine Konzentrati-
on auf natürliche Sprache statt.74 Diese Konzentration scheint im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit nicht angemessen, da es sich bei europäischen Richtlinien um typisch 
rechtssprachliche Texte handelt, die mit fachsprachlichen Merkmalen ausgestattet sind. 
                                                 
66 Löbner, Semantik, 2003, S. 60. 
67 Lewandowski, Linguistisches Wörterbuch 1, 5. Aufl. 1990, S. 56. 
68 Was sie aber in der Regel werden, zumindest nach Schmitt, Lebende Sprachen 2010, 92 (99). 
69 Schmitt, Lebende Sprachen 2010, 92 (100). 
70 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 45. 
71 NJW 1985, 2771. 
72 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 54. 
73 Nach Pinkal, Rieger, Wolski oder Walter. 
74 Pinkal, Logik und Lexikon., 1985, S. 1, 23; Rieger, Unscharfe Semantik, 1989, S. V; laut Löbner, 
Semantik, 2002, S. 63 ist weit verbreitete Vagheit im Lexikon ein weiterer ökonomischer Zug na-
türlicher Sprachen; Lohnstein, Formale Semantik und natürliche Sprache, 1996, S. 2 f. 
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Die Anwendung dieser Vagheitstheorien und Logiken mit Konzentration auf die natür-
liche Sprache auf die Richtlinien und die spezielle Rechtssituation können insofern 
nicht gewinnbringend sein. Die pragmatische Betrachtung von Unschärfen steht im Mit-
telpunkt. 
2.3 Fachsprache 
2.3.1 Definition 
Der Sprachgebrauch kann auf der einen Seite nach Fachgebieten unterschieden werden, 
was auch als horizontale Einteilung bezeichnet wird. Es kann demnach zwischen 
Rechtssprache, Ingenieurssprache, Medizinersprache etc. differenziert werden. Dabei ist 
allerdings nicht immer eine klare Abgrenzung der Fachsprachen möglich, wie an den 
vielen Gemeinsamkeiten beispielsweise in der Mathematik und Physik zu erkennen 
ist.75 Aber die Variationsbreite innerhalb eines Fachs kann auch so beachtlich sein, dass 
große Unterschiede auftreten, die eine Verwandtschaft innerhalb eines Gebietes kaum 
erahnen lassen.76 
Auf der anderen Seite wird vertikal nach Stilebenen, nämlich dem wissenschaftlichen 
Stil, dem praktischen sowie dem mündlichen oder schriftlichen Sprachgebrauch unter-
schieden, also nach Anwendungssituationen, aber auch Textsorten und Adressaten.77 In 
diesem Fall ist aber nicht unbedingt von Fachsprachen zu sprechen, sondern eher von 
Formen des Sprachgebrauchs. Auf die Fachsprachen übertragen, wurden Schichtenmo-
delle zur Differenzierung entwickelt. Im technischen Bereich wird demnach z.B. nach 
den Ebenen Werkstattsprache und Wissenschaftssprache unterschieden.78 
Unterteilungen im Bereich der Fachsprachen sind also vielfältig und können aus Pers-
pektive der Textform, der Funktion, des Inhalts oder aber des Bezugs von Sprecher und 
Hörer erfolgen.79 Sie nehmen aber oftmals keine spezifische Differenzierung zwischen 
Fach- und Standardsprache vor, was vor allem auf die fließenden Übergänge zurückzu-
führen ist. Fachsprachen werden mit ihren Begriffssystemen oft mit netzwerktypischen 
                                                 
75 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 72 f. 
76 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 73. 
77 Nach Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (83). 
78 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 73; vgl. auch Bausinger, in: Klute (Hrsg.), Fachsprache 
und Gemeinsprache, 1975, S. 16 (20). 
79 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 62 ff. 
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Registern des alltäglichen Sprachgebrauchs gleichgesetzt, die lediglich der standard-
sprachlichen Kommunikation genügen müssen. Dem soll durch die Betonung der 
zweckgerichteten Kommunikation80 mit Hilfe der Fachsprachen und ihrer besonderen 
Systematik, ihren herausgebildeten Terminologien und ihren besonderen Merkmalen 
widersprochen werden. Denn obwohl dieselben Begriffe im gemeinsprachlichen wie im 
fachsprachlichen Bereich benutzt werden können, steht doch hinter der fachlichen Nut-
zung vor allem in menschlichen Tätigkeitsbereichen in der Arbeitswelt die Anforderung 
an eine größere Definiertheit und präzisere Anwendung im Kontext. Dagegen zeichnen 
sich Begriffe in der natürlichen Sprache dadurch aus, dass sie „gewachsen“ sind, neben 
ihrem inhaltlichen Kern mehrere Bedeutungen oder zumindest Bedeutungsschattierun-
gen in sich vereinigen können und meist von Gefühlstönen begleitet sind.81 Die Festle-
gung, wann ein sprachlicher Ausdruck ein Fachausdruck ist, fällt allerdings zusätzlich 
schwer, wenn er nicht gerade als solcher von einem Experten innerhalb der spezifischen 
Terminologie angewendet wird. 
Eine der einfachsten Definitionen ist nach Barth die Fachsprache „als funktionale[n] 
Typ des Sprachgebrauchs“82 zu beschreiben. Das ist zwar zu knapp gehalten, beschreibt 
aber zumindest eine der wichtigsten Eigenschaften der Fachsprachen. Fachsprachen 
sind Werkzeuge der jeweiligen Fachdisziplin und stehen in ständiger Wechselwirkung 
mit den Sachinhalten, die sie auszudrücken haben.83 
Nach Schmidt lautet eine sehr schlüssige Definition: Die Fachsprache ist das „Mittel 
einer optimalen Verständigung über ein Fachgebiet unter Fachleuten; sie ist gekenn-
zeichnet durch einen spezifischen Fachwortschatz und spezielle Normen für die Aus-
wahl, Verwendung und Frequenz gemeinsprachlicher lexikalischer und grammatischer 
Mittel“.84 Wichtig ist die Hervorhebung, dass eben nicht nur eine Beschränkung auf die 
lexikalischen Mittel erfolgt. 
Möhn und Pelka definieren Fachsprache als „die Variante der Gesamtsprache, die der 
Erkenntnis und begrifflichen Bestimmung fachspezifischer Gegebenheiten sowie der 
Verständigung über sie dient und damit den spezifischen kommunikativen Bedürfnissen 
                                                 
80 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (140). 
81 Moser, in: Klute (Hrsg.), Fachsprache und Gemeinsprache, 1975, S. 14 (15). 
82 Zitiert nach Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (83). 
83 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (48). 
84 Schmidt, in: Sprachpflege 18, 1969, 10 (17). 
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im Fach allgemein Rechnung trägt“.85 Mit dieser Definition wird deutlich, dass die 
Fachsprache nicht neben der Gemeinsprache mit allen verfügbaren sprachlichen Mitteln 
steht, also kein eigenes Sprachsystem darstellt, sondern als spezifischer Teil aus der 
Standardsprache hervorgegangen ist.86 
Knobloch und Schaeder stellen fest, dass bei einer Einschätzung der Fachsprache als 
bloße Varietät der Gesamtsprache verkannt wird, dass dabei lediglich eine Analyse und 
Beschreibung der textuellen, grammatischen und lexikalischen Besonderheiten stattfin-
det, während die Fachsprache vor allem auch Fachlexik ist und sich auf feste, exakt de-
finierte Begriffe konzentriert.87 In der Gemeinsprache sind keine so eindeutigen Regeln 
zum sicheren Umgang vorgegeben wie bei der fachsprachlichen Begriffsverwendung. 
Daher sind Vagheitsphänomene im natürlich-sprachlichen Bereich vielfältiger. Im fach-
sprachlichen Bereich wird dagegen mehr Präzision verlangt. „Genauigkeit/Präzision 
meint in diesem Zusammenhang also die klare, intersubjektiv gültige Bestimmung der 
Bedeutung, des Bedeutungsinhalts (Intension) und Bedeutungsumfangs (Extension) 
eines Terminus im Hinblick auf seinen Geltungs- und Referenzbereich.“88 Die geforder-
te Präzision soll dadurch entstehen, dass die fachlichen Wissensbestände in einem Be-
griffssystem durch Hinzunahme der relevanten Begriffsbeziehungen festgelegt werden 
und so auch eine Bedeutungsabgrenzung möglich ist.89 Diese spezielle Indexikalität 
führt also dazu, dass Fachtermini immer im Kontext des jeweiligen Modells gesehen 
werden müssen. Nichtsdestotrotz können auch die Fachsprachen nicht ohne den ge-
meinsprachlichen Hintergrund auskommen oder gar entstehen. Die einzelnen Teile sind 
keineswegs selbstständig, sondern stehen in komplizierten Abhängigkeits- und Beein-
flussungsverhältnissen.90 
Auch nach der DIN-Norm 2342 von 1992 wird die Fachsprache als der Bereich der 
Sprache definiert, „der auf eindeutige und widerspruchsfreie Kommunikation im jewei-
                                                 
85 Möhn/Pelka, Fachsprachen, 1984, S. 26. 
86 Rathert, Sprache und Recht, 2006, S. 7 spricht von sprachlicher Varietät; vgl. auch Arntz/Picht/ 
Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 10 ff.; von Hahn, Fachkommunikation, 
1983, S. 61 f. 
87 Knobloch/Schaeder, in: dies. (Hrsg.), Nomination – fachsprachlich und gemeinsprachlich, 1996, 
S. 7 (9). 
88 Knobloch/Schaeder, in: dies. (Hrsg.), Nomination – fachsprachlich und gemeinsprachlich, 1996, 
S. 7 (10). 
89 Knobloch/Schaeder, in: dies. (Hrsg.), Nomination – fachsprachlich und gemeinsprachlich, 1996, 
S. 7 (10 f.). 
90 Bausinger, in: Klute (Hrsg.), Fachsprache und Gemeinsprache, 1975, S. 16 (19). 
2 Sprachliche Unschärfe 
 
 
42 
ligen Fachgebiet gerichtet ist und dessen Funktionieren durch eine festgelegte Termino-
logie entscheidend unterstützt wird“.91 Dabei lässt sich keine strikte Grenze zwischen 
einzelnen Fachsprachen und der Gemeinsprache ziehen. Vielmehr sind die Übergänge 
fließend im Sinne eines zunehmenden Grades an Spezialisation bzw. eines abnehmen-
den Grades an Allgemeinverständlichkeit.92 
2.3.2 Exaktheit 
Unter Exaktheit ist im Fall von fachsprachlichen Ausdrücken ein möglichst adäquater 
Bezug zu den Gegenständen, Sachverhalten und Vorgängen des betreffenden menschli-
chen Tätigkeitsbereichs zu verstehen.93 Dieser Bezug soll bereits im Wortschatzsystem 
verankert und durch Definition hergestellt werden. Exaktheit ist dabei aufgrund der in-
härenten Relativität keine objektive Größe, die sich an der außersprachlichen Wirklich-
keit messen und zusätzlich kein Merkmal, welches sich aufgrund des fachsprachlichen 
Bezugs als besondere Eigenschaft feststellen lässt. Daher kann im Bereich der Fach-
sprachen von einer inhärenten Vagheit aufgrund der lexikalischen Gegebenheiten aus-
gegangen werden. Diese ist durch vorangestellte Definitionen zu vermeiden oder aber 
durch spezifizierte Kontexte zu umgehen.94 
2.3.3 Vagheit 
Im Gegensatz zur Exaktheit ist Vagheit gerade im Bereich der Fachsprachen zunächst 
ein ungewolltes Phänomen. Zwar sind die verwendeten Begriffe hier im Gegensatz zur 
natürlichen Sprache genauer definiert und festgelegt und daher als Fachtermini exakter, 
aber gleichzeitig auch semantisch enger und in ihrer Bezeichnungskraft gegenüber er-
lebter Wirklichkeit schwächer.95 
                                                 
91 Zitiert nach Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 10. 
92 Vgl. auch in Bezug auf die Graphik von Heller Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminolo-
giearbeit, 2009, S. 11 bzw. 13. 
93 Roelcke, Fachsprachen, 2. Aufl. 2005, S. 61. 
94 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 102. 
95 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 101. 
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Semantische Vagheit in Bezug auf natürliche Sprache beschreibt die schwere Abgrenz-
barkeit von Prädikaten, deren Übergänge fließend sind.96 In dieser Abhandlung soll kei-
ne Konzentration auf diese spezielle Form von Vagheit erfolgen, da ein pragmatischerer 
Ansatz gewählt wurde und so auch Unschärfen einbezogen werden sollen, die über 
sprachliche Phänomene hinausgehen. Im Bereich des Umwelt- und Technikrechts zeigt 
sich das Problem der fließenden Übergänge vor allem bei der Festlegung von Grenzwer-
ten.97 
Gerade bei der Relativität als Form von Vagheit, welche sich in der Benutzung von 
Gradadjektiven (schwer, schnell etc.) oder Quantifizierungen (wenige, manche etc.) 
zeigt, ist auf die Abwendung des Phänomens mit Hilfe eines spezifizierten Kontexts zu 
verweisen.98 Die Präzisierung des Geltungsbereichs erfolgt dann mit Hilfe außerordent-
lich präzisierter Situationsbedingungen, so dass die (Fach-)Kommunikation im Folgen-
den ungefährdet sein soll.99 
Im fachsprachlichen Bereich liegt das Hauptaugenmerk auf der Lexik. Die vermeintlich 
exakten Begrifflichkeiten, die Vorstellungen darüber und die dazugehörigen Vorgänge 
unterliegen der Veränderung und müssen demnach auch Anpassungen möglich ma-
chen.100 Sie sind also nie statisch und somit auch nicht vollkommen verlässlich. Aber 
selbst wenn kontextuelle Exaktheit gegeben ist, die Bezüge zwischen den Begriffen 
eindeutig sind, können die spezifischen Begriffsmerkmale schwanken, dadurch vage 
werden und die Fachkommunikation scheitern lassen. 
 
 
 
 
 
 
                                                 
96 S. dazu auch die philosophisch geprägten Arbeiten im Forschungsprojekt „Vernünftiger Umgang 
mit unscharfen Grenzen“ aus einer Kooperation der Universität Freiburg, der Humboldt-Univer-
sität Berlin und der VolkswagenStiftung. 
97 S. dazu 5.1.1.2. 
98 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 102. 
99 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 102 f. 
100 Bausinger, in: Klute (Hrsg.), Fachsprache und Gemeinsprache, 1975, S. 16 (20). 
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2.4 Rechtssprache als Fachsprache 
Das Recht als solches lässt sich in jedem Fall als eigenes Fachgebiet und die Rechts-
sprache somit auch als Fachsprache bezeichnen.101 Gründe dafür sind Folgende: Juristen 
benutzen aufgrund ihrer vergleichbaren Ausbildung alle die gleiche fachspezifische 
Sprache. Beispielsweise gibt es den Berufsstand des Anwalts, der auf allen Rechtsgebie-
ten wirkt und die Ausdrucksformen aller dieser Bereiche angleicht.102 Es handelt sich 
demnach um ein spezielles Fachgebiet, über das mit Hilfe der besonderen Sprache unter 
den Experten kommuniziert werden kann. Sie unterscheidet sich somit von der Gemein-
sprache und ist für Laien durch die Verwendung bestimmter Fachbegriffe schwer ver-
ständlich. Das bedeutet jedoch nicht, dass sie für Laien komplett unzugänglich ist. Denn 
immerhin handelt es sich nur um einen speziellen Bereich innerhalb des Sprachsystems 
„Deutsch“, der jedem, der sich eingehend mit der Problematik beschäftigt, zugänglich 
sein sollte.103 Dennoch sind die im fachsprachlichen Kontext verwendeten Begriffe auch 
fachsprachlich auszulegen, gerade wenn es um Begriffe geht, die auch umgangssprach-
licher Natur sein können.104 
Weiter lehnt sich auf allen Rechtsgebieten die Sprache der Rechtspraxis an die der Ge-
setze an und diese zeichnet sich durch besondere Einheitlichkeit im Hinblick auf Lexik 
und Syntax aus. In diesem Zusammenhang fallen die speziellen Normen für die Aus-
wahl, Verwendung und Frequenz gemeinsprachlicher lexikalischer und grammatischer 
Mittel besonders ins Auge. 
Auf vertikaler Ebene lässt sich nach den spezifischen Textsorten, wie Gesetzestexten, 
Urteilen, Gutachten etc. unterscheiden, aber auch nach ihrem Kommunikationszweck, 
ob ein Schriftstück sich zum Beispiel an den fachunkundigen Bürger richtet oder mehr 
zum verwaltungsinternen Gebrauch dient. Die Fachbezogenheit dient hier als Unter-
scheidungskriterium. In Bezug auf die Rechtssprache können folgende Sprachschichten 
ausgemacht werden: die Gesetzessprache, die Urteils- und Bescheidsprache, die Wis-
                                                 
101 Rathert, Sprache und Recht, 2006, S. 7; Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 54; 
vgl. Heutger, Global Jurist Topics 2003, Online-Version, S. 3. 
102 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (84 f.). 
103 Näher zum Verhältnis Fach- und Gemeinsprache im Folgenden. 
104 Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 54. 
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senschafts- bzw. Gutachtensprache, die Sprache des behördlichen Schriftverkehrs und 
der Verwaltungsjargon.105 
Generell ist in Bezug auf Normtexte festzuhalten, dass sie absolut bindend sind und 
zwar genau in der Form, in der sie festgehalten und unterzeichnet wurden. Sie tragen 
damit zur Steuerung von gesellschaftlich-politischer Realität bei.106 Schließlich ist das 
geschriebene Gesetz ein für das jeweilige Gebiet geltender Normsatz, der zu bestimm-
ten Handlungen verpflichtet bzw. Handlungen verbietet. Bei Nichtbefolgung drohen oft 
Sanktionen. 
Typische Eigenheiten der Rechtssprache in Bezug auf Lexik und Syntax sind beispiels-
weise der Nominal- und ein generell unpersönlicher Stil, der häufige Gebrauch von 
formelhaften Wendungen, der Gebrauch des Gerundivs (sind einzureichen, einzu-
reichende Schriftstücke…), Partizipial- (die in § 16 aufgeführten Umstände) und Präpo-
sitionalkonstruktionen.107 Der damit zusammenhängende Abstraktionsgrad der rechtli-
chen Sprache ist enorm. Das ist vor allem auf die Entwicklung des Gemeinwesens 
zurückzuführen, in dem eben ein wenig spezialisierter und abstrahierter Bußkatalog 
kaum in der Lage ist, alle Fälle mit einzubeziehen.108 Somit musste sich im rechtlichen 
Bereich ein spezialisiertes Begriffssystem herausbilden, welches „mit einer höherstufi-
gen Organisation von Redundanzen“109 arbeiten kann. Neue, dem System nicht ange-
passte, also begriffsungenaue Texte führen somit unvermeidlich zu Missverständnissen. 
Eine fortschreitende Abweichung von Rechts- und Gemeinsprache ist insofern nur kon-
sequent.110 
Nichtsdestotrotz kommt es auch vor, dass „ein und derselbe Rechtsterminus in ver-
schiedenen Gesetzen oder in unterschiedlichen juristischen Textsorten in unterschiedli-
cher Bedeutung auftritt“.111 Dann handelt es sich quasi um Polysemie im fachsprachlich 
rechtlichen Bereich, auch wenn sich die korrekten Bezüge eventuell leicht aus dem 
Kontext erschließen lassen. Auf systematischer Ebene gibt es aber nicht nur eine 
Rechtssprache, wie es beispielsweise eine mathematische oder physikalische Fachspra-
                                                 
105 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (51). 
106 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (323). 
107 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (87). Nähere Beispiele u. 2.3.10. 
108 Näher auch zur Entwicklung u. 2.3.9. 
109 Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 385. 
110 Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 385 f. 
111 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 214. 
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che gibt, sondern verschiedene Rechtswissenschaften wie Rechtssysteme,112 die natio-
nal und historisch geprägt sind. Der Rechts- als Fachsprache kommt ein Sonderstatus 
zu, da sie eben keinen universellen Charakter hat, sondern das Recht in eine Vielzahl 
nationaler Rechtsordnungen aufgespalten ist.113 
Allerdings gibt es einen generellen Unterschied von Rechtssprache und Fachsprachen 
im technischen Bereich, und zwar den besonderen Bezug zur Gemeinsprache. Während 
technische Fachsprachen sich vor allem durch spezielle Fremdwörter auszeichnen und 
so eine große Distanz zu fachunkundigen Laien aufbauen, ist zwischen der Rechtsspra-
che und der Gemeinsprache eine große Nähe festzustellen. 
2.4.1 Besonderes Verhältnis zur Gemeinsprache 
Grundsätzlich stellt sich bei der Unterscheidung in Fachsprache und Gemeinsprache das 
Problem der genauen Abgrenzung. Klar ist, dass eine Fachsprache ohne die Gemein-
sprache nicht existieren kann und sie sich zudem gegenseitig beeinflussen.114 Negative 
Auswirkungen kann dabei die vermehrte Einbeziehung von Fachwörtern in die Gemein-
sprache haben. Dieses Phänomen wird vor allem durch die Massenkommunikationsmit-
tel verstärkt. Spezifische Begriffe können dadurch bei den meisten Menschen als passi-
ver Wortschatz deklariert werden, d.h. sie werden nicht richtig oder nur ungenau 
verstanden und können nicht selbst korrekt verwendet werden. In einem solchen Fall 
wird von Determinologisierung gesprochen.115 
Überhaupt greifen Fachsprachen, wie vor allem die Rechtssprache, in starkem Maße in 
die Gemeinsprache ein und haben demnach großen Einfluss auf deren weitere Entwick-
lung.116 Das ist gerade bei den Fachsprachen der Fall, die im Mittelpunkt der öffentli-
chen Aufmerksamkeit stehen und konkrete, alltäglich erfahrbare Lebensbereiche betref-
fen. So wird in der modernen Gesellschaft von einer zunehmenden „Verrechtlichung“ 
des Lebens gesprochen.117 
                                                 
112 Gruntar Jermol, Lebende Sprachen 2010, 31 (31). 
113 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (22). 
114 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 21 ff. 
115 Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 22. 
116 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 322. 
117 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 323. 
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Im Vergleich zu anderen Fachsprachen lehnt sich die Rechtssprache also in wesentlich 
größerem Ausmaß an die Gemeinsprache an.118 Die Problematik besteht darin, dass 
bestimmte Begriffe mit einem anderen Sinn verbunden sind als dies in der Gemeinspra-
che üblich ist. Auf Fremdwörter, im Sinne von spezifischen Begriffen in technischen 
Fachsprachen, wird größtenteils verzichtet. Im rechtssprachlichen Bereich treten Begrif-
fe mit von der Standardsprache abweichender Bedeutung auf, die aber im rechtlichen 
Bereich unter anderem durch Legaldefinitionen genau festgelegt sind,119 was dem juris-
tischen Laien schwerlich ohne weiteres bewusst ist. 
Gleichzeitig ergibt sich das Problem, dass die Rechtstexte in Form von Gesetzen, Ver-
ordnungen bzw. der Verwaltungssprache allgemein für den Bürger eines Staates ver-
ständlich sein müssen,120 denn sie haben für die Adressaten handlungsleitende Funk-
tion.121 Diese Anforderung hat in anderen Fachsprachen kaum Gewicht, da sie 
ausschließlich zur Kommunikation unter Experten gedacht sind. Die rechtliche Durch-
formung unserer alltäglichen Lebensverhältnisse sowie die sozialregulative Funktion 
bedingen jedoch einen engen Bezug zwischen der Sprache der Gesetzestexte, denen, die 
sie anwenden und dem öffentlichen Sprachgebrauch.122 Die Bürger haben so gesehen 
auch „ein Recht“ auf die Verständlichkeit ihres Rechts.123 So ist die Fachsprache des 
Rechts prinzipiell auf zwei gleichberechtigte Adressatengruppen, nämlich Juristen und 
Rechtsbetroffene, ausgerichtet.124 
Die Rechtssicherheit ist beispielsweise in Art. 20 GG festgehalten und soll vor allem die 
Verlässlichkeit des Rechts wahren. „Zur inhaltlichen Klarheit der Staatsakte gehört ne-
ben der Bestimmtheit, daß sie widerspruchsfrei sind, ihren Regelungsgehalt nicht ver-
                                                 
118 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (86); Arntz, Fachbezogene Mehrsprachig-
keit in Recht und Technik, 2001, S. 208; auch zum Folgenden Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Über-
setzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (47 ff.). 
119 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (86 f.). 
120 Vgl. Arntz/Picht/Mayer, Einführung in die Terminologiearbeit, 2009, S. 22; BVerfGE 78, 214 
(226): „[Der Gesetzgeber] hat die Grundsätze der Normenklarheit […] zu beachten“. 
121 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 324. 
122 Busse, in: Liedtke/Wengeler/Böke (Hrsg.), Begriffe besetzen, 1991, S. 160 (160). Wer die Sprache 
des Rechts beherrscht, hat demnach auch klare Vorteile im Alltag, Rathert, Sprache und Recht, 
2006, S. 8. 
123 Klein, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 197 (198). 
124 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 208; a.A., zumindest laut 
Titel Towfigh, Der Staat 2009, 29 ff.: „Komplexität und Normenklarheit – oder: Gesetze sind für 
Juristen gemacht“. 
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schleiern, für die Adressaten verständlich sind und praktikable Merkmale enthalten. […] 
auch für Gerichtsentscheidungen gelten vergleichbare Anforderungen.“125 
Die Verständlichkeit für den Bürger ist daher ein wichtiges, in der Verfassung festge-
haltenes Kriterium. Nach demokratietheoretischer Legitimation heißt es: das Recht 
muss für alle verständlich sein, da ihm alle unterworfen sind. 
Das Paradoxe ist also, dass die Gesetzessprache dem staatsrechtlichen Anspruch nach 
eben nicht Fachsprache sein darf.126 Die von der Rechtssprache im Gesetzestext be-
stimmten Anforderungen beziehen sich genau auf die Problematik einer möglichen Un-
verständlichkeit der Rechtstexte. Der Bürger hat laut Verfassung ein Recht auf Be-
rechenbarkeit allen staatlichen Handelns und insbesondere auch auf die Klarheit der 
Normen.127 Tatsächlich ist aber die Forderung nach einer Allgemeinverständlichkeit 
nicht einzulösen, was auch in der Praxis gut erkennbar ist.128 Das liegt vor allem an den 
großen systematischen Zusammenhängen, die dem Recht inhärent sind. Die teilweise 
exakten Termini und andererseits unbestimmten Begriffswörter stehen eng im Zusam-
menhang mit der jeweiligen Rechtsordnung und können nicht aus dem Kontext gelöst 
werden.129 
2.4.2 Anforderungen an Gesetzestexte 
Das Paradox, dass der womöglich unverständliche Gesetzestext selbst die Präzision und 
Verständlichkeit einfordert, ist nur ein Teil der Anforderungen, denen die Rechtssprache 
vor allem in Gesetzen gerecht werden soll. Es gibt aber auch verfassungsrechtliche Kri-
terien, die genauere Anforderungen an das Verhältnis von Recht und Sprache stellen. 
2.4.2.1 Rechtsstaatsprinzip 
Mit dem Merkmal der Rechtsstaatlichkeit sind bereits Ansprüche an das Rechtssystem 
gestellt, die nämlich genau die Klarheit und Bestimmtheit von hoheitlichen Äußerungen 
einfordern. Das BVerfG legt in mehreren Urteilen die Normenklarheit als zugehörig 
                                                 
125 Sachs, in: ders., GG, 1996, Art. 20 Rn. 78. 
126 Busse, in: Liedtke/Wengeler/Böke (Hrsg.), Begriffe besetzen, 1991, S. 160 (160); vgl. auch Ickler, 
Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 324 f. 
127 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (178). 
128 Klein, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 197 (199 f.). 
129 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (48). 
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zum Rechtsstaatsprinzip fest.130 Normativ wird das Prinzip bei Art. 20 Abs. 2 S. 2 und 3 
GG verortet, auch wenn der Begriff Rechtsstaat nicht explizit genannt ist.131 Unter dem 
Rechtsstaatsprinzip sind vielmehr verschiedene Aspekte zusammengefasst, aus denen 
sich das Erfordernis der Normenklarheit ableiten lässt.132 Dazu gehören unter anderem 
die Gewaltenteilung und die Gesetzesbindung der Exekutive und Judikative bzw. die 
Verfassungsbindung der Legislative, außerdem der Rechtsschutz bei Rechtsverletzun-
gen durch die öffentliche Gewalt, die Gewährleistung persönlicher Grundrechte sowie 
die Rechtssicherheit in Form von Vorhersehbarkeit des staatlichen Handelns.133 
Rechtssicherheit verlangt demnach ausreichende Klarheit des Bestandes und des Inhalts 
der Staatsakte, also inhaltliche Klarheit. Denn die nötige Verlässlichkeit ist nur gege-
ben, wenn der Adressat die ihn betreffenden rechtlichen Regelungen (die vor allem auch 
den Schutzbereich eines Grundrechts berühren) mit hinreichender Sicherheit feststellen 
kann.134 Unklare und unbestimmte Gesetze können in Extremfällen wegen Verstoßes 
gegen rechtsstaatliche Grundsätze nichtig sein.135 Hinzu kommt im Rahmen der Rechts-
sicherheit das Gebot der hinreichenden Bestimmtheit, welches eine möglichst klare Fol-
geneinschätzung des Adressaten verlangt, so dass er sein Verhalten dementsprechend 
ausrichten kann.136 Akzeptiert werden aber bis zu einem gewissen Grad auch unbe-
stimmte Rechtsbegriffe,137 die eine gewisse Flexibilität bewahren sollen.138 „Grund-
rechtsrelevante Gesetze, die wegen Unbestimmtheit […] den Grundrechtsberechtigten 
bei der Beurteilung der Rechtslage […] vor unüberwindbare Schwierigkeiten stellen, 
verstoßen gegen das rechtsstaatliche Gebot einer effektiven Grundrechtsgewährleis-
                                                 
130 BVerfGE 58, 257 (277): „hat von Verfassungs wegen hinreichend bestimmt zu sein“; BVerfGE 
108, 1 (20): „Der Gesetzgeber hat dabei den rechtsstaatlichen Grundsatz der Normenklarheit zu 
beachten“; BVerfGE 110, 33 (53): „…dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheit […] ent-
sprechen“. 
131 Mit einer Auflistung der Elemente des Rechtsstaatsprinzips Sachs, in: ders., GG, Art. 20 Rn. 77; 
Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 22 ff.; kürzer Schnapp, in: von Münch/Kunig, 
GG, Art. 20 Rn. 27. 
132 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (178 f.). 
133 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (179). 
134 Grzeszick, GG, Art. 20 VII Rn. 51 ff. 
135 Schnapp, in: von Münch/Kunig, GG, Art. 20 Rn. 29 unter Verweis auf BVerfGE 1, 14 (45); 17, 67 
(82); 25, 216 (227); Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 655: Schärfe und Klarheit führt 
dagegen zu Rechtssicherheit, die, zu gewähren, Aufgabe des Rechts ist. 
136 Grzeszick, GG, Art. 20 VII Rn. 58 ff. S. auch Towfigh, Der Staat 2009, 29 (42) unter Verweis auf 
die st. Rspr., BVerfGE 108, 52 (75); 83, 130 (145); 62, 169 (183) m.w.N. 
137 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (180) m.w.N. 
138 S.o. speziell zu Rechtsbegriffen 2.1.2. 
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tung.“139 Weiterhin stellt sich das Bestimmtheitsgebot als zentrales Merkmal heraus. 
Die Rechtsunterworfenen müssen die Rechtslage selbst einsehen können, ihr Verhalten 
entsprechend einrichten und die Rechtmäßigkeit einer sie belastenden staatlichen Hand-
lung zumindest ansatzweise eigenständig beurteilen bzw. in Frage stellen. Insofern wird 
auch „Rechtsbefolgung“ überhaupt erst möglich.140 
Das in der Verfassung verankerte Prinzip soll also vor staatlicher Willkür schützen und 
die Bürger vor ungerechtfertigten Eingriffen bewahren. Der Einzelne muss sich über 
seine Rechte und Pflichten informieren können. Prinzipiell geht es für den einzelnen 
Bürger um eine verlässliche Einschätzung der Staatsgewalt und damit um Rechtssicher-
heit, welche nur erreicht werden kann, wenn auch Normenklarheit besteht.141 
Dem wird oftmals entgegen gehalten, dass eine so weitgehende Beschäftigung mit 
rechtlichen Inhalten durch die Bürger im Normalfall nicht erfolgt und insofern die Juris-
ten in Zweifelsfällen als Berater zur Verfügung stehen. Towfigh stellt in seinem Aufsatz 
zu Komplexität und Normenklarheit142 diese Ambiguität anschaulich dar und kommt zu 
dem Schluss, dass Rechtstexte ausschließlich für Juristen gedacht sind. Er beschreibt 
dazu zunächst die rechtliche Entwicklung, die auf eine zunehmende Komplexität der 
Lebenssachverhalte reagieren muss, wodurch auch die sie regelnden Gesetze zwangs-
läufig immer komplexer werden müssen. Umgekehrt bedeutet dies, dass je komplexer 
die Probleme werden, desto unzureichender werden auch scharfe, eindeutige Lösun-
gen.143 Doch eine solche Art der Komplexität bedarf nach Towfighs Erachten einer be-
sonderen Definition im rechtswissenschaftlichen Kontext.144 Dichte und Interdependenz 
machen demnach diese Komplexität aus, die wiederum, gerade in steigendem Maße, 
eine größere kognitive Herausforderung für den Interpreten bedeutet. Somit muss sich 
die Bewertung der Klarheit einer Norm am Verständnis der Adressaten orientieren.145 
Allerdings wird auch vertreten, dass ein Gesetz der Normenklarheit dann genügt, wenn 
die Auslegungsprobleme mit herkömmlichen juristischen Methoden bewältigt werden 
können.146 In diesem Falle wäre das absolute Verständnis für den Laien unerreichbar. 
                                                 
139 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (181). 
140 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (182). 
141 Papier/Möller, AöR 122 (1997), 177 (179). 
142 Towfigh, Der Staat 2009, 29 ff. 
143 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 661. 
144 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (31 ff.). 
145 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (42). 
146 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (43) unter Verweis auf BVerfGE 83, 130 (145). 
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2.4.2.2 Demokratieprinzip 
Auch das Demokratieprinzip, das in Art. 20 GG verankert ist, setzt voraus, dass der 
Bürger die Äußerungen der Staatsgewalt zunächst einmal verstehen muss,147 bevor er 
selbst aktiv werden kann. Es muss ihm möglich sein, zu wissen, wie er politisch Ein-
fluss nehmen, seine Stimme geltend machen und so durch seine politische Beteiligung 
die politischen Verhältnisse und die damit einhergehende gesellschaftliche, soziale und 
wirtschaftliche Situation beeinflussen kann. Schließlich bedeutet der Begriff „Demokra-
tie“ nichts anderes als Volksherrschaft, woraus bereits hervorgeht, dass die Bürger über 
die Souveränität verfügen, in Wahlen und Abstimmungen die Zusammensetzung der 
Organe der Staatsgewalt zu bestimmen. „Wenn alle Gewalt vom Volke ausgeht, dann 
ist letzten Endes das Verständnis des Laien maßgeblich“148 und es besteht ein Recht auf 
verständliche Gesetze im Sinne eines demokratischen Grundrechts. 
Auch in den Gemeinsamen Leitlinien für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftli-
chen Richtlinien149 wird festgehalten, dass die klare, einfache und genaue Abfassung 
der europäischen Rechtsakte für die Transparenz der europäischen Rechtsvorschriften 
sowie für deren Verständlichkeit in der Öffentlichkeit und in Wirtschaftskreisen uner-
lässlich ist.150 Diese Idealvorstellungen sollten jedoch nicht davon ablenken, dass der 
Laie eben aufgrund der fachsprachlichen Konstruktion der Rechtssprache in den meis-
ten Fällen zwar den Sachverhalt grob bewerten kann, aber die Zusammenhänge nicht 
komplett überschaut. Das muss zumindest auch aus pragmatischen Gründen ausreichen. 
2.4.3 Textsorten 
An den verschiedenen Textsorten im juristischen Bereich lassen sich die Bezüge zum 
einzelnen Bürger herausstellen. Die Einbeziehung des Adressaten bei Abfassung von 
Texten sollte demnach immer im Vordergrund stehen, die Verständlichkeit das oberste 
Ziel sein. Gerade in der Verwaltung muss demnach oft zwischen verständlichem, bür-
gernahem Kommunizieren einerseits und der fachlichen innerdienstlichen Ausdrucks-
                                                 
147 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (50). 
148 Klein, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 197 (201). 
149 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 22.12.1998, Gemeinsame Leitlinien für die redaktionelle 
Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, ABl. 1999 C 73, S. 1. 
150 Erwägungsgrund 1 der Gemeinsamen Leitlinien, s. vorherige Fn. 
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weise auf der anderen Seite unterschieden werden.151 Im Fall von Gesetzestexten und 
der danach auch bezeichneten Gesetzessprache ist klar, dass es sich um öffentliche ge-
nerell-abstrakte Rechtsnormen handelt, die für alle Staatsbürger gültig und demnach 
auch nicht nur an Fachleute, sondern auch an Laien gerichtet sind. Doch gerade bei spe-
ziellen Rechtsgebieten ist davon auszugehen, dass aufgrund der Komplexität nur der 
Experte den Überblick bewahrt und vor allem die Interdependenzen überschaut und 
einzuschätzen weiß. Denn gleichzeitig müssen die Gesetze durch einen hohen Abstrak-
tionsgrad auf möglichst viele Fälle anwendbar sein. 
In der Urteilssprache der Gerichte, insofern auch in persönlichen Schreiben oder Be-
scheiden müssen individuelle Sachverhalte für den betroffenen Einzelnen geklärt wer-
den. Darauf bezogene Begründungen müssen allerdings auch für die Rechtsmittel-
instanz nachprüfbar sein können, so dass hier auch eine Kommunikation auf 
Fachsprachenniveau stattfindet. 
Ebenfalls in den Bereich von rechtlichen Texten fallen Gutachten, die aber ausschließ-
lich zur internen Kommunikation unter Experten gedacht sind,152 ebenso wie Richt-
linien, Bescheide, Beschlüsse, Entwürfe und Vermerke. Dennoch ist zu beachten, dass 
auch bei interner Kommunikation Unschärfen und Unbestimmtheiten zu Schwierigkei-
ten in Form von Missverständnissen und Fehlschlüssen führen und somit auch Einfluss 
auf die Umsetzung haben. Es geht also nicht nur um eventuell mangelndes Verständnis 
von Laien, sondern womöglich auch von fachlich mit den Rechtsakten Beschäftigten.153 
Fachsprachliche Texte bedürfen durch die verschiedenen Sprachschichten auch einer 
Prüfung der notwendigen Intensität. Das bedeutet, dass juristische Gutachten beispiels-
weise auf hohem fachsprachlichen Niveau abgefasst werden müssen, während z.B. In-
formationen von Amtsstellen auch in Form von Antragsvordrucken, Merkblättern, La-
dungen etc., die für den fachunkundigen Bürger verfasst sind, auf einem niedrigeren 
fachsprachlichen Niveau anzusetzen sind.154 Es ist demnach möglich, aktiv in das Ver-
stehen von Rechtssprache einzugreifen und dem fachunkundigen Hörer oder Leser ein 
verständlicheres Auseinandersetzen mit den ihn betreffenden Sachverhalten zu gestat-
ten. 
                                                 
151 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (95). 
152 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (51). 
153 S. dazu auch u. 2.5.3. 
154 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (56). 
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Fachsprachlichkeit allein hilft nicht, Unschärfen auszuschließen. Denn normative Texte 
können auch für Juristen, die eigentlichen Experten auf diesem Gebiet, unverständlich 
sein. Dies wurde in Studien nachgewiesen.155 Weiter kann davon ausgegangen werden, 
dass die Sprache der Gesetzestexte nicht unbedingt mit der Sprache der Rechtswissen-
schaft identisch ist. Da die Auslegung bzw. Entschlüsselung der Rechtstexte gerade 
Aufgabe der Rechtswissenschaft ist, muss hier ein variierender Wortschatz verwendet 
werden. Denn diese Begrifflichkeiten müssen innerhalb des Referenzgebietes unter-
schiedlichen Kompetenzen genügen. Umweltrechtler und Steuerrechtler haben sich bei-
spielsweise in ihren Gebieten spezialisiert. Dennoch ist insgesamt von nur einer Rechts-
sprache auszugehen, da eine weitere Unterteilung keinen zusätzlichen Erkenntnisge-
winn verspricht. 
Fachwissen in Bezug auf rechtliche Zusammenhänge ist beim „Normalbürger“ nicht 
vorhanden und kann nicht ohne weiteres erworben werden. Es ist aber (teilweise) erfor-
derlich, wenn die eigenen Lebensverhältnisse konkret betroffen sind, zumal es immer 
mehr zu einer rechtlichen Durchformung unserer alltäglichen Lebensverhältnisse 
kommt. Im schlimmsten Fall führt die Unschärfe im Verständnis dann zu einem von der 
Norm abweichenden Verhalten. 
2.4.4 Vorwürfe an juristische Texte 
Vorwürfe an juristische Texte bzw. die Gesetzessprache sind mittlerweile gang und gä-
be und richten sich meist gegen ihre Unverständlichkeit und Schwerfälligkeit.156 Dabei 
ist beachtlich, dass sich nicht nur der Bürger über diesen Zustand beschwert, sondern 
auch Politiker selbst (wenn auch vor allem in Wahlkampfzeiten), die häufig auch aktiv 
an der Ausarbeitung von Gesetzen beteiligt sind. 
Es wurde bereits festgehalten, dass für das korrekte Erfassen eines Sachverhaltes ein 
grundlegendes Vorwissen hilfreich ist.157 Das kann schwerlich bei jedem Bürger, der 
sich normalerweise nicht mit rechtlichen Inhalten beschäftigt, vorhanden sein. Daraus 
resultiert eine Distanz zum juristischen Text, die ein Nicht-Verstehen gewisser Inhalte 
durchaus rechtfertigen könnte. 
                                                 
155 Dazu beispielweise Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (322, 353). 
156 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (143). 
157 Bereits o. 2.1.1.1 sowie u. 2.5.1.1. 
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Andererseits ist das Problem der schwer verständlichen Rechtssprache anerkannt und 
bereits durch einige Initiativen angegangen worden. Der Bundestag lässt schon seit 
mehr als 40 Jahren seine Gesetzesentwürfe einer sprachlichen Prüfung unterziehen, 
wobei diese Beratung kaum fruchtet, da kurz vor der Einbringung in den Bundestag 
kaum noch Änderungen vorgenommen werden können. Zum 1. April 2009 wurde daher 
im Bundesjustizministerium der Redaktionsstab Rechtssprache gegründet, der bei der 
Formulierung von Rechtsvorschriften nun frühzeitig fachkundig beraten kann. Beide 
Stellen wurden von der Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) eingerichtet, einmal 
der Redaktionsstab beim Deutschen Bundestag und der Redaktionsstab Rechtssprache. 
Mit ihrer Hilfe werden die Gesetzestexte analysiert und anschließend Vorschläge zu 
einer verständlicheren Fassung unterbreitet, um die Unübersichtlichkeit und die oft fal-
schen Bezüge in den Normtexten zu eliminieren. Die zuständigen Ressortmitarbeiter 
sollen in Zusammenarbeit mit Juristen und Sprachberatern eingängigere Formulierun-
gen finden. Diese sollen nicht unbedingt einzelnen Fachfremden zugute kommen, son-
dern vielmehr den speziell mit den Themen Beschäftigten als Hilfe zum klareren Um-
gang dienen. Der Auftrag der GfdS ist daher auch in der Geschäftsordnung des 
Bundestags festgeschrieben. Dort heißt es in § 80a Abs. 1 und 2: „Ein beim Bundestag 
eingerichteter oder angesiedelter Redaktionsstab soll auf Beschluss des federführenden 
Ausschusses einen Gesetzentwurf auf sprachliche Richtigkeit und Verständlichkeit prü-
fen und bei Bedarf Empfehlungen an den Ausschuss richten. Der federführende Aus-
schuss kann den Redaktionsstab im gesamten Verlauf seines Beratungsverfahrens hin-
zuziehen und um Prüfung bitten. Dies gilt insbesondere für die Prüfung von 
Änderungsanträgen, deren Annahme zu erwarten ist. Darüber hinaus bietet der Redak-
tionsstab auch sonstige sprachliche Beratung an.“ 
Es wird klar herausgestellt, dass der Redaktionsstab um einfache und klare Formulie-
rungen bemüht ist, dass jedoch die Eigenheiten der Rechts- als Fachsprache dabei Be-
rücksichtigung finden müssen.158 
Auch Karpen beklagt unter Rückgriff auf eine Studie einer speziellen Arbeitsgruppe 
den Zustand deutscher Gesetze, es seien zu viele und außerdem qualitativ schlechte.159 
Als Kriterien für die Bewertung und Beurteilung zählt er Regelungsakteure und Kompe-
                                                 
158 S. dazu die Internetseite der GfdS: http://www.gfds.de/redaktionsstab-rechtssprache/, aufgerufen 
am 12.8.2011. 
159 Karpen, ZRP 2008, 97 (97). 
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tenzebenen, Normierungsverfahren, formale, materielle und inhaltliche Qualität der 
Vorschriften sowie die verursachten Kosten auf.160 Ausgangspunkt ist dabei die Überle-
gung, ob eine gesetzliche Regelung des Sachverhalts überhaupt nötig wäre und wenn ja, 
dass in jedem Fall das Subsidiaritätsprinzip beachtet werden müsse. Danach sind bei-
spielsweise europäische Rechtsakte nur nötig, wenn eine nationale oder auch landes-
rechtliche Regelung nicht ausreicht. 
In besonders problematischem Zustand sind Gesetze, wenn sie unter großem Zeitdruck 
entstehen müssen und unter Umständen sogar Teil eines komplexeren Normenpakets 
sind.161 Dann sind im Anschluss oft zusätzliche Änderungs-, Berichtigungs- oder Repa-
raturgesetze nötig. Zeitdruck und Unübersichtlichkeit können also beeinträchtigende 
Faktoren in Bezug auf Verständlichkeit und Transparenz sein. Die inhaltliche Qualität 
lässt sich an den Faktoren Zielverwirklichungsgrad, Effektivität, Effizienz und Be-
standskraft messen.162 
2.4.5 Moderne Anpassung und Anforderungen 
Im Hinblick auf die Veränderungen, die mit der Modernisierung und den damit zusam-
menhängenden Phänomenen wie Differenzierung, Rationalisierung, Individualisierung 
und Domestizierung einhergehen,163 mussten sich auch die rechtlichen Festlegungen vor 
allem im Bereich der Systematik weiterentwickeln. Im heutigen komplexen Gefüge der 
Rechtswirklichkeit ist auch ein wesentlich differenzierteres System zu deren Erfassung 
nötig. Die Gesetzestechnik ist daher durch fortschreitende Abstraktion, Spezialisierung 
und Detaillierung gekennzeichnet.164 
Joisten greift als Beispiel für die fortschreitende Abstraktion auf das salische Stammes-
recht zurück, wo der Diebstahl von Ferkeln bzw. Stallschweinen erwähnt ist, welche 
auch mit Hilfe des Begriffs „Jährling“ näher beschrieben werden. Diese Begriffe impli-
zieren eine spezifische Anschaulichkeit. Will man allerdings auch den Diebstahl von 
Schafen, Ziegen etc. unter Strafe stellen, ist es bereits nötig, den Begriff „Vieh“ zu ver-
                                                 
160 Karpen, ZRP 2008, 97 (97). 
161 Karpen, ZRP 2008, 97 (97 f.). 
162 Karpen, ZRP 2008, 97 (98). 
163 Dazu ausführlich van der Loo/van Reijen, Modernisierung, 1997. 
164 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (144). 
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wenden.165 Schließlich ist es kaum möglich, alle Tiere bzw. weiter gefasst, alle Dinge 
aufzulisten, deren Entwendung unter Strafe gestellt wird. Insofern heißt es heute in 
§ 242 StGB: „Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht weg-
nimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“ Beachtenswert ist in diesem Zu-
sammenhang auch die unterschiedliche Verwendung des Begriffs „Diebstahl“ im 
umgangssprachlichen und im fachsprachlichen Zusammenhang. Während die Gemein-
sprache den Begriff im Sinne eines unrechtmäßigen Ansichbringens fremden Eigentums 
oder heimlichen Entwendens166 mit durchaus negativer Konnotation verwendet, steht 
hinter dem juristischen, also fachsprachlichen Begriff, eine Legaldefinition, die nur den 
Ausgangspunkt für ein komplexes juristisches Auslegungsverfahren bildet.167 Es zeigt 
sich folglich schon an derart vermeintlich leicht verständlichen Begriffen die Problema-
tik der gemein- bzw. fachsprachlichen Nutzung. 
Da sich die Fachsprachen aus der Gemeinsprache heraus entwickelt haben, sind die Be-
griffe im fachsprachlichen und gemeinsprachlichen Sinne eng verwoben.168 Die fachli-
che Bedeutung ist oftmals hinzugekommen und stellt für den Laien eine zusätzliche 
Information dar, die er im Normalfall nicht benötigt, auch wenn das Recht unmittelbar 
die konkreten Lebensumstände betrifft. 
2.4.6 Typische Eigenschaften 
Die Rechtssprache muss demnach konservierend (vor allem, weil sie auf einen längeren 
Zeitraum gedacht sein muss), beharrend und bewahrend sein. Das ergibt sich daraus, 
dass Gesetze nicht ständig neu gefasst werden können und über einen längeren Zeitraum 
Geltung haben müssen. Schon allein aus arbeitsökonomischen Gründen müssen sie ge-
nerell, das heißt, auf eine ganze Gruppe von Fällen anwendbar sein.169 
Der hohe Abstraktionsgrad ist somit ein typisches Merkmal für die Rechtssprache. Un-
ter diesen Oberbegriff fallen auch Phänomene wie der unpersönliche Stil durch die 
Funktionsbetonung (der Kläger, der Minister etc.), häufig auftretende Passivkonstruk-
                                                 
165 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (144). 
166 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 209. 
167 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 210. 
168 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 212. 
169 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 211. 
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tionen, um die Handlung in den Vordergrund zu rücken (Die Wohnung wurde durch-
sucht), häufige Infinitivwendungen zur Unterstreichung der Allgemeingültigkeit (Die 
Formulare sind einzureichen bis Ende des Monats), größtenteils Verwendung der 3. 
Person zur Anonymisierung des Urhebers (Das Gericht weist darauf hin…).170 
Weiter ergibt sich mitunter eine problematische Nutzung altertümlicher Bezeichnungen. 
Als Beispiel lässt sich an dieser Stelle das Partizip „belegen“ anführen.171 Das Verb 
„beliegen“ gibt es mittlerweile im allgemeinen deutschen Sprachgebrauch nicht mehr, 
dennoch wird das Partizip öfter verwendet, da es in einigen Paragraphen der Zivilpro-
zessordnung, beispielsweise in § 794a („Hat sich der Schuldner in einem Vergleich, aus 
dem die Zwangsvollstreckung stattfindet, zur Räumung von Wohnraum verpflichtet, so 
kann ihm das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Wohnraum belegen ist, auf Antrag eine 
den Umständen nach angemessene Räumungsfrist bewilligen“) noch verwendet wird. 
Eine Änderung des Gesetzestextes wird solange nicht für nötig gehalten, bis der Para-
graph sachlich geändert werden muss. Dann kann er auch sprachlich neu gefasst wer-
den.172 
Typische Eigenschaften der Rechtssprache sind weiter der Nominalstil (in Form von 
Gebrauch der Substantive zur Betonung der Sachlichkeit: „Eine Kostenerstattung kann 
nicht erfolgen“ oder das Vermeiden von Fremdwörtern durch Eindeutschung: „Fern-
sprecher“, „Kraftwagen“ etc.)173 und der häufige Gebrauch von formelhaften Wendun-
gen, die Satzverschachtelung und Satzlänge und damit einhergehend auch eine zuneh-
mende Anzahl multipler Referenzen und somit auch Referenzkonflikte. Außerdem 
treten häufig Partizipial- (die in § 16 aufgeführten Umstände), Präpositionalkonstruk-
tionen („unter Zuziehung von“ statt „durch“ oder „unter Zuhilfenahme“ statt „mittels“) 
sowie die gerade im Recht bedeutsame Intertextualität174 auf. Dieses Phänomen wurde 
an anderer Stelle175 bereits als Interdependenz beschrieben. Gemeint ist die wechselsei-
tige Abhängigkeit bestimmter Faktoren bzw. im Recht vor allem von Textpassagen, die 
aufeinander Bezug nehmen, so dass die vollständigen Informationen nicht einer Passage 
                                                 
170 Beispiele übernommen von Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 
(55). 
171 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (145). 
172 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (145). 
173 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (55 f.). 
174 Dazu auch Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (153). 
175 S.o. 2.4.2 a.E. im Zusammenhang mit Dichte. 
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im Text entnommen werden können, sondern an verschiedenen anderen Stellen parallel 
nachgelesen werden müssen. 
Die angesprochenen Passivkonstruktionen verdeutlichen die Distanz zwischen Gesetz-
geber und Bürger. Die Machtposition des Staates wird außerdem durch den oft benutz-
ten Imperativ unterstützt: „er hat sich zu melden“, „er hat jenes zu tun“.176 Die absolute 
Verbindlichkeit der Rechtsnormen macht einen derartigen Stil aber keinesfalls notwen-
dig; der Indikativ Präsens würde auch genügen. 
Die sachliche Nüchternheit ist den Rechtstexten insofern nicht vorzuwerfen, als ihr Sinn 
schließlich darin besteht, gerechte Normen zu setzen, die unzweifelhaft sind. Sie sind 
vor allem nicht zur Unterhaltung des Lesers gedacht.177 Außerdem ist zu beachten, dass 
„je detaillierter man eine Sache regeln will, um ein möglichst gerechtes und allgemein-
verbindliches Strafmaß finden zu können, um so weitschweifiger muß man sich aus-
drücken, um so komplizierter werden die Sätze“.178 
Auf der anderen Seite ist einleuchtend, dass die Gesetze auch klarer zu fassen sein 
könnten, wenn sie eben sachlich auch leichter nachzuvollziehen wären. Beispielsweise 
im steuerrechtlichen Bereich sind die Regelungen so kompliziert, dass es auch sprach-
lich nicht vereinfacht ausgedrückt werden kann. Diese Feststellung wird durch das sog. 
Inkompatibilitätsprinzip unterstützt: die erreichbare Präzision der Beschreibung P wird 
in Verbindung zur Komplexität K des zu beschreibenden Systems gesetzt.179 Insofern 
muss das Gesetz mit komplexeren Inhalten gleichzeitig Präzision einbüßen. 
Auch Towfigh beschreibt eine große Komplexität als Hindernis beim Verständnis.180 
Komplexität ergibt sich dabei aus dem Verhältnis von Dichte und Interdependenz. Die 
Dichte nimmt Bezug auf die Anzahl der zu berücksichtigenden normativen Informatio-
nen,181 die Interdependenz beschreibt die vielfachen Bezüge, die beachtet werden müs-
sen.182 
                                                 
176 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (148). 
177 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (145). 
178 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (146). 
179 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 98. 
180 S. näher u. 2.4.2.1. 
181 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (31). 
182 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (32); s. dazu auch die Ausführungen zur Komplexität in 2.4.2.1. 
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Alle beschriebenen Merkmale können auch am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie 
nachgewiesen werden. Mit ihrer Hilfe werden später mögliche Ursachen für Unschärfen 
herausgestellt. 
2.5 Kognitive Dimension 
Beim Textverstehen oder Textverständnis handelt es sich im Vergleich zur Textver-
ständlichkeit bzw. Verständlichmachung um einen anderen Ausgangspunkt. Beim Ver-
stehen geht es um die Position des Lesers, den Prozess als auch das Produkt des Verste-
hens.183 Bei der Sinnaneignung handelt es sich um einen kognitiven Prozess, der von 
Leser zu Leser als veränderbare Variable unterschiedlich sein kann. 
Bei der Textverständlichkeit gilt es, den Bearbeitungsprozess mehr aus Sicht des Autors 
bzw. des Textes als veränderbare Instanz zu sehen. Durchaus kann ein Text mit seinen 
Unverständlichkeitsmerkmalen so verändert werden, dass er nachher zumindest in Tei-
len verständlicher ist. Die Unterscheidung von Verstehen und Verständlichmachung soll 
vor allem darauf hinweisen, dass es in der Wissenschaft zweierlei Methoden zur Heran-
tastung an das Unschärfeproblem gibt. 
2.5.1 Prinzip des Verstehens 
Nach Dietrich/Kühn ist ein Text „in dem Maße verständlich, in dem die Rezeption zum 
Verstehen führt, d.h. wenn die durch ihn gegebene Information im Wissen des Rezipi-
enten eine Vorstellung des im Text zum Ausdruck gebrachten Sachverhalts erzeugt“.184 
Das Textverständnis hat demnach vor allem etwas mit dem Bewusstsein und dem Wis-
sensstand des Empfängers zu tun, die Verständlichmachung dagegen mit der Aufberei-
tung von zu verkündenden Inhalten bzw. dem Verfassen von Texten. 
2.5.1.1 Textverständnis 
Zum eigentlichen Textverstehen gibt es in der Literatur eine Vielzahl von Modellen und 
schematischen Erfassungen.185 Gemeinsam ist diesen verschiedenen Ansätzen die An-
                                                 
183 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (327). 
184 Dietrich/Kühn, LiLi 2000, 67 (67). 
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nahme, dass während eines Verstehensprozesses ein mentales Modell erzeugt wird, 
welches das Gehörte/Gesehene repräsentiert.186 Es handelt sich dabei um ganzheitliche, 
direkte und analoge Repräsentationen des spezifischen Sachverhalts. Diese mentalen 
Modellansätze bestehen weiter aus zwei Teilen: aus Propositionen einerseits und einer 
mentalen Modellebene andererseits. 
Bei Propositionen handelt es sich um kognitive Bedeutungsstrukturen, die keinerlei 
Wertungen beinhalten, sondern lediglich einen inhaltlichen Bezug festlegen. Der Rezi-
pient ruft die vorkommenden Wörter aus seinem Lexikon ab und kombiniert diese ge-
mäß der syntaktischen Struktur des Satzes. Hierzu ist zunächst kein „Weltwissen“ nö-
tig.187 Die mentale Modellebene repräsentiert auf der anderen Seite das bereits 
vorhandene Wissen, sprich die Wissensbestände, auf die aufgrund von Erfahrung, be-
reits Erlerntem oder Gelesenem zurückgegriffen werden kann. Diese beiden Elemente 
werden während des Lesens oder Zuhörens im Verarbeitungsprozess zusammengeführt, 
so dass für den jeweiligen Rezipienten ein Gesamtbild entsteht. Sollten hierbei Bezie-
hungen zwischen den einzelnen Teilen nicht logisch herzustellen sein, so dass kein in 
sich geschlossenes Modell zu erzeugen ist, sind die betroffenen Textpassagen für den 
Rezipienten schlichtweg unverständlich. Er kann den impliziten Sinn, sozusagen die 
kondensierte Satzaussage, nicht korrekt greifen und in eine Bedeutungsverknüpfung mit 
anderen Inhalten bzw. seiner Wirklichkeit stellen. 
Denn das Verstehen hängt vor allem mit Begriffen zusammen, die der Verstehende sich 
persönlich von der Welt macht.188 Um die Bedeutung eines Wortes zu erfassen, muss 
der mit ihm assoziierte Begriff aktiviert werden, was ebenso für die Struktur eines Sat-
zes im weiteren Sinne gilt.189 „Eine heterogene Rezipientenpopulation elaboriert an ei-
nem normativen Text nicht dieselben, sondern gleichzeitig unterschiedliche Merkmale 
als unverständlichkeits-produzierend“.190 Das ist vor allem auf die unterschiedlichen 
persönlichen Hintergründe und Wissensbestände zurückzuführen. 
                                                                                                                                               
185 Zur kognitiven Linguistik beispielsweise Schwarz, Einführung in die kognitive Linguistik, 3. Aufl. 
2008; Rickheit/Weiss/Eikmeyer, Kognitive Linguistik, 2010; Felix, Kognitive Linguistik, 1996; aus 
eher psychologischer Sicht Beyer/Gerlach, Sprache und Denken, 2011. 
186 Dietrich/Kühn, LiLi 2000, 67 (68). 
187 Schwarz, Einführung in die kognitive Linguistik, 3. Aufl. 2008, S. 179 f. 
188 Näher zum Begriff o. 2.1.1. 
189 Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 25. 
190 Schendera, LiLi 2002, 98 (101). 
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2.5.1.2 Textlektüre 
Insgesamt ist Lesen als kognitive Arbeit zu begreifen. Während des Lesens laufen ver-
schiedene Verstehensvorgänge ab, die das Ergebnis am Ende beeinflussen können. 
Wichtig für das Verstehen sind: das Erkennen der syntaktischen Satzstruktur mit Auflö-
sung von möglichen Mehrdeutigkeiten, ein rein inhaltliches Verstehen, auch wenn es 
nicht als wahr oder falsch eingeordnet werden kann, das referentielle Verstehen, also 
das Beziehen des Inhalts auf die Realität und das inferentielle Verstehen, welches das 
Verknüpfen des erkannten Sachverhalts mit dem eigenen, vorhandenen Wissen 
meint.191 Diese Prozesse finden nicht bewusst statt, sondern sind mit der Zeit erlernt und 
antrainiert, so dass sie automatisch unterhalb der Bewusstseinsschwelle ablaufen. 
Nach Augst wird die Verständlichkeit eines Textes durch drei Faktoren bestimmt: die 
inhaltliche Sachkenntnis, die emotionale Beziehung und die sprachlichen Fähigkeiten 
des Lesers.192 Das verweist wiederum auf die Individualität des Verstehens und das da-
mit zusammenhängende Verständnisniveau. 
Durch diese Zusammenhänge können Textinhalte, die aus dem Alltag vertrauter sind, 
leichter aufgenommen werden als Inhalte, die vollkommen neu sind oder kaum mit vor-
handenen Wissensbeständen in Zusammenhang stehen. Für das Verstehen muss also 
genau dann mehr Zeit eingeplant werden, wenn der Rezipient bisher wenig Kenntnis 
von den beschriebenen Inhalten hatte. Das erklärt sich vor allem durch eine höhere Ver-
stehensebene, die aktiviert werden muss, wenn Texte mit komplexer Syntax oder aber 
vielen unbekannten Wörtern erschlossen werden wollen. Das Textverständnis ist für 
jeden Einzelnen individuell. Neben dem Verstehen greifen außerdem Prozesse des Ak-
zeptierens oder Verwerfens ein, die den Rezipienten beeinflussen und in seinem Han-
deln leiten. 
Selbst wenn ein Text inhaltlich (richtig) verstanden wurde, können die Schlussfolgerun-
gen daraus jeweils unterschiedlich sein und eben argumentativ nicht folgerichtig im 
weiteren Kontext. Gerade das verweist auf den Einfluss des inferentiellen Verstehens. 
Als Beispiel führen Dietrich/Kühn ihre Untersuchungen mit 27 Versuchspersonen an, 
die einen Haftpflichtfall beurteilen sollten.193 Die Versicherungsbedingungen stehen 
                                                 
191 Dietrich/Kühn, LiLi 2000, 67 (76); auch Wendt, Terminus – Thesaurus – Text, 1997, S. 25. 
192 Augst, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 259 (260). 
193 Dietrich/Kühn, LiLi 2000, 67 ff. 
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hierbei zur Verfügung, so dass die Befragten entscheiden sollen, ob die Versicherung 
Schadensersatz zahlen muss. Interessanterweise kommen die Befragten, obwohl das 
grundsätzlich inhaltliche Verständnis nachgeprüft korrekt ist, zu unterschiedlichsten 
Ergebnissen. Nur diejenigen, die über tiefgreifenderes Wissen verfügten, konnten den 
Fall korrekt in Bezug auf die Gesamtsituation einschätzen. 
2.5.1.3 Komplexität 
Die Komplexität von Normtexten hat Einfluss auf ihre vollständige Erfassung und An-
wendbarkeit. Gerade für Rechtslaien kann diese Komplexität hinderlich für das indivi-
duelle Verständnis sein. Zur näheren Bestimmung wird bei Towfigh vor allem auf die 
Parameter Dichte und Interdependenz verwiesen.194 Die Dichte nimmt dabei Bezug auf 
die Anzahl der zu berücksichtigenden normativen Informationen,195 die aus der jeweili-
gen Rechtsnorm hervorgehen. Die Interdependenz beschreibt den Umstand, dass Nor-
men oder einzelne Teile einer Norm sich gegenseitig bedingen oder aufeinander bezie-
hen. So ist nach externer und interner Interdependenz zu unterscheiden, je nachdem, ob 
sich die Verweisung innerhalb einer Norm oder zwischen verschiedenen einzelnen 
Normen vollzieht.196 Dieses Merkmal von Normtexten wird oftmals als das größte Pro-
blem für Rechtslaien gesehen. Sie können die Wechsel- und Rückwirkungen nicht über-
schauen und so nicht in einen adäquaten Zusammenhang bringen. Towfigh vertritt, auch 
nach weiteren Argumenten, die These, dass Gesetze demnach auch für Juristen gemacht 
sind und daher keine Ansprüche von Laien bestehen dürften, Normtexte weniger kom-
plex197 bzw. verständlicher zu gestalten. Schließlich soll der Legislative der erforderli-
che Freiraum verschafft werden, angemessen mit Rechtsnormen auf die Komplexität 
der Lebenssachverhalte zu reagieren.198 Dem ist aus pragmatischer Sicht durchaus zuzu-
stimmen. Dennoch sollte bei der Rechts- als Fachsprache das besondere Verhältnis des 
Laien zum Recht durch die eben bereits erörterten Anforderungen199 beachtet werden. 
Außerdem bleibt zu bedenken, dass die individuell Zuständigen diese Normtexte ebenso 
zu bearbeiten haben und eine unnötige Verkomplizierung der Regelungen höchstens zu 
                                                 
194 Towfigh, Der Staat 2009, 29 ff. 
195 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (31). 
196 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (32). 
197 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (29 f.). 
198 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (73). 
199 S.o. 2.4.2. 
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Unschärfen in der weiteren Handhabung führen könnte. Dann hätten zu komplexe Rege-
lungen unter Umständen aufwendigere Nachbereitungen zur Folge. 
2.5.2 Mögliche Normierung zur Verständlichmachung 
Seit längerem gibt es die Bestrebung, fachsprachliche Normung eingreifen zu lassen. 
Allerdings soll dabei darauf geachtet werden, sich gerade nicht in bestehende Systeme 
einzuschalten, sondern bei Gelegenheit eine Terminologienormung vorzunehmen.200 
Diese ist zum größten Teil im rechtlichen Bereich durch die Festlegung in Gesetzen und 
Verordnungen von vornherein gegeben. In technischen Bereichen spielt die Konzen-
tration auf feste Begriffe eine große Rolle, während im rechtlichen Bereich vor allem 
syntaktische und grammatische Normierungen sinnvoll wären, um durch sich insofern 
wiederholende, dann bekannte Muster Unschärfen vorzubeugen. Die nachträgliche Be-
arbeitung von Texten kann die Verständlichkeit durchaus verbessern.201 
2.5.2.1 Im Bereich Lexik 
In diesem Bereich geht es um die Festlegung von Begriffsinhalten. So werden auch in 
Gesetzestexten Synonyme verwandt, die der Beschreibung der Sachverhalte dienen. Als 
Beispiel sei § 142 StGB genannt: Der hier beschriebene Verstoß könnte als „Fahrer-
flucht“, „Verkehrsflucht“, „Unfallflucht“, „Verkehrsunfallflucht“ oder als „unerlaubtes 
Entfernen vom Unfallort“ bezeichnet werden.202 Diese unterschiedlichen Bezeichnun-
gen führen aber nur so lange nicht zu Problemen, als dass kein Irrtum darüber besteht, 
welcher Verstoß genau gemeint ist. Insofern ist die Einnamigkeit keine zwingende 
Notwendigkeit. 
Anders ist das im Bereich der mehrdeutigen Wörter zu sehen. Diese je nach Standpunkt 
auszulegenden Begriffe sind unvermeidlich, auch wenn sie näher ausfüllungsfähig sind. 
Beispiele für Begrifflichkeiten wären: öffentliche Belange, sittenwidrig oder (grob) 
                                                 
200 Nach Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (89). 
201 Während die Germanistin Dr. Christa Joisten als Abgesandte der Gesellschaft für deutsche Spra-
che jahrelang im Deutschen Bundestag arbeitete, um dort die Gesetzesentwürfe vor ihrer Veröf-
fentlichung zu überarbeiten (Hamburger Abendblatt vom 6.5.1987, Nr. 104, S. 2: „Sprach-TÜV“ 
für Gesetzestexte) sind mittlerweile ganze Redaktionsstäbe eingerichtet sowie die Unterstützung 
dieser in die Geschäftsordnung des Bundestags aufgenommen worden. S. dazu auch o. 2.4.4. 
202 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (91). 
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fahrlässig.203 Auch eine Normierung dahin gehend, Homonyme aus dem rechtlichen 
Sprachgebrauch zu entfernen, ist nicht unbedingt sinnvoll, da diese immerhin aus dem 
jeweiligen Zusammenhang verständlich sind. Ein Homonym ist ein Begriff, der in meh-
reren Verwendungszusammenhängen stehen kann. Den Begriff „Vorgang“ könnte man 
je nachdem als Akte oder Geschehnis verstehen, den Begriff der „Vormerkung“ als ein-
fache Notiz oder als Eintragung ins Grundbuch. Die Bezüge sollten jedoch jeweils auf-
grund des Kontextes deutlich werden. 
Problematisch wird die Einordnung erst dann, wenn ein Polysem mit scheinbar glei-
chem Inhalt plötzlich in verschiedenen Gesetzen unterschiedlich gebraucht wird.204 Die 
Polysemie bezeichnet in der Linguistik die Mehrdeutigkeit bzw. den Doppelsinn einer 
Aussage.205 Gerade durch den engen Bezug von Gemein- und Rechtssprache als Fach-
sprache tauchen oft Begriffe auf, die dem fachunkundigen Laien bekannt vorkommen, 
aber dennoch eine spezifischere Bedeutung im fachlichen Zusammenhang haben. Durch 
das spezielle Begriffssystem, das hinter jeder Fachsprache steht, befindet man sich in 
den sprachlichen Zusammenhängen auf einer höheren Abstraktionsebene.206 Laien wer-
den somit vom Verständnis ausgeschlossen, denn „nur der versteht einen Fachausdruck 
(auch wenn er scheinbar vertraut klingt), der das zugrundeliegende Begriffssystem 
überschaut, der also den Begriff, den das Fachwort benennt, in dieses System einordnen 
kann“.207 
An dieser Stelle können sich schnell Missverständnisse ergeben, da sich Nuancen in der 
Bedeutung nicht umgehen lassen. Für die Feinheiten in den einzelnen Bedeutungen 
müssten sonst neue Fachausdrücke gebildet werden, welche die gesamte Kommunikati-
on nur verkomplizieren,208 die aber trotzdem auch die Verständlichkeit für Laien nicht 
unbedingt fördern würden. 
Allerdings könnte durch die Einhaltung einiger Kriterien die Entstehung neuer Fachbe-
griffe optimiert werden. So wäre es von Vorteil, wenn die Benennungen klar, einfach, 
einprägsam und leicht aussprechbar wären. Bei längeren Wortzusammensetzungen soll-
                                                 
203 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (91). 
204 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (91). S. dazu auch die Begriffsbeispiele 
unter 5.2.8. 
205 S.o. 2.2.2. 
206 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (48). 
207 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (48). 
208 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (92). 
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ten Trennungsstriche eingefügt werden. Außerdem sollten die Fachausdrücke nicht ohne 
wichtigen Grund von der Gemeinsprache abweichen.209 
2.5.2.2 Abkürzungen, Satzbau, Grammatik 
Im syntaktischen Bereich gibt es weitere Möglichkeiten der Normierung, die zu einem 
besseren Verständnis führen und somit zusätzliche Anstrengungen in Form einer Nach-
bereitung der Texte vermeiden können. 
In Bezug auf Abkürzungen könnte eine einheitliche Regelung angestrebt werden, wann 
überhaupt eine Abkürzung vorgenommen wird, ob eine vorhergehende Erklärung einge-
fügt wird, wann ein Punkt gesetzt wird, welche Buchstaben groß und welche klein ge-
schrieben werden und ob bzw. wie Abkürzungen gebeugt werden.210 
In Bezug auf das Problem des unpersönlichen Stils sollte bei Anschreiben an einen ein-
zelnen Bürger selbstverständlich auf die persönliche Form und Anrede zurückgegriffen 
werden, während in Urteilen und Beschlüssen der unpersönliche Stil durchaus Vorteile 
hat. Die Beteiligten werden dann nicht beim Namen genannt, sondern durch ihre Stel-
lung repräsentiert,211 nämlich als Antragsteller, Kläger o.ä. So fällt eine Unterscheidung 
der einzelnen Positionen leichter. 
Im grammatikalischen Bereich sollte eine einheitliche Linie in Bezug auf die Benutzung 
der weiblichen Form der Titel und Berufsbezeichnungen und auch die Klein- oder 
Großschreibung bei amtlichen Bezeichnungen gefunden werden. Die Eliminierung des 
Fugen-s bei der Zusammensetzung mit dem Grundwort „-steuer“ ist größtenteils schon 
vorgenommen worden.212 
Insgesamt gibt es unterschiedliche Methoden zur Optimierung der Verständlichkeit von 
normativen Texten. In diesem Bereich hat sich ein interdisziplinäres Forschungsfeld 
zwischen Juristen, Linguisten und (Text-)Psychologen herausgebildet.213 
                                                 
209 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (92). 
210 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (93). 
211 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (93). 
212 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (94). 
213 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (323). S. allgemein Wiedenbauer, 
Textoptimierung, 2010; Antos, Textoptimierung, 1992; zur Optimierung von Verwaltungstexten 
Händel/Fluck/Förster/Blaha, Fachsprache 23 (2001), 139 ff.; s. vor allem die Studien der interdis-
ziplinären Arbeitsgruppe Sprache des Rechts in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004; Eich-
hoff-Cyrus (Hrsg.), Verständlichkeit als Bürgerrecht?, 2008. 
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2.5.3 Verständnis von Rechtstext und anderen Textsorten 
Es konnte in Studien insgesamt noch nicht herausgearbeitet werden, dass ausschließlich 
Rechtstexte weniger gut verständlich wären als andere Texte. Das Verstehen hängt we-
sentlich von den Formulierungen des betreffenden Textes ab und auf der individuellen 
Ebene vom Wissensstand bzw. Bildungsniveau des Rezipienten. 
Bei Experimenten konnte festgestellt werden, dass ein deutlicher Unterschied im Ver-
ständnis von Laien und Fachkundigen, die auf eine gewisse Vorbildung im fachlichen 
Bereich zurückgreifen können, festzustellen ist, während aber auch Diskrepanzen im 
Verständnis eines Rechtstextes bei Experten auftauchen.214 In diesem Zusammenhang 
wird von einer Rezeptionsvarianz gesprochen. Das bedeutet, dass sich die Ergebnisse 
der beiden geprüften Gruppen „Laien“ und „Fachleute“ durchaus teilweise überschnei-
den können. Allgemein ist zwar davon auszugehen, dass Rechtstexte für die Experten 
verständlicher sind, aber es gibt durchaus auch Laien, die mit bestimmten Rechtstexten 
besser zurechtkommen als die Experten. 
In Bezug auf die Verfahrensweise mit europäischen Richtlinien ist davon auszugehen, 
dass der Einfluss des individuellen Verständnisses bzw. Unverständnisses als Reaktion 
auf Unschärfen eher gering ist. Zwar müssen die Richtlinien von einzelnen Mitarbeitern 
der Union bzw. der Verwaltungen in den Mitgliedstaaten bearbeitet, weitergegeben und 
umgesetzt werden, doch die Aufzählung verweist bereits auf die zahlreichen Stationen, 
die durchlaufen werden müssen und so auf die Bearbeitung durch zahlreiche Mitarbei-
ter. Insofern kann letztlich nicht mehr von individuellem Verständnis gesprochen wer-
den. Durch diesen Exkurs auf die individuellen Gegebenheiten soll lediglich auf die 
schon bereits im Ursprung einsetzende Problematik der individuellen Sprachauffassung 
verwiesen werden. Insofern macht die Einbeziehung des individuellen Verständnisfak-
tors nur einen Aspekt der verschiedenen Zugänge zur Herantastung an Unschärfen im 
Umgang mit rechtlichen Themen aus. Die individuellen Einflüsse sollten sich durch den 
Entstehungsprozess „durch die Hände“ diverser Beteiligter relativieren. 
 
 
                                                 
214 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (353). 
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2.6 Verschleiernde Rechtssprache 
Unschärfen in Rechtstexten können vom Urheber durchaus gewollt sein. Denn „die 
Rechtssprache“ hat ein großes Interesse daran, das Rechtssystem zu wahren und den 
dazugehörigen Verwaltungsapparat aufrecht zu erhalten. So sind beispielsweise Parla-
mentsausschüsse, Richter, Staatsanwaltschaften sowie Anwälte darauf ausgerichtet, 
rechtliche Fragestellungen zwar zu klären, aber dabei das bestehende System aus Geset-
zestexten, Vorschriften etc. zu erhalten, wenn nicht sogar auszuweiten. Allen Beteilig-
ten ist schließlich daran gelegen, ihre Tätigkeitsbereiche zu schützen bzw. neue dazu zu 
gewinnen. Insoweit würden klar strukturierte Rechte, die für jeden erschließbar und 
auch im jeweiligen eigenen Fall auslegbar wären, nur nachteilig für genannte Berufs-
gruppen sein. „Ein guter Teil der Verschleierungstendenzen, die wir heute konstatieren, 
ergibt sich aus dem permanenten Kampf um die Erringung, Erhaltung und Gestaltung 
der Macht in der pluralistischen Gesellschaft […]“.215 So sind Verschleierungstenden-
zen gerade auch im politischen Bereich beliebt. Von pragmatischer Unvollständigkeit 
wird gesprochen, wenn „in politischen Argumentationen bestimmte, für die Beurteilung 
einer Maßnahme relevante Sachverhalte verschwiegen werden“.216 So kann der Staat 
Wissen zurückhalten, „etwa um im Namen von Stabilität die Bürger nicht durch zu vie-
le Risikoinformationen zu beunruhigen“.217 Auch die Selektivität der Informationswei-
tergabe kann beim Staat oder bei Privaten als Machtausübung angesehen werden.218 
Weiter können mit Verschleierungen auch vorgegebene Inhalte gemeint sein, die einen 
Rechtszustand beschreiben, der noch gar nicht vorhanden ist. Es können so Idealvorstel-
lungen eingebracht werden, die zwar mit der Realität noch nicht vereinbar sind, aber 
einen erstrebenswerten Zustand aufzeigen, der schnellstmöglich real werden soll. Ob die 
Erreichung dieses Zustands tatsächlich möglich ist, bleibt offen. 
Durch eine Verschleierung bestimmter Inhalte werden außerdem in gewissen Bereichen 
Handlungsspielräume eröffnet.219 Als Beispiel führt Enzensberger die Rentenpolitik an, 
die mit den fortwährenden Reformen dazu geführt habe, dass niemand mehr wirklich in 
der Lage sei, einen Rentenbescheid zu deuten bzw. die genauen Bezüge zu erkennen. 
                                                 
215 Kopp, Verschleiernde Rechtssprache, 2004, S. 14. 
216 Kindt, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 289 (297). 
217 Hoffmann-Riem, in: Augsberg (Hrsg.), Ungewissheit als Chance, 2009, S. 17 (18). 
218 Hoffmann-Riem, in: Augsberg (Hrsg.), Ungewissheit als Chance, 2009, S. 17 (18). 
219 Enzensberger, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 83 (83). 
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Dadurch bleibt dem Staat die Möglichkeit, gesonderte Auslegungen und Anpassungen 
im Nachhinein vorzunehmen. 
Bei derartigen Phänomenen lässt sich jedoch ein Unterschied zu den vorherigen Kon-
stellationen erkennen. Während Missverständnisse und Unschärfen für eine gelungene 
Kommunikation vermieden werden sollen, handelt es sich hier um absichtliche Ver-
schleierungen im öffentlichen, vor allem politischen Bereich. Dies dient einem takti-
schen Offenhalten, um beispielweise heikle Themen nicht anschneiden oder die Rich-
tung der zukünftigen Entscheidungen nicht vorwegnehmen zu müssen. Sie kann auch 
als Manipulation, gezielte Desinformation, Steuerung bzw. Lenkung bezeichnet werden. 
Besonders beliebt sind solche Taktiken auch in Wahlkampfzeiten. 
Es handelt sich also nicht um sprachliche Probleme, für welche, wie im Vorherigen ge-
zeigt, Abhilfe geschafft werden kann, sondern um methodisch absichtliche Handlungen 
auf sprachlicher bzw. kommunikativer Ebene. So kann das Recht aber nicht zu höherer 
Geltung gelangen oder die Glaubwürdigkeit des Rechtsstaates,220 Rechtssicherheit so-
wie das Vertrauen der Bürger in die Politik gefördert werden. 
Gerade auch auf europäischer Ebene ist das Mittel der Verschleierung beliebt und hat 
insoweit auch negative Folgen für die Partizipation bei Wahlen. Bürger, die sich nicht 
wiederfinden in einem Meer von Vorschriften und Gesetzen, die sie außerdem nicht 
verstehen, verlieren zwangsläufig die Motivation, Entscheidungen über politische Ver-
treter treffen zu wollen. Das ist jedoch grundlegend für die demokratische Legitimation 
und auch ihr Sinn. 
In diesem Zusammenhang könne auch die Verheißung eines Transparenzgebotes nur als 
Hohn empfunden werden.221 Transparenz bezeichnet in diesem Zusammenhang die 
Durchsichtigkeit, Offenheit und Nachvollziehbarkeit der Willensbildungs- und vor al-
lem auch Entscheidungsprozesse im politischen System. Sie ist somit auch eine ent-
scheidende Voraussetzung für Kontrolle durch die Bürger.222 Aber auch die Funktions-
zusammenhänge und internen Strukturen sollen offengelegt sein. Es „wächst das 
Verlangen nach mehr Offenlegung und Durchschaubarkeit der für den politischen Pro-
zeß relevanten Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse, um durch Nachvollzieh-
barkeit den allgemeinen Informationsstand zu erhöhen, kritisches Bewußtsein zu för-
                                                 
220 Enzensberger, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 83 (84). 
221 Enzensberger, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 83 (84). 
222 Steffani, in: ders. (Hrsg.), Parlamentarismus ohne Transparenz, 1971, S. 17 (20). 
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dern und damit die Voraussetzungen für wirksame demokratische Kontrollen zu schaf-
fen“.223 
In Bezug auf die europäische Ebene scheinen diese Forderungen noch schwieriger er-
füllt werden zu können. Die Distanz zwischen der europäischen Rechtsordnung und den 
Bürgern ist wesentlich größer als auf nationaler Ebene. Ein anschauliches Beispiel für 
Verschleierungen auf europäischer Ebene ist die die Europäische Grundrechtecharta 
maßgeblich prägende und noch in Art. 6 Abs. 3 EUV explizit genannte224 Menschen-
rechtsdeklaration, die in ihrem Text ein Idealbild aufstellt und rechtspolitische Vorstel-
lungen einbezieht, die bei weitem nicht Wirklichkeit sind. Es wurden Vorgaben ge-
macht, die in „bewährten Demokratien“225 erst noch zu festigen und weiterzuentwickeln 
sind, während rechtsstaatlich noch nicht so fortgeschrittene Staaten mit großen Forde-
rungen konfrontiert werden, die nicht von jetzt auf gleich zu realisieren sind. Die For-
mulierungen der Menschenrechtsdeklaration zeigen somit ein „Niveau an, das gemein-
sam erreicht werden soll, zu dem aber unterschiedliche Differenzen noch bestehen“.226 
Das Beispiel belegt, dass die verschleiernde Rechtssprache nicht durchweg negativ be-
trachtet werden muss. Im Gegensatz zu Fällen, bei denen es um die absichtliche Vor-
enthaltung von Informationen, die Verdrehung von Tatsachen und das Ausnutzen des 
Unwissens der Bevölkerung geht, kann die Verschleierung auch einen Idealzustand 
vorgeben, der für erstrebenswert befunden wird und der die Möglichkeit zur Weiterent-
wicklung bietet. 
Grundsätzlich sind diese Verschleierungen nicht als Unschärfephänomene im Sinne 
dieser Arbeit zu verstehen. Während hier von einem methodischen Vorgehen gespro-
chen werden kann, handelt es sich bei Unschärfen bzw. Vagheiten vielmehr um Kon-
stellationen unbeabsichtigter Natur. Diese sprachlichen, systematischen und strukturel-
len Unschärfen sollen am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie aufgespürt und 
bewertet werden. 
 
 
                                                 
223 Bereits Steffani, in: ders. (Hrsg.), Parlamentarismus ohne Transparenz, 1971, S. 11. 
224 S. zur weiteren Bedeutung Frenz, Europarecht 4, 2009, Rn. 23 ff. 
225 Kopp, Verschleiernde Rechtssprache, 2004, S. 17. 
226 Kopp, Verschleiernde Rechtssprache, 2004, S. 17. 
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2.7 Oralität und Literalität 
Ein wichtiges Merkmal der Gesetzestexte ist ihre Schriftlichkeit und deren besonderer 
Stellenwert in der Kommunikation. Die Felder der Mündlichkeit und Schriftlichkeit der 
Sprache sind sehr weit und ihre Unterschiedlichkeit allein ließe sich in einer eigenen 
Arbeit darstellen.227 Die schriftliche Form der Kommunikation könnte außerdem aus 
psychologischer wie aus physiologischer Sicht betrachtet, zudem nach Intention und 
Funktion unterschieden werden. Für die Zwecke der vorliegenden Arbeit soll nur kurz 
auf die besonderen Merkmale der Schriftlichkeit eingegangen und keine Bewertung der 
jeweiligen Kommunikationsform in Verbindung mit ihren speziellen Funktionen vorge-
nommen werden. Schließlich sind die Gesetzestexte, hier beispielsweise in Form der 
europäischen Richtlinien, schriftlich festgehalten, was nach heutigem Verständnis auch 
nicht anders denkbar ist. 
Bei schriftlicher Kommunikation handelt es sich prinzipiell um die Veränderung des 
Mediums der Zeichenvermittlung von akustisch zu optisch, wodurch die Sprache verge-
genständlicht wird und ein gleichzeitiges Bewusstwerden der Strukturprinzipien statt-
finden kann, sowohl beim Prozess der Produktion als auch der Rezeption. Beim Schrei-
ben handelt es sich sozusagen um einen Prozess, bei dem Denken und Sprechen glei-
chermaßen transformiert werden. Es findet eine Übertragung in ein kodiertes System 
sichtbarer Zeichen statt, durch welches der Schreibende den genauen Wortlaut festlegt, 
den der Leser aus dem Text entstehen lassen soll.228 
Im Gegensatz zur mündlichen Verständigungsweise, die auch als Mittel der direkten 
Kommunikation bezeichnet wird, ist es bei der schriftlichen (indirekten) Kommunikati-
on schwerlich möglich, Unverständlichkeiten sofort auszuräumen, indem der Sprecher 
zur Verdeutlichung bestimmter Aussagen vom Hörer aufgefordert wird. Das gesproche-
ne Wort ist somit an das Hier und Jetzt der jeweiligen Sprechsituation gebunden, wäh-
rend bei schriftlicher Kommunikation der unmittelbare Situationsbezug als Interpreta-
tionshilfe fehlt. Ebenso sind zum Verständnis keine parasprachlichen Mittel wie Gestik 
oder Mimik229, Intonation etc. einsetzbar. Da in dieser Form der Verständigung kein 
                                                 
227 Beispielsweise Ong, Oralität und Literalität, 1987; Sauer, Oralität und Literalität, 1995 am Bei-
spiel von Bibelübersetzungen; aktueller Dürscheid, Einführung in die Schriftlinguistik, 3. Aufl. 
2006; in Bezug auf Ong Gaukler, Warum das Schreiben das Denken neu konstruiert, 2009. 
228 Ong, Oralität und Literalität, 1987, S. 87. 
229 Andresen, Schriftspracherwerb und die Entstehung von Sprachbewusstsein, 1985, S. 17. 
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Partner vorhanden ist, müssen die oft implizierten räumlichen, zeitlichen und persönli-
chen Bezugnahmen für und durch den Leser imaginiert werden. Eine schriftlich verfass-
te Aussage hat somit immer auch den Sinn und die Aufgabe, Zeit- und Raumdistanzen 
zu überwinden.230 So muss die geschriebene Sprache um einiges präziser sein als die 
gesprochene, denn durch das Fehlen eines dialogischen Argumentierens ist keine ge-
meinsame Klärung von Sachverhalten möglich.231 Es bestehen durch die Trennung von 
Sender und Empfänger insofern höhere Anforderungen an die schriftliche Aussage. 
Durch diese konkrete Loslösung von Raum, Zeit und Person ergeben sich diverse Vor-
teile. Der Text ist wesentlich unabhängiger, kann transportiert, aufbewahrt und weiteren 
Lesern zugänglich gemacht werden, er ist sozusagen ein „hocheffizienter kultureller 
Gedächtnisspeicher“232. Der Inhalt ist insoweit nicht mehr personengebunden, sondern 
es entsteht ein objektiviertes Sprachdokument mit dem Vorteil, dass diese sprachlichen 
Äußerungen ständig verfügbar sind.233 So besteht auch die Möglichkeit, schriftlich 
Festgelegtes immer wieder nachzulesen,234 um eventuell Vergessenes nachzuholen oder 
die Aussagen in anderen Kontexten zu betrachten. Es handelt sich somit auch um eine 
Konservierung, da im Vergleich dazu die akustischen Zeichen nach der Aussprache 
verloren gehen, sofern sie nicht absichtlich akustisch aufgezeichnet und gespeichert 
werden. Schriftlich verfasst kann eine Aussage auch noch Mittel für zukünftige Kom-
munikationsereignisse sein.235 
Das ist bei Gesetzestexten oder sonstigen Verwaltungsentscheidungen gerade nötig. 
Sind sie einmal festgelegt, sollen sie über einen möglichst langen Zeitraum hinweg 
nicht mehr geändert werden und als feste und stabile Größe für alle Betroffenen heran-
zuziehen sein. „Ein Literalisierter der Gegenwart nimmt im allgemeinen an, daß schrift-
liche Berichte mehr Kraft besitzen als das gesprochene Wort, besonders, wenn es sich 
um die Wiedergabe einer längst vergangenen Angelegenheit, etwa im Verlauf eines 
Rechtsstreits handelt.“236 Schrift gilt in diesem Zusammenhang nicht nur als Gedächt-
                                                 
230 Knoop, in: Grosse (Hrsg.), Schriftsprachlichkeit, 1983, 24 (26); vgl. auch Boehme-Neßler, Un-
scharfes Recht, 2008, S. 93. 
231 Knoop, in: Grosse (Hrsg.), Schriftsprachlichkeit, 1983, 24 (26). 
232 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 73. 
233 Knoop, in: Grosse (Hrsg.), Schriftsprachlichkeit, 1983, 24 (27); vgl. auch Boehme-Neßler, Un-
scharfes Recht, 2008, S. 73. 
234 Auch Burger/Imhasly, Formen sprachlicher Kommunikation, 1978, S. 99. 
235 Burger/Imhasly, Formen sprachlicher Kommunikation, 1978, S. 100. 
236 Ong, Oralität und Literalität, 1987, S. 97. 
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nisstütze, sondern verleiht auch Autorität und kann die Vorgänge für Nichtbeteiligte im 
Nachhinein nachvollziehbar machen. Außerdem lassen sich durch schriftliche Anwei-
sungen mehr Adressaten in kürzerer Zeit erreichen als durch mündliche Kommunikati-
on,237 sofern es sich nicht um mittlerweile auch technisch mögliche Telefon- oder Vi-
deokonferenzen handelt. 
Dass bei Gesetzestexten eine Deutung und Auslegung erfolgen muss, ergibt sich aus 
dem hohen Abstraktionsgrad der Normtexte. Schriftliche Texte sind also viel stärker 
interpretationsbedürftig als mündliche Aussagen und müssen verstärkt ausgelegt wer-
den.238 Im Falle der europäischen Richtlinien sind grobe Vorgaben aber auch durch die 
Funktionsweise bestimmt: Schließlich sollen sie nur ein gewisses Ziel für die Mitglied-
staaten vorgeben, die dann ihrerseits die Richtlinie in nationales Recht umsetzen und 
somit dem Ziel durch gewisse innerstaatliche Maßnahmen Rechnung tragen. 
Doch ausschließlich schriftlich weitergegebene Inhalte können Unschärfen beinhalten, 
die durch das nicht mögliche dialogische Argumentieren nicht sofort gelöst werden 
können. Das geschieht beispielsweise dann, wenn die Anlage eines Unternehmers von 
Richtlinieninhalten betroffen ist, die in sich widersprüchlich sind. Dann könnte erst eine 
Auslegung dieser Inhalte durch die entsprechenden Gerichte zur Klärung einer be-
stimmten Frage beitragen, wenn nicht bereits vorher Präzisierungsmaßnahmen eingelei-
tet wurden. 
2.8 Zwischenergebnis 
Sprachliche Äußerungen sind größtenteils mehrdeutig und lassen eine große Variations-
breite in der Interpretation zu. So führt bei ein und derselben Wortfolge die Verände-
rung von Kontext, Situation, Textsorte, Register und Kommunikationsteilnehmer zu 
erheblichen interpretativen Konsequenzen.239 
Am Beispiel der Begriffe „Butterkuchen“, „Pflaumenkuchen“ und „Hundekuchen“240 ist 
deutlich zu erkennen, dass ohne das entsprechende Weltwissen nur anhand des Wortbil-
dungsmusters davon ausgegangen werden müsste, dass es sich bei den genannten Be-
griffen um Kuchen aus Butter oder mit Pflaumen und Hunden handelt. Dass bei Letzte-
                                                 
237 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 75 f. vor allem in Bezug auf Verwaltungsarbeit. 
238 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 94. 
239 Braselmann, EuR 1992, 55 (55). 
240 Beispiele aus Braselmann, EuR 1992, 55 (56). 
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rem ein „Kuchen für Hunde“ gemeint ist, hat die Welt uns vermittelt. So ist Mehrdeu-
tigkeit oft schon in einer sprachlichen Einheit selbst angelegt, ohne dass sie im Verwen-
dungskontext zu Unschärfen geführt hätte. 
Insofern sind Mehrdeutigkeiten grundsätzlich Teil unseres Sprachgebrauchs, sie führen 
aber in den meisten Fällen nicht zu wirklichen Verständnisproblemen. Das liegt unter 
anderem an unserem Weltwissen und unseren Erfahrungen, aber auch daran, dass un-
scharfe Informationen oft für ein grundsätzliches Verständnis ausreichend sind. 
Das Recht bildet in diesem Zusammenhang ein spezielles Feld, in dem zusätzliche An-
forderungen an den Interpreten gestellt werden. Denn fachsprachliche Bereiche beruhen 
auf spezifischen Terminologien, die sich aus speziellen Begriffen, häufig mit zusätzli-
chen (im Vergleich zum gemeinsprachlichen Gebrauch) Sem-Informationen zusammen-
setzen. Diese zusätzlichen Informationen müssen dem Sprachbenutzer in Verbindung 
mit den strukturellen Verknüpfungen der Begriffe eingängig sein, wenn er die Begriffe 
fachsprachlich verwenden möchte. Ansonsten ist keine fachsprachliche Kommunikation 
möglich. 
Die Klassifizierung der Rechts- als Fachsprache hat bereits das Problem aufgezeigt, 
welches der Normalbürger, der kein tieferes Interesse an der Rechtsmaterie aufweist, 
mit dem Verstehen der juristischen Phrasen haben kann. Dadurch wird vor allem die 
große Distanz zwischen Bürger als Normadressat und Rechtsstaat bzw. Gesetzgeber 
deutlich. Im Falle der europäischen Richtlinien geht es jedoch zunächst nicht um das 
Verständnis des einzelnen Bürgers, sondern vielmehr um die Ausarbeitung auf Unions-
ebene bzw. Umsetzung der Mitgliedstaaten, wo also zunächst nur Experten mit diesen 
Rechtstexten beschäftigt sind. Erst im Anschluss, wenn die nationalen Maßnahmen zur 
Erreichung der vorgegebenen Ziele erlassen sind bzw. wenn keine Umsetzungsmaß-
nahmen erfolgt sind,241 werden die Regularien auch für den Einzelnen verpflichtend. 
Subjektive Rechte können aus derartigen Texten nur begründet werden, wenn die Rech-
te als solche erkannt werden. 
Es herrscht allerdings Uneinigkeit darüber, ob Rechtstexte nun die vermeintliche Adres-
sierung an den Normalbürger zu beachten oder ob sie vielmehr allein juristische Exper-
ten als Adressaten zu berücksichtigen haben. In jedem Fall ist bereits anerkannt worden, 
dass Gesetzestexte auch einer sprachlichen Bearbeitung bedürfen. Die Betroffenheit des 
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Normalbürgers durch die rechtliche Durchformung seiner Lebenswelt würde dafür spre-
chen, dass Gesetze so klar formuliert sein müssen, dass sie jeder verstehen kann, der 
von ihnen betroffen ist. Faktisch ist dies aber bei vor allem technischen Regelungen und 
einer enormen Komplexität, die sich aus der zu behandelnden Thematik ergibt, gar nicht 
möglich. Die Rechtssprache muss eine Fachsprache sein, um ihrer Rolle gerecht zu 
werden und eine systematische Kommunikation wie jede andere, beispielsweise techni-
sche, Fachsprache zu ermöglichen. Eine absolute Schärfe wie in der Mathematik wird 
das Recht nie haben können, schon allein da es dazu gedacht ist, die Lebenswelt in all 
ihrer Komplexität zu erfassen.242 
Das große Defizit in Bezug auf die sprachliche Verständlichkeit von Rechtstexten ist 
auch vom Gesetzgeber anerkannt worden. Daher sind beim Deutschen Bundestag sowie 
beim Justizministerium Stellen eingerichtet worden, die sich ausnahmslos mit der Ver-
besserung und Anpassung von Gesetzestexten beschäftigen. Es handelt sich dabei um 
Redaktionsstäbe der Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS). 
Dass es dennoch auch im Bereich einer einzelnen Fachsprache zu Mehrdeutigkeiten 
bzw. zur Notwendigkeit von zusätzlichen Definitionen kommt, liegt wiederum an der 
unterschiedlichen Verwendung im Kontext begründet, wodurch die Begriffe für den 
speziellen Zusammenhang mit zusätzlichen Semen ausgestattet werden. Oftmals sind 
diese Begriffe in zu den Gesetzen gehörigen Begriffsdefinitionen vorangestellt und er-
läutert.243 Dennoch sind auch Experten nicht vor Unschärfen in der Verwendung fach-
sprachlicher Begriffe gefeit, was sich an inkonsequenten Begriffsverwendungen oder 
aber auch an widersprüchlichen Gerichtsurteilen zeigt. 
Unschärfen sind ein inhärenter Bestandteil von Sprache und somit auch von Recht, das 
sehr eng mit der Sprache verknüpft ist. Unschärfen führen zu Fehlschlüssen und Miss-
verständnissen, die vor allem einen erhöhten Arbeitsaufwand bedingen und so auch hö-
here Kosten verursachen. Sprachliche Unschärfe ist in dieser Arbeit als grundlegende 
Eigenschaft auf allgemeiner, also auf einer Makroebene zu sehen, die sozusagen die 
Basis für die Betrachtung der Unschärfen darstellt. 
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243 Später ausführlich unter 5.2.8. 
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3 Systematisch bedingte Unschärfe auf europäischer Ebene 
Besonderes Augenmerk soll in diesem Teil auf das Verhältnis von Recht und Sprache 
auf Unionsebene gelegt werden. Die EU stellt nicht nur auf politischer und rechtlicher, 
sondern auch auf sprachlicher Ebene besondere Anforderungen an alle Beteiligten. Ge-
rade die Mehrsprachigkeit stellt sich dabei als Problem heraus, denn diese bedarf be-
sonderer Textproduktionsverfahren, die außerdem mit einem großen Übersetzungsauf-
wand einhergehen. 
Auf europäischer Ebene spielen Gesetzestexte eine große Rolle. Durch sie wird die Eu-
ropäische Union erst zu dem, was sie letztlich ist: ein Zusammenschluss von europäi-
schen Staaten mit gemeinsamen Zielen, die vertraglich festgelegt sind. Allgemein ver-
ständliche Rechtstexte sind daher besonders wichtig „in einem Europa, das trotz unter-
schiedlicher Werte, Traditionen (Regeln) oder Sprachen harmonisch und konfliktfrei 
zusammenwachsen will“.1 Die Europäische Union stellt im Prinzip „eine Föderation 
von gleichberechtigten Staaten [dar], die sich aufgrund einer gemeinsamen Idee zu-
sammenschließen, die von Kultur und Sprache unabhängig ist“.2 
Das Recht der EU muss mit der dazugehörigen Unionsordnung mit Hilfe der Sprache in 
der Wirklichkeit verankert werden, sonst laufen die Vereinbarungen leer. In diesem 
Zusammenhang spielt vor allem der Begriff der Rechtssicherheit eine Rolle, der für alle 
Mitgliedstaaten gleichsam wichtig ist. Unverständliche Normtexte, deren Auslegung 
insoweit nicht einheitlich sein kann, sind als Risikofaktor einzustufen.3 
3.1 Vielfalt und Pluralität 
Die Vielfältigkeit der Sprachen und Kulturen und die somit entstehende Pluralität ist ein 
typisches Merkmal der Europäischen Union, gleichzeitig aber auch ein großes Problem. 
Im neuen Vertrag von Lissabon wurde die Vielfalt gerade wieder besonders betont und 
für schützenswert befunden. In Art. 3 Abs. 3 S. 4 EUV heißt es: „[Die Union] wahrt den 
Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz und die 
                                                 
1 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (321). 
2 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 37. 
3 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 321 (321). 
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Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.“ Die Sprachenvielfalt Europas ist also ein 
wertvolles Kulturerbe, das es zu erhalten gilt. Es darf außerdem keine Staatssprache 
benachteiligt werden, damit keine Diskriminierung auftritt.4 Das ist eine politische For-
derung, die in der Realität vor allem durch den daraus entstehenden enormen Überset-
zungsaufwand nicht immer sofort umgesetzt werden kann. Außerdem ist zu beachten, 
dass „[d]ie kulturelle und sprachliche Vielfalt […] eine Barriere [bildet], wenn es um 
einen eindeutigen Sinn und Wortlaut geht“5. Unter Umständen kann die Mehrsprachig-
keit auch eine Gefahr für die Rechtsentwicklung darstellen,6 wenn im Einzelfall unter-
schiedliche Begriffsbedeutungen herangezogen werden. 
Die große Anzahl an unterschiedlichen Sprachen bedeutet einen besonders hohen Ver-
waltungsaufwand, der enorme Kosten verursacht, wie am Sprachendienst der EU mit 
mittlerweile Ausgaben von über 800 Mio. Euro7 unschwer zu erkennen ist. Abgesehen 
davon macht die sprachliche Heterogenität die Kommunikation zwischen den einzelnen 
Bürgern der unterschiedlichen Mitgliedstaaten so gut wie unmöglich.8 Bei mittlerweile 
27 Mitgliedstaaten sind 23 Amts- und Arbeitssprachen zu zählen,9 ohne dass dabei die 
Minderheitensprachen bzw. Regionalsprachen Beachtung finden. Die Gleichberechti-
gung der einzelnen Sprachen ist dabei besonders wichtig, da es sich bei der EU um ein 
supranationales Gebilde handelt, in dem jeder EU-Bürger ein Recht auf das Verstehen 
des ihn betreffenden Normtextes haben muss. Außerdem müssen die Bürger in ihrer 
jeweiligen Landessprache mit den Institutionen der Union kommunizieren können.10 
Das gilt auch und vor allem bei europäischer Rechtsetzung, die den Bürger unmittelbar 
bindet. In diesen Fällen kann von einem Erfordernis der Veröffentlichung in allen 
Amtssprachen keinesfalls abgerückt werden, da dem Normadressaten nicht zugemutet 
                                                 
4 Kusterer, Europa-Archiv 22 (1980), 693 (694); auch Martiny, ZEuP 1998, 227 (235). 
5 Martiny, ZEuP 1998, 227 (230). 
6 Mit Beispielen für auseinanderklaffenden Inhalt Armbrüster, EuZW 1990, 246 (246); Pfeil, ZfRV 
1996, 11 (11). 
7 Christensen/Müller, in: ders./Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 9 (11). 
8 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 3. 
9 Nach Art. 1 der VO (EWG) Nr. 1/58 vom 6.10.1958, ABl. L 17, S. 385, zuletzt geändert durch VO 
(EG) Nr. 1791/2006 vom 20.11.2006, ABl. L 363, S. 1: Bulgarisch, Dänisch, Deutsch, Englisch, 
Estnisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Irisch, Italienisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, 
Niederländisch, Polnisch, Portugiesisch, Rumänisch, Schwedisch, Slowakisch, Slowenisch, Spa-
nisch, Tschechisch und Ungarisch. 
10 Yvon, EuR 2003, 681 (682); Martiny, ZEuP 1998, 227 (235); Pfeil, ZfRV 1996, 11 (13). 
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werden kann, sich in möglicherweise existentiellen Fragen mit komplizierten, fremd-
sprachlichen Schriftstücken auseinandersetzen zu müssen.11 
Die Sprachenfrage ist seit Bestehen der Union bzw. der Gemeinschaft ein großes The-
ma, „[d]enn das entscheidende Problem der mehrsprachigen, gleichermaßen verbindli-
chen Verträge liegt darin, daß die einzelnen Texte grundsätzlich nicht im Sinne einer 
nationalen Rechtssprache zu verstehen sind, sondern aus dem Vertrag selbst zu deuten 
sind.“12 
So gibt es verschiedene Ansätze, um dem Problem der Mehrsprachigkeit zu begegnen. 
Auf der einen Seite wird die Einführung einer unabhängigen Sprache wie beispielsweise 
Latein oder Esperanto vorgeschlagen. Solche Tendenzen sind allerdings in der Realität 
nicht zu beobachten und eine systematische Umsetzung dessen ist nicht vorgesehen; sie 
wäre im Übrigen auch kaum praktikabel. Die Frage wäre auch, wo denn das hochgelob-
te kulturelle Erbe bliebe, wenn die Union sich auf eine unabhängige, eigene Sprache 
beschränken wollte.13 Außerdem werden Sprachregelungen vorgeschlagen, nach denen 
sich keiner mehr seiner Muttersprache bedienen darf14 oder Sprachen nach protokollari-
schen Ebenen zugelassen werden. Das alles verspricht aber keine Lösung des Problems, 
so dass Kusterer eine effektivere Handhabung der Übersetzungsmengen vorschlägt, 
auch durch dezentrale Übersetzungsleistungen in den Mitgliedstaaten.15 Diese Vor-
schläge haben jedoch ebenso keine Beachtung gefunden, so dass ein weiteres Arrange-
ment mit der vorherrschenden Situation geboten ist. 
Gerade die Anforderung der Gleichberechtigung aller Sprachen verursacht Probleme. 
Denn bei Schwierigkeiten in Bezug auf die Auslegung müssen immer (zumindest theo-
retisch) alle anderen Sprachfassungen mit einbezogen und verglichen werden.16 Das 
kann aus sprachwissenschaftlicher Sicht kaum gelingen und die Rechtspraxis zeigt, dass 
die Entscheidungen oft aus pragmatischerer Sicht gefällt werden, schon allein um Zeit 
und Kosten zu sparen. Die Vielsprachigkeit führt also auf allen möglichen „Ebenen, von 
                                                 
11 Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der Europäischen Union, 2004, S. 159. 
12 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 52. 
13 Kusterer, Europa-Archiv 22 (1980), 693 (694). 
14 Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der Europäischen Union, 2004, S. 165. 
15 Kusterer, Europa-Archiv 22 (1980), 693 (695): belässt man es bei dem bisherigen System, prophe-
zeit er ein Sprach-Babylon auf EU-Ebene. Das greift Martiny, ZEuP 1998, 227 ff. wieder auf, ver-
sichert aber eine Weiterentwicklung nach und trotz Babel; auch von babylonischer Sprachverwir-
rung sprechend Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (77). 
16 EuGH, Rs. C-64/95, Slg. 1996, I-5105 (Rn. 16 f.) – Lubella; Rs. 19/67, Slg. 1967, 461 (473) – van 
der Vecht. 
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der Formulierung der Normen bis zu ihrer Auslegung und Anwendung zu Schwierigkei-
ten“.17 
3.2 Zur Sprachenordnung in den Organen der EU 
In den Richtlinien erlassenden Organen Parlament, Kommission und Rat wird die Spra-
chenfrage unterschiedlich gehandhabt. Während das Parlament als der „Hüter der Mehr-
sprachigkeit“18 gilt, insofern, dass dort in allen Amtssprachen debattiert werden kann 
und entsprechende Übersetzungen folgen,19 haben die Kommission und der Rat ihre 
internen Arbeitssprachen beschränkt. Verhandlungen in der Kommission finden nur 
noch auf englischer, deutscher oder französischer Grundlage statt, wenn auch faktisch 
die Tendenz besteht, sich nur auf Französisch und Englisch zu unterhalten.20 Am allein 
englischsprachigen Internet-Auftritt des Rates lässt sich auch seine sprachliche Tendenz 
erkennen. Die gemeinsame Arbeitssprache der 27 Richter des Europäischen Gerichts-
hofs ist das Französische, auch wenn jeder Kläger sich seiner Sprache bedienen darf, 
wenn er den Gerichtshof bemühen will.21 Die Sprachenordnung sieht zusätzlich eine 
Ausnahme für die acht Generalanwälte vor: sie dürfen in ihrer Muttersprache vorle-
gen.22 Die Urteile werden dann wiederum zur Verbreitung in alle Sprachen übersetzt, 
auch wenn die Originalfassung die der jeweiligen Verfahrenssprache ist. So verbindet 
die Sprachenordnung des Gerichtshofs die Einsprachigkeit des Verfahrensablaufs mit 
der Gleichberechtigung der Sprachen bei der Wahl der Verfahrenssprache und bringt 
(zunächst) innere und äußere Kommunikationsbedürfnisse in Einklang.23 
Grundsätzlich ist die Beschränkung der internen Arbeitssprachen der Organe aus Kos-
ten- und aus Praktikabilitätsgründen notwendig.24 
 
 
                                                 
17 Martiny, ZEuP 1998, 227 (252). 
18 Yvon, EuR 2003, 681 (685). 
19 Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der Europäischen Union, 2004, S. 158: 
gerade dort müssen die Entscheidungsprozesse für jedermann in dessen Sprache verständlich sein. 
20 Martiny, ZEuP 1998, 227 (236 f.). 
21 Pfeil, ZfRV 1996, 11 (14). 
22 Martiny, ZEuP 1998, 227 (238 f.). 
23 Martiny, ZEuP 1998, 227 (239). 
24 Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der Europäischen Union, 2004, S. 160. 
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3.3 Leitlinien zur redaktionellen Qualität von neuen Normtexten 
Bei der Unionsgesetzgebung wird der politisch abgestimmte Gesetzesvorschlag zu-
nächst von Rechtslinguisten anhand der dafür verfassten Leitlinien25 überprüft. Generell 
ist die Abfassung schriftlicher Rechtstexte anspruchsvoll: „Sie müssen aus sich heraus 
verständlich sein, den Interpretationsspielräumen Schranken ziehen und innere Wider-
sprüche vermeiden.“26 Nur so können spätere Auslegungsschwierigkeiten vermieden 
werden. 
Die Leitlinien beziehen sich zunächst auf allgemeine Grundsätze, den Aufbau des 
Rechtsaktes, interne und externe Bezugnahmen und auf spezielle Fälle wie Änderungs-
rechtsakte, Schlussbestimmungen, Aufhebungsklauseln und Anhänge. Vor allem bei 
den allgemeinen Grundsätzen werden auch Vorschläge zur einheitlichen Handhabung 
festgehalten. Demnach sollen die europäischen Rechtsakte klar, leicht verständlich, ein-
deutig, einfach, prägnant, ohne überflüssige Elemente und genau, so dass dem Leser 
keine Zweifel bleiben, verfasst werden.27 Das entspricht einem vernünftigen Umgang 
mit Sprache, der auf ein verständliches, erfolgreiches Kommunizieren ausgerichtet ist. 
Weiterhin werden die Rechtsgrundsätze Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz und 
Rechtssicherheit angesprochen, die immer gewahrt werden müssen. 
Der Sinn dieses Leitfadens bestehe außerdem darin, die europäischen Rechtsvorschrif-
ten verständlicher zu machen und Rechtsstreitigkeiten aufgrund von schlechter redak-
tioneller Qualität zu vermeiden. Denn nicht hinreichend klare Bestimmungen können 
von den Unionsgerichten eng ausgelegt werden, was genau das Gegenteil dessen wäre, 
was mit offenen bzw. mehrdeutigen Formulierungen erreicht werden wollte.28 Es soll 
insgesamt ein Gleichgewicht gefunden werden, so dass der Rechtsakt so präzise wie 
                                                 
25 Gemeinsamer Leitfaden des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission für Perso-
nen, die in den Gemeinschaftsorganen an der Abfassung von Rechtstexten mitwirken, Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der europäischen Gemeinschaften, Luxemburg 2003, welcher auf die 
Entschließung über die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften vom 
8.6.1993, ABl. C 166, S. 1 sowie die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 22.12.1998, Gemein-
same Leitlinien für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, ABl. 
1999 C 73, S. 1 zurückgeht. 
26 Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 94 f. unter Verweis auf Luhmann, Das Recht der 
Gesellschaft, 1993 und Assmann, Das kulturelle Gedächtnis, 3. Aufl. 2000. 
27 Ziff. 1.1. des Gemeinsamen Leitfadens. 
28 S. Ziff. 1.3 des Gemeinsamen Leitfadens. 
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möglich ist, ohne dabei zu schwer verständlich zu sein.29 Zu diesem Zweck soll vor al-
lem auf umgangssprachliche Worte zurückgegriffen werden bzw. die Rechtsakte sollen 
den Adressatenkreis berücksichtigen. Der Kreis umfasst jegliche Gruppen, von der All-
gemeinheit bis zu Spezialisten auf bestimmten Gebieten, in europäischen Institutionen 
oder aber im nationalen Bereich, aber jeder Einzelne soll erwarten dürfen, dass für ihn 
verständliche Formulierungen verwendet werden.30 Ebenfalls sind Synonyme und un-
terschiedliche Formulierungen für denselben Gedanken zu vermeiden.31 
Zur Vereinfachung des Prozesses werden Standardformen und -formulierungen vorge-
geben. Für Richtlinien wird vorgeschlagen, dass diese nicht zu detailliert formuliert sein 
dürfen, damit den Mitgliedstaaten ein Spielraum zur Umsetzung bleibt. Dabei sollte der 
Rechtsakt auch möglichst knapp formuliert, in Bezug auf Inhalt und Struktur homogen 
sein, Widersprüche vermeiden und Abkürzungen nur nach vorheriger Erklärung benut-
zen. Beim Verfassen dieser Rechtstexte ist außerdem zu beachten, dass diese Fassungen 
in die anderen Amtssprachen übersetzt werden und somit besonderen Anforderungen 
genügen müssen. Jede übermäßige Komplexität und selbst eine leichte Mehrdeutigkeit 
können bei der Übersetzung zu Ungenauigkeiten oder Abweichungen führen.32 
Zur Verdeutlichung werden mehrere Beispiele angeführt, wie auch unvollständige bzw. 
zusammengezogene sowie zu umfangreiche Sätze vermieden und der grammatische 
Bezug zwischen den einzelnen Satzteilen eindeutig werden kann. Jargon, Modeworte 
oder spezifische nationale Rechtsbegriffe, die kaum ein Äquivalent in anderen Sprachen 
finden, sollen dabei außen vor bleiben, um einer semantischen Abweichung zwischen 
den einzelnen Sprachfassungen vorzubeugen.33 „Besitzt dasselbe Wort in der Rechts-
sprache und der Umgangs- oder Fachsprache unterschiedliche Bedeutungen, ist der Satz 
so zu formulieren, dass jede Mehrdeutigkeit vermieden wird.“34 Durch das komplizierte 
Verfahren, an dem neben den Linguisten und Sachverständigen auch Übersetzer betei-
ligt sind, können auch Mehrdeutigkeiten aufgedeckt und ggf. der Originaltext angepasst 
werden. Die Übersetzungen werden dann auf dessen Grundlage erstellt. 
                                                 
29 Ziff. 1.4. des Gemeinsamen Leitfadens. 
30 Ziff. 3.1. des Gemeinsamen Leitfadens. S. auch 2.4.1. 
31 Ziff. 1.4.1. des Gemeinsamen Leitfadens. 
32 Ziff. 5.2. des Gemeinsamen Leitfadens. 
33 Ziff. 5.3.1. des Gemeinsamen Leitfadens. 
34 Ziff. 6.2.2. des Gemeinsamen Leitfadens. 
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Der Leitfaden beinhaltet weiterhin genaue Regeln, wie die Rechtsakte aufgebaut sein 
müssen. Titel, Verfahrensschritte, Erwägungsgründe, normativer Gehalt, Gegenstand, 
Anwendungsbereich, Definitionen, Bezugnahmen, Änderungsrechtsakte, Bestimmun-
gen, Klauseln und Anhänge werden genau beschrieben und teilweise mit Beispielen 
versehen, wie sie möglichst klar und verständlich formuliert bzw. informativ gestaltet 
werden können. In Bezug auf europäische Richtlinien wird festgehalten, dass das In-
krafttreten sowie die Adressaten explizit benannt werden müssen. Als Beispiel wird die 
Formulierung „Die Mitgliedstaaten [treffen die erforderlichen Maßnahmen] [erlassen 
die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften], um dieser Richtlinie bis spä-
testens … nachzukommen“ angeführt.35 
Anhänge zu derartigen Rechtsakten dienen dem Zweck, die technischen Vorschriften 
vom verfügenden Teil zu lösen. Dennoch muss an passender Stelle eine Bezugnahme 
auf den Anhang erfolgen. Er ist somit integraler Bestandteil des Rechtsaktes.36 
Im Anhang des Leitfadens selbst werden dann unter anderem verschiedene Rechts-
aktmodelle, natürlich auch Richtlinien, aufgeführt. 
Der Leitfaden soll mit Hilfe der Strukturierung der Textproduktionsschritte bei den Be-
arbeitern vor allem zu einem Bewusstsein der Problematik führen. Allerdings ist der 
Leitfaden stark am Französischen und Englischen orientiert, was auf eine Ungleichbe-
handlung der verschiedenen Sprachen hindeutet. Hier wäre ein Verweis auf alle Spra-
chen notwendig gewesen.37 Ziffer 2.3.2. besagt: „Im verfügenden Teil verbindlicher 
Rechtsakte werden Verben im Französischen im Indikativ Präsens verwendet, im Engli-
schen wird ‚shall’ mit Infinitiv gebraucht. In beiden Sprachen sollte das Futur nicht 
verwendet werden.“ Ein Hinweis darauf, wie es im Deutschen zu handhaben wäre, gibt 
es nicht. Das verweist deutlich darauf, dass Vorschläge für Rechtsakte oder Gesetze 
hauptsächlich in englischer bzw. französischer Sprache verfasst werden. Ansonsten wä-
re eine Einbeziehung anderer Sprachen sicherlich erfolgt. 
Generell sind die Leitlinien und der Versuch der Einflussnahme ein richtiger Schritt, 
dennoch ist ihr Erfolg umstritten. Oft werden Gesetzestexte unter großem Zeitdruck 
erstellt, was ein Sinnieren über bestimmte Formulierungen unmöglich macht. Weiterhin 
liegt die größere Problematik in dem Umstand, dass die jeweiligen Termini auf ein be-
                                                 
35 Ziff. 20.16. des Gemeinsamen Leitfadens. 
36 Ziff. 22.1. ff. des Gemeinsamen Leitfadens. 
37 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (241). 
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stimmtes Rechtssystem zurückgehen und somit nicht ohne einen Rückbezug auf diese 
übersetzt bzw. den anderen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden können. „Es 
gilt [also], nicht nur die spezifische Charakteristik der Rechtssprache zu berücksichti-
gen, sondern vor allem auch diese vor dem Hintergrund ihrer fachlichen Inhalte und 
deren nationaler Bezogenheit kontrastiv zu beherrschen und anzuwenden“38 sowie die 
spezifische Terminologie der nationalen Rechtssysteme nur behutsam zu verwenden.39 
Insofern können die Leitlinien zwar als guter Versuch und auf die Problematik aufmerk-
sam machendes Schriftstück gesehen werden, besonders großen Einfluss hat es jedoch 
nicht. 
3.4 Textproduktion und Übersetzungen 
Die Vielfältigkeit der Sprachen erfordert, dass Übersetzungen und Dolmetschen zu den 
alltäglichen Arbeiten gehören, die in der Europäischen Union zu verrichten sind. Im 
Bereich der Verhandlungen und Gesetzgebung hat diese Vielfältigkeit praktische Fol-
gen. Dabei ist beispielsweise die große Unterschiedlichkeit von nationalen Begriffsver-
ständnissen problematisch, denn auf deren Grundlage lässt sich schwerlich eine einheit-
liche Auslegungsbasis finden.40 Das liegt auch in der Unterschiedlichkeit der einzelnen 
Sprachen und ihrer Satzbildung begründet. Beispielsweise werden im Deutschen, im 
Gegensatz zum Englischen, oft flektierte Wörter benutzt, „die Endung des vorangegan-
genen bezieht sich auf das nachfolgende Wort, die Endungen bestimmen den Sinn des 
Satzes“.41 Im Englischen wird der Sinn dagegen durch die Stellung der Wörter festge-
legt. Außerdem ist für das Deutsche die Stellung des Partizip Perfekt am Satzende und 
die Stellung des Verbs am Nebensatzende charakteristisch, womit eine vorausschauende 
Satzplanung einhergehen muss. Insofern wird das deutsche Recht auch als konstruierter 
empfunden als beispielsweise englisches.42 
Die Sprachtypologie beschäftigt sich mit dem konkreten Vergleich von nationalen 
Sprachsystemen. Dabei werden typische Merkmale hervorgehoben, die bei einem 
                                                 
38 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (139). 
39 Ziff. 5 des Gemeinsamen Leitfadens. 
40 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (197); auch Loehr, 
Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 14: „Die Mehrsprachigkeits-
problematik ist in hohem Maße Begriffsproblematik“. 
41 Großfeld, JZ 1984, 1 (5). 
42 Großfeld, JZ 1984, 1 (5). 
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Sprachvergleich heranzuziehen sind. Festzuhalten ist, dass bei fachlichen Übersetzun-
gen nicht nur eine Eins-zu-Eins-Übertragung von einzelnen Wörtern vorgenommen 
werden kann, sondern dass vielmehr auch die spezifischen Strukturen, kulturellen Zu-
sammenhänge und unter Umständen fachsprachlichen Beziehungen aufgegriffen wer-
den müssen. Daher kann auch durch eine Translation nie genau Dasselbe, sondern 
höchstens das Gleiche gesagt werden.43 
Wird nämlich versucht, einen deutschen Rechtsbegriff rein sprachlich ins Englische zu 
übersetzen, können sich schnell Übersetzungsfehler und vor allem Missverständnisse 
ergeben. Rechtsbegriffe sind meist historisch gewachsen und somit innerhalb der ein-
zelnen Staaten rein sprachlich nicht vergleichbar.44 In einem so komplexen mehrspra-
chigen System wie der Europäischen Union ist es also umso schwieriger, gleiche Be-
deutungen zu vermitteln. So ergeben sich auch die Probleme, dass unklar ist, welche 
Fassung eigentlich verbindlich ist (im Zweifelsfall alle) bzw. wie voneinander abwei-
chende Fassungen auszulegen sind, schließlich „spricht [niemand] europäisch“.45 Dabei 
sind die schriftlichen Dokumente Arbeitsgrundlage für die Politiker und Beamten der 
Organe für die Entwicklung der Unionspolitik.46 Sie sind dementsprechend wichtig und 
auch mit größter Sorgfalt zu bearbeiten. 
Prinzipiell ergeben sich zwei Möglichkeiten, Texte auf Unionsebene zu produzieren. 
Auf der einen Seite wäre es möglich, eine Amtssprache als grundlegende auszumachen, 
während in die anderen Sprachen nur übersetzt wird. So wird es bei internationalen Ab-
kommen gehandhabt. In den meisten Fällen werden die Normtexte dann in Englisch 
produziert und die Übersetzungen in die anderen Sprachen folgen anschließend. 
Die zweite Möglichkeit ist eine Koredaktion, also eine zwei- bzw. mehrsprachige Re-
daktion. Hierbei gibt es keinen definitiven Ausgangstext, sondern vielmehr entsteht der 
Gesetzestext durch die Zusammenarbeit mehrsprachiger Redakteure.47 So wird der „In-
halt des Gesetzes […] als Rohmaterial unter Abstimmung der Redakteure in zwei oder 
                                                 
43 Schmitt, Lebende Sprachen 2010, 92 (98). 
44 Pescatore, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 243 (247); dazu auch Stolze, 
in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (49 f.); Rathert, Sprache und Recht, 
2006, S. 85; Martiny, ZEuP 1998, 227 (231); Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Eu-
ropas, 2004, S. 139 (145); mit Begriffsbeispielen Mincke, ARSP 1991, 446 (446 f.). 
45 Martiny, ZEuP 1998, 227 (239); Weir, ZEuP 1995, 368 (368). 
46 Schloßmacher, Die Amtssprachen in den Organen der Europäischen Gemeinschaft, 1996, S. 129. 
47 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (199). 
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mehr Sprachfassungen des Gesetzestextes gegossen“.48 Das funktioniert allerdings nur 
bei einer begrenzten Anzahl an Sprachen,49 denn eine beispielsweise zehnsprachige 
Redaktion wäre nicht mehr zu überblicken und würde insoweit die Gefahr einer höheren 
Fehlerquote bergen. Insofern ist die Vorstellung, dass bei der Textproduktion alle Spra-
chen gleichermaßen berücksichtigt würden, utopisch. Es wird vielmehr wieder vorge-
schlagen, zu einer Ursprungsfassung zurückzukehren, die dann im Zweifelsfall als aus-
schlaggebend für die Auslegung herangezogen werden kann.50 So könnten viele Miss-
verständnisse bzw. lange Diskussionen über die „richtige“ Version entfallen. 
Ohne Übersetzungen auf EU-Ebene würden die Verhandlungen und Debatten kaum zu 
erfolgreichen Ergebnissen führen können. Es muss also eine Translation aller Rechts-
texte erfolgen. Das sieht die Union so vor. Probleme bei der Übersetzung ergeben sich 
vor allem aus den bereits angesprochenen großen Unterschieden in den Rechtsordnun-
gen. Wenn sich beispielsweise zwei Juristen aus Deutschland und Österreich unterhal-
ten, brauchen sie keinen Übersetzer, da beide Deutsch sprechen. Unterhalten sie sich 
aber nicht nur über alltägliche Dinge, sondern über Rechtliches, können schnell Miss-
verständnisse auftreten. Hier haben sich in ein und demselben Sprachsystem variierende 
Rechtsfachsprachen entwickelt, die auf die spezifische Rechtsordnung zurückgehen und 
daher national geprägt sind.51 Die Rechtsinstitute der beiden Länder sind nicht dek-
kungsgleich, daher treten Missverständnisse auf.52 Vor allem die Übersetzungen zwi-
schen den Sprachen verschiedener Staaten und Rechtsordnungen sind problematisch, 
nicht hingegen in Ländern mit mehr als einer offiziellen Sprache. Denn in diesem Fall 
liegt die gleiche Rechtssystematik zugrunde. 
Rechtstexte können folglich nicht einfach Wort für Wort übersetzt werden,53 sondern 
müssen immer die für den jeweiligen Mitgliedstaat passenden Begrifflichkeiten und 
Systeme aufgreifen, zumindest wenn es sich um eine Übersetzung mit performativer 
Funktion handelt. Das heißt, dass im Gegensatz zu einer rein informativen Übersetzung 
(beispielsweise bei Lehrbüchern o.ä.) eine Einbeziehung der Rechtsordnung stattfinden 
                                                 
48 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (199). 
49 Als positives Beispiel ist die Schweiz mit ihrer dreisprachigen Gesetzgebung anzuführen, wobei 
der Entstehungsprozess von Anfang an auch dreisprachig abläuft, so dass gleichwertige Original-
texte entstehen, Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (23). 
50 Braselmann, EuR 1992, 55 (72). 
51 Heutger, Global Jurist Topics 2003, Online-Version, S. 5. 
52 Mincke, ARSP 1991, 446 (450). 
53 Mincke, ARSP 1991, 446 (455). 
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muss, da die zu übersetzenden Texte (beispielsweise Verträge, Gesetze, Gerichtsurteile 
etc.) die Rechtsverhältnisse und -beziehungen gestalten, ändern oder aufheben können.54 
Auf EU-Ebene ist die Rückbesinnung darauf besonders wichtig, da die verschiedenen 
Textfassungen als authentische Originalfassungen in den Mitgliedstaaten gelten.55 Zu 
berücksichtigen ist dabei, dass ein übersetzter Rechtstext außerdem in einen anderen 
Sprachzusammenhang gerät und somit „in eine eigenständige sprachliche Dynamik, die 
ihrerseits sinnbeeinflussend wirkt und den neuen Begriff in eine unerwartete Richtung 
treiben kann“.56 Daher werden spezielle Begriffe, die Rechtsinstitute einer Sprache dar-
stellen, oft im Original in den übersetzten Text übernommen.57 Sie gelten sozusagen als 
Eigennamen. Gleichzeitig müsste für den Leser aber auch herausgestellt werden, um 
welche Rechtsordnung es sich im Original handelt, wobei er dann nicht unbedingt ver-
stehen könnte, wie der Begriff in die Systematik eingebettet ist. Dies ist aber kein Prob-
lem der Übersetzung, sondern hier sind Erklärungen gefragt.58 
Übersetzen an sich ist keine juristische Tätigkeit, „sondern ein sprachliches Handeln im 
Dienste der Verständigung“.59 Ein gewisses Fachwissen, wie eben Kenntnisse über die 
Rechtsordnungen, Gerichtsbarkeit und die Funktion der Rechtstexte, ist dabei unab-
dingbar. Zusätzlich ist grundlegendes Sprachwissen nötig, welches beispielsweise den 
Umgang mit der spezifischen Rechtsterminologie und Kenntnisse der rechtssprachli-
chen Stilistik ausmacht.60 So gibt es auch eine spezielle „Terminologie-Abteilung“ im 
Europäischen Parlament,61 die unter die Generaldirektion Übersetzung fällt. 
Allerdings kommt es im Zuge der Integration und Fortentwicklung der europäischen 
Idee zu einer Ausdehnung der Zuständigkeiten der Union und einer Trennung von Fach- 
und Sprachkompetenz. Die Mengen an zu übersetzendem Material können demnach 
nicht immer von Experten auch in Bezug auf die Sache übersetzt werden, so dass die 
Texte sich meist am Original „entlang schlängeln“62 und keine sinnhafte Bedeutung 
                                                 
54 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (64 f.). 
55 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (66); s. auch Arntz, Lebende 
Sprachen 2010, 17 (24). 
56 Großfeld, JZ 1984, 1 (5). 
57 Mincke, ARSP 1991, 446 (459, 465). 
58 Mincke, ARSP 1991, 446 (460, 465). 
59 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (45). 
60 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (46); ähnlich auch Sandrini, 
in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (140). 
61 Schloßmacher, Die Amtssprachen in den Organen der Europäischen Gemeinschaft, 1996, S. 133. 
62 Kusterer, Europa-Archiv 22 (1980), 693 (694). 
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mehr vermitteln. So führen die Übersetzungen oft zu einem „für den Nichteingeweihten 
immer unverständlicheren Kauderwelsch: EUROSPEAK (oder auch FRUTSCH)“.63 
Die tatsächliche Entstehung von Rechtstexten und die damit einhergehende Textarbeit 
findet unter verschiedenen Einflüssen statt. Nach der von Burr und Gallas aufgestellten 
Theorie wird die Ausarbeitung der Texte von der Mehrsprachigkeit, dem diplomati-
schen Recht, dem verhandelten Recht bzw. dem von einer Obrigkeit festgelegten Recht 
beeinflusst.64 Einmal unterliegt die Textproduktion also dem Problem, auf mehrsprachi-
ger Basis erstellt und auch veröffentlicht werden zu müssen. Auf nationaler Ebene wird 
dies bereits von Staaten wie Belgien, Schweiz etc. umgesetzt. Außerdem handelt es sich 
um diplomatisch ausgehandeltes Recht, welches gerade im europäischen Fall besonde-
ren Kriterien unterliegt. Während bei sonstigen diplomatischen Verhandlungen haupt-
sächlich völkerrechtliche Abkommen geschlossen werden, die keine individuellen Be-
troffenheiten mit sich bringen, haben die Vereinbarungen auf Unionsebene konkrete 
Folgen für die einzelnen Bürger. Insofern handelt es sich um ein spezielles Verhältnis 
von Rechtsordnungen. 
Zusätzlich Einfluss nehmende Elemente bilden das verhandelte Recht (droit négocié) 
und der Ausdruck des Willens der Obrigkeit (droit imposé).65 Die Problematik liegt 
darin, dass es beim ausgehandelten Recht um ein von den Betroffenen über Vertretun-
gen, Interessenverbände, Gewerkschaften etc. verhandeltes Recht geht, das aber auf 
europäischer Ebene nicht derart etabliert ist wie im nationalen Bereich. Durch die 
sprachlichen Barrieren sind die Organisationen noch nicht so gut ausgebildet. Auf 
Unionsebene ist demnach das droit imposé vorherrschend. 
Diese Überlegungen zeigen die besondere Komplexität der Textproduktion auf Unions-
ebene. Sie lässt sich aufgrund der vielfältigen Einflüsse nicht mit der Textarbeit und 
Rechtsetzung auf nationaler Ebene vergleichen. Dazu kommt, dass diese Einflüsse im-
mer dynamisch sind und ständigen Veränderungen unterliegen. Gerade bei einer stei-
genden Zahl von Mitgliedstaaten wird sich das Verhältnis immer wieder modifizieren 
müssen.66 In Bezug auf die unionsrechtlichen Texte ergeben sich Unschärfen vor allem 
                                                 
63 Martiny, ZEuP 1998, 227 (237 f.) unter Verweis auf Kusterer, Europa-Archiv 22 (1980), 693 
(694). 
64 S. auch die schematische Darstellung bei Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache 
Europas, 2004, S. 195 (206). 
65 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (204). 
66 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (242). 
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aus dem multilingualen, rechtspluralistischen und dynamischen Charakter der europäi-
schen Rechtsordnung.67 
Trotz der vorhandenen Kenntnisse können gerade bei Simultanübersetzungen Divergen-
zen entstehen. Gründe dafür sind zum Beispiel auch die speziellen Formulierungen der 
Politiker, die sich vornehmlich an der eigenen Nationalsprache orientieren. Außerdem 
können sich Translatoren nicht mit allen Amtssprachen gleich gut auskennen und 
„selbst bei verwandten Sprachen bestehen erhebliche Unterschiede in der sprachlich 
vermittelten Kategorisierung der Welt“.68 Das verweist auch auf die bereits angespro-
chene Problematik der Assoziativität des menschlichen Denkens und der kognitiv-
kommunikativen Struktur. Außerdem ist Sprache nicht bloß ein Verständigungsmittel, 
sondern auch Formung und Abdruck der Weltansicht.69 Was die genaue Absteckung des 
Inhalts eines Begriffs angeht, können also immer personenspezifische Varianten artiku-
liert werden. Die Übersetzung muss diese Varianten dann so weit wie möglich erken-
nen, unter Umständen ignorieren oder aber möglichst kohärent umsetzen. 
Grundsätzlich sollte davon ausgegangen werden können, dass sämtliche Textversionen 
einen einheitlichen Sinn vermitteln. Der Begriff des einheitlichen Sinns ist jedoch gene-
rell in Bezug auf Sprache und gerade in Bezug auf die Europäische Union problema-
tisch. Gut veranschaulichen lässt sich dies am Beispiel des C.I.L.F.I.T.-Urteils des 
EuGH70. Es wird dargelegt, dass jedes Gericht eines Mitgliedstaats grundsätzlich ver-
pflichtet ist, offene Fragen in Bezug auf das Unionsrecht dem EuGH als Auslegungsfra-
ge zur Entscheidung vorzulegen. Wenn allerdings keine Zweifel an der korrekten An-
wendung des Unionsrechts bestehen, kann diese Vorlage auch unterbleiben. Wichtig ist 
dabei aber die Wahrung bestimmter Voraussetzungen. 
Dazu müssen vor allem die Eigenheiten des Unionsrechts und die besonderen Schwie-
rigkeiten seiner Auslegung berücksichtigt werden. Hinein spielt weiter die Abfassung in 
mehreren Sprachen und dass alle Sprachfassungen gleichermaßen verbindlich sind, so 
dass ein Vergleich stattfinden muss. „Sodann ist auch bei genauer Übereinstimmung der 
sprachlichen Fassungen zu beachten, daß das Gemeinschaftsrecht eine eigene, besonde-
re Terminologie verwendet. Im übrigen ist hervorzuheben, daß Rechtsbegriffe im Ge-
                                                 
67 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (77). 
68 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (67). 
69 Weir, ZEuP 1995, 368 (369). 
70 Rs. 283/81, Slg. 1982, 3415. 
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meinschaftsrecht und in den verschiedenen nationalen Rechten nicht unbedingt den 
gleichen Gehalt haben müssen.“71 Außerdem ist jede Vorschrift im großen Zusammen-
hang zu sehen, was eine Einbeziehung des restlichen, vor allem damit in Zusammen-
hang stehendem EU-Recht, seiner Ziele und seines momentanen Entwicklungsstands 
bedeutet.72 Durch diese Vorgaben wird die Komplexität der Zusammenhänge deutlich. 
Die Sinnermittlung sieht sich vor allem mit den Schwierigkeiten des multilingualen 
Charakters und der rechtspluralistischen Basis des EU-Rechts konfrontiert. 
Wichtig ist aber vor allem die Unterscheidung zwischen nationalem und EU-Recht. 
Denn nicht nur die Sprache muss übersetzt werden, sondern auch die Terminologie der 
Rechtsordnung, die auf EU-Ebene ebenso eigen ist, wenn auch noch nicht so weit aus-
gereift wie in den Mitgliedstaaten. Für das individuelle Verständnis ist eine klare Diffe-
renzierung wichtig, um die nationale Rechtsordnung mit den dazugehörigen fachspezifi-
schen Begriffen von den europäischen Termini abzugrenzen. Die europäische Rechts-
ordnung muss also dahin weiterentwickelt werden, dass sie komplett unabhängig neben 
den mitgliedstaatlichen Rechtsinstituten bestehen kann. Dazu muss vor allem ein 
Rechtsapparat gehören, der diese Rechtsordnung unabhängig vertritt, also möglichst 
ohne auf nationale Bestände zurückzugreifen. 
3.4.1 Praktische Folgen 
Allein bei Sitzungen von Kommission und Ministerrat sind etwa 70 Dolmetscher tätig. 
In den meisten Fällen wird auf das sog. Relais-System zurückgegriffen. Dieses erkennt 
Englisch, Französisch und Deutsch als grundlegende Sprachen an, so dass die Dolmet-
scher von einer dieser Sprachen beispielsweise ins Estnische oder Maltesische überset-
zen müssen. So wird verhindert, dass spezialisierte Dolmetscher gefunden werden müs-
sen, die gleichzeitig vom Finnischen ins Maltesische oder vom Portugiesischen ins Est-
nische übersetzen können.73 Allerdings gehen bei diesem „Umweg“ Bedeutungsinhalte 
                                                 
71 EuGH, Rs. 283/81, Slg. 1982, 3415 (Rn. 19, zum Vorigen Rn. 17 f.) – C.I.L.F.I.T.; dazu auch 
Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (68). 
72 EuGH, Rs. 283/81, Slg. 1982, 3415 (Rn. 20) – C.I.L.F.I.T. 
73 Nach Informationen der EU, http://ec.europa.eu/education/languages/pdf/doc3275_de.pdf, S. 14, 
aufgerufen am 15.8.2011; dazu auch Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der 
Europäischen Union, 2004, S. 159 f. 
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der Aussagen in weit höherem Maße verloren als bei der direkten Dolmetschung, abge-
sehen von der Zeitverzögerung.74 
Insgesamt ist der europäische Sprachendienst mit über 4000 Mitarbeitern der weltweit 
größte. Bei einer zusätzlichen Amtssprache im Zuge der Unionserweiterung ist mit ei-
nem Bedarf von etwa 200 zusätzlichen Stellen zu rechnen.75 Die EU lässt sich ihre 
Sprachenvielfalt demnach einiges kosten. 
Problematisch bleibt die praktische Handhabung. Das zeigt sich am Beispiel von EU-
Dokumenten, die nur auf Englisch in den nationalen Parlamenten vorgelegt werden. Da 
die Sachverhalte oft technisch und kompliziert sind, ist eine Übersetzung aber unerläss-
lich. So stellte der Bundestag im Jahr 2008 bei der Bundesregierung einen weiteren An-
trag, die EU-Übersetzungsstrategie zu ändern.76 In besagtem Antrag wird zunächst die 
unbefriedigende Ausgangslage dargestellt. Der Deutsche Bundestag wirke in erhebli-
chem Umfang an der europäischen Rechtsetzung mit, weshalb die beratungsrelevanten 
Dokumente inklusive aller Anhänge und Gesetzesfolgenabschätzungen rechtzeitig und 
vollständig in den Muttersprachen der Parlamentarier vorliegen müssten. Durch die 
Stärkung der Parlamente durch den Vertrag von Lissabon werde diese Forderung noch 
verschärft. So wird weiter darauf abgestellt, dass die Transparenz und Verständlichkeit 
der europäischen Politik erheblich von der Sprachenfrage abhänge. Der Bundestag sehe 
sich vor allem nicht in der Lage, über die zahlreichen nicht übersetzten Dokumente zu 
beraten. Ein wichtiger Punkt wäre außerdem, die Mittel für die Übersetzungsleistungen 
exakt zu benennen und ggf. die Mittel durch Umschichtungen aufzustocken. 
Die Bundesregierung wird durch diesen Antrag aufgefordert, sich bei der Kommission 
für die Überarbeitung der EU-Übersetzungsstrategie einzusetzen. Danach müsse mehr 
auf die politische Bedeutung und den tatsächlichen Bedarf der Dokumente geachtet 
werden, statt nach formalen Kriterien zu entscheiden, welche Dokumente übersetzt 
werden. Falls nötig, werden auch Mittelumverteilungen zugunsten der Übersetzungs-
leistungen vom Bundestag befürwortet. 
                                                 
74 Kürten, Die Bedeutung der deutschen Sprache im Recht der Europäischen Union, 2004, S. 160. 
75 Yvon, EuR 2003, 681 (688 f.). 
76 Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drucks. 16/9596 
vom 18.6.2008. 
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Müller berichtet in seinem kurzen Artikel77 von zwei expliziten Fällen, in denen eine 
Verhandlung aufgrund der nur in Englisch vorliegenden Dokumenten verweigert wurde. 
Das hat wiederum Auswirkungen auf die weiteren politischen Prozesse betreffend die 
EU. So konnte innerhalb der vorgegebenen Frist ein Votum aufgrund der fehlenden 
Unterlagen nicht abgegeben werden.78 Es sei außerdem seit Jahren zu beobachten, dass 
Deutsch neben Englisch und Französisch nur noch ein „Schattendasein fristet“, obwohl 
es mit fast 100 Mio. die größte Zahl an Muttersprachlern (knapp 20 %) in der Union 
ausmacht. Zusätzlich wird von über 10 % der Europäer Deutsch als Fremdsprache ge-
sprochen.79 
Die diversen Beschwerden und Aufforderungen wurden in einer Mitteilung der Kom-
mission aufgegriffen, um die anderen Einrichtungen der EU erneut auf die immer noch 
bestehenden Schwierigkeiten aufmerksam zu machen.80 Allerdings richten sich die Vor-
schläge zur Verbesserung hauptsächlich auf Bildungsprogramme als auf konkrete prak-
tische Maßnahmen im politischen Alltag. Die Vielfalt der Sprachen der EU wird als 
besondere Herausforderung gekennzeichnet, die Förderung der Sprachkompetenz als 
wichtiges Ziel angestrebt,81 die grenzüberschreitende Verwaltungszusammenarbeit82 
soll mit Hilfe der Weiterentwicklung von Übersetzungsprogrammen zum besseren Aus-
tausch vorangebracht werden. Die konkreten Probleme des Deutschen Bundestags bei 
anstehenden Debatten zu europäischen Themen auf der Grundlage von fremdsprachli-
chen Texten werden nicht explizit angesprochen. Insofern werden die praktischen Pro-
bleme umgangen und zurückgestellt. Die Kommission verspricht nur ganz allgemein 
„Projekte zur Entwicklung und Verbreitung von Sprach- und Kommunikationstechno-
logien [zu] unterstützen“ oder gar „eine Konferenz über die Rolle der Übersetzung bei 
der Förderung von Offenheit, Verständnis und Dialog zwischen den Kulturen [zu] ver-
                                                 
77 Müller, Das Parlament, Nr. 8-9 vom 19.2.2007. 
78 Müller, Das Parlament, Nr. 8-9 vom 19.2.2007. 
79 Müller, Das Parlament, Nr. 8-9 vom 19.2.2007. 
80 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 18.9.2008, KOM (2008) 566 
endg. 
81 Martiny, ZEuP 1998, 227 (236): jeder Bürger sollte neben seiner Muttersprache möglichst zwei 
andere Sprachen eines Mitgliedstaates beherrschen. 
82 Zur Förderung dieser Verwaltungszusammenarbeit und des Infornationsaustauschs zwischen ihnen 
wurde der Europäische Interoperabilitätsrahmen für europäische öffentliche Dienste eingerichtet, 
KOM (2010) 744 endg. 
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anstalten“.83 Konkrete alltägliche Probleme der Zusammenarbeit im politischen oder 
auch Verwaltungsbereich werden dadurch vorrangig jedenfalls nicht angegangen. 
Dazu kommen weitere Probleme, die sich durch das alltägliche Übersetzen bei Sitzun-
gen ergeben. Ein Fehler bei der Simultanübersetzung eines Dolmetschers, wie beim 
tschechischen Ministerpräsidenten Topolanek, der mit seiner Rede vor dem EU-
Parlament am 25. März 2009 für einen Eklat sorgte, können dabei problematische Fol-
gen haben. Die Aussagen des damaligen EU-Ratspräsidenten wurden durch die Über-
setzung des Dolmetschers vom „Weg ins Verderben“, was laut tschechischer Aussage 
eigentlich gemeint war, zu einem „Weg in die Hölle“ und die Wertpapiere, mit denen 
die USA in der Wirtschaftskrise handeln soll, wurden durch die phonetische Nähe von 
„bomby“ und „bondy“ zu Waffen. Solche Missverständnisse können in der Folge 
schnell zu diplomatisch-politischen Verstimmungen führen. Auf der einen Seite wissen 
die Abgeordneten um die Probleme mit 23 Amtssprachen, die trotz größter Fachkunde 
der Dolmetscher nicht auszuschließen sind. Auf der anderen Seite ist die Entrüstung 
zunächst groß, wenn derartige Aussagen im Raum stehen. So kam es zu scharfen Reak-
tionen im Parlament, die die tschechische Ratpräsidentschaft sofort in Frage stellten. 
Die Tschechen auf der anderen Seite versuchten umgehend, dieses Missverständnis auf-
zudecken, indem sie die eigentliche Intention des Redners hervorhoben. Sein genauer 
Wortlaut wäre auch durch Fernsehaufnahmen zu belegen. Dass die tschechische Nach-
richtenagentur CTK das Zitat „Weg in die Hölle“ auch im tschechischen Original so 
verbreitet hatte, blieb unkommentiert.84 Topolanek musste sein Amt als EU-Rats-
präsident sowie sein Amt als Ministerpräsident anschließend ablegen, was allerdings 
mehr auf innenpolitische Entwicklungen in Tschechien zurückzuführen war. 
Ein weiteres Beispiel für diese praktischen Probleme sind „Entscheidungen“ als Rechts-
akte auf EU-Ebene. Zumindest bisher waren sie Rechtsakte nach Art. 249 Abs. 1 und 
Abs. 4 EG, die jedoch durch den Vertrag von Lissabon durch Beschlüsse ersetzt und in 
Art. 288 Abs. 4 AEUV neu gefasst wurden. Die anderen Rechtsakte in Art. 249 EG 
bzw. jetzt Art. 288 AEUV sind geblieben. Interessanterweise ist nicht ganz klar, inwie-
fern diese sprachliche Neufassung tatsächlich eine inhaltliche Änderung beinhaltet. 
Denn bisher unterschieden nur die dänische, deutsche, niederländische und slowenische 
                                                 
83 Mitteilung der Kommission, KOM (2008) 566 endg., S. 14. 
84 S. dazu http://www.focus.de/politik/ausland/eu-eklat-tschechen-beklagen-uebersetzungsfehler_ 
aid_384171.html, aufgerufen am 15.8.2011. 
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Sprachfassung zwischen Entscheidung und Beschluss.85 Das heißt, alle anderen Sprach-
fassungen sahen diese Unterscheidung nicht vor, so dass durch den Vertrag von Lissa-
bon eigentlich nur eine Anpassung erfolgte. „Dies schließt aber nicht aus, dass sich hin-
ter der sprachlichen Unterscheidung auch eine sachliche Unterscheidung verbarg, die 
nun im Rahmen des Art. 288 Abs. 4 AEUV fortlebt.“86 Auf diese unter Umständen so-
gar mit gravierenderen Folgen behafteten Unschärfen im Primärrecht wird im Rahmen 
dieser Arbeit nicht näher eingegangen. 
Praktische Übersetzungsprobleme sind ebenso oft Gegenstand in Vorabentscheidungs-
ersuchen, die dem EuGH vorgelegt werden, auch wenn es sich um sehr einfache Fälle 
handelt. In der Entscheidung Lubella87 beispielsweise ging es um die gleichnamige 
Konservenfabrik und das Finanzgericht des Landes Brandenburg, das dem EuGH ver-
schiedene Fragen im Zusammenhang mit der VO (EWG) Nr. 1932/93 vorlegte. Unter 
anderem ging es dabei auch um die Tatsache, dass die Verordnung in der deutschen 
Fassung fälschlicherweise Süß- statt Sauerkirschen als Bezeichnung aufführte. Die An-
gabe des richtigen KN-Codes in Verbindung mit der falschen Bezeichnung führte somit 
zu erheblichen Unsicherheiten, da die Verordnung auch einen Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft trat. Da die deutsche Fassung jedoch die Einzige war, die diesen Fehler 
beinhaltete und außerdem innerhalb weniger Tage korrigiert wurde, hat ein derartiger 
Fehler nach Auffassung der Kommission und auch des EuGH keine Auswirkung auf die 
Gültigkeit der Verordnung. „Wie der Gerichtshof bereits mehrfach festgestellt hat, 
schließt die Notwendigkeit einer einheitlichen Auslegung der Gemeinschaftsverordnun-
gen eine isolierte Betrachtung nur einer Sprachfassung einer Vorschrift aus; sie gebietet 
vielmehr, die Vorschrift im Lichte der anderen Sprachfassungen auszulegen und anzu-
wenden.“88 
Auch das Urteil Bouchereau89 problematisierte unter anderem die Abweichung ver-
schiedener Sprachfassungen. In diesem Fall lag das Problem darin, dass der Vergleich 
der verschiedenen Sprachfassungen der behandelten Bestimmungen keine rechtlichen 
                                                 
85 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1205 ff. 
86 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1207. 
87 EuGH, Rs. C-64/95, Slg. 1996, I-5105 – Lubella. 
88 EuGH, Rs. C-64/95, Slg. 1996, I-5105 (Rn. 16 f.) – Lubella unter Verweis auf Rs. 9/79, Slg. 1979, 
2717 (Rn. 6) – Koschinske und Rs. C-372/88, Slg. 1990, I-1345 (Rn. 18 f.) – Cricket St. Thomas; 
auch Rs. 19/67, Slg. 1967, 461 (473) – van der Vecht. 
89 EuGH, Rs. 30/77, Slg. 1977, 1999 – Bouchereau. 
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Folgerungen zuließ. Das war wiederum darauf zurückzuführen, dass in so gut wie allen 
Fassungen unterschiedliche Ausdrücke verwendet wurden, die nicht miteinander vergli-
chen werden konnten. Der EuGH entschied, dass in solchen Fällen die Fassungen ein-
heitlich ausgelegt werden, indem der allgemeine Aufbau und der Zweck der Regelung 
herangezogen werden müssen, zu der sie gehören.90 
3.4.2 Zukünftige Optionen 
Insgesamt ist die Mehrsprachigkeit grundlegendes Charakteristikum und Herausforde-
rung für die Europäische Union und ein ebenso politisch brisantes Thema. Wichtig 
scheint vor allem, dass neben wenigen Hauptarbeitssprachen, „gleichzeitig eine generel-
le Beteiligung der anderen Sprachen im institutionellen Willensbildungsprozess gesi-
chert bleibt“.91 Das Sprachenreglement müsste allgemein flexibler und bedarfsorientier-
ter gestaltet werden, um auch eine bessere praktische Handhabung zu ermöglichen. So 
wird teilweise die Rückkehr zu einer einzigen Urfassung und juristisch bindenden, aber 
als amtliche Übersetzungen gekennzeichneten weiteren Fassungen propagiert. Dann 
könnte bei der Auslegung im Fall von Widersprüchen auf die eine Fassung zurückge-
griffen werden,92 ohne dass ein Vergleich zwischen allen Fassungen stattfinden müsste, 
der im Zweifelsfall die Angelegenheit nur weiter verkompliziert. In den meisten Fällen 
wird dies sicherlich auch so gehandhabt, zumindest mit Hilfe einer Beschränkung auf 
die Arbeitssprachen, die jedes Organ der EU selbst festlegt. 
Die europäische Sprachenpolitik konzentriert sich vor allem auf die Förderung der 
Mehrsprachigkeit der EU-Bürger durch Förderprogramme und sonstige Maßnahmen, 
um das Zusammenwachsen der europäischen Staaten zu fördern und so zur Bildung 
einer europäischen Öffentlichkeit beizutragen. 
3.5 Unterschiedlichkeit der Rechtssysteme 
Rechtsordnungen ordnen und strukturieren die Gesamtheit von Rechtsnormen, besitzen 
ihre eigenen Rechtsquellen und sind mit geeigneten Organen und Prozeduren ausgestat-
                                                 
90 EuGH, Rs. 30/77, Slg. 1977, 1999 (Rn. 13/14) – Bouchereau. Näher u. 3.7 zur Auslegung. 
91 Yvon, EuR 2003, 681 (694); Beteiligung aller als grundlegende Voraussetzung ansehend Christen-
sen/Sokolowski, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 113 (113). 
92 Braselmann, EuR 1992, 55 (72). 
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tet, um diese Normen festzulegen, zu interpretieren sowie Verstöße gegen sie festzustel-
len und im Bedarfsfall zu ahnden.93 Sie bestehen mit und durch das terminologische 
System, sind also untrennbar mit der Sprache verbunden.94 Rechtsordnungen und ihre 
Terminologien sind vor allem historisch gewachsen95 und gehen somit auf spezifische 
mitgliedstaatliche Entwicklungen zurück, sind also „keine objektiven Entitäten, sondern 
soziale Konstrukte“96. Somit wird eine Übersetzung umso komplizierter, je unterschied-
licher die Rechtssysteme sind,97 da dort die sprachlich-begrifflichen Divergenzen be-
sonders groß sind.98 Im Vergleich zu den nationalen Rechtsordnungen ist die der Euro-
päischen Union ein sehr junges „Gewächs“, wenn auch durchaus mit typischen Eigen-
schaften ausgestattet. 
Spezielle Begriffe und Terminologien sind in der Rechtssprache vor allem zur Unter-
scheidung und zur Verkürzung brauchbar und „erzeugen dadurch die im System erfor-
derlichen Redundanzen“99. So ist aber im weiteren Sinne „das Grundproblem der EU-
Mehrsprachigkeit […] die Gebundenheit von Rechtsbegriffen an die jeweilige Rechts-
ordnung“100. „Die Probleme, die aus der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen re-
sultieren, sind von den sprachlichen Problemen deutlich zu trennen, auch wenn sich 
beide Problemgruppen in der Praxis vielfach überlagern.“101 Das führt zu einer klaren 
Abgrenzung von Problemen bei der Übertragbarkeit von Rechtsbegriffen von einer zur 
anderen Rechtsordnung und „normalen“ sprachlichen Problemen, die sich beispielswei-
se durch einfache Übersetzungen erledigen ließen oder aber bei Sitzungen mit vielen 
verschiedensprachigen Teilnehmern auftreten. Deutlich wird das größere Unschärfepo-
tential nämlich, wenn diese Übertragungsprobleme auch bei den unterschiedlichen 
Rechtsordnungen der gleichsprachigen Länder Deutschland, Österreich und der 
Schweiz auftreten. Hier ist nämlich die zugrunde liegende Terminologie entscheidend, 
                                                 
93 Louis, Die Rechtsordnung der europäischen Gemeinschaften, 1990, S. 11. 
94 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (17). 
95 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (145). 
96 Rathert, Sprache und Recht, 2006, S. 85. 
97 Gruntar Jermol, Lebende Sprachen 2010, 31 (31). 
98 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (17). 
99 Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 385. 
100 Rathert, Sprache und Recht, 2006, S. 85. 
101 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 216. 
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die sich zwar überschneiden kann, aber bei bestimmten Begriffen durchaus abweichend 
ist.102 
Die beschriebenen Leitlinien zur redaktionellen Qualität der europäischen Rechtsakte 
dienen nur der sprachlichen Optimierung des Ausgangstextes, wobei bereits die Unter-
schiedlichkeit der aufeinander treffenden Rechtsordnungen hervorsticht. Gerade auf 
europäischer Ebene sind diese Begriffe von den nationalen Rechtssystemen zu lösen 
und allgemeiner zu gestalten, um sie für die Übersetzer handhabbar zu machen.103 Aber 
es muss eine Einordnung des Begriffs in die interlinguale Begriffshierarchie erfolgen 
können. Eine solche Aufgabe kann kaum von den Übersetzern übernommen werden,104 
sondern muss vielmehr auf politischer Ebene kommuniziert werden. 
Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen müssen die Übersetzungen auf 
EU-Ebene mit grundlegenden Differenzen in den Rechtsbegriffen der verschiedenen 
Mitgliedstaaten kämpfen. Das geht vor allem auch auf die Ausrichtung am Common 
oder Civil Law zurück.105 Außerdem stellt die Union selbst ein komplett anderes 
Rechtsordnungssystem dar, was zu einer permanenten Diskussion um die Vorherrschaft 
eines Systems führt.106 Es handelt sich schließlich um ein Rechtsgebilde zwischen Völ-
kerrecht und staatsähnlichem Recht, das weder mit Begriffen des internationalen noch 
des nationalen Rechts erfasst werden kann.107 
Vor allem der EuGH und das BVerfG wollen dabei ihre gegensätzlichen Positionen 
verteidigen. In Verbindung mit demokratischen Überlegungen zu den unterschiedlichen 
Systemen besteht „ein grundlegender Dissens über das Verhältnis zwischen dem Ge-
meinschaftsrecht und nationalen Rechtsordnungen. In einer einheitlichen Rechtsord-
nung müßte das Rangverhältnis entscheiden“108, welches aber hier nicht vorliegt. Folz 
                                                 
102 Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht und Technik, 2001, S. 216 f. mit einem ausführ-
lichen Beispiel, S. 221 ff. Spezifisch zu nationaler Mehrsprachigkeit Loehr, Mehrsprachigkeits-
probleme in der Europäischen Union,1998, S. 31 ff. 
103 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (76). 
104 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (77). 
105 Rathert, Sprache und Recht, 2006, S. 85; s. auch Arntz, Fachbezogene Mehrsprachigkeit in Recht 
und Technik, 2001, S. 217 ff. 
106 Zum Konflikt zwischen Gemeinschaftsrecht und nationaler Verfassung allgemein Wohlfahrt, Eu-
ropäische und deutsche Rechtsordnung, 1965, S. 166 ff. 
107 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 38. 
108 Folz, Demokratie und Integration, 1999, S. 394. 
3 Systematisch bedingte Unschärfe auf EU-Ebene 
 
 
96 
spricht daher von „funktionell verschränkte[n] Parallelrechtsordnungen“109 und rät zu 
einer Akzeptanz der unterschiedlichen Positionen von BVerfG und EuGH. Konkurrie-
rende Rechtsordnungen können eben mitunter kollidieren, vor allem wenn beide Ge-
richte sich auf schlüssige Argumente für ihre Positionen berufen können.110 
3.5.1 Common Law 
Beim Common sowie beim Civil Law handelt es sich um die dominierenden Rechtssys-
teme der westlichen Welt. Das Common Law ist vor allem im angloamerikanischen 
Raum (in England, den USA, Kanada etc.) angesiedelt. Es wurde von königlichen Rich-
tern im 12. und 13. Jahrhundert herausgebildet und geht vor allem auf Urteilssammlun-
gen zurück. Das System ist also mehr ein Werk des Richters als des Gesetzgebers.111 
Meistens wird im Verfahren vom Präzedenzfall ausgegangen, an dem sich dann die wei-
teren Urteile ausrichten, vergleichbare andere Entscheidungen werden angeführt.112 Es 
handelt sich also um sog. Fallrecht (daher auch die Bezeichnung Case Law), das sich 
aufgrund der Praxis der Gerichte entwickelt hat und bei dem sich untere Gerichte immer 
an den Entscheidungen der oberen zu orientieren haben. Durch das Verfahren kann es 
auch als Gewohnheitsrecht bezeichnet werden.113 Es ist üblich, am Anfang einer Ent-
scheidung möglichst alle Begriffe zu definieren, um dem Richter so wenig Auslegungs-
spielraum wie möglich zu lassen. 
3.5.2 Civil Law 
Die Rechtsordnungen in den romanischen Ländern, wie auch in Deutschland, gehen auf 
das römische Recht zurück. Es wird auch als kontinentaleuropäisches Recht bezeichnet. 
Der Ursprung lag wohl im Gesetzeswerk „Corpus Iuris Civilis“ (Begriff entstand erst 
später) von Kaiser Justinian, bestehend aus Lehrbüchern, Sammlungen und Codexen, 
                                                 
109 Wohlfahrt, Europäische und deutsche Rechtsordnung, 1965, S. 181 betont in Bezug auf die Ge-
setzgebungskompetenz, dass in diesem Bereich keine Konkurrenz besteht, in dem Sinne, dass bei-
de nebeneinander stünden. Im Zweifelsfall verlieren die Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeit. 
110 Folz, Demokratie und Integration, 1999, S. 394 f. Zum Lissabon-Urteil und die Diskussion dazu 
etwa Frenz, Europarecht 5, Rn. 200 ff. 
111 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 27. 
112 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (47). 
113 Allgemein Creifelds, Rechtswörterbuch, 19. Aufl. 2007, S. 250. 
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die ab etwa 533 n. Chr. entstanden und verabschiedet wurden.114 Das Civil Law kann 
somit als die Fortführung des römischen Rechts gesehen werden, dem ein kodifiziertes 
Recht in Form eines Gesetzes bzw. von mehreren Gesetzen zugrunde liegt. Urteile wer-
den also unter Rückgriff auf diese, so auch eine Verfassung bildende Gesetze gefällt, 
womit das Gesetz und der Willen des Gesetzgebers eine zentrale Rolle einnehmen und 
stärker in logischen Strukturen gedacht wird. International ist mittlerweile eine Annähe-
rung der beiden Rechtssysteme erkennbar.115 
3.6 Ausbaufähige EU-Rechtssystematik 
Die Europäische Union ist als supranationales Rechtssystem zu verstehen. Es „stellt 
eine eigene Rechtsordnung dar und muss für alle beteiligten Sprachen eine eigene, un-
abhängige Rechtssprache entwickeln, die sich von den einzelnen nationalen Rechtsspra-
chen klar unterscheidet“.116 Um diese Aufgaben erfüllen zu können, hat sich in Ansät-
zen ein spezielles Begriffssystem entwickelt, das losgelöst von den einzelnen National-
sprachen, und damit auch den nationalen Rechtsbegriffskulturen,117 ein unabhängiges 
europäisches Rechtssystem bilden kann. Diese selbstständige Rechtsnatur des Unions-
rechts zeigt sich im eigenen Primär- und Sekundärrecht. Dennoch bestehen weiterhin 
Unsicherheiten, da nicht immer auf eigenständige Rechtsbegriffe zurückgegriffen wer-
den kann, die eine klare Trennung möglich machen. Daher müssen die unterschiedli-
chen Rechtsauffassungen weiter durch die Herausbildung unabhängiger rechtlicher Be-
grifflichkeiten harmonisiert werden.118 
Der Unterschied zwischen einem nationalen und dem europäischen Begriffssystem be-
steht in der Tiefe und Dichte, die sich durch einen individuellen historischen Prozess 
herausbilden. Die Europäische Union kann (noch) nicht auf eine so lange Tradition zu-
rückblicken und muss sich vor allem mit Hilfe der Auslegungen des EuGH stetig wei-
terentwickeln. Dabei ist die nicht eindeutige Trennung von Unionsrechtsordnung und 
                                                 
114 Laufs, Rechtsentwicklungen in Deutschland, 2006, S. 52; Creifelds, Rechtswörterbuch, 19. Aufl. 
2007, S. 981. 
115 Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (47). 
116 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (146); vgl. auch Christen-
sen/Müller, in: ders./Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 9 (14). 
117 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (70) unter Rückgriff auf 
Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 385. 
118 Christensen/Müller, in: ders./Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 9 (14 f.); auch 
Heutger, Global Jurist Topics 2003, Vol. 3, Iss. 1, Art. 3, Online-Version, S. 2. 
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den nationalen Systemen problematisch.119 Hinzu kommt die relative Unbestimmtheit 
von EU-Begriffen, die durch ihren multilingualen, rechtspluralistischen und dynami-
schen Charakter entsteht.120 
Die europäischen Richtlinien sind außerdem ein Beispiel dafür, dass sich die nationalen 
Rechtsordnungen durch die erforderliche innerstaatliche Umsetzung der vorgegebenen 
Richtlinienziele und die fortbestehende Verknüpfung durch eine nötige richtlinienkon-
forme Auslegung nicht ohne weiteres vom Unionsrecht trennen lassen. Die fortschrei-
tende Integration stellt die EU dabei immer wieder vor die Herausforderung, ihr System 
anpassen und modifizieren zu müssen. 
Es war bzw. ist also jeweils unabhängig vom englischen, französischen, deutschen etc. 
Rechtsverständnis eine einheitliche europäische Definition zu erarbeiten.121 Diese war 
dann auch nicht auf ein gemeinsames, begriffliches Minimum beschränkt, sondern 
konnte zu einer Ausdehnung von Bedeutungen führen und so neue, europäisch und eben 
nicht national geprägte Begriffe entstehen lassen.122 So existiert mittlerweile auch für 
bestimmte auslegungsbedürftige Begriffe ein autonomes, unionsrechtliches Verständnis, 
welches unabhängig von den nationalen Rechtsordnungen bestehen kann.123 Es sei 
denn, eine Vorschrift verweist ausdrücklich auf nationales Recht, dann kann ein Rück-
griff auf die speziell mitgliedstaatlichen Bestände erfolgen.124 Im Übrigen will die Uni-
onsrechtsordnung „ihre Begriffe nicht [grundsätzlich] in Anlehnung an eine oder mehre-
re nationale Rechtsordnung definieren“.125 
Die nationalen Rechtsordnungen sind indes auch absolut unabhängig voneinander und 
entwickeln sich ebenso stetig weiter.126 Auch insofern können Gesetzesreformen immer 
noch zu größeren Divergenzen im einzelstaatlichen Verständnis führen. Diese Entwick-
lungen müssen gerade von den Übersetzern umso dringender verfolgt werden. Entspre-
chende terminologische Datenbanken unterstützen sie dabei. 
                                                 
119 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (71); auch Sandrini, in: Mül-
ler/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (147). 
120 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (146 f.). 
121 Martiny, ZEuP 1998, 227 (240). 
122 Martiny, ZEuP 1998, 227 (240). 
123 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 359. 
124 EuGH, Rs. 327/82, Slg. 1984, 107 (Rn. 11) – Ekro und Rs. 64/81, Slg. 1982, 13 (Rn. 8) – Cor-
mann & Fils SA. 
125 EuGH, Rs. 64/81, Slg. 1982, 13 (Rn. 8) – Cormann & Fils SA. 
126 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (18 f.). 
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Allerdings sind Unterschiede eben nicht nur auf lexikalischer, sondern auch auf Text-
strukturebene auszumachen. In Deutschland ist bei Gerichtsurteilen beispielsweise der 
„Urteilsstil“ üblich, während im Französischen der „Gutachtenstil“ typisch ist.127 Der 
Unterschied liegt im Aufbau der Argumentation. Im Deutschen steht das Ergebnis am 
Anfang und die Begründung wird nachgeliefert, im Französischen folgt das Ergebnis 
nach der Begründung am Ende. Folglich sind nicht nur Begriffe, sondern auch Text-
strukturen durch die jeweilige Rechtsordnung geprägt, was ebenfalls durch die Überset-
zung Beachtung finden muss.128 
3.7 Lösung durch Auslegung 
Die Hermeneutik ist in Bezug auf die juristische Arbeitsweise gerade für Einzelfälle 
unabdingbar und ein wichtiger Aspekt der Rechtsarbeit. Sie meint die fallbezogene 
Auslegung und somit die konkrete Entscheidung in Einzelfällen. Der Sachverhalt und 
die Norm müssen zunächst in Verbindung gebracht werden, um einen logischen Schluss 
ziehen zu können.129 Hinein spielen die zu beachtenden Grundsätze und das individuelle 
Textverständnis. 
Denn Normtexte sind als die Grundlagen der Rechtsarbeit im Rechtssystem, als sprach-
liche Formulierungen sowohl auslegungsfähig als auch auslegungsbedürftig. Das bedeu-
tet, dass in jedem Fall eine Auslegung stattfinden muss.130 Schließlich meint diese 
nichts anderes als „den Sinn eines problematischen Textes zum Verständnis zu brin-
gen“.131 Im Übrigen schließt diese Auslegungsbedürftigkeit die geforderte Verständ-
lichkeit von Gesetzestexten für „Normalbürger“ nicht aus, da nicht eine durch den Ein-
zelnen eigene Anwendung auf den Fall, sondern lediglich ein grundsätzliches Verständ-
nis, um welchen Lebensbereich es sich handelt und ob derjenige mit seinem Verhalten 
davon betroffen ist, zu entwickeln ist. 
Die rechtliche Hermeneutik unterliegt gewissen Kriterien und ist immer auf konkrete 
Ziele gerichtet. Während die literaturwissenschaftliche Interpretation eines besseren 
Verständnisses des Textes, der Intention des Autors, seiner historischen Situation etc. 
                                                 
127 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (20 f.). 
128 Arntz, Lebende Sprachen 2010, 17 (22). 
129 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 56. 
130 Busse, in: Liedtke/Wengeler/Böke (Hrsg.), Begriffe besetzen, 1991, S. 160 (162). 
131 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 30. 
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genügen soll, geht es hier „um die ‚Rechtsanwendung’ als Verwendung von Normtex-
ten in konkreten Problemlösungsakten“.132 
Dass die „Ausleger“ eines bestimmten Sachverhalts immer auch erst „Textversteher“ 
sein müssen, denen nach vorhergehender Erläuterung auch immer eine individuelle 
Weltanschauung zu eigen ist, ist ein grundlegendes Problem in der juristischen Herme-
neutik. Die bereits angesprochene Rezeptionsvarianz133 ist auch auf eine Gruppe von 
Fachleuten zu beziehen. Es ist nicht anzunehmen, „dass innerhalb dieser Gruppe die 
einen Fachleute denselben Rechtstext ‚weniger’ gut verstehen als die anderen. Sie ver-
stehen ihn jeweils ‚anders’.“134 Insoweit ist auch die rechtliche Beurteilung von indivi-
duellen Faktoren beeinflusst und kann so zu absolut unterschiedlichen Ergebnissen füh-
ren. 
Grundlegend ist die juristische Interpretation nicht nur als Textverstehen zu charakteri-
sieren, sondern auch als fachbezogenes Verständnis mit praktischer Handlungsanleitung 
auf einen bestimmten Fall bezogen zu verstehen. Mit Hilfe der Auslegungstechnik soll 
nach Lösungen und Handlungsmöglichkeiten gesucht werden, die sich aus den Rechts-
texten ergeben sollen. Wie dann mit der Sache, also einem speziellen Fall, umzugehen 
ist, wird mit dieser Auslegung festgelegt. Die normativen Texte sind insoweit als ausle-
gungsbedürftige Anleitung zu sehen. 
Die Hermeneutik bzw. Rechtsauslegung ist demnach zweifelsohne ein wichtiges Feld, 
welches in der Untersuchung der Abläufe für Linguisten, Philosophen, Psychologen und 
als Handlung für Juristen gleichsam interessant ist. Dass Richter bzw. Gerichte in ihren 
Urteilen zu verschiedenen Ergebnissen gelangen, liegt unter anderem auch daran, dass 
keine verbindliche Methode bzw. kein Vorrang von Auslegungskriterien (nämlich der 
grammatischen im Sinne des Wortlauts, der systematischen, der historischen im Sinne 
der Entstehungsgeschichte und der objektiv-teleologischen Auslegung nach Sinn und 
Zweck135) existiert. So ist es nur natürlich, dass der jeweilige Ausleger nach seinem 
persönlichen Empfinden die ihm sinnvollste bzw. ihm zutreffend erscheinende Art aus-
                                                 
132 Busse, in: Liedtke/Wengeler/Böke (Hrsg.), Begriffe besetzen, 1991, S. 160 (163). 
133 S.o. 2.5.3. 
134 Schendera, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, S. 321 (354). 
135 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 30 m.w.N.; auch Wank, 
Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 41; Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtsspra-
che Europas, 2004, S. 139 (151). 
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wählt.136 Dabei können auch gleiche Methoden zu unterschiedlichen Resultaten füh-
ren.137 Das gilt auch für die teleologische Interpretation, die das europäische Recht do-
miniert.138 
Vor allem auch Un- bzw. Unterbestimmtheiten wirken sich auf das Auslegungsergebnis 
aus. Damit sind allerdings nicht unbestimmte Rechtsbegriffe gemeint, die, wie oben 
erörtert, absichtlich zu bestimmten Zwecken eingefügt werden.139 Vielmehr geht es um 
die spezifische Auslegung von fraglichen Begrifflichkeiten, die dann unter Umständen 
in einem Urteil erfolgen muss. Durch die vielen Deutungsmöglichkeiten, die das nicht 
hinreichend bestimmte Gesetz offenbart, wirken die auf deren Grundlage gefällten Ur-
teile oft willkürlich.140 Der Ursprung dafür liegt auch im Wandel der Gegebenheiten. 
Dann muss nämlich eine Rechtsfortbildung stattfinden, die sich oft auf das Rechtsgefühl 
des Auslegenden und den in Verbindung gebrachten Zeitgeist stützen muss.141 Das sind 
freilich keine objektiven Instanzen. Gleichzeitig sind Richter und Laien auch Tendenzen 
einer sozialen Klasse, Parteizugehörigkeit oder Konfession unterworfen, die auf das 
Urteilsvermögen Einfluss nehmen.142 „Soweit es darum geht, ein unverbildetes Gerech-
tigkeitsgefühl in die Entscheidungsfindung einfließen zu lassen, scheint der Laie dazu 
nicht weniger befähigt als der juristische Experte – wie ja auch die Reste einer Laienge-
richtsbarkeit (Schöffen, Geschworene) beweisen.“143 So kann dieser Einbezug von Lai-
en als Korrektiv der sehr weitgehenden „Expertisierung“ des Rechts angesehen wer-
den.144 Das Rechtsverständnis von Laien wird allerdings oft kritisiert, da sie eben kaum 
Einblick in die Systematik haben und demnach auch nicht unterscheiden können, ob ein 
Begriff im rechtsfachsprachlichen Sinne eventuell anders gelesen werden müsste als es 
in der umgangssprachlichen Verwendung der Fall ist.145 
                                                 
136 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 30. 
137 Kopp, Verschleiernde Rechtssprache, 2004, S. 30 f. 
138 Näher etwa Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 350, 365 ff. 
139 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 56. Dazu o. 2.1.2. 
140 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 57. 
141 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 58; ähnlich Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 
4. Aufl. 2008, S. 54. 
142 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 58. 
143 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 59. 
144 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 59. 
145 Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 43. Die Diskussion, wer Recht verstehen 
können soll und muss, wird ständig fortgeführt. Juristen argumentieren meist, dass Recht nur für 
sie selbst verständlich sein muss, während Sprachwissenschaftler die Meinung vertreten, Recht 
solle für alle verständlich sein, die von ihm betroffen sind. Dazu unter anderem auch o. 2.4.1. 
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Unterbestimmte Rechtsbegriffe kommen demnach sehr oft in Gesetzen vor. Dabei kön-
nen sogar vermeintlich klare Begrifflichkeiten wie Zahlwörter unter Umständen prob-
lematisch werden, wie das Beispiel von § 4 KSchG146 belegt. Dort wird festgehalten, 
dass ein Arbeitnehmer innerhalb einer Frist von drei Wochen Klage erheben muss, 
wenn er geltend machen will, dass die Kündigung sozial ungerechtfertigt oder aus ande-
ren Gründen rechtsunwirksam ist. So kann sich die Frage stellen, ab wann die Dreiwo-
chenfrist läuft bzw. im Weiteren ab wann die Kündigungserklärung zugegangen ist, 
etwa wenn die Erklärung im Briefkasten landet oder aber erst, wenn der Empfänger den 
Brief öffnet, wenn er sich z.B. zum Zeitpunkt der Zustellung im Urlaub befand etc.147 
Bei mehrsprachigen Texten ist die Problematik umso größer, da die rechtlich bedeutsa-
men Texte zusätzlich in unterschiedlichen Konstellationen anzutreffen sind. Einmal gibt 
es Verträge mit gleicher Verbindlichkeit in allen Sprachfassungen, wie beispielsweise in 
der EU, aber auch Texte ungleicher Verbindlichkeit, bei denen eine Fassung vor den 
anderen Vorrang hat. Die anderen Versionen sind in solchen Fällen dann nur offizielle 
Fassungen, amtliche oder gar innerstaatliche Übersetzungen.148 Wie bereits erläutert, 
liegt hier das Problem vor allem im Aufeinandertreffen der verschiedensprachigen Ter-
minologien, bei dem neben der bloßen Übersetzung einzelner Begriffe auch die dahin-
terstehende Systematik mit einbezogen werden muss. 
Die Auslegung ist dabei aber nicht grundsätzlich als Lösungsmechanismus zur Beseiti-
gung von Unschärfen in Gesetzestexten zu sehen. Vielmehr sollten Unschärfen, die zu 
Unsicherheiten und unterschiedlichen Auslegungen führen könnten, von vornherein 
vermieden werden, um eine klare fallbezogene Handhabung sicherzustellen, auch wenn 
dies aufgrund der Sprachcharakteristik praktisch selten möglich ist. 
3.7.1 Gleichberechtigung aller Sprachfassungen 
Oft genug kommt es in der Union vor, dass die einzelnen Vertrags- oder anderen 
Textfassungen einander nicht entsprechen. Dabei gilt zunächst die Annahme, dass alle 
Sprachfassungen dasselbe bedeuten. Die Vermittlung der gleichen Bedeutung ist je-
doch, wie bereits dargestellt, eine schwierige Aufgabe. „Bei Divergenzen ist [daher] 
                                                 
146 Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.8.1969, BGBl. I S. 1317, 
das zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 26.3.2008, BGBl. I S. 444 geändert worden ist. 
147 Beispiel nach Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 42. 
148 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 30. 
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zunächst die richtige Bedeutung im Sinne einer wörtlichen, sprachvergleichenden Inter-
pretation zu suchen. Letztlich ist diejenige maßgeblich, welche unter Berücksichtigung 
von Ziel und Zweck des […] Vertrages die divergierenden Wortlaute am besten mitein-
ander versöhnt.“149 Dies wäre dann eine über den Wortlautvergleich hinausgehende 
teleologische Auslegung. 
Aufgrund der Sprachendiversität und der trotzdem bestehenden Gleichrangigkeit darf 
„eine Sprachfassung [also] nicht unabhängig von den übrigen 22 Sprachfassungen aus-
gelegt werden“.150 Deswegen ist ein Vergleich der verschiedenen Sprachfassungen nötig 
und bei Abweichung eine Interpretation anhand der allgemeinen Systematik und dem 
Zweck der Regelung.151 Die Einbeziehung der Systematik über den Regelungszusam-
menhang würde dann die teleologische Auslegung noch ergänzen können. 
Weniger problematisch ist die Auslegung also bei bloßen Wortlautdivergenzen, die 
noch dazu nur eine Fassung betreffen. So war beispielsweise in der VO (EG) Nr. 574/72 
über Familienbeihilfen vom „Ehegatten“ die Rede und nur die niederländische Fassung 
sprach als einzige von „echtgenote“, also Ehefrau. Der EuGH152 kam bei der Überprü-
fung zu dem Ergebnis, dass durch die niederländische Fassung in der Tat der Eindruck 
entstehen könnte, dass sich der verwendete Begriff nur auf eine Person weiblichen Ge-
schlechts beziehen könnte und dass die Notwendigkeit einer einheitlichen Auslegung es 
verbietet, nur diese eine Fassung zu betrachten. Der Vergleich brachte dann die Er-
kenntnis, dass alle anderen Fassungen von „Ehegatten“ (beispielsweise im Englischen 
„spouse“, im Französischen „conjoint“) im weiblichen und männlichen Sinne sprachen. 
Es handelte sich also nur um eine abweichende Sprachfassung, die somit an die anderen 
Fassungen angepasst wurde. Zusätzlich konnte diese Sicht durch den Grundsatz der 
Gleichbehandlung von männlichen und weiblichen Arbeitnehmern auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit bekräftigt werden.153 Damit wurde nicht nur der Wortlaut einbezo-
gen, sondern auch der Gleichbehandlungsgrundsatz, um die Argumentation zu unter-
                                                 
149 Martiny, ZEuP 1998, 227 (240). 
150 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 355 unter Verweis auf EuGH, Rs. 29/69, Slg. 1969, 419 (Rn. 3) – 
Stauder, worin allerdings noch lediglich auf die Heranziehung der Fassungen „in allen vier Spra-
chen“ verwiesen wird. 
151 EuGH, Rs. C-72/95, Slg. 1996, I-5403 (Rn. 28) – Kraaijeveld; auch EuGH, Rs. C-449/93, Slg. 
1995, I-4291 (Rn. 28) – Rockfon; Rs. C-1/02, Slg. 2004, I-3219 (Rn. 25) – Borgmann. 
152 Rs. 9/79, Slg. 1979, 2717 – Koschniske. 
153 Martiny, ZEuP 1998, 227 (240). 
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stützen. Ziel ist also, eine Synthese der Wortbedeutungen zu finden,154 auch wenn die 
Bedeutungsdivergenzen dann nicht nur sprachlich, sondern zusätzlich mit Hilfe juristi-
scher Argumente entschieden werden.155 
Braselmann schätzt allerdings in diesem Fall das sprachliche Problem bedeutend viel-
schichtiger ein.156 Die in den verschiedenen Fassungen verwendeten Bezeichnungen 
(Ehegatte, spouse, conjoint etc.) gehören nämlich unterschiedlichen Typen und auch 
sprachlichen Registern an. Während die englische (spouse) und französische (conjoint) 
Bezeichnung im Genus unveränderlich sind, dabei männliche wie weibliche Ehepartner 
bezeichnen und das Maskulinum aus linguistischer Sicht zufällig zum Zuge kommt, 
sind die deutsche (Ehegatte/Ehegattin) und die niederländische (echtgenoot/echtgenote) 
Bezeichnung Doppeltermini, die in Opposition stehen. „Wenn beide Ehepartner gemeint 
sind, wird die maskuline Form im Plural verwendet.“157 Insofern sind die mitgliedstaat-
lichen Begrifflichkeiten nicht so einfach zu vergleichen, wie der EuGH es in diesem 
Falle vornimmt. Denn dadurch werden wesentliche einzelsprachliche Ausdifferenzie-
rungen verwischt. Dass die Einheiten des ersten Typs der offiziellen Verwaltungsspra-
che zuzuordnen, während die Begriffe des zweiten Typs umgangssprachlicher Natur 
sind, wird ebenfalls nicht zur Kenntnis genommen.158 Die fachsprachliche Betrachtung 
der Begriffe ist jedoch grundsätzlich von der umgangssprachlichen zu unterscheiden, 
wie im vorherigen Kapitel beschrieben wurde. Die genauere Sicht auf die sprachlichen 
Hintergründe ändert jedoch nichts an der weiteren Verfahrensweise in Bezug auf die 
genannte Verordnung. Die niederländische Fassung wurde so angepasst, dass sie nun 
weibliche wie männliche Ehepartner einbezieht und somit keine Unschärfe mehr auf-
weist. Es handelte sich also eher um einen Übersetzungsfehler, der durch die Anpassung 
des Wortlauts behoben werden konnte. 
Obwohl mithin aus sprachwissenschaftlicher Sicht die Unterschiede der Bezeichnungen 
wesentlich gravierender waren, reicht es für die praktische Handhabung aus, den Be-
griff, wie im Urteil dargelegt, entsprechend anzupassen, ohne die sprachlichen Kriterien 
zum Zuge kommen zu lassen. Insofern könnte in solchen Fällen der Wortlautvergleich 
auch gar nicht zu einer Lösung führen, da die Gleichrangigkeit aller Sprachfassungen 
                                                 
154 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 363. 
155 Christensen/Sokolowski, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 113 (125). 
156 Braselmann, EuR 1992, 55 (62 f.). 
157 Braselmann, EuR 1992, 55 (63). 
158 Braselmann, EuR 1992, 55 (63). 
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vorgegeben ist. Das Abstellen allein auf den Wortlaut ist daher auf europäischer Ebene 
zur Gesetzesauslegung kein geeigneter Anknüpfungspunkt.159 
Dennoch können Unschärfe begründende Übersetzungsfehler relativ leicht behoben 
werden. Die RL 2009/33/EG über die Beschaffung sauberer und energieeffizienter Stra-
ßenfahrzeuge160 beispielsweise ist vor allem auf Fahrzeugbeschaffungen durch Bund, 
Länder und Kommunen sowie öffentliche Unternehmen ausgerichtet. Bei einem Verga-
beverfahren sollen danach bestimmte Anforderungen an den Kraftstoffverbrauch sowie 
an CO2- und andere Schadstoffemissionen erfüllt sein, sonst ist der Anbieter im ungüns-
tigsten Fall sogar vom Verfahren auszuschließen.161 Das Problem in diesem Fall be-
stand darin, dass die Richtlinie in der deutschen Fassung diese öffentlichen Auftragge-
ber im Geltungsbereich in Art. 3 lit. a) RL 2009/33/EG gar nicht explizit nennt. Zwar 
wird in Art. 4 dieser Richtlinie der Begriff „öffentlicher Auftraggeber“ erläutert, der 
wird aber zu Beginn nur allgemein „Auftraggeber“ genannt, so dass sich private, aber 
kaum öffentliche Auftraggeber einbezogen fühlen. Ob es sich hierbei schlicht und ein-
fach um ein Versehen handelt oder aber um einen Übersetzungsfehler, ist nicht erkenn-
bar. Jedenfalls führen auch derart kleine Begriffsunterschiede zu Problemen in der 
Handhabung, zumal die englische und französische Sprachfassung eindeutig die öffent-
lichen Auftraggeber nennt. Die Richtlinie wurde vor der Begriffsanpassung noch nicht 
in deutsches Recht umgesetzt, so dass eine irrtümliche Anwendung ausgeschlossen ist. 
Sonst hätten Bund, Länder und Kommunen diese Anforderungen bei der Fahrzeugbe-
schaffung ignorieren können, was durch die unbestimmte Formulierung eben nicht zum 
Verhalten im Sinne der Richtlinie geführt hätte. 
3.7.2 Teleologische Auslegung 
Die teleologische Auslegung geht über die Betrachtung des Wortlauts hinaus und be-
zieht vor allem den Sinn und Zweck der Vorschrift mit ein.162 Bei Richtlinien und ande-
rem Sekundärrecht zeigt sich dieser vor allem in den Erwägungsgründen. Da die Heran-
ziehung des Wortlauts bei der Auslegung auf europäischer Ebene nicht von großem 
                                                 
159 Braselmann, EuR 1992, 55 (70 f., 73). 
160 RL 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 über die Förderung 
sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge, ABl. L 120, S. 5. 
161 Hübner, EuZW 2011, 44. 
162 Ickler, Die Disziplinierung der Sprache, 1997, S. 58; auch Braselmann, EuR 1992, 55 (59). 
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Erfolg sein kann, muss zumindest aus rechtlicher Sicht teleologisch ausgelegt wer-
den.163 Aus sprachwissenschaftlicher Sicht ergeben sich weitere Unterscheidungsmög-
lichkeiten für diese Auslegungsprobleme. 
Loehr differenziert bei den Arten sprachlicher Auslegungsprobleme zwischen Diver-
genzen im Text und Divergenzen im Denken. Während bei Divergenzen im Text zwi-
schen Polysemien und anderen Mehrdeutigkeiten unterschieden wird, sind mit den Di-
vergenzen im Denken vor allem Rechtsbegriffe gemeint, die in gleicher Form unter-
schiedliche Inhalte oder aber bei unterschiedlicher Form unterschiedliche Inhalte haben 
können.164 Diese Kategorisierung lässt sich dann auf EuGH-Entscheidungen anwenden. 
Dabei soll vor allem deutlich werden, dass die nationalen Gerichte dazu neigen, „ihr 
nationales Verständnis auf den Umgang mit gemeinschaftsrechtlichem Vokabular zu 
übertragen“.165 So könnte in den Mitgliedstaaten ein uneinheitliches Unionsrecht zur 
Wirkung kommen, auch wenn sich das Unionsbewusstsein Schritt für Schritt ausweitet. 
Ein typischer Fall für eine Polysemie ist demnach das folgende Urteil, der sog. „Fisch-
fang“-Fall. Der EuGH166 hatte hier über eine gemeinsame Fangaktion von Briten und 
Polen zu entscheiden. Die Briten warfen 1980 in der Ostsee ihre Netze aus, die dann 
von den Polen übernommen, geschleppt und schließlich unter Wasser gefüllt wieder an 
die Briten übergeben wurden. Diese beförderten die Fische dann nach England, ohne 
Zoll zu zahlen.167 Die örtliche britische Zolldienststelle verlangte zunächst eine Sicher-
heit für die möglicherweise zu entrichtenden Einfuhrzölle, da sie die Ansicht vertraten, 
der Fisch sei polnischen Ursprungs.168 Das britische Amt für Zölle und Verbrauchssteu-
ern entschied nach Einspruch, dass der Fisch nach der VO (EWG) Nr. 802/68 seinen 
Ursprung in der Gemeinschaft habe und demnach kein Zoll zu zahlen sei. Nach uner-
giebigen Diskussionen zwischen dem Vereinigten Königreich und der Kommission lei-
tete die Kommission schließlich ein Vertragsverletzungsverfahren ein. In dem Verfah-
ren ging es zunächst vor allem um die Erörterung des Begriffs „fangen“. Die englische 
Version sprach von „taken out of the sea“, wonach tatsächlich angenommen werden 
könnte und vom Beklagten auch argumentiert wurde, dass das Ursprungsland dasjenige 
                                                 
163 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 365 a.E.: teleologische Auslegung setzt sich durch. 
164 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 57 f. 
165 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union,1998, S. 93. 
166 Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
167 EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (Rn. 2 f.) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
168 EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (Rn. 5) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
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sei, welches den Fisch aus dem Wasser zieht. Bei den anderen sprachlichen Versionen 
(„gefangen“, „extraits de la mer“, „estratti dal mare“) wurde argumentiert, dass diese 
synonym sind, auch mit dem deutschen Verb „einfangen“ und ein Verständnis von Fang 
nahe legen, nach dem der Gegenstand aus dem Zusammenhang, zu dem er gehört, ge-
löst und im Netz seiner Freiheit beraubt wird.169 Dann wäre das Ursprungsland eindeu-
tig Polen. Die Kommission bemerkte außerdem, dass die Wortdiskrepanz nur zwischen 
der englischen Version auf der einen und den weiteren Versionen auf der anderen Seite 
bestünde. Deshalb müsse die englische Fassung korrigiert werden. Der Beklagte hielt 
dagegen, dass auch die französische und die italienische Version auf das lateinische 
Wort „extrahere“ zurückgehen, was „herausziehen“ bedeutet170 und somit diese Argu-
mentation unterstützt. 
Aus sprachwissenschaftlicher Sicht können beide Positionen nicht unterstützt werden. 
Weder kann der Kommissionsargumentation zugestimmt werden, dass es sich bei den 
Verben „fangen“ und „einfangen“ um Synonymie handelt, noch kann der historische 
Rückgriff auf den Ursprung eines Wortes hilfreich sein. Ein Wort bedeutet nämlich 
nicht das, was es früher einmal bedeutet hat, sondern es wird vielmehr nach bestimmten 
Regeln verwendet und erbringt in der Kommunikation so eine bestimmte Leistung.171 
Im Deutschen sind demnach beide Interpretationen von „fangen“ möglich, nämlich das 
Trennen von den Artgenossen und damit das in die eigene Gewalt bringen, aber unter 
Umständen auch das Herausziehen aus dem Wasser bzw. Anlandbringen. Das Verb 
umfasst also mehrere Seme, die in unterschiedliche Richtungen führen können und eben 
in diesem Falle gerade bei der Auslegung den Unterschied ausmachen. Die englische 
und niederländische Fassung („uit de zee gewonnen“, „taken out of the sea“) sind durch 
den klaren begrifflichen Aspekt „herausziehen“ eindeutiger als die anderen Fassungen. 
Trotzdem entschied der EuGH, dass Zoll gezahlt werden muss, verwirft somit die präzi-
seren Fassungen (also die niederländische und die englische) und legt den Akzent somit 
auf den Aspekt des Trennens, der jedoch nur durch die französische, italienische und 
deutsche Fassung als Teilaspekt mit abgedeckt ist.172 
                                                 
169 Braselmann, EuR 1992, 55 (64); auch Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen 
Union,1998, S. 69 ff. 
170 GA Mancini, EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (1172) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
171 Braselmann, EuR 1992, 55 (65) unter Verweis auf Wittgenstein, Schriften I (Philosophische Un-
tersuchungen), 4. Aufl. 1980, § 43. 
172 Braselmann, EuR 1992, 55 (66). 
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Sprachliche Erwägungen werden hier zugunsten der teleologischen Auslegung, dass „es 
dem Gesetzgeber darum gehe, Zoll zu erheben für Produkte, die im wesentlichen in 
einem Drittland erzeugt sind“, beiseite geschoben.173 Aber das Ursprungsland ist eben 
aufgrund der sprachlichen Gegebenheiten nicht eindeutig bestimmbar. 
Diese Diskussion verweist auf ein typisches Problem von Übersetzungen: Sie sind oft 
nur teiläquivalent. Im dargelegten Fall waren die englische und die niederländische Fas-
sung viel spezifischer als die übrigen. Außerdem dürfen typisch verwendete Begriffe in 
einer Sprache nicht mit vermeintlich ähnlichen Begriffen gleichgesetzt werden, nur um 
einen inhaltlichen Zusammenhang mit anderen Sprachen herbeizuführen. Schließlich 
wird der Begriff „fangen“ in Verbindung mit Fischen nicht mit „trennen“ oder „heraus-
ziehen“ gleichgesetzt.174 
Letzten Endes brachte die vergleichende Betrachtung der verschiedenen Sprachfassun-
gen keinen Erkenntnisgewinn, so dass aus der verwendeten Terminologie nichts abge-
leitet werden konnte.175 So musste die fragliche Vorschrift anhand des allgemeinen 
Aufbaus und des Zwecks der Regelung ausgelegt werden,176 was letztlich darauf hinaus-
lief, dass das Ursprungsland der Fische das ist, welches den wesentlichen Fang durch-
führt, also die Fische aufspürt, sie in Netzen festhält und von ihrer Umgebung abson-
dert, so dass sie sich nicht mehr frei in dem sie umgebenden Meer bewegen können.177 
Insofern musste eine genauere Analyse des Falls und der verschiedenen Verordnungs-
fassungen erfolgen, bevor eine Entscheidung gefällt werden konnte. 
Ein vergleichbares Beispiel ist in der EuGH-Entscheidung Diageo178 zu finden, in der es 
um eine Richtlinie zur Angleichung von Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten über 
die Abfüllung bestimmter Flüssigkeiten nach Volumen in Fertigverpackungen179 
ging.180 Ein Wortlautvergleich war nötig, da sich die Frage stellte, ob die Mini-Baileys-
Flaschen mit einem Füllvolumen von einem ungewöhnlichen Maß, nämlich 0,071 l, nur 
                                                 
173 Braselmann, EuR 1992, 55 (66). 
174 Braselmann, EuR 1992, 55 (66). 
175 EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (Rn. 16) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
176 EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (Rn. 17) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
177 EuGH, Rs. 100/84, Slg. 1985, 1169 (Rn. 19 ff.) – Kommission/Vereinigtes Königreich. 
178 Rs. C-457/05, Slg. 2007, I-8075. 
179 RL 75/106/EWG des Rates vom 19.12.1974, ABl. L 42, S. 1, mittlerweile aufgehoben durch RL 
2007/45/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.9.2007 zur Festlegung von Nenn-
füllmengen für Erzeugnisse in Fertigpackungen, zur Aufhebung der RLn 75/106/EWG und 
80/232/EWG des Rates und zur Änderung der RL 76/211/EWG des Rates, ABl. L 247, S. 17. 
180 Explizit zu diesem Urteil Leible, EuZW 2007, 732 ff. 
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in Irland und Großbritannien in Verkehr gebracht werden durften, da nur für diese Län-
der explizit Ausnahmen im Richtlinientext gemacht wurden. Dieser Wortlautvergleich 
konnte aber alleine keine Lösung bringen, da die deutsche und englische Fassung gene-
rell gegen ein Inverkehrbringen in anderen Staaten sprachen, während die französische 
und spanische Fassung der Richtlinie vielmehr so gelesen werden mussten, dass die 
besagten Flaschen unionsweit vertrieben werden dürften, „sofern sie zuvor in Irland 
oder Großbritannien in den Verkehr gebracht wurden“.181 Der sprachliche Vergleich der 
Textfassungen brachte also für die konkrete weitere Verfahrensweise keine Lösung. 
Also musste auch hier auf andere Auslegungsmethoden, wie Systematik sowie Sinn und 
Zweck, zurückgegriffen werden. Die systematische Auslegung zeichnet sich durch die 
Erforschung des Bedeutungszusammenhangs aus, in den die Vorschrift eingebettet ist. 
Zu berücksichtigen sind dabei die anderen, auf der gleichen Hierarchieebene sowie in 
derselben Unionspolitik ergangenen Rechtsakte, die Ermächtigungsgrundlage und die 
allgemeinen Rechtsgrundsätze des Unionsrechts.182 Letztlich wurde im beschriebenen 
Fall entschieden, dass das beschränkte Inverkehrbringen lediglich in Irland und Groß-
britannien zu einer Beschränkung des freien Warenverkehrs führen würde, was insofern 
nicht mit dem Primärrecht zu vereinbaren wäre. Folglich wurde festgelegt, dass derarti-
ge Produkte in allen Mitgliedstaaten vertrieben werden können müssen und somit der 
fragliche Artikel der Richtlinie unwirksam ist.183 
Diese Beispiele veranschaulichen die Bedeutung von sprachlichen Problemen in 
Rechtstexten und die vielfachen Argumentationsmöglichkeiten.184 Es ist festzustellen, 
dass zwar sprachliche Argumente in EuGH-Entscheidungen aufgegriffen werden, diese 
aber oftmals so verwendet werden, dass sie zur Unterstützung einer ergebnisorientierten 
Argumentation dienen. Dass die Argumentationen dann unvollständig bzw. teilweise 
zumindest aus sprachlicher Sicht nicht haltbar sind, ändert wiederum nichts am Ergeb-
nis. Das entsteht nämlich meistens auf der Grundlage von praktischeren Kriterien, ohne 
auf wirklich fundierte, sprachwissenschaftliche Argumente zurückzugreifen. Interes-
                                                 
181 Leible, EuZW 2007, 732 (732 f.). 
182 Auch zum Vorherigen Leible, EuZW 2007, 732 (733). 
183 EuGH, Rs. C-457/05, Slg. 2007, I-8075 (Rn. 31 ff.) – Diageo. 
184 EuGH, Rs. 80/76, Slg. 1977, 425 – North Kerry Milk; Rs. 816/79, Slg. 1980, 3029 – Mecke; Rs. 
226/85, Slg. 1987, 1621 – Dillinger Hüttenwerke; aktueller EuGH, Rs. C-187/07, Slg. 2008, 
I-2115 – Endendijk, in der es spezifisch um die Auslegung des Begriffs „anbinden“ ging, auch un-
ter Bezug auf EuGH, Rs. 349/85, Slg. 1988, 169 – EAGFL und Rs. C-164/98 P, Slg. 2000, I-447 – 
MEDIA-Programm. 
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santerweise gelingt es trotzdem, die Unschärfe durch oftmals geringfügige Anpassun-
gen zu beseitigen und so eine eindeutigere Handhabung zu ermöglichen. 
3.8 Exkurs: Demokratiebildung auf der Grundlage 
heterogener Sprachsysteme? 
3.8.1 Sprache und Öffentlichkeit 
Die sprachlichen Probleme der Union werden auf unterschiedlichen Ebenen sichtbar. 
Zum einen schon bei mündlichen Verhandlungen oder Debatten, bei denen übersetzt 
werden muss, zum anderen bei der Ausgestaltung von konkreten Rechtstexten und den 
jeweiligen Übersetzungen. Dabei kommt auch die Frage auf, ob das Fehlen eines ho-
mogenen Sprachsystems ein Hindernis bei der Verwirklichung einer europäischen De-
mokratie bildet. Zahlreiche Stimmen befürworten die These, dass eine einheitliche Öf-
fentlichkeit ein Grundbaustein für die Entwicklung einer Demokratie ist. 
Nach Grimm ist das Fehlen einer einheitlichen Sprache das größte Hemmnis für eine 
Entwicklung bzw. Europäisierung der politischen Substruktur, von der auch das Funk-
tionieren eines demokratischen Systems abhängt.185 Wichtig ist in diesem Zusammen-
hang die Legitimität, womit die Anerkennung von politischen Handlungen und Institu-
tionen gemeint ist. Diese kann jedoch nur aufgrund eines Basiskonsenses gebildet wer-
den.186 Der ist schwerlich erreichbar, wenn das Mindestmaß an Homogenität, nämlich 
eine einheitliche Sprache, nicht gegeben ist. Der Sprache wird sozusagen eine einigende 
Kraft zugemessen.187 Im Recht der Mitgliedstaaten gibt es wohl mehr Gemeinsamkeiten 
als in den verschiedenen Sprachen. Das begründet sich damit, dass das Recht oft mit 
binären Strukturen (beispielsweise „im Recht – im Unrecht“ oder „schuldig – unschul-
dig“) arbeiten kann, während die Sprache mit einer großen Anzahl von Variablen ope-
rieren muss.188 „Die Mittel des Rechts sind zur Lösung von Problemen eben viel weni-
ger zahlreich als die Mittel der Sprache zur Ideenbildung und Verständigung.“189 
                                                 
185 Grimm, JZ 1995, 581 (588). 
186 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 4. 
187 Nur im nationalen Kontext Siebert-Ott, in: Liedtke/Wengeler/Böke (Hrsg.), Begriffe besetzen, 
1991, S. 355 (355). 
188 Weir, ZEuP 1995, 368 (372). 
189 Weir, ZEuP 1995, 368 (372). 
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Zur Herausbildung einer demokratischen Substanz fehlen in großem Maße Grundlagen 
wie europäische Verbände und Bürgerbewegungen, vor allem aber europäische Medien, 
deren Voraussetzung aber wiederum eine homogene Sprachbasis ist. Diese Medien 
müssen auf ein Publikum zurückgreifen können, das zumindest über Sprachkompeten-
zen verfügt, die es ihm erlauben, diese europäischen Medien zu nutzen.190 Eine neue 
„europäische lingua franca“, die mit dem Lateinischen vergleichbar wäre, könnte zu 
einer solchen sprachlichen Europäisierung beitragen. Bisher hat diese Idealvorstellung 
allerdings keinerlei Ansatz in der Wirklichkeit. Für die Bürger der EU bedeutet dies 
nach Grimm aber, dass sie, sofern sie nur ihrer Landessprache mächtig sind, im europäi-
schen Meinungsbildungs- und Interessenvermittlungsprozess benachteiligt sind bzw. 
dass es keine wirkliche europäische Öffentlichkeit oder einen politischen Diskurs 
gibt.191 Das schränkt das demokratische Potential stark ein. Dennoch kann eine fehlende 
homogene europäische Öffentlichkeit kein Ansatz sein, Europa wenigstens eine Form 
von Demokratie völlig abzusprechen. Gerade erst wurde durch den Vertrag von Lissa-
bon das einzige direkt demokratisch gewählte Organ, das Europäische Parlament, in 
seinen Rechten gestärkt.192 
Zwar führt eine gemeinsame Sprache zu einer Öffentlichkeit, die politische Strukturen 
hinterfragen und aktuelle Themen über die Medien diskutieren kann, allerdings zeigt der 
Vergleich mit den Nationalstaaten, dass die Öffentlichkeit nicht als eine einzige holisti-
sche Öffentlichkeit gesehen werden kann, sondern diese vielmehr in mehrere Teilöffent-
lichkeiten, also einzelne Segmente, zerfällt.193 Das entspricht der fortbestehenden Do-
minanz der Mitgliedstaaten. Es handelt sich, wie das Beispiel Deutschland zeigt, um 
eine pluralistische Gesellschaft, die sich durch Interessenvielfalt auszeichnet, welche 
sich auch in den Medien widerspiegelt.194 So kann jeder Bürger auch indirekt seine 
Meinung kundtun. Die Diskursfähigkeit ist außerdem an die gesellschaftliche Wissens-
verteilung bzw. an Interesse und Desinteresse geknüpft.195 Wenn demnach kein Bedarf 
an Öffentlichkeitsbeteiligung im Sinne eines Einbringens oder des Nachverfolgens von 
                                                 
190 Grimm, JZ 1995, 581 (588). 
191 Grimm, JZ 1995, 581 (589); vgl. auch Verheugen, Europa in der Krise, 2005, S. 24. 
192 Als Folge der Einwände durch das BVerfG (Urt. vom 30.6.2009, BVerfGE 123, 267 – Lissabon); 
dazu auch Mayer, JuS 2010, 189 (195). 
193 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 14. 
194 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 18. 
195 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 18 f. 
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politischen Verhandlungen besteht, müssen die getroffenen Entscheidungen dennoch 
akzeptiert werden. Die Möglichkeit der Beteiligung hat ja bestanden. 
Das Referieren auf die eigene Herkunft, sozusagen auf das Ursprungssystem bei der 
Betrachtung der Union, muss als selbstverständlich gesehen werden. Schließlich bezieht 
sich jeder zum Vergleich auf das, was er am besten kennt. Die regionale Verbundenheit 
wurde von Böttcher als alternativer Ausgangspunkt für Demokratie in der EU gese-
hen.196 Durch den Rückhalt, den die Menschen in ihrer persönlichen räumlichen Umge-
bung erfahren, fällt in diesem Raum die „Identitätsvergewisserung“197 leichter und die 
individuelle Ohnmacht gegenüber dem politischen und sozialen System ist geringer. 
Daher ist eine regionale Verbindung von Staaten im Sinne eines Europa der (grenzüber-
schreitenden) Regionen in Verbindung mit einer größeren individuellen Betroffenheit 
sowie auch Gestaltungsbereitschaft verbunden, die nach Böttcher effektiver wäre als 
eine ausschließlich von „oben“ oktroyierte Politik. In Form der „Euregio Maas-Rhein“ 
sind derartige Ideen gewissermaßen umgesetzt worden. Im Dreiländereck Niederlande, 
Belgien und Deutschland wurde zwischen den Städten Maastricht (NL), Heerlen (NL), 
Lüttich (B), Hasselt (B) und Aachen ein großes wirtschaftliches und industrielles Zen-
trum etabliert, das sich vor allem durch seine gute verkehrstechnische Anbindung durch 
die günstige geographische Lage auszeichnet. Ein Teil dieses Gebiets ist eine kleinere 
Form des Zusammenschlusses namens „Eurode“, das aus den Grenzstädten Herzogen-
rath (StädteRegion Aachen) und Kerkrade (Südlimburg) besteht. Eurode ist die erste 
symbolische Europastadt und zeichnet sich durch viele gemeinsame Aktivitäten aus. 
Denn obwohl die Nationalitäten unterschiedlich sind, wurde über Jahrhunderte eine sehr 
enge Verbindung aufgebaut, die sich auch in Form von gleichem Dialekt, familiären 
Beziehungen etc. zeigt, die nun auch institutionalisiert fortgeführt und intensiviert wer-
den soll. 
Im öffentlichen, auf die Meinung der Bürger Einfluss nehmenden Bereich handeln un-
terschiedlichste Akteure, wie Parteien, Verbände, Nichtregierungsorganisationen, Bür-
gerinitiativen, Vereine etc., die auch auf europäischer Ebene zumindest in Teilen aus-
zumachen sind und weiter zunehmen.198 Für die Verwirklichung einer europäischen 
Öffentlichkeit ist die Heterogenität zunächst unproblematisch, solange zumindest ge-
                                                 
196 Z.B. Böttcher, in: ders. (Hrsg.), Europäische Perspektiven, 2002, S. 45 ff. 
197 Böttcher, in: ders. (Hrsg.), Europäische Perspektiven, 2002, S. 45 (46). 
198 Classen, AöR 119 (1994), 238 (257). 
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wisse andere Voraussetzungen geschaffen werden. Die Steigerung des europäischen 
Medieninteresses gehört ebenso dazu wie die Stärkung der Einflussmöglichkeiten für 
den Einzelnen, die Herausstellung von persönlicher Betroffenheit durch europäische 
Entscheidungen sowie die Verbindung von konkreten Personen mit Programmen und 
die Gewährung eines institutionellen Vorlaufs.199 
Bei Themen wie BSE, Währungsunion und Euro sowie den Korruptionsvorwürfen ge-
gen die Kommission200 hat sich in der Vergangenheit schon eine breitere Öffentlichkeit 
gefunden, die diese Themen verfolgt hat. Das ist vor allem auf die Betroffenheit der 
eigenen Lebensverhältnisse zurückzuführen. 
Unmittelbar im Zusammenhang mit dieser Betroffenheit steht auch das Transparenzge-
bot. Es soll den Bürgern einen Einblick in die entsprechenden Entscheidungsverfahren 
und die Struktur der EU gewähren. Nur auf dieser Grundlage können Willensbildungs-
prozesse stattfinden. Für die einzelnen Politikbereiche ist insoweit zu prüfen, inwiefern 
die Zuständigkeiten präzise und durchschaubar geregelt und somit auch für die Bürger 
der EU nachzuvollziehen sind. Das hat dann auf Unionsebene in 23 verschiedenen 
Sprachen zu erfolgen, was eine zusätzliche Herausforderung darstellt, aber unabdingbar 
im Hinblick auf die gleichberechtigte Teilhabe ist. 
Der nationale Zusammenhalt ist zwar aufgrund der gemeinsamen Geschichte und der 
gemeinsamen Traditionen enger im Sinne eines stärkeren Zusammengehörigkeitsge-
fühls, dennoch kann die EU insoweit nicht mit den Nationalstaaten verglichen wer-
den.201 Sie hat einen anderen Ursprung als die einzelnen Staaten und ist ein supranatio-
nales Gebilde, welches einzigartig ist. Es handelt sich um einen politischen Zusammen-
schluss völlig unterschiedlicher Staaten, deren Traditionen, Gewohnheiten und ge-
schichtlichen Entwicklungen noch neben der Sprache absolut unterschiedlich sind. 
 
 
 
 
                                                 
199 S. die Entstehungsbedingungen nach Hanschmann, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Euro-
pas, 2004, S. 63 (85 ff.). 
200 Themenbeispiele nach Hanschmann, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 63 
(87). 
201 Dazu auch Verheugen, Europa in der Krise, 2005, S. 35. 
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3.8.2 Position des BVerfG 
Auch das BVerfG sieht die Union nicht als Staat, sondern als supranationale Staaten-
gemeinschaft, die daher einer abgeleiteten demokratischen Legitimation bedarf. Diese 
begründe sich vor allem durch das nationale Zustimmungsgesetz zum Beitritt zur Staa-
tengemeinschaft.202 Schließlich werden supranationale Befugnisse zugebilligt, die kon-
krete Auswirkungen für die Bürger der einzelnen Mitgliedstaaten haben. Das Zustim-
mungsgesetz selbst kann sich auf die „normale“ Legitimation nationaler Gesetze stüt-
zen, was die Europäische Union formal als vom deutschen Volk gebilligt ausweist. 
Europa steht erst am Anfang des Demokratieprozesses,203 in den auch die zur Zeit dis-
kutierte europäische Verfassung hereinspielt. Am 1. Juli 2009 hat das BVerfG ein 
grundsätzliches Ja zum Vertrag von Lissabon gegeben. Allerdings stellt das Gericht in 
seinem Lissabon-Urteil auf EU-Ebene ein strukturelles, im Staatenverbund nicht auf-
lösbares Demokratiedefizit fest,204 woraus sich eine regelmäßige Überwachung durch 
das BVerfG ergeben müsse und bestimmte Aufgabenbereiche im Wesentlichen bei den 
Nationalstaaten verbleiben sollten.205 
Grundsätzlich werden durch das Urteil des BVerfG206 sowohl EU-Befürworter als auch 
Skeptiker auf den Plan gerufen.207 Durch die Ratifikation selbst wurde zunächst die 
„Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes“208 fortgeführt und somit die deutsche 
Beteiligung an den weiteren Entwicklungen der EU befürwortet. Mit der zusätzlich 
„stärkere[n] Einbindung der Gesetzgebungsorgane in die Europapolitik und den Prozess 
                                                 
202 Folz, Demokratie und Integration, 1999, S. 36; zur Legitimation auch Müller-Franken, AöR 134 
(2009), 542 (568); zu den Begriffen „europäischer Bundesstaat“, „supranationale Gemeinschaft“ 
oder „Vertragsunion souveräner Staaten“ in Bezug auf das Lissabon-Urteil Terhechte, EuR 2010, 
Beiheft 1, 135 ff. 
203 Zur Problematik damals schon Isensee, in: FS für Everling I, 1995, S. 567 ff.; Rodríguez Iglesias, 
EuGRZ 1996, 125 ff.; allgemein zu Demokratie und Legitimation in Europa bereits Kluth, Die 
demokratische Legitimation der Europäischen Union, 1995; Tiedtke, Demokratie in der Europäi-
schen Union, 2005; Bauer/Huber/Sommermann (Hrsg.), Demokratie in Europa, 2005; auch Frenz, 
Europarecht 6, 2011, Rn. 120 ff. 
204 BVerfGE 123, 267 (364, Rn. 264); s. auch Frenz, EWS 2009, 345 (345): „Grundlage der Konzep-
tion des BVerfG ist, dass letztlich nur die nationale Staatsgewalt voll demokratisch legitimiert ist“; 
ausführlich zum Lissabon-Urteil Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 193 ff.; speziell in Bezug auf 
Souveränität und Demokratie Mestmäcker, EuR 2010, Beiheft 1, 35 ff. 
205 Krit. etwa Frenz, EWS 2009, 345 (345). 
206 Vom 30.6.2009, BVerfGE 123, 267 – Lissabon. 
207 Terhechte, EuR 2010, Beiheft 1, 135 (147): „Das Lissabon-Urteil […] wird auch zukünftig die 
Geister scheiden“. 
208 Pache, EuGRZ 2009, 285 (295). 
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europäischer Rechtsetzung kann möglicherweise die demokratische Legitimation nicht 
nur des deutschen Abstimmungsverhaltens in den Organen der EU, sondern [können] 
auch die demokratischen Grundlagen der EU selbst durch Schaffung eines politischen 
Diskurses in den Mitgliedstaaten über europapolitische Feststellungen nachhaltig“209 
gestärkt werden. Der Vertrag von Lissabon ist schließlich das Ergebnis einer Vielzahl 
von Interessen, die durch die steigende Anzahl an Mitgliedstaaten weiter zunahmen, 
und Kompromissen, die in jahrelangen Diskussionen gefunden wurden.210 
Fakt ist aber, dass der Bedeutung und Macht, die der Europäischen Union im rechtli-
chen und politischen Bereich zukommt, die transnationale Öffentlichkeit um einiges 
hinterherhinkt.211 Das ist wiederum kein Grund, eine demokratische Legitimation völlig 
abzusprechen. Sie ist weiter entwickelbar und lässt sich im Übrigen mit der besonderen 
Struktur der Union erklären.212 Es sind „neue Konzepte ‚jenseits des Staates‘ zu entwik-
keln“, die „eigenständige Legitimationsstränge für die europäische Demokratie“ liefern 
können.213 Die sprachliche Barriere alleine kann insofern kein Ausschlusskriterium für 
eine Form von europäischer Demokratie darstellen. 
Eine Steigerung der Sprachkompetenz würde insofern sicherlich eine positive Wirkung 
auf die europäische Kommunikationsfähigkeit haben und die kommunikative Integrati-
on der Europäischen Union stärken.214 Am Beispiel von Ländern mit einer multilingua-
len Sprachstruktur lässt sich dennoch erkennen, dass die sprachliche Homogenität zur 
Verwirklichung eines demokratischen Staates nicht zwingend nötig ist. In Belgien oder 
der Schweiz funktioniert die nationalstaatliche Einheit auch ohne ein homogenes 
Sprachsystem, wenngleich die Staatsbürger vermutlich alle Nationalsprachen sprechen 
oder zumindest verstehen und als Grundlage ein einziges nationales Rechtsordnungs-
verständnis dient. Allerdings ist das Vorhandensein von im Durchschnitt drei verschie-
denen Sprachen in manchen Ländern auch nicht mit der mittlerweile sehr großen Spra-
chenvielfalt der Europäischen Union vergleichbar. 
                                                 
209 Pache, EuGRZ 2009, 285 (298). 
210 Mayer, JuS 2010, 189 (195). 
211 Hanschmann, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 63 (78). 
212 Näher Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 331 ff. 
213 Terhechte, EuR 2010, Beiheft 1, 135 (147 f.). 
214 Beierwaltes, Sprachenvielfalt in der EU, 1998, S. 11; Martiny, ZEuP 1998, 227 (236). 
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Im Falle der Union ist die Sprachenvielfalt dennoch nicht als Kriterium gegen die He-
rausbildung einer europäischen Öffentlichkeit oder Demokratie zu sehen.215 Zwar mag 
die Homogenität der Sprache bei einer nationalstaatlichen Betrachtung als wichtiges 
Element für die Herausbildung einer nationalen Identität anzusehen sein. Dennoch ist 
der europäische Zusammenschluss mit den in ihren Ursprüngen anders gewachsenen 
Nationalstaaten nicht zu vergleichen. Die Europäische Union hat (noch) keine nen-
nenswerte gemeinsame Geschichte (bis auf die einzelnen Stationen der Einigung) und 
kann somit nicht auf verbindende Erfahrungen zurückblicken, wie dies in den Mitglied-
staaten selbst der Fall ist. Typische prägende Ereignisse, wie in Deutschland beispiels-
weise der Mauerfall, haben auf EU-Ebene nicht stattgefunden. Mit einer solchen 
„Schicksalsgemeinschaft“ steht auch eher ein „Wir-Gefühl“ in Verbindung216 als mit 
einer Union, deren Verbindungen zu den eigenen Lebensverhältnissen nicht immer klar 
zutage treten. 
Gem. Art. 22 der EGRC217 heißt es: „Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Reli-
gionen und Sprachen“, denn diese Vielfältigkeit ist ein grundlegendes Kriterium und 
Merkmal der EU. Insofern muss in diesem speziellen Fall ein abgewandeltes Demokra-
tiebild entwickelt werden, das die neue transnationale Ordnung, die bisher nicht ver-
gleichbar ist,218 einbezieht und insofern auch Formen einer anderen Öffentlichkeitsbe-
teiligung akzeptiert.219 
Es hapert folglich nicht nur an sprachlichen Voraussetzungen, die eher in den Hinter-
grund zu rücken wären, sondern auch an strukturellen. Die Diskussionen über den ei-
gentlichen Ursprung und Ansatzpunkt der Legitimation, sozusagen der Kampf zwischen 
den Nationalstaaten und der Union mit eigener Rechtsordnung als ursprünglicher Quel-
le, halten zwischenzeitlich an. Die Problematik umfasst noch weitere Ebenen und ist 
außerdem so weitreichend, dass sie in einer eigenen Abhandlung diskutiert werden 
könnte. Die Frage, ob eine einheitliche sprachliche Basis für eine weitere Integration 
eine wichtige Rolle spielt, ist in Anbetracht der sonstigen Probleme in Bezug auf De-
                                                 
215 Classen, AöR 119 (1994), 238 (256). 
216 Classen, AöR 119 (1994), 238 (255 f.). 
217 Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 18.12.2000, ABl. C 364, S. 1. 
218 Diese Ordnung bedarf außerdem einer fließenden, ständigen Weiterentwicklung des Systems: 
„institutionalisierte Evolution“, s. Isensee, in: FS für Everling I, 1995, S. 567 (567). 
219 Gegen ein Verharren in nationalstaatlichen Denkstrukturen auch Classen, AöR 119 (1994), 238 
(259); Tomuschat, EuGRZ 1993, 489 (496). 
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mokratie und Legitimation und die Konkurrenz der nebeneinander stehenden Rechtssys-
teme eher nebensächlich. 
3.9 Zwischenergebnis 
Das Hauptaugenmerk des ersten Teils lag auf der Herausstellung der besonderen Bezie-
hung von Recht und Sprache im Hinblick auf Unschärfen, in diesem zweiten Teil stand 
die Beziehung von Mehrsprachigkeit und Unionsrecht im Vordergrund. Insgesamt wur-
de deutlich, dass Unschärfen keine Seltenheit sind, sondern relativ oft in Kommunikati-
onsprozessen vorkommen. Sie haben unterschiedliche Ursprünge und sind auch hin-
sichtlich ihrer Bedeutung unterschiedlich einzustufen. 
Die bereits im ersten Teil angesprochenen sprachlichen Probleme potenzieren sich, 
wenn Übersetzungen ins Spiel kommen, noch dazu auf europäischer Ebene, wo sprach-
vergleichende Analysen zwingend nötig werden.220 Sprachlich begründete Rechtsstrei-
tigkeiten treten demnach relativ oft auf, wie auch die Beispiele in 3.7 gezeigt haben. 
Auf europäischer Ebene besteht ein großes Bedürfnis zur Kontrolle der Gesetzesentwür-
fe und der dazugehörigen Verfahren der Textproduktion und Übersetzung zur Vermei-
dung von Unschärfen, die durch das Phänomen der Mehrsprachigkeit entstehen. Durch 
das komplizierte System und die mehrsprachige Redaktion findet eine mehrmalige 
Überprüfung des Ausgangstextes statt, die auf der Grundlage von Leitlinien zur Text-
produktion stattfindet. Das garantiert zumindest in den meisten Fällen, dass die grobe 
Form gewahrt bleibt. 
Die Schwierigkeiten treten vor allem aufgrund der Unterschiedlichkeit der Sprachsys-
teme als auch der damit zusammenhängenden Rechtsordnungen auf und können in-
sofern nicht durch diese Leitlinien allein eliminiert werden. Eine Union, die sich oft und 
gerne auf ihre kulturelle Vielfalt beruft, muss auch die damit einhergehenden Komplika-
tionen akzeptieren, abgesehen vom enormen Kostenaufwand. Gerade aus pragmatischer 
Sicht ist eine sprachliche Beschränkung auf eine Ursprungsfassung sinnvoll, wie auch 
an der Sprachbeschränkung bei der internen Arbeitsweise des EuGH zu erkennen ist. 
Vor allem könnte dann bei der Wortlautauslegung im Zweifelsfall auf eine einzige Aus-
                                                 
220 Braselmann, EuR 1992, 55 (57). 
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gangsfassung referiert werden, was viele Vorlagen zur Entscheidung durch den EuGH 
erübrigen würde. Das würde wiederum Zeit und Kosten sparen. 
Lässt sich nämlich aus der vergleichenden Analyse aller Textfassungen keine konkrete 
Verfahrensanweisung schließen, weil grundsätzlich alle Fassungen gleichberechtigt 
sind, muss auf andere Auslegungsmethoden, wie die teleologische oder die systemati-
sche, zurückgegriffen werden. Bei der teleologischen Auslegung werden vor allem Sinn 
und Zweck der Vorschrift mit einbezogen, bei der systematischen Auslegung der Be-
deutungszusammenhang. Zu berücksichtigen ist dabei vor allem das Primärrecht der 
Union, die Ermächtigungsgrundlagen sowie die in derselben Unionspolitik ergangenen 
Rechtsakte, gleich auf welcher Hierarchieebene. Diese Auslegung muss aber durch ein 
Gericht erfolgen. 
Der Vermeidung von unscharfen Grenzen und vagen Begriffen steht die Vorstellung 
entgegen, dass es durchaus gewollte Verschleierungen gerade im juristischen Bereich 
geben kann. Als politisches Motiv kann die Möglichkeit gesehen werden, Informationen 
zurückzuhalten oder auch nur so viel preiszugeben, dass man sich nicht auf eine be-
stimmte Verfahrensweise festlegen muss. Das eröffnet Handlungsspielräume. Auch im 
Bereich der EU wären derartige Vorgehen denkbar. Verhandlungen sind bei einer so 
großen Anzahl an Mitgliedstaaten teilweise zäh und wenig produktiv. Sich nur auf ein 
Ziel, aber nicht auf den komplizierteren Weg der Umsetzung einigen zu müssen, könnte 
somit als adäquates System bei der Erstellung von Richtlinienentwürfen angewandt 
werden. Gerade am Beispiel der europäischen Richtlinien ist diese Tendenz zu beobach-
ten. Dann werden nur grobe Vorgaben gemacht und die nähere Ausgestaltung muss in 
den Mitgliedstaaten erfolgen. Dies kann jedoch zu gravierenden Unterschieden bei den 
sich daraus ergebenden nationalen Anforderungen führen. 
In Bezug auf die sprachlichen Bedingungen auf Unionsebene ergeben sich daher mehre-
re interessante Ansätze. Die Analyse der Mehrsprachigkeit ist von großer Bedeutung im 
Hinblick auf die Europäische Union. Sie ist typisches Merkmal und als problematischer 
Faktor nicht zu vernachlässigen. Die Mehrsprachigkeit bedingt außerdem einen höheren 
Aufwand bei der Zusammenarbeit und somit entsprechend hohe Verwaltungskosten, die 
mit jedem zusätzlichen Mitgliedstaat steigen. Außerdem verursacht sie Unschärfen bei 
Verhandlungen und auch bei der Gesetzgebung. Die Leitlinien, die speziell für diese 
Probleme auf EU-Ebene herausgegeben wurden, können gerade in Bezug auf die Über-
setzungen der Begriffe aus unterschiedlichen Rechtsordnungen nicht weiterhelfen. In-
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sofern ist es unabdingbar, dass der jeweilige Translator bei performativen Übersetzun-
gen auf ein Grundwissen in Bezug auf die Unterschiede der Rechtsordnungen, typische 
rechtliche Begriffe und Legaldefinitionen zurückgreifen kann. Das grundsätzliche Prob-
lem des einheitlichen Sinns von Festlegungen kann dadurch natürlich nicht gelöst wer-
den. 
Die Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen lässt sich einmal aus Sicht der einzelnen 
Mitgliedstaaten (und ihrer jeweiligen Zugehörigkeit zum Civil oder Common Law) oder 
aber aus Sicht der Union beleuchten. Auf Bundesebene und EU-Ebene herrschen wei-
terhin rege Diskussionen vor, woraus nun die demokratische Legitimität der Union her-
vorgeht, aus dem nationalen Zustimmungsgesetz oder vielmehr aus den europäischen 
Verträgen selbst. Da die Europäische Union aus den Zustimmungen und eingegangenen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten die Möglichkeit der eigenen Rechtsetzung, allein 
im Sinne der Union, herausgearbeitet hat, ist ihr die Sonderrolle als supranationales Ge-
bilde gewiss. Dass das BVerfG auf der anderen Seite die Souveränität in möglichst vie-
len Teilen wahren möchte, ist im Vergleich mit den anderen Mitgliedstaaten nachzu-
vollziehen. Schließlich wollen sie ihre Autonomie nicht verlieren, zumindest nicht mehr 
davon abgeben als die anderen Mitgliedstaaten. Dennoch kann die Union nicht wach-
sen, wenn keine Aufgabenbereiche abgegeben und zusammengelegt werden und die 
europäische Integration vorangetrieben wird. Das Problem der unterschiedlichen 
Rechtsordnungen mit den damit einhergehenden unterschiedlichen Begriffsverständnis-
sen spielt weiterhin eine große Rolle bei der zukünftigen Entwicklung der EU. Allein 
eine von den nationalen Rechtsordnungen abgekoppelte, eigens europäische Rechtsord-
nung könnte die Translationsprobleme lösen. Diese ist bereits in Teilen entstanden. Lei-
der scheint es keine Basis für die Bindung an eine einzige Sprache, zumindest als zu 
vergleichende Ursprungsfassung, geben zu können, was eine wesentlich präzisere 
Handhabung versprechen würde. 
Der Überblick zeigt aber auch, dass einige Unschärfekonstellationen nicht zwingend 
problematisch sein müssen, sondern unter gewissen Bedingungen eine untergeordnete 
Rolle spielen. Denn auch, wenn die damit einhergehenden Probleme Kosten verursa-
chen, so sind doch speziell begriffliche Probleme durch Vorlage beim EuGH zu klären. 
Bei der weiteren Ausgestaltung der europäischen Rechtsordnung mit zugehörigen spezi-
fischen Begrifflichkeiten könnten diese Probleme auch zahlenmäßig abnehmen. Un-
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schärfen allein im Wortlaut sind eher zu vernachlässigen, während sprachsystematische 
Unschärfen problematischer einzuschätzen sind. 
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4 Europäische Richtlinien (strukturelle Unschärfe) 
Die Europäische Union ist eine Rechtsgemeinschaft, die durch gemeinsame Verträge 
gegründet und ausgebaut wurde sowie in der Fortführung Recht erzeugt und durch 
Recht handelt.1 Europäische Richtlinien sind neben Verordnungen, Beschlüssen, Emp-
fehlungen und Stellungnahmen ein wichtiger Bestandteil der europäischen Rechtset-
zung. Sie gehören zum sekundären Unionsrecht. 
Bei der Europäischen Union handelt es sich um eine besondere Form des Zusammen-
schlusses. Sie ist weder ein typisch föderaler Staat noch eine besonders intensive Ko-
operation, wie es bei völkerrechtlichen Abkommen der Fall ist.2 Es handelt sich viel-
mehr um ein Gebilde sui generis.3 Dabei ist es geprägt von speziellen Strukturen, die 
eine Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in dieser Form erst möglich machen. 
So ist in diesem Gebilde nach verschiedenen Systemebenen  zu unterscheiden, nämlich 
einer intergouvernementalen, einer supranationalen und einer nationalen, auf der die 
Akteure tätig werden können.4 Das europäische System wird insofern auch als 
Mehrebenensystem bezeichnet.5 Bei der ersten handelt es sich um eine Ebene, auf der 
die beteiligten Regierungen miteinander kommunizieren, beispielsweise auf Regie-
rungskonferenzen, wo über die primärrechtlichen Verträge verhandelt wird, in denen 
dann die Ziele des Handelns der Union und die Kompetenzen der insoweit auch einge-
setzten supranationalen Akteure sowie ihrer Rechte innerhalb der Entscheidungsverfah-
                                                 
1 Vgl. Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, Art. 249 EGV Rn. 1. 
2 Zur Uneinigkeit über die Bezeichnungen der EU Kristoferitsch, Vom Staatenbund zum Bundes-
staat?, 2007, S. 323 f.; das BVerfG spricht vom „Staatenverbund“ BVerfGE 123, 267 (323, 
Rn. 148; 348, Rn. 229). 
3 Schwarze, EuR 2010, 108 (109): „nach wie vor“; zur vielfältigen Diskussion über die Begrifflich-
keit Kristoferitsch, Vom Staatenbund zum Bundesstaat?, 2007, S. 323 ff.; Schwarz, Die Europäi-
sierung der Umweltpolitik, 2002, S. 9 unter Verweis auf Jachtenfuchs, in: Wolf (Hrsg.), Projekt 
Europa im Übergang?, 1997, S. 15 ff. 
4 Schwarz, Die Europäisierung der Umweltpolitik, 2002, S. 10 m.w.N.; dazu auch Schramek, in: 
Sebaldt/Gast (Hrsg.), Politische Führung in westlichen Regierungssystemen, 2010, S. 307 (312 mit 
Abbildung zum allgemeinen System; 319 speziell zu den Systemebenen, zu denen die Akteure 
meist nicht eindeutig zugeordnet werden können). 
5 Scharpf, Leviathan 2009, 244 ff.: „Legitimität im europäischen Mehrebenensystem“; auch 
Schwarz, Die Europäisierung der Umweltpolitik, 2002: „Politisches Handeln im Mehrebenensys-
tem“. 
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ren festgelegt werden.6 Auf der zweiten, der supranationalen Ebene, handeln diese 
durch die Verträge eingesetzten Akteure (wie Kommission, Parlament, Rat, Europäi-
scher Gerichtshof etc.) und formen einen legislativen Output. Hier ist auch die Richtli-
nie als Rechtsakt zu verorten. Auf der dritten, der nationalen Ebene, werden ebenso die 
Präferenzen von Interessensgruppen und Wählern einbezogen, die das Handeln der in 
bzw. in Verbindung mit der Union Agierenden beeinflussen und formen,7 so eben bei 
der nationalen Umsetzung von Richtlinien. Denn Richtlinien entfalten für den Einzelnen 
nicht grundsätzlich aus sich heraus Rechtswirkungen,8 sondern müssen zunächst von 
den Mitgliedstaaten in nationales Recht transferiert werden. Erst dann werden die Inhal-
te auch für die Bürger in den einzelnen Mitgliedstaaten zwingend. 
Das Primärrecht, also das Verfassungsrecht der EU, setzt sich aus mehreren 
(Haupt-)Verträgen, Ergänzungen und Änderungen zusammen, während das Sekundär-
recht das durch die Zusammenarbeit der Organe und Institutionen entstehende Recht 
bezeichnet. Durch den Vertrag von Lissabon ergeben sich Änderungen in verschiedenen 
Bereichen, die im Rahmen dieser Arbeit aber nicht speziell thematisiert werden sollen. 
Der Wortlaut des neuen Art. 288 Abs. 3 AEUV ist außerdem mit dem alten Wortlaut 
des Art. 249 Abs. 3 EG speziell zu den Richtlinien gleich geblieben. Mit der Ratifikati-
on durch den letzten Mitgliedstaat am 3. November 2009 trat der Vertrag von Lissabon 
am 1. Dezember 2009 in Kraft. 
In Art. 288 AEUV werden die verschiedenen Rechtsakte beschrieben, die mit einer 
eventuell verbundenden rechtsvereinheitlichenden bzw. rechtsangleichenden Absicht 
erlassen werden können. Art. 288 AEUV bringt so zum Ausdruck, dass die EU auf der 
Grundlage des Vertrages mithin bei expliziter Ermächtigung (s. Art. 5 Abs. 2 EUV) 
unmittelbar wirksames Recht setzen darf. Diese Rechtsetzungsgewalt auf supranationa-
ler Ebene ist ein besonderes Privileg, welches völkerrechtlichen Abkommen, wie bei-
spielsweise den Vereinten Nationen, nicht zuteil wird. Sie setzen lediglich grobe Rah-
menstrukturen, denen allgemein zugestimmt werden muss, um Mitglied zu werden. 
Völkerrechtliche Abkommen können aber generell kein vorrangig geltendes Recht set-
zen. Insofern verfügt die EU derzeit über einzigartige Kompetenzen. 
                                                 
6 Schramek, in: Sebaldt/Gast (Hrsg.), Politische Führung in westlichen Regierungssystemen, 2010, 
S. 307 (326); Schwarz, Die Europäisierung der Umweltpolitik, 2002, S. 10. 
7 Schwarz, Die Europäisierung der Umweltpolitik, 2002, S. 10. 
8 Es sei denn, es handelt sich um den besonderen Fall der unmittelbaren Wirkung, die aber nur bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eintritt, s. näher u. 4.5. 
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In Art. 288 AEUV werden verschiedene Rechtsakte aufgezählt, die durch die Unionsor-
gane Parlament, Kommission und Rat erlassen werden. Es handelt sich dabei neben den 
Richtlinien um Verordnungen und Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen. 
Durch den Adressatenkreis bzw. die Verbindlichkeit werden sie voneinander abge-
grenzt.9 Die spezifischen Merkmale der europäischen Richtlinien sollen hier näher er-
läutert werden, um sie im folgenden Kapitel am konkreten Beispiel der Emissionshan-
delsrichtlinie zu prüfen und im Hinblick auf mögliche Unschärferelationen zu untersu-
chen. Besonders auf die Ursachen von Unschärfen und deren mögliche Folgen ist dabei 
abzustellen. 
4.1 Allgemeine Merkmale 
4.1.1 Verbindlichkeit 
Den Ausgangspunkt für EU-Richtlinien bildet Art. 288 Abs. 3 AEUV, der besagt: „Die 
Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei-
chenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der 
Form und der Mittel.“ Im Gegensatz zur Verordnung zeichnet sich die Richtlinie danach 
durch die Verbindlichkeit nur für das zu erreichende Ziel10 und die notwendige Adres-
sierung an die Mitgliedstaaten aus, wodurch die Verbindlichkeit jedenfalls im Ansatz-
punkt deutlich beschränkt wird und die Wirkung für den Einzelnen grundsätzlich zu-
nächst nur mittelbar ist.11 Für EU-Richtlinien gibt es keine Entsprechung im nationalen 
Recht.12 
Die Entscheidung speziell für eine Richtlinie als Rechtsakt hängt vom spezifischen Re-
gelungsgebiet ab. Entscheidend ist auch, ob die bereichsspezifischen Vorschriften Vor-
gaben enthalten, „ob also in den Ermächtigungsgrundlagen der Erlass von Verordnun-
gen oder von Richtlinien vorgesehen ist und im Übrigen, welche Handlungsform am 
ehesten zu einer Materie passt“13. Richtlinien haben den großen Vorteil, dass sie den 
                                                 
9 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 2. 
10 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 10; auch Frenz, Europarecht 5, 
Rn. 893; bereits Papier, DVBl. 1993, 809 (809). 
11 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 23; Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 893; Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV Rn. 68. 
12 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 10. 
13 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 896. 
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Mitgliedstaaten große Spielräume belassen können. Sie werden vor allem auch zur 
Rechtsangleichung eingesetzt,14 um sozusagen die Harmonisierung der Vorschriften 
und so auch der Rechtsordnungen in den Mitgliedstaaten anzustreben.15 
Die Wirkung einer Richtlinie ist im Normalfall gestuft: Sie gibt bestimmte Inhalte ver-
bindlich vor, die durch die Mitgliedstaaten aufgenommen werden müssen und stellt so 
ein zweistufiges, mittelbares Rechtsinstrument dar.16 Die Richtliniengehalte werden im 
konkreten Einzelfall erst durch die Umsetzung im Mitgliedstaat verpflichtend,17 so dass 
die nationale Umsetzungsgesetzgebung allein die Handlungsgrundlage für die Bürger 
bildet, sofern es sich nicht um den speziell geregelten Sonderfall der unmittelbaren 
Wirkung handelt, für den aber gewisse Voraussetzungen erfüllt sein müssen.18 Durch 
das Merkmal der gestuften Wirksamkeit der Richtlinie wird ein Kompromiss zwischen 
einheitlicher Rechtsetzung und Berücksichtigung nationaler Gegebenheiten ange-
strebt,19 so dass den Mitgliedstaaten die Möglichkeit bleibt, die Richtliniengehalte in 
ihre innerstaatlichen Regelungsstrukturen einzupassen.20 Zunächst verpflichten die 
Richtlinien also nur die Mitgliedstaaten und ihre Behörden21 sowie erst anschließend 
auch die Bürger.22 
Die Verpflichtung zur Umsetzung der vorgegebenen Inhalte ergibt sich aus Art. 4 
Abs. 3 EUV, der den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit festschreibt. Darunter fällt 
auch das Ergreifen aller geeigneter Maßnahmen, um eben diese Verpflichtungen aus 
den Verträgen zu erfüllen und so die Ziele der Union zu verwirklichen, aber umgekehrt 
auch Maßnahmen zu unterlassen, die diesen Zielen entgegenstehen könnten. Das bedeu-
                                                 
14 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 23: „Richtlinie bevorzugtes Mittel 
der Rechtsangleichung“. 
15 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 10; Frenz, Europarecht 5, 
2010, Rn. 896; Brechmann, Die richtlinienkonforme Auslegung, 1994, S. 10. 
16 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 10; Frenz, Europarecht 5, 
2010, Rn. 900; Biervert, in: Schwarze, EU, Art. 249 EGV Rn. 22; s. auch Brechmann, Die richtli-
nienkonforme Auslegung, 1994, S. 9; Sacksofsky, in: von Danwitz/Heintzen/Jestaedt/Korioth/ 
Reinhardt, Auf dem Wege zu einer europäischen Staatlichkeit, 1993, S. 91 (92); EuGH, Rs. C-
298/89, Slg. 1993, I-3605 (Rn. 16) – Gibraltar/Rat. 
17 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 23; Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 900; Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV Rn. 68; auch Pieper, DVBl. 1990, 684 
(685). 
18 S.u. 4.5. 
19 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 900; Biervert, in: Schwarze, EU, Art. 249 EGV Rn. 22. 
20 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 10 unter Verweis auf Skouris, 
ZEuS 2005, 463 (465). 
21 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 12. 
22 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 901; Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV Rn. 77 ff. 
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tet unter Umständen die Unanwendbarkeit innerstaatlicher Vorschriften, welche die 
Verwirklichung des EU-Rechts beeinträchtigen.23 
Die Umsetzungsverpflichtung geht im Übrigen so weit, dass in der nationalen Umset-
zung auch Inhalte aufgenommen werden müssen, die keinen konkreten Ansatzpunkt im 
Mitgliedstaat haben. Beispielsweise entschied der EuGH, dass Irland die damals aktuel-
le RL 96/48/EG24 vom 23. Juli 1996 über ein Hochgeschwindigkeitsbahnsystem ebenso 
wie alle anderen Mitgliedstaaten umsetzen musste, obwohl in Irland keine Hochge-
schwindigkeitszüge in Betrieb waren. „Denn dass eine bestimmte von einer Richtlinie 
betroffene Praxis in einem Mitgliedstaat nicht besteht, vermag diesen Staat nicht von 
seiner Verpflichtung zu entbinden, Rechts- oder Verwaltungsvorschriften zu erlassen, 
um eine ordnungsgemäße Umsetzung aller Bestimmungen dieser Richtlinie sicherzu-
stellen.“25 Denn im Falle einer Einführung eines Hochgeschwindigkeitsbahnsystems 
müssen alle betroffenen Stellen über ihre Rechte und Pflichten in diesem Zusammen-
hang unterrichtet sein, so wie „die übrigen Rechtssubjekte in der Gemeinschaft“26 auch. 
Insofern müssen Richtlinien immer an alle Mitgliedstaaten gerichtet sein. Die Emissi-
onshandelsrichtlinie würde also in Deutschland auch dann im Hinblick auf Energieanla-
gen umgesetzt werden müssen, wenn dank regenerativer Energien kein CO2 mehr emit-
tiert würde. 
Problematisch wäre außerdem die aufschiebende Wirkung von nicht fristgerecht umge-
setzten Richtlinien. Zwar drohen den Mitgliedstaaten Sanktionen, doch kann es inner-
staatliche, oft auch zeitliche Gründe, geben, weshalb eine Frist nicht einzuhalten ist. 
Diese gelten zwar keinesfalls als legitime Rechtfertigungsgründe, sind aber praktische 
Realität. Insofern schafft die unmittelbare Wirkung als ein Richtlinienmerkmal Abhilfe, 
deren Voraussetzungen später thematisiert werden.27 
 
 
                                                 
23 Lenz, in: ders./Borchardt, EU-Verträge, Art. 4 EUV Rn. 14. 
24 Des Rates über die Interoperabilität des transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahnsystems, 
ABl. L 235, S. 6, mittlerweile aufgehoben. 
25 EuGH, Rs. C-372/00, Slg. 2001, I-10303 (Rn. 11) – Kommission/Irland; auch Rs. C-441/00, Slg. 
2002, I-4699 (Rn. 15) – Kommission/Großbritannien und Irland; anders Kotzur, in: Geiger/Khan/ 
Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 11. 
26 EuGH, Rs. C-372/00, Slg. 2001, I-10303 (Rn. 12) – Kommission/Irland. 
27 S.u. 4.5. 
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4.1.2 Zu erreichendes Ziel bzw. Ergebnis 
Die Richtlinie steht im Ansatz für hinreichende Spielräume zugunsten der Mitgliedstaa-
ten, da sie gem. Art. 288 Abs. 3 AEUV für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet 
wird, nur hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich ist.28 Sie überlässt damit 
den mitgliedstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel.29 „Nach dem System 
des Art. 288 Abs. 3 AEUV ist also das ‚Ob’ einer Regulierung (unbedingt) vorgegeben, 
nicht aber das ‚Wie’.“30 Allerdings können Vorgaben innerhalb einer Richtlinie auch so 
konkret sein, dass der Spielraum eher beschränkt ist. Das ist gerade bei speziellen Be-
rechnungsverfahren oder spezifisch vorgegebenen (Grenz-)Werten der Fall. 
Eine förmliche und wörtliche Übernahme der Bestimmungen in eine Gesetzesvorschrift 
ist im Hinblick auf die Verbindlichkeit des Ziels nach Art. 288 Abs. 3 AEUV für die 
innerstaatliche Umsetzung nicht zwingend.31 Dennoch ist das Ziel bzw. Ergebnis eben 
von besonderer Bedeutung und unter Umständen kann es nötig sein, sehr detaillierte 
Vorschriften in die Richtlinie aufzunehmen bzw. nach den Vorgaben der Richtlinie auch 
aufnehmen zu müssen.32 Dann zeichnet sich der Rechtsakt durch eine erhebliche norma-
tive Dichte aus.33 Das kann wiederum zu einem kaum mehr vorhandenen Umsetzungs-
spielraum führen, so dass die Vorgaben der Richtlinie vielmehr einem Modellgesetz 
(„loi uniforme“) entsprechen, dem die Mitgliedstaaten nachkommen müssen.34 Gerade 
bei sehr komplizierten Regelungsgehalten können Richtlinien so detailliert sein, dass 
der Text unter Umständen im gleichen Wortlaut aus der Richtlinie für die Umsetzung 
übernommen wird. 
                                                 
28 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 899; Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV 
Rn. 23: bzw. hinsichtlich ihres Ergebnisses. 
29 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 26; Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, 
EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 10 sowie Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 
288 AEUV Rn. 12. 
30 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 903; auch schon Pieper, DVBl. 1990, 684 (685). 
31 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 912 unter Verweis auf EuGH, Rs. 231/87 u. 129/88, Slg. 1989, 
3233 (Rn. 23) – Ufficio distrettuale u.a.; Rs. C-446/98, Slg. 2000, I-11435 (Rn. 31) – Fazenda 
Pública; weiter gehend Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 27. 
32 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 912 und 903 ff.; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, 
Art. 288 AEUV Rn. 12: „zum Ausdruck kommende[r] Mangel an Beachtung mitgliedstaatlicher 
Eigenständigkeit“. 
33 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 25. 
34 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 32; Biervert, in: Schwarze, EU, 
Art. 249 EGV Rn. 25; Nicolaysen, Europarecht I, 2. Aufl. 2002, S. 162. 
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Abhängig vom Inhalt der Richtlinie kann aber auch ein allgemeiner rechtlicher Rahmen 
in Form bestehender verfassungs- und verwaltungsrechtlicher Grundsätze im nationalen 
Recht genügen, die die Anwendung der Richtlinie sicherstellen.35 Bei Rahmenrichtli-
nien werden grobe Regelungsstrukturen vorgegeben, um weitreichende Probleme zen-
tral anzugehen.36 Darüber kann eine Rechtsangleichung sukzessive erfolgen. Je allge-
meiner der Rahmen ist, desto klarer und bestimmter muss allerdings die Anwendung 
einer Richtlinie gewährleistet werden, so dass für die Mitgliedstaaten eine Umsetzung 
ermöglicht wird, die kaum Fragen aufwirft und – soweit die Richtlinie auch Ansprüche 
des Einzelnen bzw. einzelner Unternehmen begründen soll – diejenigen in der Lage 
sind, von allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese, wenn nötig, auch vor 
nationalen Gerichten geltend zu machen.37 
Die Einbindung der Unionsbürger wird so zur Effektivierung der Umsetzung genutzt. 
Um jedoch diese Rolle bei der Umsetzung der Richtliniengehalte einnehmen zu können, 
müssen sie die Möglichkeit haben, auch nach der Umsetzung ins nationale Recht die sie 
vielfach begünstigenden Regelungen zu erkennen. Dann können sie diese Gehalte auch 
gerichtlich einfordern38 und so die Effektivität von Richtlinien durch ihre Beeinflussung 
fördern. 
Im Rahmen der Emissionshandelsrichtlinie bestand das Ziel allerdings zunächst in der 
Etablierung des speziellen Systems zur Reduktion von Treibhausgasen39, in welches 
dann auch die betroffenen Unternehmen einbezogen werden sollten. Vorrangig baut die 
Richtlinie die dafür nötigen Strukturen und Institutionen auf, die letztlich die dazu nöti-
gen Aufgaben bewältigen sollen. 
Der Begriff des Ziels ist im Richtlinienzusammenhang von besonderer Bedeutung, 
wenn auch nicht im engen Sinne. „Er wird von dem jeweiligen Zuschnitt einer Richtli-
nie in einer bestimmten Materie geprägt und umschreibt das, was die Mitgliedstaaten 
                                                 
35 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 913. 
36 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 25: Rahmenrichtlinie nur eine poli-
tische Kategorie. 
37 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 11; Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 29; dazu bereits auch Pernice, EuR 1994, 325 (329 ff.); aus der 
Rspr. EuGH, Rs. 363/85, Slg. 1987, 1733 (Rn. 7) – Kommission/Italien; Rs. C-131/88, Slg. 1991, 
I-825 (Rn. 6) – Grundwasserschutzrichtlinie; Rs. C-361/88, Slg. 1991, I-2567 (Rn. 15) – Kommis-
sion/Deutschland; Rs. C-59/89, Slg. 1991, I-2607 (Rn. 18) – Kommission/Deutschland. 
38 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 922; Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV Rn. 96 f. 
39 Dazu allgemein beispielsweise Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006. 
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nach diesem Zuschnitt zu erreichen haben.“40 Insofern wäre deutlicher von einem zu 
erreichenden Ergebnis als von einem Ziel zu sprechen, was sich aber erst bei einem 
Vergleich der unterschiedlichen Sprachfassungen des Art. 288 Abs. 3 AEUV feststellen 
lässt.41 Die Mitgliedstaaten müssen mit den von ihnen frei gewählten Formen und Mit-
teln den Vorgaben innerstaatliche Wirksamkeit verschaffen.42 Insofern besteht eine „ob-
ligation de résultat“43, also eine Verpflichtung, das vertraglich festgelegte Ziel zu errei-
chen. Zielt die Richtlinie demnach auf einen bestimmten Zustand, der erreicht werden 
soll, so ist dieser auch bereits mit Ablauf der Frist herzustellen.44 
Im Falle der Emissionshandelsrichtlinie bedeutete das, dass das durch sie zu errichtende 
System für die erste Handelsperiode bereits zum 31. Dezember 2003 errichtet sein und 
dann auch bereits seine Arbeit aufnehmen können musste. Da die erste Emissionshan-
delsperiode als „Testlauf“45 verstanden wurde, konnten allerdings noch Modifikationen 
vorgenommen werden. 
Große Richtlinienspielräume lassen mehr Möglichkeiten zur Umsetzung durch die Wahl 
der Form und Mittel und sind so eher unschärfebehaftet. Denn lediglich grobe Vorgaben 
können zu sehr unterschiedlichen nationalen Ausgestaltungen führen. So ergeben sich 
Divergenzen in den Bedingungen für die durch die Richtlinie Betroffenen in den jewei-
ligen Mitgliedstaaten. Daraus können massive Wettbewerbsverzerrungen resultieren. 
Zur Vermeidung der resultierenden Unschärfen kann dann nur eine konkretere Vorgabe 
und somit ein eingeschränkter Umsetzungsspielraum dienen. 
4.1.3 Formen der Umsetzung 
Der EuGH fordert in Bezug auf die Umsetzungsgesetzgebung eine weitgehend auch 
strukturelle Deckungsgleichheit. Die Struktur muss parallel zu derjenigen der europäi-
schen Richtlinie liegen und auch die verwendeten Rechtsfiguren dürfen nicht abwei-
                                                 
40 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 907. 
41 Dazu Brechmann, Die richtlinienkonforme Auslegung, 1994, S. 8 unter Verweis auf Ipsen, Euro-
päisches Gemeinschaftsrecht, 1972, der die sprachliche Ungenauigkeit „entdeckte“. 
42 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 907; schon Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, § 21 
Rn. 28 a.E. 
43 Bereits Schmidt, in: von der Groeben/Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Art. 249 EG Rn. 38; Frenz, 
Europarecht 5, 2010, Rn. 907. 
44 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV Rn. 10; Kotzur, in: Geiger/Khan/ 
Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 11. 
45 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (22). 
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chend sein.46 Damit ist nicht nur das verwirklichte Schutzniveau von Bedeutung, son-
dern eben „auch die Konzeption der nationalen Regulierung und vielfach selbst die in-
strumentelle Ausgestaltung“.47 Diese strukturelle Deckungsgleichheit vereinfacht auch 
den Nachweis der Umsetzung und veranschaulicht die Entwicklung, dass Richtlinien 
zunehmend sehr detaillierte Regelungen enthalten, die auch entsprechend in der natio-
nalen Umsetzung aufgegriffen werden müssen. Dass nach Art. 288 Abs. 3 AEUV expli-
zit die Wahl der Form und der Mittel den nationalen Stellen überlassen bleibt, spricht 
indes dafür, „stärker auf die Effektivität statt auf die Struktur des nationalen Umset-
zungsrechts abzustellen“.48 Dennoch sind in den meisten Fällen Struktur und Effektivi-
tät eng miteinander verwoben, so dass eine EU-weit einheitliche Handhabung sich letzt-
lich am ehesten auszahlt. 
Gerade beim Emissionshandel trat zutage, dass sich mitgliedstaatliche Ausnahmerege-
lungen eher kontraproduktiv auswirkten. Beispielsweise fielen die nationalen Zutei-
lungspläne zum Teil sehr unterschiedlich aus, was vor allem zu Missmut bei den nega-
tiv betroffenen Anlagenbetreibern führte.49 So wurde auch für die dritte Handelsperiode 
eine neue Richtlinie50 erlassen, die vor allem die Harmonisierung und Vereinheitlichung 
in der Zuteilungsperiode 2013 bis 2020 fördern soll. Sie ist auch die Grundlage für die 
neue nationale Ausgestaltung in Form des TEHG vom 21. Juli 201151. 
Für die individuelle Einforderbarkeit von Richtliniengehalten ist grundlegende Bedin-
gung, dass die entsprechenden nationalen Vorschriften unzweifelhaft verbindlich sind.52 
Das gilt vor allem dann, wenn die Richtlinie subjektive Rechte eröffnet.53 Denn nur auf 
der Basis strikt verbindlichen Rechts ist der Einzelne in der Lage, die eben bereits ange-
sprochene, von der Rechtsprechung des EuGH zugewiesene Rolle als Transmissions-
riemen zur tatsächlichen Durchsetzung des Unionsrechts wahrzunehmen54 und derartige 
                                                 
46 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 923. 
47 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 923 unter Verweis auf EuGH, Rs. C-131/88, Slg. 1991, I-825 
(Rn. 8 ff.) – Grundwasserschutzrichtlinie. 
48 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 925. 
49 S. näher 5.6. 
50 2009/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 zur Änderung der RL 
2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten, ABl. L 140, S. 63. 
51 BGBl. I S. 1475. 
52 EuGH, Rs. C-178 u.a./94, Slg. 1996, I-4845 (Rn. 48) – Dillenkofer. 
53 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 29. 
54 Bereits EuGH, Rs. 26/62, Slg. 1963, 1 (26) – van Gend & Loos. 
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Rechte geltend zu machen.55 Zur Umsetzung sind alle Rechtssätze mit Außenwirkung 
geeignet.56 Durch die auf unterschiedliche Rechtskreise zurückgehenden Rechtsordnun-
gen sind aber auch die verbindlichen Rechtssätze unterschiedlich ausgeprägt. Die 
Rechtsprechung verlangt daher nicht notwendigerweise in jedem Mitgliedstaat ein Tä-
tigwerden des Gesetzgebers zur Umsetzung einer Richtlinie und damit ein formelles 
Gesetz. Es „können namentlich allgemeine verfassungs- oder verwaltungsrechtliche 
Grundsätze die Umsetzung durch besondere Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
überflüssig machen“.57 Im Rechtskreis des Common Law können solche Grundsätze 
beispielsweise auch richterlich entwickelte sein.58 Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass diese Grundsätze tatsächlich die vollständige Anwendung der Richtlinie durch die 
nationalen Behörden gewährleisten sowie „dass die sich aus diesen Grundsätzen erge-
bende Rechtslage, soweit die Richtlinie Ansprüche der Einzelnen begründen soll, hin-
reichend bestimmt und klar ist und die Begünstigten in die Lage versetzt werden, von 
allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese gegebenenfalls vor den nationalen 
Gerichten geltend zu machen“.59 Dies ist umso wichtiger, wenn die Richtlinie auch An-
gehörigen anderer Mitgliedstaaten Ansprüche verleihen will, die im Normalfall über 
diese nationalen Grundsätze nicht informiert sind. Die Unterschiedlichkeit der Rechts-
kreise und die Schwierigkeit, innerhalb dieser einen einheitlichen Sinn zu vermitteln, 
wurde bereits als Unschärfe auf europäischer Ebene problematisiert.60 
Ein Mitgliedstaat kann die Durchführung einer Norm durchaus auch der Verwaltung 
überlassen und ihr dabei ein Ermessen einräumen. „Entscheidend ist, dass der Mitglied-
staat dafür einen normativen Rahmen setzt, so dass die Verwaltung nicht im freien Er-
messen handelt, sondern ihr Ermessen rechtlich gebunden und damit gerichtlich über-
prüfbar ist.“61 Eine bloße übereinstimmende Verwaltungspraxis gewährleistet dabei das 
Erfordernis der individuellen Einforderbarkeit von Richtliniengehalten nicht, da sie sich 
                                                 
55 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 926. 
56 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 926; Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV 
Rn. 32: „außenverbindliche Rechtssätze“. 
57 EuGH, Rs. 29/84, Slg. 1985, 1661 (Rn. 23) – Kommission/Deutschland; Rs. 247/85, Slg. 1987, 
3029 (Rn. 9) – Kommission/Belgien; Rs. 363/85, Slg. 1987, 1733 (Rn. 7) – Kommission/Italien; 
vgl. auch Rs. 262/85, Slg. 1987, 3073 (Rn. 9) – Kommission/Italien; später z.B. Rs. C-365/93, Slg. 
1995, I-499 (Rn. 9) – Kommission/Griechenland. 
58 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 927. 
59 EuGH, Rs. 29/84, Slg. 1985, 1661 (Rn. 23) – Kommission/Deutschland. 
60 S.o. 3.5. 
61 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 928. 
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naturgemäß jederzeit ändern kann, unter Umständen nur unzureichend bekannt ist und 
daher keine hinreichende Verbindlichkeit begründet.62 Der Mitgliedstaat muss die Krite-
rien der Richtlinie also in eine zwingende Norm aufnehmen, deren Durchführung er 
dann der Verwaltung überlässt. Der nationalen Verwaltung eine Befugnis einzuräumen, 
die Bestimmungen der Richtlinie nach ihrem Ermessen anzuwenden, ohne dem Ermes-
sen einen Rahmen zu setzen, ist dagegen nicht legitim.63 
4.1.4 Anforderungen und Unschärfen 
In Bezug auf die europäischen Richtlinien betont der EuGH vor allem die Anforderun-
gen der „Publizität, der Klarheit und der Bestimmtheit“64. Diese Anforderungen lassen 
sich dadurch rechtfertigen, dass die nationalen Umsetzungsmaßnahmen auf den Vorga-
ben der Richtlinie gründen, somit auf einem eindeutigen Wortlaut aufbauen und so auch 
kontrollierbar sein müssen sowie neben der Notwendigkeit von Rechtssicherheit und 
richtliniengestützter Auslegung stehen.65 Denn eine einheitliche Anwendung der Richt-
linien muss auch im Hinblick auf die Rechtsangleichung, die durch diese Form des 
Rechtsaktes ebenso erreicht werden will, gewährleistet werden. Aus sprachlicher Sicht 
sind die Anforderungen der Klarheit und Bestimmtheit bereits eine hohe Hürde.66 In-
sofern stellt sich auch die Frage, wer denn schließlich entscheiden kann, ob eine be-
stimmte Formulierung oder die Richtlinie im Ganzen klar und bestimmt ist. Im Zwei-
felsfall ist sie es eben dann nicht, wenn es Vorlagen an die Gerichte zur Klärung be-
stimmter Punkte gibt. Die Publizität ist eine ebenso zwingende Vorgabe, damit alle Be-
teiligten Kenntnis von ihrer Betroffenheit erlangen können, wenn auch der bloße Um-
stand der Veröffentlichung alleine nicht einen hinreichenden Überblick über die aktuelle 
Rechtslage in Bezug auf die mit der jeweiligen Richtlinie in Verbindung stehenden 
Rechtsakte gewährt. 
                                                 
62 EuGH, Rs. C-446/98, Slg. 2000, I-11435 (Rn. 33) – Fazenda Pública; Rs. C-358/98, Slg. 2000, 
I-1255 (Rn. 17) – Kommission/Italien; Rs. C-203/98, Slg. 1999, I-4899 (Rn. 14) – Kommission/ 
Belgien; Rs. C-59/89, Slg. 1991, I-2607 (Rn. 24) – Kommission/Deutschland; Rs. 96/81, Slg. 
1982, 1791 (Rn. 12) – Kommission/Niederlande; aufgreifend Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 928; 
Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 37. 
63 EuGH, Rs. C-446/98, Slg. 2000, I-11435 (Rn. 34 f.) – Fazenda Pública. 
64 EuGH, Rs. C-96/95, Slg. 1997, I-1653 (Rn. 39) – Kommission/Deutschland. 
65 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 955; bereits Gellermann/Szczekalla, NuR 1993, 54 (56); Beyerlin, 
EuR 1987, 126 (132). 
66 Näher dazu o. Kap. 2. 
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Durch die Umsetzung in nationales Recht würden sich die Unschärfen einer Richtlinie 
zunächst auf die gesetzgeberische Tätigkeit der Mitgliedstaaten und dann den behördli-
chen Vollzug auswirken.67 Dabei können Unschärfen vor allem zu größerem Arbeits-
aufwand und somit zu höheren Kosten führen. Umgekehrt: Je präziser und konkreter die 
Richtlinie bzw. die Umsetzungsakte sind, desto geringer ist der Vollzugsaufwand für 
Behörden und auch Unternehmen, was wiederum der Anwenderfreundlichkeit als auch 
der Akzeptanz des Systems dient.68 
In der Rechtssache C-214/9869 kommt der EuGH beispielsweise zu dem Schluss, dass 
eine „griechische Regelung betreffend die Durchführung der Richtlinie 93/118 […] un-
ter diesen Umständen für die betroffenen Rechtssubjekte einen Zustand der Unsicher-
heit hinsichtlich des Anwendungsbereichs [begründet]“70 und aufgrund dieser Mehrdeu-
tigkeit nicht die Pflicht zu einer klaren, genauen und transparenten Umsetzung dieser 
Richtlinie erfüllt sei. Insofern gibt der EuGH explizit vor, dass die Umsetzung der 
Richtlinie gewisse Anforderungen erfüllen muss, ebenso wie die Richtlinie selbst. 
Dies bedingt sich vor allem durch aufwendige, nachträgliche Änderungen, die an einer 
Richtlinie oder auch an der Umsetzung vorgenommen werden müssen, wenn diese un-
scharfe Begriffe beinhaltet, die außerdem eine notwendige Überprüfung der anderen 
mitgliedstaatlichen Fassungen bedeutet. Nachträgliche Änderungen müssen außerdem 
durch Veröffentlichung entsprechend kommuniziert werden. So kann auch eine einfache 
Wortänderung erheblichen Aufwand mit sich bringen. 
Als Beispiel lässt sich auf die bereits erwähnte Entscheidung des EuGH im Fall Kosch-
niske verweisen, in der es um die in der niederländischen Fassung einer Verordnung 
fälschlicherweise verwendete Bezeichnung „echtgenote“, also Ehefrau ging. In der VO 
(EG) Nr. 574/72 über Familienbeihilfen war vom „Ehegatten“ die Rede und nur die 
niederländische Fassung wich insoweit ab. Der EuGH71 kam bei der Überprüfung zu 
dem Ergebnis, dass durch die niederländische Fassung in der Tat der Eindruck entstehen 
könnte, dass sich der verwendete Begriff nur auf eine Person weiblichen Geschlechts 
                                                 
67 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 966. 
68 Explizit zum Emissionshandelssystem schon Arbeitsgruppe „Emissionshandel zur Bekämpfung 
des Treibhauseffektes“, Rechtliche und institutionelle Fragen, 2002, S. 8. 
69 Slg. 2000, I-9601 – Kommission/Griechenland. 
70 EuGH, Rs. C-214/98, Slg. 2000, I-9601 (Rn. 54) – Kommission/Griechenland auch zum Folgen-
den. 
71 Rs. 9/79, Slg. 1979, 2717 – Koschniske. 
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beziehen könnte, dass aber die Notwendigkeit einer einheitlichen Auslegung es verbie-
tet, nur diese eine Fassung zu betrachten. Alle anderen Fassungen wählten zu Recht die 
Begriffe, die sowohl die männliche als auch die weibliche Dimension erfassen und 
durch die Heranziehung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von männlichen und 
weiblichen Arbeitnehmern auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit wurde diese Argu-
mentation bekräftigt.72 So wurde eine Synthese der Wortbedeutungen gefunden, auch 
wenn die Bedeutungsdivergenzen auf diese Weise nicht allein sprachlich, sondern zu-
sätzlich mit Hilfe juristischer Argumente geklärt werden mussten.73 
Der größte Aufwand entsteht im Nachhinein dadurch, dass auch kleinste Berichtigungen 
für alle anderen Mitgliedstaaten zugänglich im Amtsblatt veröffentlicht werden müssen, 
was in der Folge zu erhöhter Unübersichtlichkeit bezüglich des Auffindens der aktuel-
len Fassung eines Rechtsaktes führt. 
Der Zweck einer Richtlinie ist im Zweifelsfall der maßgebliche Ansatzpunkt. Das mit-
gliedstaatliche Recht der Umsetzung „muss sich umso eher an den Rahmen einer auch 
unscharf formulierten Richtlinie halten, je stärker der Zweck eine effektive Gesetzge-
bung verlangt, sei es, weil (anspruchsvolle) Ziele sicher erreicht werden sollen, sei es, 
weil eine europaweit einheitliche Regulierung angestrebt wird“.74 Geht es also vor allem 
um eine Rechtsangleichung in dem aufgegriffenen Themenbereich in den Mitgliedstaa-
ten, wird der mitgliedstaatliche Spielraum zur Umsetzung eher gering sein. 
Große Schwierigkeiten können sich bei der Umsetzung ins nationale Recht ergeben, 
wenn die Richtlinien nur Zielvorgaben enthalten, die nicht exakt bestimmt sind oder 
wenn einzelne Begriffe nicht genau definiert wurden. Denn auf dieser Grundlage kann 
schwerlich das nationale Recht bestimmt formuliert sein. Daraus kann wiederum gefol-
gert werden, dass die erforderliche Bestimmtheit des nationalen Rechts von der Schärfe 
der Richtlinie abhängt.75 Insofern haben Unschärfen im Ausgangstext unmittelbar Ein-
fluss auf die spätere Umsetzung und können so Probleme im weiteren Verlauf bedingen. 
Von besonderer praktischer Bedeutung ist dies bei Unschärfen im Umwelt- und Tech-
nikrecht. Denn hier haben Richtlinien oftmals den Schutz der Umwelt zum Ziel und 
                                                 
72 Martiny, ZEuP 1998, 227 (240). 
73 Christensen/Sokolowski, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 113 (125). 
S. ausführlicher zur sprachwissenschaftlichen Analyse Braselmann, EuR 1992, 55 ff. 
74 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 967 auch zum Weiteren. 
75 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 964 unter Verweis auf Gellermann/Szczekalla, NuR 1993, 54 
(57); Jarass, Grundfragen der innerstaatlichen Bedeutung des EG-Rechts, 1994, S. 54. 
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müssen daher im Interesse aller Unionsbürger effektiv sein. Das gilt beispielsweise auch 
für Aktionspläne, um die Luftverschmutzung nicht über ein bestimmtes Schadstoff-
niveau ansteigen zu lassen. „Je stärker der Zweck einer Richtlinie dann auf den Einzel-
nen bezogen ist, wie dies beim Gesundheitsschutz grundsätzlich der Fall ist und damit 
etwa bei Aktionsplänen und dem Immissionsschutz generell, desto eher werden indivi-
duelle Rechte bestehen, die von den Mitgliedstaaten gewährt werden müssen.“76 
Ein spezieller Aktionsplan zur Luftreinhaltung war Gegenstand unterschiedlicher Vor-
lagen und wurde gänzlich unterschiedlich von Verwaltungsgerichten, dem BVerwG 
sowie dem EuGH interpretiert, nämlich insofern, ob es dem Einzelnen möglich ist, in-
soweit subjektive Rechte auch aus einer Richtlinie ableiten zu können.77 Diese Ablei-
tung subjektiver Rechte wird noch heftig diskutiert und kann, wie das Beispiel zeigt, 
nicht pauschal beantwortet werden. „Diese Probleme werden insbesondere die Gerichte 
aufzuarbeiten haben, die vom Einzelnen angerufen werden, wenn es um eine unzu-
reichende Umsetzung von Richtlinien durch die Mitgliedstaaten geht.“78 Der EuGH 
gewährte in diesem Fall einen Anspruch auf eine behördliche Planung mit Maßnahmen 
zu deren schrittweiser Verwirklichung, ohne dass sofort jegliche Grenzwertüberschrei-
tung ausgeschlossen sein musste.79 Hier wurde also festgelegt, dass nur Maßnahmen 
ergriffen werden mussten, ohne direkt den vorgeschriebenen Höchstwert zu unterschrei-
ten. 
Im Bereich des Umweltrechts geht es vor allem um die Koordinierung von mitglied-
staatlichen Maßnahmen zur effizienteren Durchsetzung von Schutzmaßnahmen sowie 
die Erreichung von bestimmten Zielwerten. Richtlinien enthalten aber oft nur allgemei-
ne Zielvorgaben, ohne konkrete, einzelne Maßnahmen vorzugeben. Das kann wiederum 
als Indiz für die mangelnde Konsensfähigkeit auf EU-Ebene gesehen werden. Denn es 
besteht grundsätzlich Einigkeit darüber, dass beispielsweise Emissionswerte sinken 
müssen, aber durch welche Maßnahmen dies genau in den einzelnen Ländern erreicht 
                                                 
76 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 970; zu dieser Problematik auch schon Papier, DVBl. 1993, 809 
(810 f.). 
77 VG München, NVwZ 2005, 1219 (1220); BVerwGE 128, 278 (285, 288); 129, 296 (301); EuGH, 
Rs. C-237/07, Slg. 2008, I-6221 (Rn. 21) – Janecek. 
78 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 970. 
79 EuGH, Rs. C-237/07, Slg. 2008, I-6221 (Rn. 39, 44 ff.) – Janecek: Ein Anwohner einer viel befah-
renen Straße in München sieht sich durch Luftschadstoffe, die über den Werten des Luftreinhalte-
planes liegen, in seiner Gesundheit beeinträchtigt und fordert einen Aktionsplan sowie konkrete 
Maßnahmen zur Luftreinhaltung vor Ort ein. 
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werden soll, wird der mitgliedstaatlichen Umsetzung überlassen, der insoweit Raum für 
die Berücksichtigung innerstaatlicher Gegebenheiten bleibt. Das Emissionshandelssys-
tem wurde durch die letzte Änderung jedoch in größerem Ausmaß konkretisiert, so dass 
die nationalen Umsetzungsspielräume enger werden. Diese Entwicklung ist vor allem 
darauf zurückzuführen, dass die in den Mitgliedstaaten vorgenommenen Anstrengungen 
sehr unterschiedlich ausfielen und so auch unterschiedliche Bedingungen für die Anla-
genbetreiber bedeuteten. Dies führte, europaweit gesehen, zu Wettbewerbsnachteilen. 
Denen soll zukünftig mit konkreteren Vorgaben vorgebeugt werden, was vor allem zu 
einheitlicheren Zuteilungskriterien führt. Daher ist eine Unschärfe in Form von offenen 
Formulierungen in gewissen Bereichen auch eine Möglichkeit, den einzelstaatlichen 
Besonderheiten Rechnung zu tragen. Insofern müsste ein zumindest gleichermaßen er-
zieltes Ergebnis als Rechtsangleichung im Sinne der Richtlinie genügen. 
Als weiteres, grundsätzliches Problem müssen thematische Überschneidungen oder gar 
Widersprüche in verschiedenen Rechtsakten gesehen werden. Im Umweltbereich erge-
ben sie sich durch den großen Handlungsbedarf mit divergierenden Ansatzpunkten auf 
unterschiedlichen Ebenen. Ganz praktisch können sich dadurch Handlungsanweisungen 
für betroffene Unternehmen ergeben, die sich gegenseitig ausschließen. Auf diese Wei-
se kann die Rechtssicherheit für die Normadressaten nicht gewahrt werden. 
Das gilt auch für die vielfachen Verweise, die in der Gesetzestechnik eine große Rolle 
spielen. Damit wird vor allem Wiederholungen vorgebeugt und die thematischen Bezü-
ge, unter Umständen sogar verschiedener Rechtstexte untereinander, werden hergestellt. 
So ist nach internen, also Verweisen in einem einzigen Rechtsakt, und externen zu un-
terscheiden, die je nach Anzahl die Normenklarheit enorm beeinträchtigen können. 
4.2 Erlass von Richtlinien 
Richtlinien werden im Normalfall durch ein ordentliches Gesetzgebungsverfahren nach 
Art. 289 Abs. 1 AEUV erlassen, welches das Regelverfahren zur allgemeinen Rechtset-
zung in der Union darstellt.80 Dabei nehmen Parlament und Rat eine Richtlinie auf Vor-
                                                 
80 Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 289 AEUV Rn. 2; Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 770; auch Mayer, JuS 2010, 189 (191); ausführlicher allgemein Frenz, Europarecht 6, 2011, 
Rn. 1820 ff. 
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schlag der Kommission an.81 Das genaue Verfahren richtet sich nach Art. 294 AEUV. 
Mit dem Vertrag von Lissabon wurde eine Ausweitung der Befugnisse des europäischen 
Parlaments vorgenommen.82 Diesem kommt nun eine Legislativfunktion nach nationa-
lem Vorbild zu,83 auch wenn es sich um keinen alleinigen Gesetzgeber handelt, sondern 
die erlassenen Rechtsakte gemeinsame Handlungen von Parlament und Rat bleiben.84 
Als weitere Möglichkeit der Gesetzgebung bleiben besondere Gesetzgebungsverfahren, 
die sich nach den Politikbereichen bestimmen und weitgehend den früheren Verfahren 
der Anhörung und der Zustimmung entsprechen.85 Sie finden sich vor allem in den Be-
reichen Justiz und innere Sicherheit, Haushalt und Steuern, aber auch in sonstigen Teil-
bereichen der Unionspolitiken.86 
Theoretisch können Richtlinien auch als Rechtsakte ohne Gesetzescharakter ergehen,87 
d.h. unmittelbar auf der Grundlage der Verträge, zum Beispiel als delegierte Rechtsakte 
nach Art. 290 AEUV oder als Durchführungsrechtsakte nach Art. 291 AEUV. 
4.3 Richtlinienkonforme Auslegung 
Die richtlinienkonforme Auslegung dient sozusagen als Hilfsinstrument zur Beibehal-
tung der Verbindung von Richtlinie und nationalem Recht.88 Sie gewährleistet insofern, 
dass das nationale Recht auch nach der Umsetzung der Richtlinie den darin festgelegten 
Inhalten unterliegt und darüber hinaus auch nachträgliche Änderungen beachtet. Damit 
wird die Verbindung zwischen Richtlinie und nationalem Recht als ihrem Umsetzungs-
instrument beibehalten und ist somit gleichsam eine Fortsetzung der Umsetzungsver-
pflichtung.89 Diese endet nämlich nicht mit der nationalen Ausgestaltung, sondern muss 
sich vielmehr immer wieder am Ursprung orientieren, eventuelle Änderungen aufgrei-
                                                 
81 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 1. 
82 Mayer, JuS 2010, 189 (191). 
83 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 2; zur Problematik der demo-
kratischen Legitimation schon o. 3.8; ausführlicher beispielsweise Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 193 ff. m.w.N. 
84 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 3. 
85 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 4. 
86 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 4. 
87 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 289 AEUV Rn. 5 a.E. 
88 Innerstaatliches Recht muss sich soweit wie möglich an Wortlaut und Zweck der Richtlinie anleh-
nen, beispielsweise EuGH, Rs. C-365/98, Slg. 2000, I-4619 (Rn. 40) – Brinkmann; Rs. C-160/01, 
Slg. 2003, I-4791 (Rn. 36) – Mau; Rs. C-397-406/01, Slg. 2004, I-8835 (Rn. 113) – Pfeiffer u.a. 
89 Roth, EWS 2005, 385 (385). 
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fen und soll dadurch sicherstellen, dass das nationale Umsetzungsrecht weiterhin „der 
Umsetzung der Richtlinie tatsächlich dient und sich nicht infolge einer davon losgelös-
ten Interpretation von dieser Grundlage entfernt“90. Die Richtlinien bilden also den Hin-
tergrund für die nationalen Bestimmungen, womit zu Auslegungszwecken immer auf 
sie zurückzugreifen ist.91 Das gilt aber nur in dem Maße, in dem der Mitgliedstaat die 
Umsetzung lediglich auf die Richtlinie gestützt und nicht noch zusätzliche Gehalte auf-
genommen hat. Denn dann handelt es sich um eine „überschießende Umsetzung“, in der 
weiter gehende Ziele verwirklicht werden wollen.92 Dann ist genau zu prüfen, worauf 
diese zusätzlichen, nationalen Gehalte beruhen, um unter Umständen eine Verantwor-
tungsverteilung vornehmen zu können.93 Probleme ergeben sich hier durch die große 
Nähe und auch Abhängigkeit von nationalem und europäischem Recht und damit auch 
die Notwendigkeit, die Gehalte, aber auch ihre Ursprünge zu unterscheiden.94 
Als Ausgangspunkt für die Auslegung dient zunächst der Wortlaut, der aber nur mit 
Rücksicht auf die Systematik und insbesondere den Zweck interpretiert werden kann. 
Die Entstehungsgeschichte spielt im Vergleich dazu eine recht geringe Rolle. Der 
EuGH hebt außerdem wesentlich stärker auf den Zweck ab als etwa das BVerwG, vor 
allem wenn es um individualschützende Elemente geht.95 Der BGH geht sogar über den 
Wortlaut einer innerstaatlichen Vorschrift hinaus und betont in seiner Quelle-
Entscheidung für nationales Umsetzungsrecht vor allem die richtlinienkonforme Fort-
bildung.96 Grundlage dafür ist aber die Interpretation der Richtlinie.97 
Da Umsetzungsgenauigkeit und Auslegungsbedürftigkeit eng miteinander verbunden 
sind, könnte über die vom EuGH in weitem Umfang bejahte richtlinienkonforme Aus-
                                                 
90 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 978; vgl. auch Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 
AEUV Rn. 79. 
91 EuGH, Rs. 14/83, Slg. 1984, 1891 (Rn. 26) – von Colson u. Kamann; Rs. 80/86, Slg. 1987, 3969 
(Rn. 14) – Kolpinghuis; Rs. 31/87, Slg. 1988, 4635 (Rn. 39) – Beentjes; Rs. C-408/01, Slg. 2002, 
I-12537 (Rn. 21) – Adidas-Salomon; dazu auch schon Ress, DÖV 1994, 489 ff.; Zuleeg, 
VVDStRL 53 (1994), 154 (165 ff.); umfassend Brechmann, Die richtlinienkonforme Auslegung, 
1994. 
92 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 83. 
93 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 983, auch 961. 
94 S. näher o. 3.5. 
95 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 998; s. als Beispiel BVerwGE 128, 278. 
96 BGH, NJW 2009, 427 – Quelle II. 
97 Am Beispiel der Tariftreue-Entscheidung Rüffert Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 998 ff. 
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legung98 praktisch jede Unbestimmtheit im nationalen Recht überspielt werden, da die 
richtlinienkonforme Auslegung, im Übrigen wie die unmittelbare Wirkung, Defizite im 
nationalen Recht überwinden soll. Grundsätzlich ist allerdings das nationale Recht so 
klar und bestimmt zu formulieren, dass die Vollzugsbehörden und die berechtigten Ein-
zelnen den Inhalt deutlich erkennen können, „ohne dass erst die Gerichte konkretisie-
rend interpretieren müssen, unterstützt doch deren Tätigkeit nur die Umsetzung, ersetzt 
sie aber nicht“.99 
Die nationale Umsetzung wird also in erster Linie durch den näheren Gehalt der Richt-
linie bestimmt. Sie kann insofern keinen fehlenden Richtliniengehalt ersetzen bzw. gar 
schaffen. Wenn dies nötig wäre, würde die Richtlinie selbst an mangelnder Bestimmtheit 
leiden und gegen das europarechtliche Bestimmtheitsgebot verstoßen. Vor allem ist bei 
der Umsetzung die ergebnisorientierte Rechtsetzung auf europäischer Ebene zu beach-
ten, die auch in die innerstaatliche Regelungsstruktur einzupassen ist.100 Wenn die 
Richtlinien ordnungsgemäß umgesetzt werden, ist schließlich das nationale Recht maß-
geblich und die Rechtsfolgen ergeben sich daraus. Es bildet also die Rechtsgrundlage, 
aus der auch der Einzelne berechtigt und verpflichtet wird, auch wenn weiterhin auf die 
Richtlinie als Grundlage zurückgegriffen werden soll, gerade um die Verbindung zum 
Ursprung auch bei eventuellen Änderungen der Richtlinie nicht zu verlieren. Denn auch 
nachträgliche Änderungen der Richtlinie müssen wiederum in der nationalen Umset-
zung berücksichtigt werden, die aber auch als solche kommuniziert und unter Umstän-
den aufgenommen werden müssen. 
Problematisch im Sinne einer Unschärfe ist diese Vorgehensweise, da sie zunächst auf 
einer Interpretation beruht, die unter Umständen problematische Verbindung von euro-
päischem und nationalem Recht aufrecht erhält und auch einen regelmäßigen, nachträg-
lichen Rückbezug auf den Richtlinienursprung erfordert. 
 
 
 
                                                 
98 Z.B. EuGH, Rs. C-397-403/01, Slg. 2004, I-8835 – DRK; Rs. C-160/01, Slg. 2003, I-4791 
(Rn. 34) – Mau. 
99 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 972, zum Vorherigen auch Rn. 913; ebenso Ruffert, in: 
Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 82. 
100 Auch zum Folgenden Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 974, 977. 
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4.4 Vorwirkung von Richtlinien 
Bei der Vorwirkung von Richtlinien stellt sich die Frage, ob es möglich ist, dass eine 
Richtlinie, die zwar in Kraft getreten ist, aber von den Mitgliedstaaten entsprechend der 
Vorgaben aus Art. 288 Abs. 3 AEUV noch nicht umgesetzt wurde, trotzdem schon in 
den Mitgliedstaaten Beachtung finden muss oder erst nach ihrer Umsetzung Rechtswir-
kung entfaltet.101 
In den Urteilen Inter-Environnement Wallonie und Mangold wird sehr deutlich festge-
halten, dass eine Richtlinie schon mit Inkrafttreten zu Rechtswirkungen führt. Dieses 
Erfordernis wird allerdings so ausgestaltet, dass während der Umsetzungsfrist keine 
Vorschriften erlassen werden dürfen, die das in der Richtlinie vorgeschriebene Ziel 
ernstlich in Frage stellen können.102 Es kann dabei nicht direkt von einer Sperrwirkung 
gesprochen werden, sondern es handelt sich vielmehr um eine Unterlassenspflicht in 
Form eines Frustrationsverbotes.103 Daraus leitete die Rechtsprechung auch die Unan-
wendbarkeit einer entgegenstehenden Regelung ab.104 Konkret bedeutet dies aber auch 
eine entsprechende Beachtung durch die Rechtsprechung selbst, als diese ebenfalls nicht 
entgegengesetzt geprägt sein darf. 
Von einer in Kraft getretenen Richtlinie geht also zunächst lediglich eine Begrenzung 
aus und eben keine inhaltlich prägende Bedeutung für das nationale Recht. Eine derart 
prägende Wirkung haben „höchstens die Grundrechte oder allgemeine Grundsätze des 
primären Unionsrechts, sofern diese auch schon dann eingreifen, wenn ein Unions-
rechtsbezug wegen einer sicherzustellenden Richtlinienumsetzung bzw. durch dem 
Richtliniengehalt entsprechendes nationales Parallelrecht vorliegt“105. Daraus folgt aber 
umgekehrt, dass weitere Wirkungen und eine damit verbundene konkrete inhaltliche 
                                                 
101 Zur Vorwirkung speziell am Beispiel der Abfallrahmenrichtlinie Frenz/Wimmers, UPR 2009, 
425 ff., auch zum Folgenden. 
102 EuGH, Rs. C-129/96, Slg. 1997, I-7411 (Rn. 45) – Inter-Environnement Wallonie; Rs. C-144/04, 
Slg. 2005, I-9981 (Rn. 67) – Mangold; dazu auch Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, 
Art. 288 AEUV Rn. 12 a.E.; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV 
Rn. 11. 
103 Schon Klein, in: Festschrift für Everling I, 1995, S. 641 (645); Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 1141; Kühling, DVBl. 2006, 857 (858); auch Röthel, ZEuP 2009, 34 (37: „Vereitelungsver-
bot“, 42, 54); Brandt, AbfallR 2009, 167 (169); im Sinne einer Sperre Kotzur, in: Gei-
ger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 13. 
104 EuGH, Rs. C-144/04, Slg. 2005, I-9981 (Rn. 78) – Mangold, aber in Verbindung mit dem Verstoß 
gegen einen allgemeinen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts (Rn. 74 f.); Frenz, Europarecht 5, 
2010, Rn. 1141. 
105 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1142 m.w.N. 
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Prägung des nationalen Rechts nur über die Umsetzung in den Mitgliedstaaten durch die 
Festlegung von Form und Mitteln und eine unter Umständen richtlinienkonforme Aus-
legung möglich sind.106 
In der EuGH-Entscheidung Kommission/Belgien107 wird dem Königreich Belgien expli-
zit vorgeworfen, mit dem Erlass einer bestimmten Verordnung eine Maßnahme getrof-
fen zu haben, die die Erreichung des in der Richtlinie vorgegebenen Zieles ernstlich in 
Frage stellt.108 Genauer ging es dabei um eine belgische Verordnung vom 14. April 
2002, „die im Hinblick auf die Betriebsbeschränkungen für bestimmte Kategorien von 
Flugzeugen dem Ansatz der bereits aufgehobenen Verordnung Nr. 925/1999 und nicht 
dem in der Richtlinie zugrunde gelegten folg[t]e, während der den Mitgliedstaaten für 
die Umsetzung der Richtlinie eingeräumten Frist und zu einem Zeitpunkt, zu dem die 
Richtlinie bereits in Kraft gewesen sei, erlassen hat[te]“.109 Durch diesen Widerspruch 
war nach Auffassung des EuGH die Erreichung der europäischen Ziele ernsthaft in Fra-
ge gestellt, so dass Belgien „gegen seine Verpflichtungen aus der Richtlinie sowie aus 
Art. 10 Abs. 2 EG in Verbindung mit Art. 249 Abs. 3 EG [nunmehr Art. 4 Abs. 3 S. 3 
EUV und Art. 288 Abs. 3 AEUV] verstoßen hat“.110 
Die Vorwirkung einer Richtlinie führt also dazu, dass eine Richtlinie mit dem Datum 
ihrer Veröffentlichung von den Behörden und sonstigen Einrichtungen zur Kenntnis 
genommen werden muss. 
4.5 Unmittelbare Wirkung von Richtlinien 
„Die unmittelbare Wirkung von Richtlinien kann schwerlich davon abhängen, dass sie 
von den Mitgliedstaaten auch wirklich ordnungsgemäß umgesetzt werden. Sonst hätten 
es diese in der Hand, ihre Wirkung zu verzögern.“111 So muss es nach Ablauf der Um-
setzungsfrist möglich sein, dass die durch die Richtlinie vorgegebenen Inhalte Wirkung 
entfalten. Das Versäumnis der rechtzeitigen Umsetzung kann außerdem nicht zu Lasten 
                                                 
106 Epiney, NVwZ 2009, 949 (951 f.). 
107 Rs. C-422/05, Slg. 2007, I-4749. 
108 EuGH, Rs. C-422/05, Slg. 2007, I-4749 (Rn. 26) – Kommission/Belgien. 
109 EuGH, Rs. C-422/05, Slg. 2007, I-4749 (Rn. 31) – Kommission/Belgien. 
110 EuGH, Rs. C-422/05, Slg. 2007, I-4749 (Rn. 70) – Kommission/Belgien; weiteres Beispiel: 
EuGH, Rs. C-138/05, Slg. 2006, I-8339 – Stichting Zuid-Hollandse Milieufederatie. 
111 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1058. 
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der Bürger gehen,112 die sich unter Umständen auf die Richtliniengehalte berufen könn-
ten bzw. durch diese verpflichtet werden. Vielmehr muss den staatlichen Stellen dieses 
Umsetzungsversäumnis vorgehalten werden, welches dann durch die Union entspre-
chend geahndet wird. Im Übrigen befreit die direkte Wirkung einer Richtlinie nicht von 
der Umsetzungspflicht.113 
Verzögert sich das Eingreifen der Richtliniengehalte durch Unzulänglichkeiten in der 
Umsetzung und daran anschließende, zusätzliche konkretisierende Verfahren oder eben 
eine gänzliche Nichtumsetzung114, kann die insoweit regelmäßig für einen bestimmten 
Zeitpunkt geforderte Wirksamkeit unterlaufen werden. Dann wäre der effet utile115 an-
getastet, „wenn eine Richtlinie nicht aus sich heraus und damit unabhängig von nationa-
ler Umsetzung eingefordert werden könnte“.116 In besonderer Weise gilt dies, wenn die 
jeweilige Richtlinie den Schutz der öffentlichen Gesundheit bezweckt und aus dem 
Nichtergreifen von vorgesehenen Maßnahmen ein Einzelner in seiner Gesundheit ge-
fährdet werden könnte.117 
Damit eine Richtlinie unmittelbar wirkt, müssen aber bestimmte Voraussetzungen er-
füllt sein. Die erste Bedingung ist, dass die in der Richtlinie festgelegte Umsetzungs-
frist, die meistens zwei Jahre nach Verkündung beträgt, verstrichen ist. Der Mitglied-
staat hat also innerhalb dieses Zeitraums keine spezifischen innerstaatlichen Maßnah-
men zur Umsetzung dieser Richtlinie getroffen,118 wobei auch keine allgemeinen Maß-
                                                 
112 Z.B. EuGH, Rs. 8/81, Slg. 1982, 53 (Rn. 24) – Becker; Rs. 286/85, Slg. 1987, 1453 (Rn. 12) – 
McDermott u. Cotter; Rs. C-221/88, Slg. 1990, I-495 (Rn. 22) – Busseni; Rs. C-188/89, Slg. 1990, 
I-3313 (Rn. 16) – Foster. 
113 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 11. 
114 Wie in Bezug auf den Emissionshandel festgehalten im Urteil EuGH, Rs. C-122/05, Slg. 2006, 
I-65 (abgekürzte Veröffentlichung) – Kommission/Italien; mit anderen Bezügen z.B. EuGH, Rs. 
C-189/09, ABl. 2009 C 246, S. 8 – Kommission/Österreich oder Rs. C-188/08, ABl. 2009 C 312, 
S. 9 – Kommission/Belgien. 
115 Damit wird der Grundsatz der praktischen Wirksamkeit bzw. effektiven Anwendung des Unions-
rechts bezeichnet. Er spielt eine große Rolle bei der Auslegung, insofern, als bei Unklarheiten im-
mer das Verständnis einer Vorschrift ausschlaggebend ist, welches den Zweck und das Ziel der 
Regelung in formeller und praktischer Hinsicht am besten erfüllt und das Unionsrecht so seine 
größte Wirksamkeit entfalten kann, s. http://www.cep.eu/index.php?id=68&title=effet+utile, auf-
gerufen am 4.10.2011. 
116 Grundlegend EuGH, Rs. 41/74, Slg. 1974, 1337 (Rn. 12) – van Duyn; auch etwa EuGH, Rs. 
C-221/88, Slg. 1990, I-495 (Rn. 22) – Busseni; Rs. C-188/89, Slg. 1990, I-3313 (Rn. 16) – Foster; 
dazu und zum Folgenden Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1060; auch Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 48. 
117 Z.B. EuGH, Rs. C-237/07, Slg. 2008, I-6221 (Rn. 38) – Janecek. 
118 Auch zum Folgenden EuGH, Rs. C-226/07, Slg. 2008, I-5999 (Rn. 24) – Flughafen Köln/Bonn. 
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nahmen, die in dem Themenbereich der Richtlinie liegen, genügen. Der Bezug der 
Maßnahmen zur umzusetzenden Richtlinie muss spezifisch erkennbar sein. 
Weiter gilt die Umsetzungsfrist nur dann als eingehalten, wenn die in der Richtlinie 
festgelegten Anforderungen strukturgleich zu dieser in der nationalen Ausgestaltung 
umgesetzt sind. Damit soll unter anderem auch erreicht werden, „dass Unionsbürger aus 
anderen Mitgliedstaaten den Gehalt der Richtlinie im nationalen Recht klar erkennen 
können, so dass ihnen im grenzüberschreitenden Verkehr keine Nachteile entstehen“.119 
Wenn also im Hinblick auf die klare Erkennbarkeit von Rechten Defizite in der Umset-
zung bestehen, gilt die Richtlinie als nicht ordnungsgemäß umgesetzt. Unschärfen in 
Form von zweifelhaften Formulierungen bzw. einer uneinheitlichen Struktur werden 
folglich nicht akzeptiert. Die unmittelbare Wirkung kann sich jedoch, wie gesagt, nur 
ergeben, wenn die Richtlinie selbst gewissen Anforderungen gerecht wird.120 Durch die 
unmittelbare Wirkung erlangt sie die gleiche Wirksamkeit wie eine Verordnung und ein 
Einzelner muss sich gegenüber Stellen des fraglichen Mitgliedstaats unmittelbar auf 
diese Richtlinie berufen können. Eine weitere Voraussetzung für eine unmittelbare Wir-
kung ist daher, dass die Richtlinie inhaltlich unbedingt und hinreichend genau ist.121 
Eine Richtlinie kann nur unmittelbare Wirkung für die nationalen Behörden entfalten, 
wenn der Gehalt der Richtlinie entsprechend konkret ist. „Ist dieser aus sich so hinrei-
chend klar und bestimmt, dass er unmissverständlich eine konkrete Pflicht festzulegen 
vermag, gilt diese Pflicht für die nationalen Behörden unmittelbar.“122 So ist auch 
Rechtssicherheit gewahrt und der Einzelne kann sich dann, wenn die Richtlinie inhalt-
lich unbedingt und hinreichend genau formuliert ist, bei nicht fristgerechter oder unzu-
reichender Umsetzung in nationales Recht auf diese berufen.123 Angemerkt sei hier al-
                                                 
119 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1069, allgemein Rn. 950. 
120 Schon Papier, DVBl. 1993, 809 (809 f.). 
121 EuGH, Rs. C-226/07, Slg. 2008, I-5999 (Rn. 23, 28) – Flughafen Köln/Bonn, Rs. C-62/00, Slg. 
2002, I-6325 (Rn. 25) – Marks & Spencer, Rs. C-397-403/01, Slg. 2004, I-8835 (Rn. 103) – 
Pfeiffer u.a. 
122 Z.B. EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 (Rn. 37 ff.) – Großkrotzenburg für Art. 2, 3 UVP-
RL; verallgemeinernd etwa Epiney, DVBl. 1996, 409 ff.; Ergbuth/Stollmann, DVBl. 1997, 453 
(455 f.); Gellermann, DÖV 1996, 433 ff. 
123 Grundlegend EuGH, Rs. 41/74, Slg. 1974, 1337 (Rn. 12) – van Duyn; später etwa Rs. 51/76, Slg. 
1977, 113 (Rn. 20/29) – Nederlandse Ondernemingen; Rs. 38/77, Slg. 1977, 2203 (Rn. 9/10) – 
Enka; Rs. 148/78, Slg. 1979, 1629 (Rn. 18 ff.) – Ratti; Rs. 8/81, Slg. 1982, 53 (Rn. 22 f.) – Becker; 
Rs. 80/86, Slg. 1987, 3969 (Rn. 7 f.) – Kolpinghuis; Rs. C-6 u. 9/90, Slg. 1991, I-5357 (Rn. 11) – 
Francovich; Rs. C-236/92, Slg. 1994, I-483 (Rn. 8) – Lombardia; Rs. C-62/00, Slg. 2002, I-6325 
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lerdings, unter Rückgriff auf die bereits gewonnenen Erkenntnisse, dass die Bestim-
mung als hinreichend klar und bestimmt bereits Probleme aufwerfen kann. Denn in 
Zweifelsfällen ergibt sich die Frage einer Grenzziehung zwischen hinreichend klar und 
unklar. 
„Inhaltliche Unbedingtheit setzt eine Anwendbarkeit ohne Vorbehalt bzw. Bedingung 
voraus; keine weiteren Maßnahmen dürfen notwendig sein. Die hinreichende Genauig-
keit wird durch eine unzweideutige Verpflichtung begründet.“124 Sie kann sich außer-
dem dadurch ergeben, dass die Rechtsfolge auf klar festgelegte Erzeugnisse bezogen 
ist.125 Wenn die Vorschrift als solche rechtlich abgeschlossen ist, kann sie auch von 
jedem Gericht angewendet werden.126 Die Interpretation der Vorschrift wird dabei als 
legitim angesehen, wodurch auch unbestimmte Rechtsbegriffe nicht schädlich sind.127 
Allerdings dürfen Bestimmungen nicht lediglich programmatisch sein128 und bei An-
sprüchen müssen der Gläubiger, der Schuldner und der Gegenstand bestimmt sein.129 
Der EuGH prüft diese Kriterien für jede fragliche Einzelbestimmung nach Rechtsnatur, 
Systematik und Wortlaut.130 
Richtlinien können, wie erwähnt, gem. Art. 288 Abs. 3 AEUV auch nur Zielvorgaben 
enthalten. Aber selbst wenn kaum detaillierte Vorgaben gemacht werden und den Mit-
gliedstaaten ein Gestaltungsspielraum verbleibt, kann sich eine solche inhaltliche Unbe-
dingtheit und hinreichende Genauigkeit ergeben, wenn der Rahmen bzw. die Ziele klar 
und eindeutig definiert sind. 
                                                                                                                                               
(Rn. 25) – Marks & Spencer; Rs. C-397-403/01, Slg. 2004, I-8835 (Rn. 103) – DRK; Rs. 
C-226/07, Slg. 2008, I-5999 (Rn. 23) – Flughafen Köln/Bonn. 
124 EuGH, Rs. C-236/92, Slg. 1994, I-483 (Rn. 9 f.) – Lombardia; Rs. 41/74, Slg. 1974, 1337 
(Rn. 13/14) – van Duyn. 
125 EuGH, Rs. C-226/07, Slg. 2008, I-5999 (Rn. 29) – Flughafen Köln/Bonn: für eine Herausnahme 
aus der Besteuerung für bei der Stromerzeugung verwendete Energieerzeugnisse; entsprechend Rs. 
8/81, Slg. 1982, 53 (Rn. 27) – Becker; Rs. C-346/97, Slg. 1999, I-3419 (Rn. 31) – Braathens. 
126 EuGH, Rs. 131/79, Slg. 1980, 1585 (Rn. 13) – Regina; Rs. 50/88, Slg. 1989, 1925 (Rn. 26) – Küh-
ne; aus der Lit. Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1071; Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 
Art. 288 AEUV Rn. 54. 
127 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 54 gegen OVG Münster, NVwZ-
RR 1995, 10 (11). 
128 EuGH, Rs. C-236/92, Slg. 1994, I-483 (Rn. 10 ff.) – Lombardia. 
129 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 55 unter Verweis auf EuGH, Rs. 
C-6 u. 9/90, Slg. 1991, I-5357 (Rn. 12 ff.) – Francovich. 
130 EuGH, Rs. 41/74, Slg. 1974, 1337 (Rn. 12) – van Duyn; bereits Rs. 33/70, Slg. 1970, 1213 
(Rn. 13) – S.A.C.E. 
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In diesem Sinne hat der EuGH auch die unmittelbare Anwendbarkeit von Art. 2, 3 
UVP-Richtlinie131 bejaht,132 die wegen der Umsetzungsoffenheit in vielen Details ver-
neint wurde.133 Im konkreten Fall Großkrotzenburg134 ging es um ein genehmigtes Pro-
jekt, das aber aufgrund des Datums der Antragstellung – was aufgrund der Rechtssi-
cherheit ausschlaggebend sein muss135 – einer Umweltverträglichkeitsprüfung hätte 
unterzogen werden müssen. Zu diesem Zeitpunkt war die Richtlinie aber noch nicht in 
nationales, in dem Fall deutsches Recht umgesetzt und das Regierungspräsidium Darm-
stadt hatte insofern „keine ‚formelle‘ Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt“136. 
Trotzdem war eine gewisse Prüfung auch unter Öffentlichkeitsbeteiligung vorgenom-
men worden,137 so dass die Klage der Kommission insgesamt als unzulässig abgewiesen 
wurde, da die Kommission genauer hätte prüfen müssen, inwiefern die vorgenommene 
Prüfung des Projekts nicht den Vorgaben der Richtlinie entsprach.138 Die Kommission 
hätte entsprechende, konkrete Beweise für das Fehlverhalten vorlegen müssen. Indes 
haben die Richtlinienvorgaben unter der Voraussetzung, dass sie hinreichend klar und 
bestimmt sind, zwingende Beachtung durch die nationalen Behörden zu finden. Das gilt 
auch unabhängig davon, ob sie Rechte Einzelner begründen oder nicht.139 Die Voraus-
setzungen einer unmittelbaren Wirkung von Umweltrichtlinien dürften danach nicht 
(mehr) „nur selten erfüllt“ sein.140 
Ein weiteres, aus Art. 288 Abs. 3 AEUV resultierendes Merkmal ist, wie bereits er-
wähnt, die Staatsgerichtetheit. Daraus folgt nicht nur die Grundbedingung, dass die 
Richtlinie inhaltlich unbedingt und hinreichend genau sein muss,141 sondern auch die 
                                                 
131 RL 85/337/EWG des Rates vom 27.6.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimm-
ten öffentlichen und privaten Projekten, ABl. L 175, S. 40. 
132 Beispiel aus Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1077; s. EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 
(Rn. 37 ff.) – Großkrotzenburg. 
133 Etwa VGH Mannheim, UPR 1992, 190; UPR 1994, 189 ff.; VBlBW 1994, 271; w.N. bei Stein-
berg, AöR 120 (1995), 549 (580, Fn. 163). 
134 EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189; speziell dazu auch Kühling/Röckinghausen, DVBl. 1999, 
1614 ff. 
135 EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 (Rn. 32) – Großkrotzenburg. 
136 Epiney, DVBl. 1996, 409 (410); EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 (Rn. 41) – Großkrotzen-
burg. 
137 EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 (Rn. 43 f.) – Großkrotzenburg. 
138 EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 (Rn. 45) – Großkrotzenburg. 
139 Auch zum Vorgenannten Epiney, DVBl. 1996, 409 (413). 
140 So Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1077 unter Verweis auf BVerfGE 75, 223 (244) – Kloppen-
burg-Beschluss; Steinberg, AöR 120 (1995), 549 (579 a.E.). 
141 EuGH, Rs. C-397-403/01, Slg. 2004, I-8835 (Rn. 103) – DRK m.w.N. 
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notwendige Staatsvermitteltheit belastender Wirkungen für Private.142 Demnach kann 
der Einzelne nur durch eine Richtlinie belastet werden, wenn eine staatliche Stelle da-
zwischen tritt. Von der Richtlinie selbst kann eine Belastung indes nicht ausgehen. Im 
umgekehrten Fall kann der Einzelne dennoch Rechte gegenüber nationalen Stellen dann 
geltend machen kann, wenn der Mitgliedstaat eine Richtlinie nicht (ordnungsgemäß) 
umgesetzt hat. Eine horizontale Drittwirkung, also eine sich durch die Richtlinie erge-
bende belastende Wirkung im Verhältnis von Privatpersonen ist ausgeschlossen.143 In-
des ist die Existenz von subjektiven Rechten in einer Richtlinie für den EuGH, wie be-
reits betont, keine Voraussetzung, damit eine Richtlinie unmittelbare Wirkung entfalten 
kann. Die unmittelbare Wirkung hängt also nicht davon ab, ob die Richtlinienbestim-
mung einem Einzelnen ein subjektives Recht verleiht, sondern geht über individuell 
durchsetzungsfähige Rechtspositionen hinaus, die bereits von Amts wegen zu beachten 
sind.144 Die nationalen Gerichte können die Einschlägigkeit von Unionsrecht schon im 
Hinblick auf eine Vorlage nach Art. 267 AEUV feststellen.145 Sie haben nämlich ein 
unbeschränktes Recht zur Vorlage an den Gerichtshof, wenn sie der Auffassung sind, 
dass eine bei ihnen anhängige Rechtssache Fragen der Auslegung oder der Gültigkeit 
einer unionsrechtlichen Bestimmung aufwirft, über die diese Gerichte im konkreten Fall 
entscheiden müssen.146 
4.6 Staatshaftung 
Die Möglichkeit einer Staatshaftung ergibt sich, wenn gegen Unionsrecht verstoßen 
wurde und so ein Anspruch für den Einzelnen erwächst. Wenn Richtlinien also hinrei-
chend genau sowie bestimmt formuliert sind und außerdem Rechte für den Einzelnen 
gewähren, „kommt bei einer fehlenden oder defizitären Umsetzung ein ‚unmittelbar im 
                                                 
142 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1078 auch zum Folgenden; auch Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 57. 
143 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 17 unter Verweis auf die 
EuGH-Rechtsprechung; auch Kühling/Röckinghausen, DVBl. 1999, 1614 (1616 f.); auch Papier, 
DVBl. 1993, 809 (811). 
144 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 288 AEUV Rn. 73; Frenz, Europarecht 5, 2010, 
Rn. 1120 unter Verweis auf insoweit „klarstellend“ EuGH, Rs. C-87-89/90, Slg. 1991, I-3757 
(Rn. 15) – Verholen; Rs. C-72/95, Slg. 1996, I-5403 (Rn. 55) – Kraaijeveld. 
145 EuGH, Rs. C-87-89/90, Slg. 1991, I-3757 (Rn. 12 ff.) – Verholen. 
146 Grundlegend EuGH, Rs. 166/73, Slg. 1974, 33 (Rn. 3) – Rheinmühlen. 
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Gemeinschaftsrecht begründet(er)’ Staatshaftungsanspruch in Betracht“.147 Nach der 
bisherigen Rechtsprechung des EuGH ist also Voraussetzung dafür, dass die EU-
Vorschrift, gegen die verstoßen wurde, tatsächlich auch die Verleihung von Rechten an 
den Einzelnen bezweckt. Weitere Voraussetzungen sind, dass der Verstoß hinreichend 
qualifiziert sein und ein unmittelbarer Kausalzusammenhang zwischen dem Verstoß 
gegen die dem Staat auferlegte Verpflichtung und dem entstandenen Schaden bestehen 
muss.148 Hinreichend qualifiziert ist dieser Verstoß gegen die Unionsvorgaben, wenn 
ein Organ oder ein Mitgliedstaat bei der Rechtsetzung die Grenzen, die der Ausübung 
seiner Befugnisse gesetzt sind, offenkundig und erheblich überschritten hat.149 Das ist 
bei Richtlinien gravierend der Fall, wenn überhaupt keine Maßnahmen zur Umsetzung 
innerhalb der vorgegebenen Frist getroffen wurden.150 
Wenn der betreffende Mitgliedstaat zum Zeitpunkt dieser Rechtsverletzung nicht zwi-
schen verschiedenen gesetzgeberischen Möglichkeiten zu wählen hatte und lediglich 
über einen verringerten oder gar auf Null reduzierten Ermessensspielraum verfügte, 
kann somit ein hinreichend qualifizierter Verstoß begründet sein.151 Das gilt beispiels-
weise, wenn eine in ihren inhaltlichen Vorgaben eindeutige Richtlinie eben nicht in un-
zweifelhaft verbindliche und gemessen an dem Erfordernis der Rechtssicherheit hinrei-
chend konkrete, bestimmte und klare nationale Vorschriften umgesetzt wird.152 Wenn 
„diese Vorgaben gewahrt sind, richtet sich die nähere Ausgestaltung und die Durchset-
zung dieses Staatshaftungsanspruchs nach nationalem Recht“.153 
 
                                                 
147 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1134 unter Verweis auf EuGH, Rs. C-6 u. 9/90, Slg. 1991, I-5357 
(Rn. 41) – Francovich; ebenso Hetmeier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 288 AEUV 
Rn. 15 f.; ausführlich auch Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 340 AEUV Rn. 36 ff. 
148 EuGH, Rs. C-6 u. 9/90, Slg. 1991, I-5357 (Rn. 40) – Francovich; auch Rs. C-178 u.a./94, Slg. 
1996, I-4845 (Rn. 21 f.) – Dillenkofer; Rs. C-66/95, Slg. 1997, I-2163 (Rn. 32) – Sutton m.w.N. 
149 EuGH, Rs. C-178 u.a./94, Slg. 1996, I-4845 (Rn. 25) – Dillenkofer noch unter Verweis auf Rs. 
83/76 u.a., Slg. 1978, 1209 (Rn. 6) – HNL u.a. 
150 EuGH, Rs. C-178 u.a./94, Slg. 1996, I-4845 (Rn. 26) – Dillenkofer. 
151 EuGH, Rs. C-178 u.a./94, Slg. 1996, I-4845 (Rn. 25) – Dillenkofer; Rs. C-5/94, Slg. 1996, I-2553 
(Rn. 28) – Hedley Lomas. 
152 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1139 a.E. mit Verweis auf EuGH, Rs. C-178 u.a./94, Slg. 1996, 
I-4845 (Rn. 48) – Dillenkofer; auch Rs. C-59/89, Slg. 1991, I-2607 (Rn. 24) – Kommission/ 
Deutschland. 
153 Frenz, Europarecht 5, 2010, Rn. 1140 unter Verweis auf EuGH, Rs. C-6 u. 9/90, Slg. 1991, I-5357 
(Rn. 45) – Francovich. 
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4.7 Verbindung zu sprachlichen und 
sprachsystematischen Unschärfen 
Unscharfe Ausdrücke in persönlicher, nicht offizieller Kommunikation sind zahlreich 
und zumeist unproblematisch, da sie vor allem in direkter Kommunikation geklärt wer-
den können und selten gravierende Auswirkungen haben. In offiziellen Kontexten bzw. 
bei indirekter Kommunikation können Unschärfen allerdings problematisch werden. 
Einmal wird durch sie eine höhere Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Missver-
ständnissen und Fehlschlüssen bedingt, die beispielsweise Beziehungen, im vorliegen-
den Falle zwischen einzelnen EU-Mitgliedstaaten, schädigen könnten. Zum anderen 
kann sich ein wesentlich größerer Arbeitsaufwand ergeben, wenn unscharfe Vorgaben 
im Nachhinein konkretisiert werden müssen, sei es durch eine Änderung der Ursprungs-
richtlinie, sei es durch nötige Anpassungen der nationalen Ausgestaltung. 
Die Ausarbeitung der europäischen Richtlinien liegt bei den EU-Organen. Bereits hier 
müssen möglichst genaue Formulierungen gefunden werden, um von vornherein unnö-
tige spätere Arbeitsschritte zu vermeiden. So sind bereits in diesem Anfangsstadium 
Bedienstete damit beschäftigt, Rechtstexte zu überarbeiten und in eine verständliche 
Form zu bringen. Allein die verständliche, in sich schlüssige Richtlinie führt aber nicht 
automatisch zu einer unproblematischen Umsetzung, denn neben den rein sprachlichen 
Problemen treten auf europäischer Ebene noch sprachsystematische dazu. 
Wie die Betrachtung des Mehrsprachigkeitsphänomens gezeigt hat, können sich Un-
schärfen auch durch unterschiedliche Rechtsauffassungen begründen. Die einzelnen 
mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen gehen unter Umständen sehr weit auseinander, 
was vor allem historisch bedingt ist. Dieses europäische Merkmal führt allerdings dazu, 
dass rechtliche Übersetzungen nicht ohne Berücksichtigung der verschiedenen Rechts-
auffassungen möglich sind. Denn ohne diese Einbeziehung können die Rechtstexte 
nicht kohärent sein. Die sich herausbildende europäische Rechtsordnung muss also 
möglichst losgelöst von den mitgliedstaatlichen gesehen werden, was aber durch die 
Verschränkungen beider schwerlich möglich ist. Gerade bei den Richtlinien bedeutet 
selbst eine komplette, ordnungsgemäße mitgliedstaatliche Umsetzung keine Ablösung 
von ihrem Ursprung, sondern die Richtlinie muss immer wieder als Bezugspunkt heran-
gezogen werden, erst recht, wenn sie im Nachhinein geändert wird und so unter Um-
ständen auch eine nachträgliche Änderung der mitgliedstaatlichen Umsetzung begrün-
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det. Diese sprachsystematische Ebene ist allerdings auch mit einer grundsätzlich verfas-
sungsrechtlichen Problematik verbunden, welche die Vorrangfrage von Unions- und 
nationalem Recht, die Möglichkeiten des Rechtsschutzes und die Sicherung der Rechts-
staatlichkeit thematisiert.154 
4.8 Zwischenergebnis 
Bei der näheren Betrachtung der europäischen Richtlinien und ihrer Systematik wurde 
deutlich, dass die bereits als problematisch aufgefassten sprachsystematischen Struktu-
ren durch die Verbindung zum konkreten Rechtsakt nur an Brisanz gewinnen. Die An-
forderungen, die an die Richtlinie selbst bzw. an das spezielle Verfahren gestellt wer-
den, nehmen keine Rücksicht auf mögliche Übersetzungsprobleme oder nicht kohärente 
Begriffe, die sich durch unterschiedliche Rechtsordnungen ergeben. Dabei wird oftmals 
versucht, das nationale Verständnis einer Rechtsordnung auf das supranationale System 
der EU zu übertragen. Dabei stößt man unweigerlich auf Grenzen. Die Rechtsordnun-
gen der unterschiedlichen Rechtskreise liegen außerdem unter Umständen so weit aus-
einander, dass die Erzeugung von kohärenten Textfassungen nur unter besonderer An-
strengung erfolgen kann. Insofern kommt zu den beiden bereits erkannten problemati-
schen Ebenen noch eine dritte hinzu, nämlich eine strukturelle. 
Innerhalb dieser strukturellen Ebene lassen sich zwei Unterformen von Unschärfen 
ausmachen. Einmal die konkret auf die Richtlinien bezogene Ebene, welche die prakti-
schen Aspekte einer Richtlinie einbezieht, nämlich ihre Entstehung, ihre Auswirkungen 
(also auch ihre Vorwirkung oder unter Umständen ihre unmittelbare Wirkung), ihre 
Umsetzung in nationales Recht und die damit zusammenhängenden praktischen Konse-
quenzen. Einen zusätzlichen, praktischen Aspekt bilden dabei auch thematische Paralle-
litäten, die insoweit eine Koordinierung der Rechtsakte verlangen. Denn widersprüchli-
che Rechtsakte bedingen zwangsläufig Unschärfen, da aus ihnen keine eindeutigen 
Handlungskonsequenzen abzuleiten sind. Zusätzlich würde eine solche Problematik 
vom europäischen Recht durch die Umsetzung ins nationale Recht übertragen werden. 
Das gilt vor allem auch bei der Einführung von neuen Verfahren in bestimmten The-
                                                 
154 Dazu z.B. Haratsch, EuR 2008, Beiheft 3, 81 ff.; aus anderer Perspektive Kraus, EuR 2008, Bei-
heft 3, 109 ff. 
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mengebieten, die sich aber mit bereits bestehendem Recht überschneiden. Ein neuerer 
Rechtsakt kann insoweit nicht einfach über einen bereits bestehenden hinweggehen. 
Die zweite Unterform von Unschärfen auf struktureller Ebene, die aber insofern auch 
eng mit der anderen verknüpft ist, ist die höhere Systematik des Gesamtgebildes der 
Europäischen Union. Auf dieser Ebene zeigt sich, dass nicht unbedingt einzelne sprach-
liche Formulierungen das größte Unschärfepotential ausmachen, sondern vor allem auch 
die diffuse Struktur des Systems selbst.155 Nach von Bogdandy sei dies zunächst eine 
Begleiterscheinung jeder neu entstehenden Struktur. Dass die Europäische Union in 
ihrer Art und ihren Verfahrensweisen einzigartig und vom Stand ihrer Entwicklung 
noch „jung“ ist, wurde bisher zugrunde gelegt. 
Die Probleme liegen in der Zusammenarbeit der einzelnen Organe, einmal auf europäi-
scher und zusätzlich noch auf nationaler Ebene. Außerdem kommen die oben erläuter-
ten Probleme der Mehrsprachigkeit hinzu. Das führt vor allem in Verwaltungen zu Un-
sicherheiten in der Handhabung. So haben Unschärfen konkret praktische Folgen. 
Strukturelle Unschärfen werden also durch die diffuse Struktur des Systems sowie die 
Struktur der Richtlinie als Rechtsakt bedingt und sind daher schwer zu beseitigen, da ihr 
Ursprung, zumindest beim Gesamtsystem der Union, nicht konkret ist. Dabei ist die 
Effektivität des Systems unter anderem ein zu förderndes Ziel der Union und bedeutet 
stetigen Wandel, um, wenn möglich, die Komplexität zu reduzieren und so das System 
transparenter zu gestalten. Aber die herausgebildeten, europäischen Organisationsstruk-
turen berücksichtigen gerade spezifische Eigenheiten des supranationalen Systems und 
müssen unter Umständen, um allen Mitgliedstaaten gerecht zu werden, kompliziertere 
Verfahren beinhalten, als es eventuell auf nationaler Ebene nötig wäre. 
Insofern ist es auch unabdingbar, dass wenigstens die sprachlichen Fassungen eindeutig, 
hinreichend klar und bestimmt sind, und das möglichst nicht nur, wenn es um ihre un-
mittelbare Wirkung geht. In diesem Sinne müssen die einzelnen Übersetzungen der 
Richtlinien für die Mitgliedstaaten zumindest kohärent sein und so zum gleichen Ergeb-
nis führen, während die nationale Ausgestaltung innerstaatliche Gegebenheiten berück-
sichtigen und so auch im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten unterschiedlich sein 
kann, solange sie nur das von der Richtlinie vorgegebene Ergebnis erzeugt. Allerdings 
                                                 
155 Von Bogdandy, in: von Danwitz/Heintzen/Jestaedt/Korioth/Reinhardt (Hrsg.), Auf dem Wege zu 
einer Europäischen Staatlichkeit, 1993, 9 (11). 
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dürfen sich dadurch keine unterschiedlichen Bedingungen für die in den Mitgliedstaaten 
Betroffenen ergeben und die Kriterien der Richtlinie müssen in eine zwingende Norm 
aufgenommen werden, damit die Verwaltung nicht in eigenem Ermessen handeln kann. 
Denn nur so kann der Einzelne sich auch auf die ihm in der Richtlinie gewährten Rechte 
berufen und diese gerichtlich geltend machen. 
Unschärfen ergeben sich zunächst aus der spezifischen Interdependenz von Rechtstex-
ten, aber auch der Vielzahl von Beteiligungsebenen im EU-System. Wenn in Bezug auf 
die Fehlerhaftigkeit von europäischen Richtlinien Maßnahmen ergriffen werden müs-
sen, so sind diese immer mit großem Verwaltungsaufwand verbunden. 
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5 Unschärfedimensionen der Emissionshandelsrichtlinie 
5.1 Grundlagen 
5.1.1 Klimadiskussion 
5.1.1.1 Klimawandel 
Der Klimawandel beschäftigt nicht nur Wissenschaftler und Politiker, sondern auch der 
gemeine Bürger sieht sich mit immer neuen Schlagzeilen in diversen Medien konfron-
tiert.1 Diese appellieren oftmals an die Leser, dass der Klimawandel gestoppt werden 
müsse, da verheerende Auswirkungen durch den allgemeinen Temperaturanstieg zu 
befürchten seien. Dürreperioden, Gletscherschmelze und Überschwemmungen werden 
als Konsequenzen genannt.2 Ereignisse wie das Erdbeben und der Tsunami in Japan im 
März 2011 mit den verheerenden Folgen für die Bevölkerung auch im Zusammenhang 
mit der atomaren Gefährdungslage schüren die Angst vor weiteren Umwelt- bzw. Kli-
makatastrophen. 
Mit dem Begriff Klima wird indes ein sehr komplexes System beschrieben, in dem ver-
schiedene Elemente aufeinander einwirken, im Rahmen von Klimaänderungen vor al-
lem mit einem langzeitlichen Charakter3. Klassische Klimaelemente sind Temperatur, 
Wind, Strahlung, Luftdruck und -feuchtigkeit, Bewölkung, Niederschlag und Verduns-
tung.4 Dabei zeichnet sich das Klima durch sehr große Schwankungen aus, vor allem 
wenn, wie in der Paläontologie üblich, mehrere Hundertmillionen Jahre in den Blick 
genommen werden.5 Dabei gab es immer wieder Perioden mit wesentlich höheren Tem-
peraturen und auch Phasen mit höheren CO2-Konzentrationen als derzeit. Der kolum-
                                                 
1 Vgl. Lomborg, Cool It, 2007, S. IX, zur politischen Priorität auch S. 3 f.; Knopp/Hoffmann, EWS 
2004, 201 (201 f.). 
2 Diehr, Rechtsschutz im Emissionszertifikate-Handelssystem, 2006, S. 54 f.; zusammenfassend 
bereits zum Forschungsstand zur Klimaänderung Rotte, Politische Studien, Heft 376, 2001, 86 
(87 ff.). 
3 Von Storch/Güss/Heinemann, Das Klimasystem und seine Modellierung, 1999, S. 1. 
4 Z.B. http://www.geo.fu-berlin.de/fb/e-learning/pg-net/themenbereiche/klimageographie/klimaele-
mente/index.html, aufgerufen am 12.8.2011; ähnlich schon von Storch/Güss/Heinemann, Das 
Klimasystem und seine Modellierung, 1999, S. 4; s. auch Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszer-
tifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 4; dazu allgemein Zimmer, CO2-Emissionsrechte-
handel in der Europäischen Union, 2004, S. 21 ff. 
5 Shafy, Der Spiegel 46/2010, S. 136 ff. 
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bianische Paläontologe Carlos Jaramillo prognostiziert beispielsweise für die menschli-
che Spezies, ob mit oder ohne Klimawandel, dass sie aussterben wird, wie 99 % aller 
Lebewesen im Laufe der Evolution.6 Positiv bewertet er dabei, dass die Erde sich wie-
der von den Menschen erholen werde,7 vor allem wenn die anthropogenen Einflüsse 
nachlassen. 
Insgesamt sind der Klimawandel und die in ihm bzw. um ihn herum Agierenden schwer 
einzuschätzen8 und die tatsächlichen Notwendigkeiten für Außenstehende kaum zu er-
fassen. Einerseits werden der Klimawandel und die mit ihm in Zusammenhang gebrach-
ten Ursachen bzw. Folgen als alarmierend eingeschätzt, andererseits wird zunehmend 
von sog. Klimaskeptikern vor unnötiger Panikmache gewarnt. Einige beschrieben in 
einer, allerdings auch vielfach diskutierten, britischen TV-Dokumentation („The Great 
Global Warming Swindle“9), dass der Klimawandel nichts anderes sei als eine stetige, 
normale Veränderung des Klimas,10 die nicht auf menschliche Einflüsse, sondern vor 
allem auf die Sonnenaktivität und die atmosphärischen Veränderungen der Erde selbst11 
zurückzuführen seien. Zumindest sei der Einfluss des Menschen sehr gering. Auf der 
anderen Seite behaupten die Klimaalarmisten, dass gerade Bevölkerungswachstum und 
wachsender Wohlstand den anthropogenen Treibhauseffekt verstärkt haben und der 
Mensch somit effiziente Gegenmaßnahmen treffen müsse, um die Welt zu erhalten. 
Solche Meldungen führen zu enormen sozialen und politischen Erschütterungen12 und 
somit zu einer massiven Verunsicherung in der Bevölkerung; „aus dem anthropogenen 
Klimawandel wird die ‚Klimakatastrophe‘“13. 
Für Außenstehende ist schwer einzuschätzen, wie gravierend die Folgen des bisherigen 
Umgangs mit der Erde tatsächlich sind bzw. was zu tun oder zu lassen ist. Dass, wenn 
es um die Bekanntgabe von Maßnahmen aufgrund von Ereignissen in der Öffentlichkeit 
geht, Unschärfen gezielt eingesetzt werden, wurde bereits erwähnt. Es wird von prag-
                                                 
6 Shafy, Der Spiegel 46/2010, S. 138. 
7 Shafy, Der Spiegel 46/2010, S. 138. 
8 So auch Zwingmann, Ökonomische Analyse der EU-Emissionshandelsrichtlinie, 2007, S. 17 ff. 
und S. 25: ungesicherter Wissensstand; ebenso beide Seiten aufzeigend Giddens, The Politics of 
Climate Change, 2009, S. 17 ff. 
9 Kurz dazu Giddens, The Politics of Climate Change, 2009, S. 24. 
10 Dazu auch Behringer, Kulturgeschichte des Klimas, 2007, S. 288: das Klima ändert sich und hat 
sich immer geändert. 
11 Dazu auch Traufetter, Der Spiegel 47/2009, S. 134 ff. 
12 Behringer, Kulturgeschichte des Klimas, 2007, S. 7. 
13 Von Storch/Güss/Heinemann, Das Klimasystem und seine Modellierung, 1999, S. 4. 
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matischer Unvollständigkeit gesprochen, wenn „in politischen Argumentationen be-
stimmte, für die Beurteilung einer Maßnahme relevante Sachverhalte verschwiegen 
werden“.14 So können durch eine Verschleierung bestimmter Inhalte auch in gewissen 
Bereichen Handlungsspielräume eröffnet werden15 und die Informationsselektion kann 
als Machtausübung angesehen werden.16 Wenn also der Klimawandel und seine Aus-
wirkungen, wissenschaftlich betrachtet, nicht genau bewertet werden können, liegt es 
nahe, dass es einerseits vor allem um die Erhaltung einer Branche geht, die mit starken 
finanziellen Gewinnen einen mittlerweile großen Raum in der Gesellschaft durch die 
vermeintlichen Mühen für die Erhaltung des Klimas einnimmt. Auf der anderen Seite 
sind klimaskeptische Studien oft von Industrieunternehmen initiiert, die eine weitere 
Eindämmung bzw. politische Beschränkung von Emissionen oder ähnliche Umweltauf-
lagen und eine eventuell damit einhergehende finanzielle Belastung verhindern wollen. 
Die eigene Position scheint daher im Gefüge zur Beurteilung der Klimasituation Aus-
gangspunkt zu sein.17 Insofern sind mit Umwelteinschätzungen auch immer Macht-
interessen und ökonomische Vorteile von Bedeutung, die gerade angesichts der unsiche-
ren Forschungslage zu beiden Seiten hin argumentationsoffen sind. 
5.1.1.2 Grenzwerte 
Ein weiterer Unsicherheitsfaktor in diesem Gefüge ist die objektive Bestimmung von 
festen Grenzwerten, denn im Umweltbereich ist oftmals keine scharfe Grenzziehung 
möglich. In diesem Zusammenhang stellen sich beispielsweise Fragen, wie viel Kohlen-
stoffdioxid tatsächlich für die Umwelt schädlich18 und in der Folge auch für den Men-
schen gesundheitsschädlich ist (schließlich hat der Mensch nach Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG 
ein Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit) oder ob die festgelegte Anzahl an 
maximal herauszugebenden Zertifikaten beim Emissionshandel tatsächlich einen Tem-
peraturanstieg hemmen kann. Mit diesen Fragen ergibt sich gleichzeitig das Problem 
                                                 
14 Kindt, in: Müller (Hrsg.), Arbeitsbuch Linguistik, 2. Aufl. 2009, S. 289 (297). 
15 Enzensberger, in: Lerch (Hrsg.), Sprache des Rechts I, 2004, 83 (83). 
16 Hoffmann-Riem, in: Augsberg (Hrsg.), Ungewissheit als Chance, 2009, S. 17 (18). 
17 Rotte, Global warming, nationale Sicherheit und internationale politische Ökonomie, 2001, S. 9 
zum Beispiel der USA: gegen eine Anerkennung des Problems der globalen Erwärmung. 
18 Auch zur Übernutzung der Umweltmedien Luft, Wasser, Boden, Fauna und Flora sowie Minera-
lien, Bodenschätze und Energiequellen Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen 
Union, 2004, S. 134: schwierige Bestimmung des Maßstabs, der konkret an die umsichtige und ra-
tionelle Verwendung der Ressourcen anzulegen ist. 
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der Überprüfung der Effektivität von Maßnahmen, die auf spezifischen Grenzwerten 
gründen. 
Dabei ist die Festlegung von Grenzwerten eine Gratwanderung zwischen Recht und 
Politik, die aber vor allem mit Hilfe einer Vielzahl unterschiedlicher Sachverständigen-
gremien erfolgen muss.19 Es ist zu beachten, dass Grenzwertfestlegungen immer auf 
dem aktuellen Wissensstand gründen, was in der Folge bedeutet, dass sich bei For-
schungsfortschritt und zusätzlichen Erkenntnissen auch neue Grundlagen für die Festle-
gung der Grenzwerte ergeben können, die dann wiederum in eine Bewertung einbezo-
gen werden müssen.20 Festlegungen von Grenzwerten müssen daher unter Einbeziehung 
von Beteiligten in Anhörungsverfahren, Arbeitsgremien vor allem mit ihren Erfah-
rungswerten erfolgen, selbst wenn dann die Übergänge noch fließend sind. Denn abso-
lute Schärfe ist hier aufgrund der Sache nicht möglich. Bei spezifischen Auswirkungen 
wie Lärm wird beispielsweise der „durchschnittliche“ Mensch als Maßstab zugrunde 
gelegt. Demnach wird nicht der Einzelne zur Bewertung herangezogen, sondern es wird 
nach objektiven Kriterien entschieden.21 Somit bleibt die Frage, ab welchem Wert Lärm 
unerträglich wird oder doch noch erträglich ist. 
Im Umweltbereich stellt sich ebenso oftmals bei neuen Technologien die Frage, ob und 
inwieweit Forschungen zugelassen werden sollen oder vielmehr im Hinblick auf die 
eventuell davon ausgehenden Gefahren verboten werden müssen. Eine solche Abwä-
gung war beispielsweise im Bereich der Gentechnik vonnöten. Das Urteil des BVerfG 
vom 24.11.201022 würdigt die Bemühungen des Gesetzgebers, insbesondere die wider-
streitenden Rechtspositionen ausgeglichen zu haben, indem einerseits die Forschung 
und Anwendung der Gentechnik in Deutschland weiter gefördert, aber auf der anderen 
Seite auch der Schutz von Mensch und Umwelt, entsprechend dem Vorsorgegrundsatz 
als oberstes Ziel beibehalten wurde.23 
In diesem Sinne ist auch eine ökologische und ökonomische Abwägung bei Umwelt-
schutzmaßnahmen vorzunehmen. Die Frage ist aber auch hier, ab wann ökonomische 
                                                 
19 Dazu Böhm, Der Normmensch, 1996, S. 2, auch allgemein zur Schwierigkeit der Grenzwertfestle-
gung. 
20 Zum Stand der Wissenschaft am Beispiel der Gefahrenabwehr schon Lohse, Der Rechtsbegriff 
„Stand der Wissenschaft“ aus erkenntnistheoretischer Sicht, 1994. 
21 Böhm, Der Normmensch, 1996, S. 22. 
22 1 BvF 2/05, NVwZ 2011, 94. 
23 BVerfG, NVwZ 2011, 94 (112, Rn. 307). 
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und ab wann ökologische Gesichtspunkte in den Vordergrund treten und wann das eine 
das andere überwiegt. Im Hinblick auf die Kosten der Umsetzung ist die Etablierung 
des Emissionshandelssystems als sehr teure Maßnahme anzusehen.24 Die Investitionen 
in sie würden dann als gerechtfertigt angesehen werden, wenn die Maßnahme ihre Ef-
fektivität unter Beweis stellen und dauerhaft zur Reduktion von Treibhausgasen beitra-
gen würde, die wiederum bestenfalls hilft, einen Anstieg über die sog. Zwei-Grad-
Grenze zu verhindern. Diese Beispiele zeigen, dass eine Festlegung aufgrund der nicht 
abschätzbaren Folgen oftmals nicht möglich ist. Erfahrungswerte sollen helfen, einen 
groben Ansatzpunkt für eine Festlegung zu finden, was schwerlich realisierbar ist, wenn 
bei gewissen Ansätzen noch keine Erfahrungswerte vorliegen. 
Eine Einschätzung der unterschiedlichen Positionen in der Klimadiskussuion fällt 
schwer, da ohne entsprechendes, auch naturwissenschaftliches Hintergrundwissen nicht 
entschieden werden kann, welcher Standpunkt in Bezug auf die Handlungsnotwendig-
keiten zum Schutz der Umwelt fundierter ist. Zumal der Klimawandel derart komplex 
ist, dass selbst führende Wissenschaftler auf diesem Gebiet nicht alle Zusammenhänge 
oder gar Lösungen aufgedeckt haben.25 Grundsätzlich bleibt aber zu bedenken, dass mit 
dem Klimaschutzregime auch große finanzielle Interessen in Verbindung stehen, auch 
wenn die Erhaltung der Lebensbedingungen für zukünftige Generationen in Verbindung 
mit Artenschutz, nachhaltiger Entwicklung etc. höchste Priorität hat. 
5.1.1.3 Handlungsgrundlage 
Nichtsdestotrotz bildet Art. 191 AEUV die Grundlage für den europäischen Umwelt-
schutz, somit auch für die Emissionshandelsrichtlinie, und regelt die unterschiedlichen 
Aspekte der Umweltpolitik. Unter anderem ist darin auch das Vorsorgeprinzip enthal-
ten, das umweltpolitisches Handeln nicht erst zur Abwendung eines drohenden Scha-
dens oder einer konkreten Gefahr erforderlich macht, sondern bereits auf eine Risiko-
                                                 
24 Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2132): Der Emissionshandel selbst stellt ein kosteneffi-
zientes Mittel dar, aber Aufbau der Behördenstruktur und Vollzugsaufwand bringen zusätzliche 
Kosten mit sich. 
25 Lomborg, Cool It, 2007, S. IX f.; auch Rotte, Global warming, nationale Sicherheit und internatio-
nale politische Ökonomie, 2001, S. 6: „die Komplexität des Phänomens [lässt] noch immer keine 
letztverbindliche naturwissenschaftliche Analyse und Erklärung zu“; auch Sattler, Der Handel mit 
Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 9; zusammenfassend Kerth, Emissi-
onshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 328. 
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vermeidung abzielt.26 Danach reicht auch eine auf tatsächlichen Anhaltspunkten beru-
hende Besorgnis einer möglichen Umweltbeeinträchtigung aus, um ein umweltpoliti-
sches Einschreiten begründen zu können, wie beispielsweise das Verbot oder die dauer-
hafte Reduktion von „Stoffen, die mit gewisser Wahrscheinlichkeit negative Auswir-
kungen auf das Klima, die Ozonschicht oder – allgemein – die Umwelt haben kön-
nen“.27 Auch der Einfluss erhöhter CO2-Emissionen kann nicht unwiderlegbar mit dem 
Erwärmungstrend in Verbindung gebracht werden.28 Es bestehen noch zu viele Unsi-
cherheiten in den Klimamodellen. Vermutet wird allerdings, dass sich extreme Klima-
ereignisse häufen, wie tropische Wirbelstürme, langanhaltende Dürreperioden im Wech-
sel mit starken Niederschlägen, Flutkatastrophen oder sogar permanente Überflutungen 
von Küstenregionen.29 Daher kann die EU auch bei dieser eventuellen Wahrscheinlich-
keit einer schädlichen Auswirkung ihr Handeln auf der Basis von Art. 191 AEUV legi-
timieren.30 
Die Konzentration auf die Reduktion von CO2-Emissionen resultiert aus statistischen 
Ergebnissen, die CO2 als das meist emittierte Treibhausgas bestimmen. Außerdem ist 
die Energiewirtschaft neben dem Straßenverkehr die größte Emittentengruppe, weshalb 
die Maßnahme auch auf sie angewandt wird. Beim Straßenverkehr konnte nicht ange-
setzt werden, weil die Kontrollverfahren zu kompliziert wären. 
Letzten Endes sollte ein verantwortungsbewusster Umgang mit der Umwelt und den 
natürlichen Ressourcen Grundlage unseres Handelns sein, wozu aber auch die kritische 
Hinterfragung so aufwendiger Umweltschutzmaßnahmen gehört, wie sie der CO2-
Handel darstellt. Schließlich hängt mit dem System ein enormer Organisationsaufwand 
für die Unternehmen, aber auch ein erheblicher Verwaltungsaufwand für die Mitglied-
staaten zusammen. Gerade auch darum soll im Folgenden untersucht werden, ob die 
Richtlinie bzw. ihre Nachfolgeregelungen zumindest so klar und eindeutig gefasst sind, 
dass die in ihnen vermittelten Handlungsanweisungen zügig und effektiv umgesetzt 
                                                 
26 Breier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 15; auch Calliess, in: Calliess/Ruf-
fert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 26. 
27 Breier, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 15 mit Verweis auf EuGH, Rs. 
C-355/90, Slg. 1993, I-4221 (Rn. 15) – Kommission/Spanien; Rs. C-6/99, Slg. 2000, I-1651 
(Rn. 44) – Greenpeace France. 
28 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 9. 
29 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 28; vgl. auch Hessel-
barth, ZfU 2008, 29 (30). 
30 EuGH, Rs. C-157/96, Slg. 1998, I-2211 (Rn 63 f.) – National Farmersʼ Union; Rs. C-180/96, Slg. 
1998, I-2265 (Rn. 99 f.) – Vereinigtes Königreich/Kommission. 
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werden können. Durch einen nachhaltigen Senkungserfolg und damit weniger Belas-
tung für die Umwelt könnte der enorme Aufwand gerechtfertigt werden. 
5.1.2 Europäische Umweltpolitik 
5.1.2.1 Instrumentenwahl 
Das Thema Umwelt genießt auf europäischer Ebene höchste Priorität. Dies spiegelt sich 
vor allem in den diversen Politikbereichen, Rechtsakten und in der Literatur zum Thema 
wider.31 Die Diskussionen zum Thema Umwelt und Klima sind gerade auch auf politi-
scher Ebene vielfältig. Denn auch wenn über eine grundsätzliche Handlungsnotwendig-
keit Einigkeit herrscht, sind die möglichen Maßnahmen zur Eindämmung von schädli-
chen Einflüssen zahlreich. 
Das europäische Umweltrecht hat sich im Wesentlichen in den letzten 20-30 Jahren 
entwickelt,32 als sich der internationale Umweltschutz als immer drängenderes Thema, 
auch in der Öffentlichkeit, herausstellte. In dieser Zeit hat sich das Umweltbewusstsein 
der Gesellschaft verstärkt,33 gleichzeitig ist die Bevölkerung auch kritischer gegenüber 
Maßnahmen zum Umweltschutz geworden. Sie fordert ihre Effektivität. Durch dieses 
Bewusstsein sind die Bürger nun auch selbst besser in den Prozess einzubeziehen. Dies 
kann über eine sog. indirekte Verhaltenssteuerung erfolgen, bei der Anreize gesetzt 
werden, die auf den Bürger oder das Unternehmen einwirken, ohne ihnen eine Rechts-
pflicht aufzuerlegen. Das umweltbewusste Verhalten soll sich als lohnend darstellen. So 
wurde auch beim Emissionshandelssystem ein ökonomischer Anreiz zur Minderung des 
CO2-Ausstoßes gesetzt und insofern ein anderer Ansatz als beim ordnungsrechtlichen 
Verfahren gewählt.34 Unternehmen, die weniger CO2 ausstoßen, können Zertifikate ge-
winnbringend veräußern. Im privaten Bereich sind diese Anreize selten als lohnend ein-
zustufen, da ein effektiv umweltschonendes Verhalten oft mit Verzicht verbunden ist. 
                                                 
31 Zum Verhältnis von Energie und Klimaschutz Kahl, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäi-
sches Klimaschutzrecht, 2009, S. 21 ff.; zum Emissionshandel speziell Frenz, Emissionshandels-
recht, 2. Aufl. 2008; Elspas/Salje/Stewing (Hrsg.), Emissionshandel, 2006; Adam/Hentschke/ 
Kopp-Assenmacher, Handbuch des Emissionshandelsrechts, 2006; Strube, Das deutsche Emissi-
onshandelsrecht auf dem Prüfstand, 2006; Zenke/Fuhr, Handel mit CO2-Zertifikaten, 2006 mit 
ganz pragmatischem Ansatz; Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (202 m.w.N.). 
32 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 35. 
33 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 176 f. 
34 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 15. 
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Wer beispielsweise Strom sparen will, muss Gewohnheiten ändern oder aber, im Übri-
gen wie Unternehmen auch, neuere Techniken verwenden, in die zunächst investiert 
werden muss. Der Anreiz zu „grünem Verhalten“ ergibt sich also hier mehr aus einer 
Kombination aus persönlicher Motivation und Verpflichtungsgefühl. 
Überhaupt stehen zur umweltrechtlichen Steuerung unterschiedliche Instrumente zur 
Verfügung, die nicht nur direkt verhaltenssteuernd sind, sondern auch indirekt und so-
mit mittelbar vom Staat vorgegeben werden.35 Während die direkte Verhaltenssteuerung 
bestimmtes Handeln, Dulden und Unterlassen zwingend vorgibt, nimmt die indirekte 
Verhaltenssteuerung vielmehr Einfluss auf die Motivation der Adressaten, so dass ein 
Entscheidungsspielraum belassen bleibt.36 Der Hintergrund ist, dass das erwünschte 
Verhalten mit einem Vorteil belegt wird, ohne dass Ge- und Verbote mit unter Umstän-
den einhergehenden Sanktionen nötig sind. Als Vorteile sind nicht nur direkte finanziel-
le Zuwendungen, sondern auch die Vermeidung von Nachteilen und beispielsweise eine 
Imageverbesserung in der Öffentlichkeit zu verstehen.37 Neben den ordnungsrechtlichen 
Möglichkeiten bestehen also auch freiwillige im Sinne von Selbstverpflichtungen. Das 
sind öffentlich abgegebene Erklärungen, bestimmte Umweltanstrengungen vorzuneh-
men.38 Dabei wird außerdem festgelegt, wie die Einhaltung der Verpflichtung nachge-
wiesen werden soll. Im Gegensatz zu Zertifikatmodellen wird hier eben nicht auf Preis-
signale und Wettbewerb gesetzt, sondern auf Absprachen zwischen den Wirtschaftsteil-
nehmern. Auch die Unionsorgane befürworten ein derartiges Vorgehen, was beispiels-
weise schon aus der Entschließung des Rates von 1993 im Rahmen des „Fünften Akti-
                                                 
35 Zum Ganzen Krämer, in: Rengeling (Hrsg.), Handbuch zum europäischen und deutschen Umwelt-
recht, Bd. 1, 2. Aufl. 2003, § 15; auch Hösch, JUTR 2001, 127 (146); zum Verhältnis von Emissi-
onshandel und Ordnungsrecht Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 296 ff. 
m.w.N. 
36 Krämer, in: Rengeling (Hrsg.), Handbuch zum europäischen und deutschen Umweltrecht, Bd. 1, 2. 
Aufl. 2003, § 15 Rn. 5 f.; vgl. auch Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Euro-
päischen Union, 2004, S. 27. 
37 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 28; dazu 
auch allgemein Frenz, Selbstverpflichtungen der Wirtschaft, 2001, S. 3 f. 
38 S. dazu auch mit aufgelisteten, wenn auch älteren Beispielen 
http://www.bmu.de/wirtschaft_und_umwelt/selbstverpflichtungen/doc/36514.php, aufgerufen am 
12.8.2011; zum Verhältnis von Ordnungsrecht und Selbstverpflichtungen schon Frenz, NuR 2001, 
301 (305 ff.). 
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onsprogramms“ mit dem Ziel der dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung von 
Maßnahmen hervorgeht.39 
Auf europäischer Ebene sind diese Instrumente mit direkter und indirekter Verhaltens-
steuerung allerdings nur bedingt einsetzbar. Denn im Normalfall wird zunächst nur der 
Mitgliedstaat über die europäischen Rechtsakte verpflichtet und der einzelne Bürger 
bzw. das Unternehmen erst über die Umsetzung in das nationale Recht.40 Außerdem 
gründen Selbstverpflichtungen oftmals auf Absprachen zwischen den Unternehmen, 
was EU-weit wesentlich schwerer zu steuern ist. 
Auf europäischer Ebene kann daher effektiver mit ökonomischen Steuerungsinstrumen-
ten gearbeitet werden, beziehungsweise umweltordnungsrechtliche und umweltökono-
mische Instrumente greifen hier wie nationales und europäisches Recht ineinander41. 
Neben Umweltabgaben und Ökosteuern sind flexiblere Zertifikatmodelle ins Blickfeld 
gerückt. Mittels dieser Zertifikate werden Rechte erworben, „ein Umweltmedium in 
einer bestimmten Weise zu nutzen“.42 Das Zertifikatmodell sorgt so für eine Verknap-
pung des Umweltguts, so dass sich vom Prinzip her die Umweltnutzung verteuert.43 
Insgesamt wird eine Höchstbelastungsgrenze festgelegt, also eine Immissionsobergren-
ze und somit auch eine feste Anzahl an Zertifikaten, die auf die Emittenten verteilt wer-
den.44 Nicht genutzte Zertifikate können später gewinnbringend veräußert werden. Als 
Vorteil dieses Systems wird daher die positive Innovationswirkung gesehen, da es im 
                                                 
39 Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 1.2.1993 über ein Gemeinschaftsprogramm für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick 
auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung, ABl. C 138, S. 1 (Einleitung Nr. 19). Aus-
führlicher dazu Frenz, Emissionshandelsrecht, § 9 TEHG Rn. 44 ff.; auch Frenz, Europarecht 6, 
Rn. 4599 f. mit Verweis auf das Sechste Umweltaktionsprogramm. 
40 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 30. 
41 Kopp-Assenmacher, ZUR 2006, 405 (405); zur Besonderheit der Verknüpfung von öffentlichem 
Ordnungsrecht mit marktwirtschaftlichen Mitteln bei der Einführung des Emissionshandelssys-
tems Maslaton/Hauk, NVwZ 2005, 1150 (1151). 
42 Auch zum Vorherigen Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Uni-
on, 2004, S. 38 unter Verweis auf Hösch, JUTR 2001, 127 (129, 133). Zu grundrechtlichen Aspek-
ten des Emissionshandels Küll, Grundrechtliche Probleme der Allokation von CO2-Zertifikaten, 
2009; Frenz, Handbuch Europarecht 5, Rn. 171 ff. unter Verweis auf BVerwGE 124, 49 und 
BVerfGE 118, 79 – Emissionshandel. 
43 Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (486); Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der 
Europäischen Union, 2004, S. 40. Das TEHG wirke nicht anders „als eine Erhöhung der Energie-
preise oder von Kanalbenutzungsgebühren“: Maslaton/Hauk, NVwZ 2005, 1150 (1152) zu einem 
entsprechenden Rechtsstreit zur rechtmäßigen Einführung des Treibhausgasemissionshandels. 
44 Hösch, JUTR 2001, 127 (130). 
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Gegensatz zu den ordnungsrechtlichen Instrumenten die Unternehmen zu emissions-
minderndem technischem Fortschritt anregt.45 
So werden die Unternehmen durch einen ökonomischen Anreiz zu umweltfreundlichem 
Handeln angehalten, insofern, als die Veräußerungen von nicht benötigten Emissions-
zertifikaten einen finanziellen Gewinn einbringen. Vom Grundsatz her wird damit die 
Nutzung der Umwelt verteuert.46 Als handelbares Umweltnutzungsrecht wird mit den 
Zertifikaten bei der Menge angesetzt: es „wird fixiert, in welcher Menge eine bestimmte 
Umweltnutzung künftig noch zulässig sein soll, während die Bildung des Preises dem 
Markt überlassen bleibt“47. Der große Vorteil dieses Instruments ist ganz klar die Flexi-
bilität, also dort Einsparungen vorzunehmen, wo sie am kostengünstigsten zu realisieren 
sind. Wichtig ist auch, dass die später kostenpflichtig zu erwerbenden Emissionszertifi-
kate48 Eingang in die betriebliche Kostenrechnung finden müssen und so die Einschrän-
kung der Emissionen nicht nur „ökologisch wünschenswert, sondern auch ökonomisch 
rationell“ ist.49 Durch die freie Handelbarkeit der Zertifikate wird das System oft als 
besonders marktwirtschaftlich eingestuft, obwohl die Festlegung der Gesamtemissi-
onsmenge, die Verteilung der Rechte sowie die Überwachung des Systems allesamt in 
staatlicher Hand liegen.50 
5.1.2.2 EU und Mitgliedstaaten 
Der Umweltschutz wird als Aufgabe der EU und spätestens in der Folge auch der Mit-
gliedstaaten gesehen,51 was eine automatische Kollision bedeutet, wenn beide Vorstel-
lungen darüber nicht übereinstimmen. So gehen bestimmte gesetzliche Festlegungen auf 
EU-Ebene nicht weit genug, weshalb dann auf nationaler Ebene vermehrte Anstrengun-
gen vorgenommen werden sollen, so bei den Zielen der Emissionsreduktionen in 
Deutschland. Grundlage dafür bilden Art. 114 Abs. 4, 5 sowie vor allem Art. 193 
                                                 
45 Hösch, JUTR 2001, 127 (131 f.). 
46 Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (486). 
47 Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481 (486); dazu auch Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im 
europäischen Umweltrecht, 2006, S. 154. 
48 Dazu bereits Burgi/Selmer, Verfassungswidrigkeit einer entgeltlichen Zuteilung von Emissionszer-
tifikaten, 2007; zur kostenlosen Zuteilung Johnston, Climate Policy 2006, 115 ff. 
49 Hösch, JUTR 2001, 127 (133). 
50 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 41. 
51 Zur Einflussnahme der Umweltschutzaufgabe der Union auf Recht und Politik der Mitgliedstaaten 
schon Wiegand, in: von Danwitz/Heintzen/Jestaedt/Korioth/Reinhardt, Auf dem Wege zur einer 
europäischen Staatlichkeit, 1993, S. 149 (166 ff.). 
5 Unschärfedimensionen der Emissionshandelsrichtlinie 
 
 
161 
AEUV, die strengere Umweltschutzmaßnahmen ermöglichen, auch wenn sich daraus 
Verzerrungen für den Binnenmarkt ergeben, die aber durch eine Steigerung des Um-
weltschutzes gerechtfertigt werden können.52 
5.1.2.3 Tatsächlicher Ausgangspunkt 
Klimatische Veränderungen und unter Umständen damit einhergehende Handlungser-
fordernisse wirken sich auf die unterschiedlichsten Politikbereiche aus.53 So wäre bei 
einem tatsächlichen Eintreten der Umweltprognosen auch mit zusätzlichen politischen 
Herausforderungen zu rechnen. Beispielsweise würden bei einem Anstieg des Meeres-
spiegels niedrig gelegene Küstenregionen und Inseln dauerhaft überschwemmt, was 
wiederum zu massiven Wanderungsbewegungen und Wasserknappheit führen könnte.54 
Bei der Treibhausproblematik selbst sind sozusagen diverse „Verschulder“ vorhanden, 
aber alle Staaten sind gleichsam betroffen. Das Klima ist eben nicht an einen Staat ge-
bunden, sondern global.55 
Im Fall der Emissionshandelsrichtlinie ist der Ausgangspunkt klar. Im IPCC-Bericht 
werden verheerende Folgen für die Umwelt vorausgesagt, wenn die globale Temperatur 
weiter ansteigt, und dieser wird hauptsächlich als Grundlage für die politischen Ent-
scheidungen herangezogen. Dementsprechend groß war die Verärgerung von Umwelt-
minister Röttgen als ein nachweislicher Fehler bezüglich des Abschmelzens des Hima-
laya-Gletschers im 4. Bericht von 2007 bekannt und in den Medien diskutiert wurde. 
Laut Spiegel sagte Röttgen: „Wissenschaftliche Genauigkeit ist unabdingbare Voraus-
setzung für die Glaubwürdigkeit der politischen Schlussfolgerungen, die wir daraus 
ziehen.“56 Insofern sind Politiker immer auch von Berichten abhängig, auf deren Grund-
lage dann Maßnahmen und Handlungsoptionen diskutiert werden. Schließlich sind sie 
                                                 
52 Wiegand, in: von Danwitz/Heintzen/Jestaedt/Korioth/Reinhardt, Auf dem Wege zur einer europäi-
schen Staatlichkeit, 1993, S. 149 (168). 
53 Zu den Auswirkungen auf die nationale Sicherheit und zu ökonomischen Aspekten Rotte, Global 
warming, nationale Sicherheit und internationale politische Ökonomie, 2001. 
54 Weiter zu den sozioökonomischen Konsequenzen der Klimaänderung Rotte, Global warming, 
nationale Sicherheit und internationale politische Ökonomie, 2001, S. 13 f.; Sattler, Der Handel 
mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 7 zur unterschiedlichen regiona-
len Betroffenheit. 
55 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 38 und S. 12 
unter Verweis auf Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 9 Rn. 1. 
56 Spiegel-Online vom 23.1.2010 „Fehler im IPCC-Bericht: Gletscherpanne empört Umweltminister 
Röttgen“, http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,673568,00.html, gesehen am 8.8.2011. 
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selbst keine Experten auf naturwissenschaftlichem Gebiet. Eine verlässliche wissen-
schaftliche Datenbasis ist daher zwingend nötig. Daraus können aber immer noch keine 
festen Grenzwerte für Maßnahmen abgeleitet werden, wenn die Folgen nicht abschätz-
bar sind. Denn die Datenbasis bzw. ihre Interpretation gründet gerade im Umweltbe-
reich nicht immer auf einer einhelligen Meinung. Dafür ist das Zusammenspiel der 
Umweltfaktoren zu kompliziert und die einzelnen Messmethoden sind nicht repräsenta-
tiv für die Prognose einer generellen Tendenz. Die soll aber oftmals aufgezeigt werden, 
um den Bürgern gerade die Langfristigkeit und Dringlichkeit der Maßnahmen zu verge-
genwärtigen. Insoweit ist Unschärfe schon in den grundlegenden Auffassungen zum 
Handlungsbedarf im Klimaschutz angelegt. 
5.1.2.4 Vertragliche Festlegungen 
Der neue Vertrag von Lissabon hat kaum Änderungen an den Regelungen zur Umwelt-
politik vorgenommen. Wie bisher ist dem Umweltschutz ein eigener Titel gewidmet 
und er wird zusätzlich an anderen Stellen, beispielsweise in der Präambel, als Aufgabe 
und Ziel der Union hervorgehoben.57 Konkrete Ziele der europäischen Umweltpolitik, 
die im Übrigen keiner hierarchischen Ordnung unterliegen,58 sind gem. Art. 191 Abs. 1 
AEUV: 
- Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 
- Schutz der menschlichen Gesundheit; 
- umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen; 
- Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler 
oder globaler Umweltprobleme und insbesondere zur Bekämpfung des Klimawandels. 
Die Förderung von Maßnahmen „insbesondere zur Bekämpfung des Klimawandels“ ist 
dabei explizit neu in den Vertrag von Lissabon aufgenommen worden. Die zuvor ange-
sprochene Klimaproblematik wird somit vor allem „angesichts der großen politischen 
Bedeutung“59 in den Zielen der EU-Umweltpolitik aufgenommen. Dieser Zufügung 
                                                 
57 Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4506; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 
AEUV Rn. 3 f. 
58 Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 3. 
59 Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 11. 
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wird vor allem durch die führende Rolle der Union bei internationalen Verhandlungen 
zur Bewältigung des Klimawandels entsprochen.60 
Die aufgeführten Ziele der EU-Umweltpolitik geben damit eine Richtung für später 
initiierte Maßnahmen vor,61 sie sind an ihnen auszurichten.62 So geht der Begriff der 
Erhaltung der Umwelt davon aus, dass noch ein Status quo vorherrscht,63 den es zu 
schützen lohnt. Insofern sind nicht nur bereits eingetretene Schäden zu beheben, son-
dern ist vor allem auch die Vorbeugung im Sinne eines präventiven Verhaltens zu beto-
nen, was auch das Ziel des Schutzes der Umwelt beinhaltet.64 Das Ziel der Verbesse-
rung der Umwelt erfasst zusätzlich Maßnahmen zur qualitativen Anhebung des gegen-
wärtigen Standards, was vor allem durch gestufte, sich mit der Zeit verschärfende Vor-
gaben zu erreichen ist.65 Der Emissionshandel ist als solche Maßnahme zu verstehen. 
Die stufenweise Reduktion der Zertifikate soll mit einem abnehmenden CO2-Ausstoß 
einhergehen und so die Belastung dauerhaft senken. 
Als weiteres Ziel der europäischen Umweltpolitik wird der Schutz der menschlichen 
Gesundheit genannt, der weit gefasst wird und physische sowie psychische Beeinträch-
tigungen einbezieht, wie sie beispielsweise durch Lärm entstehen können.66 Wie bereits 
erwähnt, müssen in solchen Zusammenhängen allgemeine Kriterien als Maßstab heran-
gezogen werden, um Grenzwerte bzw. Richtungen in den Maßnahmen festlegen zu 
können. Im Übrigen ermächtigt der Umweltschutztitel nicht zu Maßnahmen, die aus-
schließlich dem Gesundheitsschutz dienen, auch wenn einige Rechtsakte ausdrücklich 
den Gesundheitsschutz als Ziel aufführen.67 
Die umsichtige und rationelle Verwendung natürlicher Ressourcen als Ziel der Unwelt-
politik gibt einen verantwortungsvollen Umgang mit den regenerier- und auch nicht 
regenerierbaren Bodenschätzen vor, sowie mit Luft, Wasser und Boden, einschließlich 
                                                 
60 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 13. 
61 Zu den einzelnen Zielen Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 8 ff. 
62 Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 3. 
63 Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 5: „Aufrechterhaltung des Status quo der Um-
welt“. 
64 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 17: „Prävention statt Repressi-
on“; Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4519 ff. 
65 Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4524. 
66 Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4528; vgl. auch Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 
Art. 191 AEUV Rn. 11. 
67 Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 8. 
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der Pflanzenwelt.68 Die natürlichen Ressourcen sollen sparsam und schonend mit dem 
Bewusstsein ihrer Begrenztheit genutzt werden, so dass eine nachhaltige Entwicklung 
im Vordergrund steht und jede Verschwendung und kurzfristige Bedarfsdeckung ver-
mieden wird.69 
Das Ziel der Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene betont die interna-
tionale Dimension der Umweltpolitik und somit die notwendig über Grenzen hinausge-
hende Zusammenarbeit, ohne die Umweltschutzmaßnahmen gerade im Klimaschutz 
nicht effektiv angegangen werden können.70 Denn beim Klima handelt es sich um ein 
globales Gut, das umso besser geschützt werden kann, je mehr Staaten sich an ehrgeizi-
gen Zielen beteiligen. 
Das Unionsrecht hält außerdem umweltpolitische Handlungsprinzipien bereit, die es zu 
beachten gilt. In Art. 191 Abs. 2 AEUV werden diese genannt. Demnach zielt die Uni-
onspolitik nach Art. 191 Abs. 2 S. 1 AEUV auf ein hohes Schutzniveau71 und beruht 
nach den folgenden Sätzen auf den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung72, auf 
dem Ursprungs-73 und dem Verursacherprinzip. Das Vorsorgeprinzip, auf das im Weite-
ren noch zurückzukommen ist, ist dabei besonders wichtig.74 Das Prinzip beinhaltet 
zwei Aspekte, nämlich die Ressourcenvorsorge einerseits und die Risikovorsorge ande-
rerseits. Bei den natürlichen Ressourcen geht es vor allem um die Beachtung ihrer End-
lichkeit und somit auch die schonende Nutzung im Hinblick auf zukünftige Generatio-
nen, die wiederum mit dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung in Verbindung 
steht. Ziel ist letztlich „die Nichtausschöpfung ökologischer Belastungsgrenzen“.75 Die 
Risikovorsorge zielt auf ein Eingreifen vor der Entstehung von Gefahren und bezieht so 
auch eine mögliche Wahrscheinlichkeit mit ein. Allerdings sind diese Handlungsprinzi-
                                                 
68 Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4529 f. 
69 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 12; Lenz/Borchardt, EU-Verträge, 
Art. 191 AEUV Rn. 9. 
70 Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 27 ff. 
71 Dazu Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 13 f. 
72 Näher Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 15. 
73 Dazu beispielsweise näher Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 18, 
zum Verursacherprinzip Rn. 19; auch Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 191 AEUV Rn. 16 und 
17. 
74 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 121 ff.; zu 
diesem auch Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 17. 
75 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 122 auch 
zum Vorherigen und Folgenden. 
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pien allesamt nicht scharf voneinander abzugrenzen. Die inhaltlich in ihnen zum Tragen 
kommenden Aspekte überschneiden sich vielmehr. 
5.1.2.5 Die EU als Mitglied der UN: das Kyoto-Protokoll 
Als Mitglied der United Nations (UN) ist die Europäische Union regelmäßig auch an 
Klimagipfeln beteiligt. Das Kyoto-Protokoll war dabei ein wichtiger Meilenstein in den 
Verhandlungen zur Begrenzung des weltweiten CO2-Ausstoßes.76 Auch damals war das 
Protokoll nicht einfach durchzusetzen, sondern brauchte jahrelange Diskussionen und 
eine entsprechend lange Ratifizierungsphase,77 bis es schließlich in Kraft treten konnte. 
Durch das Auslaufen des Protokolls 2012 sind Verhandlungen über ein neues Abkom-
men nötig geworden. Bereits in Kopenhagen 2009 sowie in Cancún 2010 wurde über 
die Fortsetzung des Protokolls und neue Inhalte gestritten.78 2009 konnte kaum Produk-
tives als Ergebnis des Gipfels festgehalten werden.79 Es wurde lediglich das Zwei-Grad-
Ziel anerkannt, ohne dass konkrete, für alle Industriestaaten einheitliche Reduktions-
pflichten festgelegt wurden.80 Das System sollte auf nur noch freiwillige Angebote der 
einzelnen Staaten zum Klimaschutz hinauslaufen.81 Eine derartige Entwicklung wäre 
indes tragisch. Nationale Alleingänge können für sich genommen keine enormen Ver-
änderungen für das globale Klima bringen, wenn andere Staaten nicht mitziehen.82 Das 
gilt auch in anderen Umweltbereichen, beispielsweise beim derzeit aktuellen Thema des 
Atomausstiegs. Wenn Deutschland den Ausstieg beschließt, andere europäische Staaten, 
wie vor allem die Nachbarländer aber nicht, wird unter Umständen sogar weiterhin 
Atomstrom aus dem Ausland importiert und die Folgen eines GAUs wären in Deutsch-
land trotzdem spürbar. Insofern ist es nötig, gemeinsame Wege zu finden.83 
                                                 
76 Allgemein Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (31 f.). 
77 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 165. 
78 Zum Ablauf in Kopenhagen Rapp/Schwägerl/Traufetter, Der Spiegel 18/2010, S. 128 ff. Zum 
Vorlauf von Cancún Kurbjuweit/Schwägerl, Der Spiegel 48/2010, S. 32 ff. 
79 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (18). 
80 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (18 f.). 
81 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (19). 
82 Cosack, EurUP 2007, 40 (48 f.): mehr als die Hälfte des Anstiegs der CO2-Emissionen wurde im 
Zeitraum 1990-2003 durch die USA und China verursacht. 
83 S. auch die Schlussfolgerung in Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Analy-
se der Optionen zur Verringerung der Treibhausgasemissionen um mehr als 20 % und Bewertung 
des Risikos der Verlagerung von CO2-Emissionen, KOM (2010) 265 endg., S. 2. 
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2010 in Cancún konnten zumindest die grundsätzliche Bereitschaft zur Fortsetzung des 
Kyoto-Protokolls sowie ein neu eingerichteter Hilfsfonds als Erfolge in den Verhand-
lungen verbucht werden. Der Hilfsfonds soll durch Mittel der Industrieländer gespeist 
werden, bis 2012 mit 30 Milliarden US-Dollar, ab dem Jahr 2020 sogar mit 100 Mil-
liarden US-Dollar. Mit diesem Geld soll die Wirtschaft in den Entwicklungsländern mit 
moderner und insofern auch effizienterer Technologie ausgestattet werden, die die Um-
welt weniger belastet. Allerdings gab es auch einige kritische Meinungen bezüglich der 
Ergebnisse von Cancún. Denn die konkreten Verhandlungen bzw. der Beschluss über 
eine Nachfolge des Kyoto-Protokolls wurden auf den nächsten Klimagipfel Ende 2011 
in Durban verschoben. Damit ist klar, dass zwischen dem 2012 auslaufenden Kyoto-
Protokoll und der Nachfolgeregelung eine vertragliche Lücke klaffen wird, da die Rati-
fizierungsphase durch die einzelnen Länder vermutlich Jahre dauert.84 Dann ist fraglich, 
ob der weltweite Emissionshandel so beibehalten werden kann. Zumindest in der EU 
und deren Mitgliedstaaten sind die CO2-Senkungsanstrengungen bereits in rechtliche 
Formen gegossen, so dass der Emissionshandel auf jeden Fall über das Kyoto-Protokoll 
hinaus fortbestehen kann. 
Aber nur eine Fortführung des Kyoto-Protokolls und damit ein neues internationales 
Abkommen kann zur dauerhaften Eindämmung der Emissionen und somit auch zur Er-
reichung der maximalen Emissionsmenge führen. Ein europäischer Alleingang dagegen 
wird sich weltweit nur gering auswirken können und unter Umständen Wettbewerbs-
nachteile nach sich ziehen. 
Indes sind die bisherigen Senkungsleistungen beachtlich.85 Nach dem Stand von April 
2010 wird Deutschland sein Kyoto-Ziel erfüllen können, da bis Ende 2009 die Treib-
hausgasemissionen bereits um 28,7 % gegenüber 1990 gesenkt werden konnten (ur-
sprüngliches Ziel: 21 %).86 Auch EU-weit konnten die Emissionen reduziert werden, die 
EU-27 schafften bis 2007 eine Reduktion um 9,3 % bei einem sogar steigenden Wirt-
schaftswachstum. Die Gesamtreduktion aller am Kyoto-Protokoll teilnehmenden Indus-
                                                 
84 S. auch zum Vorherigen http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,734080,00.html und 
http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,734079,00.html, aufgerufen am 12.8.2011. 
85 Laut Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Analyse der Optionen zur Verrin-
gerung der Treibhausgasemissionen um mehr als 20 % und Bewertung des Risikos der Verlage-
rung von CO2-Emissionen, KOM (2010) 265 endg., S. 2. 
86 S. http://www.bmu.de/klimaschutz/internationale_klimapolitik/kyoto_protokoll/doc/20226.php, 
aufgerufen am 12.8.2011. 
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triestaaten lag bis 2007 bei 3,9 % im Vergleich zum Jahr 1990, während die weltweiten 
Treibhausgasemissionen zunahmen. Der globale Treibhausgasausstoß stieg bis 2006 um 
rund 24 % gegenüber 1990. Dieser Trend ist vor allem auf wirtschaftlich rasch wach-
sende Länder wie China und Indien zurückzuführen, deren Emissionen stark zuneh-
men.87 Daraus wird wiederum deutlich, wie wichtig eine globale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf Klimaschutzmaßnahmen ist. 
5.2 Entwicklung und Konzeption der Emissionshandelsrichtlinie 
sowie Folgen für die Unschärfe 
5.2.1 Ausgangspunkt 
Im Rahmen des „Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Na-
tionen über Klimaveränderungen“ vom 10. Dezember 1997 hatte die EU sich bereits 
verpflichtet, ihre Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um 8 % zu senken.88 
Zunächst sollte daher mit Hilfe eines Grünbuchs, vorgestellt von der Kommission, eine 
Diskussion zum Handel mit Treibhausgasemissionen in der EU und zu den Beziehun-
gen zwischen diesem Emissionshandelssystem und den sonstigen mit Klimaänderungen 
befassten Politiken und Maßnahmen in Gang gebracht werden.89 Dieses Dokument war 
somit der Ausgangspunkt des Emissionshandels auf europäischer Ebene. Mit Grünbü-
chern kann die Kommission generell auf EU-Ebene in einem bestimmten Politikbereich 
Themen und Ideen vorstellen, die dann von der interessierten Öffentlichkeit diskutiert 
und unter Umständen auch im Rahmen von Beratungen kommentiert werden können.90 
Der Anstoß durch dieses Grünbuch soll allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
                                                 
87 S. http://www.bmu.de/klimaschutz/internationale_klimapolitik/kyoto_protokoll/doc/20226.php, 
aufgerufen am 12.8.2011. 
88 Rengeling, DVBl. 2000, 1725 (1725). 
89 S. Grünbuch zum Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen Union vom 8.3.2000, 
KOM (2000) 87 endg., S. 4; dazu auch Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäi-
schen Umweltrecht, 2006, S. 166; Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Euro-
päischen Union, 2004, S. 43 f. 
90 Frenz, Europarecht 6, 2011, Rn. 4596. 
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Überlegungen zu Zertifikatmodellen als marktwirtschaftliche Instrumente in der Um-
weltpolitik schon früher diskutiert wurden.91 
5.2.2 Grünbuch 
Das Grünbuch zum Thema „Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen 
Union“ zählte somit unter anderem verschiedene Politikoptionen auf, um jeweils am 
Ende dieser Kapitel die wichtigsten Fragestellungen aufzugreifen. Diese konnten aber 
vor allem aufgrund des vorgegebenen Zeitraums nicht abschließend geklärt werden.92 
Trotzdem gingen etwa 100 Stellungnahmen ein, wovon die Mehrheit die Möglichkeit 
des Emissionshandels begrüßte. Das größte Problem schien aber darin zu liegen, den 
Emissionshandel mit anderen Politiken und Maßnahmen (auf dem Gebiet der Steuer, 
Umweltvereinbarungen oder beispielsweise ordnungspolitische und technische Nor-
men), aber auch den bereits bestehenden, konkreten Umweltschutzmaßnahmen in Ein-
klang zu bringen.93 Gerade auch in Deutschland, wo bereits einige Maßnahmen ergrif-
fen worden waren, war eine Koordinierung unabdingbar, die je nach Maßnahme mit 
besonderen Problemen behaftet war.94 
Im Oktober 2001 wurde dann die Idee eines europäischen Handelssystems in Form ei-
nes Richtlinienvorschlags präsentiert.95 Hierin wurden die aus den Diskussionen um das 
Grünbuch gewonnenen Erkenntnisse konkretisiert.96 Dieser Richtlinienvorschlag sah 
den Beginn des Emissionshandels schon „zum 1.1.2005 vor, d.h. nicht synchron zu der 
im Kyoto-Protokoll vorgesehenen Verpflichtungsperiode 2008/2012“.97 So wurde eine 
Testphase eingeplant,98 in der das Instrument geprüft und unter Umständen noch modi-
                                                 
91 Z.B. bei Ewringmann/Gawel, Kompensationen im Immissionsschutzrecht, 1994; Cansier, NVwZ 
1994, 642 ff.; Bothe, NVwZ 1995, 937 ff.; Enders, Kompensationsregelungen im Immissions-
schutzrecht, 1996; Stüer/Spreen, UPR 1999, 161 ff. 
92 Rengeling, DVBl. 2000, 1725 (1726). 
93 Rengeling, DVBl. 2000, 1725 (1727). 
94 Näher dazu u. 5.4. 
95 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionsberechtigungen in der Gemeinschaft und zur Änderung der RL 
96/61/EG des Rates, KOM (2001) 581 endg., S. 2. 
96 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 45. 
97 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 45; s. auch 
Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2127). 
98 So explizit schon im Grünbuch zum Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen 
Union vom 8.3.2000, KOM (2000) 87 endg., S. 4. S. auch Ehrmann, et 2011, 116 (116); schon 
Cosack, EurUP 2007, 40 (41). 
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fiziert werden konnte. Auf der Grundlage von (damals noch) Art. 175 Abs. 1 EG wurde 
das Rechtsetzungsverfahren durch die Veröffentlichung der Emissionshandelsrichtlinie 
im Oktober 2003 abgeschlossen.99 Dennoch handelte es sich um ein äußerst umstritte-
nes Verfahren, „u.a. wurde bei der Beschlussfassung im Rat teilweise Einstimmigkeit 
gefordert“.100 Der erste Richtlinienentwurf wurde durch das Europäische Parlament und 
den Umweltministerrat am 9. Dezember 2002 in diversen Punkten geändert101 und 
musste nachgebessert werden. Der Vorschlag wurde schließlich erst am 2. Juli 2003 in 
zweiter Lesung durch das Parlament gebilligt.102 
5.2.3 Ursprungsfassung 
Die Emissionshandelsrichtlinie entstand somit aus der Verpflichtung durch das Kyoto-
Protokoll und sollte zunächst nur zur Reduktion von durch Industrieanlagen ausgesto-
ßenem CO2 beitragen. Die ursprüngliche Emissionshandelsrichtlinie wurde als „RL 
2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
RL 96/61/EG des Rates“ am 13. Oktober 2003 veröffentlicht.103 Wie der Titel schon 
sagt, regelt und etabliert sie ein System für den Emissionshandel104 in der (damals noch) 
Europäischen Gemeinschaft. Das System funktioniert nach dem Prinzip „Cap and Tra-
de“. „Cap“ bedeutet darin eine in der Höhe begrenzte Ausstoßmenge, die den Unter-
nehmen in Form von Zertifikaten zugeteilt wird. Die Unternehmen können schließlich 
mit den Zertifikaten im Sinne von „Trade“ handeln und erhalten so auch einen wirt-
schaftlichen Anreiz zur Senkung der Emissionen. Denn das Unternehmen, das seine 
Zertifikate aufgrund eines geringeren Ausstoßes nicht benötigt, kann sie am Markt ver-
kaufen.105 Das System funktioniert also nach einem gestuften Prinzip: Die Umweltbe-
lastung wird durch die Steuerung der Menge fixiert (Cap). Diese Belastungsmenge wird 
                                                 
99 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 166 f. 
100 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 61. 
101 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 62. 
102 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 62 a.E.; Kerth, Emissionshandel im Ge-
meinschaftsrecht, 2004, S. 326: mit Zugeständnissen, die sich negativ auf die ökonomische Effi-
zienz und/oder ökologische Effektivität auswirken könnten. 
103 ABl. L 275, S. 32. S. auch die Einleitung. 
104 Eigentlich müsste es konsequent Emissionsrechtehandel heißen, denn schließlich werden nicht die 
Emissionen selbst, sondern die Rechte zum Ausstoß von Emissionen gehandelt, s. auch 
Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (202). 
105 Dazu auch Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (21). 
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in Umweltzertifikate, also handelbare Teileinheiten aufgeteilt. Danach folgt die Vertei-
lung der Zertifikate an die Verpflichteten in Form eines Allokationsplans (bzw. zukünf-
tig weitgehend durch Versteigerung) und zum Schluss bildet sich ein Marktpreis pro 
Zertifikat heraus.106 
Die erste Handelsperiode von 2005-2007 wurde als Erprobungsphase genutzt, vor allem 
um den Aufbau der entsprechenden Institutionen und die Sammlung von Erfahrungen 
beim Ablauf für künftige Handelsperioden zu unterstützen, da der Emissionshandel als 
solcher ein neues Instrument im Umweltrecht der Union darstellte.107 Es fehlten ent-
sprechende Erfahrungswerte108 und alle Beteiligten konnten davon ausgehen, dass ein 
so komplexes System nicht von Anfang an in allen Mitgliedstaaten reibungslos funktio-
nieren würde. So war auch eine relevante Reduktion in dieser Testphase gar nicht ange-
strebt.109 
5.2.4 Änderungen 
Eine der vielen Änderungen der Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG selbst erfolgte 
im Rahmen des Energie- und Klimapakets unter anderem durch die RL 2008/101/EG110 
und bewirkte neben den ortsfesten Anlagen die zusätzliche Einbeziehung des Luftver-
kehrs in den Emissionshandel. Nach dieser Richtlinie wurde der Luftverkehr als Kapi-
tel II in die alte Richtlinie integriert, beschränkt auf die in Anhang I aufgelisteten Luft-
verkehrstätigkeiten.111 Die Richtlinie regelt die Gesamtmenge, die Methode der Zutei-
lung und Vergabe von Zertifikaten im Bereich des Luftverkehrs. Die Art. 3 a-g RL 
2003/87/EG treffen dann die entsprechenden Bestimmungen für die in Anhang I aufge-
listeten Luftverkehrstätigkeiten. Wichtig ist die Einbeziehung auch, da der Ausstoß 
durch Flugzeuge in der Stratosphäre gravierendere, negativere Folgen für die Umwelt 
                                                 
106 Vgl. Abbildung bei Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (33); ausführlich zum Ablauf des Handels mit den 
Zertifikaten Zenke/Fuhr, Handel mit CO2-Zertifikaten, 2006, Rn. 420 ff. 
107 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 167. 
108 Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 167. 
109 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (192). 
110 Des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der RL 2003/87/EG zwecks Einbezie-
hung des Luftverkehrs in das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Gemeinschaft vom 19.11.2008, ABl. 2009 L 8, S. 3. 
111 Zur vorherigen Diskussion zur Aufnahme des Luftverkehrs in den Emissionshandel Sieberg, 
NVwZ 2006, 141 ff. 
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haben soll als die Emissionen durch ortsfeste Anlagen am Boden.112 Genaue Zahlen 
über den unterschiedlichen Wirkungsgrad liegen allerdings hier nicht vor. 
Begründet wird die Aufnahme unter anderem damit, dass, wenn die Klimaauswirkun-
gen des Luftverkehrs weiterhin im bisherigen Tempo zunehmen, dies die in anderen 
Sektoren erzielten Reduktionen spürbar untergraben würde.113 Allerdings machen die 
Emissionen aus Verkehrstätigkeiten lediglich 20 % (und dabei ca. 19 % allein aus dem 
Straßenverkehr) der gesamten Emissionen aus. Der Großteil mit knapp 47 % geht von 
der Energiewirtschaft aus.114 Daher soll die Einbeziehung des Luftverkehrs unter wirt-
schaftlichen wie auch ökologischen Gesichtspunkten erfolgen.115 Nach Anhang I Nr. 6 
der RL 2003/87/EG werden daher ab dem 1. Januar 2012 alle Flüge einbezogen, die auf 
Flugplätzen enden oder von Flugplätzen abgehen, die sich in einem Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats befinden, auf das der Vertrag Anwendung findet. Die Ausnahmen sind 
dort ebenso spezifisch aufgeführt. Danach fallen unter diese Tätigkeit laut lit. a) bei-
spielsweise nicht: „Flüge, die ausschließlich zur Beförderung von in offizieller Mission 
befindlichen regierenden Monarchen und ihren unmittelbaren Familienangehörigen so-
wie Staatschefs, Regierungschefs und von zur Regierung gehörenden Ministern eines 
Nichtmitgliedstaats durchgeführt werden, soweit dies durch einen entsprechenden Sta-
tusindikator im Flugplan vermerkt ist“. Es werden weitere zehn Ausnahmen aufgezählt, 
wie auch Militärflüge, Übungsflüge oder Flüge, die wissenschaftlichen oder humanitä-
ren Zwecken dienen. Letztlich wird die Abgabe somit auf Flüge bezogen, die im kom-
merziellen Sinne getätigt werden. 
Spezifische Änderungen in Bezug auf das Regelungsverfahren wurden am 11. März 
2009 durch die VO (EG) Nr. 219/2009116 vorgenommen. Die Verordnung nimmt damit 
Änderungen in Art. 11b Abs. 7, Art. 14 Abs. 1 S. 1, Art. 19 Abs. 3, Art. 22, Art. 23 
Abs. 3, Art. 24, Art. 25 Abs. 2 und Anhang IV der RL 2003/87/EG vor. Im Wesentli-
                                                 
112 Zur Bemessungsgrundlage genauer Sieberg, NVwZ 2006, 141 (143). 
113 Vgl. Erwägungsgrund 11 der RL 2008/101/EG. 
114 Weiter ca. 14 % von Haushalten, ca. 12,5 % vom verarbeitenden Gewerbe, der Rest von Gewerbe, 
Handel und Dienstleistungen (Werte von 2008), Umweltbundesamt unter http://www.umwelt-
bundesamt-daten-zur-umwelt.de/umweltdaten/public/theme.do?nodeIdent=3577, aufgerufen am 
12.8.2011. 
115 Erwägungsgrund 12 der RL 2008/101/EG; s. auch Winter, ZUR 2009, 289 ff. zur Überlagerung 
von ökologischen durch ökonomische Gesichtspunkte. 
116 Des Europäischen Parlaments und des Rates zur Anpassung einiger Rechtsakte, für die das Ver-
fahren des Artikels 251 des Vertrags gilt, an den Beschluss 1999/468/EG des Rates in Bezug auf 
das Regelungsverfahren mit Kontrolle – Anpassung an das Regelungsverfahren mit Kontrolle – 
Zweiter Teil, ABl. L 87, S. 109. 
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chen geht es dabei um die Anpassungen in Bezug auf das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle, wobei einige Änderungen im Anschluss durch die RL 2009/29/EG wiederum 
angepasst wurden. Einbezogen wird die Unterstützung der Kommission durch einen 
Ausschuss, der durch Art. 8 der Entscheidung 93/389/EWG eingesetzt wird und sich 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt. Vorsitzender ist ein Vertreter der 
Kommission. Dieser Ausschuss mit eigener Geschäftsführung gibt Stellungnahmen zu 
Entwürfen ab, so dass die beabsichtigten Maßnahmen erlassen werden, wenn diese mit 
der Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen. Insofern sind Änderungen immer 
dem Ausschuss vorzulegen, was dann einem Regelungsverfahren mit Kontrolle ent-
spricht. 
Die letzte Änderung erfolgte vorläufig durch die RL 2009/29/EG117 vom 23. April 
2009. Durch diese Änderung sollte laut Titel das EU-System für den Handel mit Treib-
hausgasemissionszertifikaten verbessert und ausgeweitet werden. Dazu wurden an eini-
gen Stellen zusätzliche Passagen ergänzt. Unter anderem sollen damit bereits vorher 
zutage getretene Probleme geklärt, neue Entwicklungen berücksichtigt und das gesamte 
System harmonisiert und vereinheitlicht werden.118 Die Richtlinie ist bis zum 
31. Dezember 2012 von den Mitgliedstaaten umzusetzen. Diese Fassung der Richtlinie 
wird daher als Ausgangspunkt genommen, eine Bezugnahme auf die Ursprungs- bzw. 
eine ältere Fassung wird explizit gekennzeichnet. 
Der Beschluss 2010/634/EU vom 22. Oktober 2010119 legt schließlich die absolute, ge-
meinschaftsweite Menge der 2013 auszugebenden Zertifikate auf 2.039.152.882 fest. 
Bei dieser Zahl ist die Verringerung um den linearen Faktor 1,74 % bereits berücksich-
tigt. Im Jahr 2020 sollen dann europaweit maximal 1.720.000.000 Berechtigungen zu-
geteilt werden.120 Bisher hatte jeder Mitgliedstaat eine eigene nationale Obergrenze 
festgelegt, was nunmehr durch die europaweite Vorgabe zur Verschärfung der Minde-
                                                 
117 Des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der RL 2003/87/EG zwecks Verbesse-
rung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhausgasemissionszerti-
fikaten, ABl. L 140, S. 63. 
118 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (22): Prinzip der 
Harmonisierung und Vereinheitlichung als wesentliches Strukturelement. 
119 Beschluss der Kommission zur Anpassung der gemeinschaftsweiten Menge der im Rahmen des 
EU-Emissionshandelssystems für 2013 zu vergebenden Zertifikate und zur Aufhebung des Be-
schlusses 2010/384/EU, ABl. L 279, S. 34. 
120 Ehrmann, et 2011, 116 (118). Zur Problematik der Festlegung von Grenzwerten s.o. 5.1.1.2. 
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rungsziele abgelöst werden soll.121 Neben der nun gesamt geltenden Obergrenze wird 
mit Art. 10 RL 2003/87/EG außerdem die Allokationsmethode vereinheitlicht. So soll 
durch die einheitliche Versteigerung der Berechtigungen eine Wettbewerbsverzerrung 
durch unterschiedliche nationale Zuteilungsverfahren nicht mehr möglich sein.122 
Die vielfachen, auch vormaligen Änderungen ergaben sich vor allem durch die Erfah-
rungen aus der Testphase. So stellte sich beispielsweise (aus deutscher Sicht) heraus, 
dass bei Kleinanlagen ein Missverhältnis zwischen Verwaltungsaufwand und klima-
schutzpolitischem Ertrag bestand sowie die kostenlose Zuteilung der Zertifikate zu er-
heblichen „windfall profits“ führte, was für die Verbraucher eine Einpreisung und somit 
einen erhöhten Strompreis zur Folge hatte.123 Weiterhin wurden Defizite durch eine 
unzureichende Harmonisierung der Mengenbegrenzungen und beim Allokationsverfah-
ren festgestellt.124 Dadurch ergab sich die Schwierigkeit, dass keine langfristige Planung 
für Unternehmen möglich war und das System für erhebliche Lobby-Einflüsse geöffnet 
wurde. Nach Rodi waren diese Folgen absehbar und müssen seines Erachtens auch von 
der Kommission in Betracht gezogen worden sein. Dies deute auf eine vor allem politi-
sche Funktion der Testphase hin, denn zu Beginn der Testphase konnten die Mitglied-
staaten davon ausgehen, die Ausgestaltung selbst in die Hand nehmen zu können bzw. 
wesentliche inhaltliche Entscheidungen zu treffen. Der der Richtlinie vorangegangene 
Vorschlag der Kommission sah aber bereits eine zentralere Ausgestaltung aller wesent-
lichen Funktionselemente des Handelssystems vor.125 Nunmehr wird der Einfluss der 
Mitgliedstaaten beschränkt und es handelt sich um eine in großen Teilen inhaltlich be-
stimmende Richtlinie, die wenig Raum für die nationale Ausgestaltung lässt. Diese 
Entwicklungen wurden in den Änderungen berücksichtigt und verschärfen somit die 
Bedingungen für die dritte Handelsperiode. Gerade im Bereich der Zuteilung bleibt den 
Mitgliedstaaten kaum noch Spielraum, was aber im Hinnlick auf die Vermeidung von 
Unschärfen hilfreich sein kann.126 
 
                                                 
121 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (23). 
122 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (23 f.). Dazu 
näher u. 5.6. 
123 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (192). 
124 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (192). 
125 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (192 f.). 
126 S.u. 5.6. 
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5.2.5 Anforderungen 
Die Europäische Union hat durch das Emissionshandelssystem eine Vorreiterrolle in 
Sachen Klimaschutz und Emissionsreduktion eingenommen. Damit wurde erstmals ein 
Zertifikathandelssystem etabliert, das über nationale Grenzen hinausgeht und so eine 
gemeinsame, europäische Umweltschutzmaßnahme darstellt. Da die Europäische Union 
die größte politische Einheit unter den Industrienationen ist, können die Einigungen auf 
der Umweltebene als großer Fortschritt gewertet werden, auch wenn einzelne EU-
Staaten noch weit hinter ihren ursprünglich festgelegten Zielwerten zurückbleiben. Al-
lerdings geht der größte Teil der Emissionsminderungen zumindest in Deutschland 
nicht auf tatsächliche Einsparungen zurück, sondern vor allem auf industrielle Umstruk-
turierungen bzw. den Zusammenbruch der ehemaligen DDR, was im Anschluss zu rela-
tiv guten Werten für Deutschland geführt hat.127 
Das Emissionshandelssystem, das auf einen längeren Zeitraum angelegt ist, dient der 
Senkung von Treibhausgasemissionen und soll dabei besonders wirtschaftliche Aspekte 
mit einbeziehen. So können die von den Unternehmen zu ergreifenden Maßnahmen dort 
angesetzt werden, wo sie für das Unternehmen am kostengünstigsten zu realisieren sind. 
Die Umweltschutzanforderungen werden so mit ökonomischen Aspekten in Verbindung 
gebracht.128 Dennoch sind die einzelnen, eingebetteten Maßnahmen mitunter sehr spe-
ziell und bedingen immer neue Diskussionen.129 
Das 2005 etablierte System beruht außerdem auf zahlreichen Regelungen, die von den 
Betroffenen eine intensive Auseinandersetzung mit den noch dazu nicht immer klaren 
Inhalten voraussetzen.130 Doch nur mit einer entsprechenden Einarbeitung in die The-
matik können die Unternehmen alle Möglichkeiten des Systems ausschöpfen. Im Ge-
gensatz dazu kann aber die Abkehr vom traditionellen Ordnungsrecht im Umweltbe-
reich auch neue Möglichkeiten für die Beteiligten eröffnen und trotz des Organisations-
                                                 
127 Zwingmann, Ökonomische Analyse der EU-Emissionshandelsrichtlinie, 2007, S. 89 ff.; auch Zim-
mer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 62. 
128 Allgemein die Vorteile des Systems betonend Weinreich/Marr, NJW 2005, 1078 ff.; auch Boie, 
Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, S. 36; krit. Winter, 
ZUR 2009, 289 (297); speziell zu wettbewerbsrechtlichen Aspekten Reimann, EWS 2004, 160 ff. 
129 Speziell zu Prozessemissionen Frenz, DVBl. 2006, 728 ff. 
130 Zenke/Fuhr, Handel mit CO2-Zertifikaten, 2006, Rn. 626. 
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aufwandes finanzielle Vorteile schaffen. „Teilweise sind diese so groß, dass bereits 
wieder Einschränkungen durch Staat oder Marktaufsicht gefordert werden.“131 
Die große Anzahl an Änderungen und Ergänzungen der Emissionshandelsrichtlinie 
selbst sind sehr auffällig und schränken die Normenklarheit ein. Die ursprüngliche 
Emissionshandelsrichtlinie hat ihren Umfang mittlerweile fast vervierfacht. Daher war 
es offenbar nötig, zusätzliche Informationen einzuflechten bzw. Artikel neu zu fassen. 
Die Einbeziehung der Luftverkehrstätigkeiten stellt natürlich auch einen großen neuen 
Block in der geänderten RL 2003/87/EG dar. Dennoch ist gerade an der konsolidierten 
Fassung der Richtlinie zu erkennen, dass kaum ein Artikel im Vergleich zur Ursprungs-
version gleich geblieben ist. Diese Vielzahl von Änderungen muss natürlich als solche 
erkannt und vom Rechtsanwender verfolgt werden, um immer auf dem neuesten Stand 
zu sein, dient sie doch auch der Fehlerbehebung bzw. der Verbesserung des Systems. 
Durch das Ziel der Etablierung eines neuen Handelssystems durch die RL 2003/87/EG 
kommen schließlich auch wettbewerbsrechtliche Aspekte zum Tragen. Denn die Grund-
lage des Systems besteht im Handel mit Emissionszertifikaten unter den Unternehmen, 
wodurch Vermeidungsanstrengungen belohnt werden sollen. Im Gegensatz zum Güter-
handel im normalen Sinne werden die Modalitäten hier vom Gesetzgeber bestimmt. Er 
erschafft insofern die handelbaren Produkte und ebenso den Regelungsrahmen.132 Dabei 
spielen dann neben kartellrechtlichen auch beihilferechtliche Aspekte eine Rolle. Au-
ßerdem müssen die durch die Richtlinien festgehaltenen Erfordernisse mit dem interna-
tionalen Wirtschaftsrecht vereinbar sein, denn schließlich ist die EU als WTO-Mitglied 
an ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen aus den entsprechenden Übereinkommen 
gebunden.133 Insofern verlangt der Emissionshandel als Querschnittsaufgabe einheitli-
che Ansätze und Kriterien über verschiedene Unionspolitiken und -institutionen hin-
weg.134 Eine Koordinierung ist daher unabdingbar. 
5.2.6 Ausblick 
Die letzten Anpassungen der Richtlinie sind vor allem im Hinblick auf die nächste, 
nunmehr achtjährige Handelsperiode von 2013-2020 vorgenommen worden. Die deut-
                                                 
131 Zenke/Fuhr, Handel mit CO2-Zertifikaten, 2006, Rn. 627. 
132 Reimann, EWS 2004, 160 (161). 
133 Reimann, EWS 2004, 160 (165). 
134 Reimann, EWS 2004, 160 (165). 
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sche Ausgestaltung in Form des TEHG wurde Ende Juli 2011 im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht.135 Gerade die Bedingungen für die Zuteilung der Emissionsberechtigun-
gen sind dabei in der Richtlinie verändert worden, so dass auch die Anlagenbetreiber 
auf die neuen Anforderungen, nämlich in diesem Bereich erstmals einem Zusammen-
spiel aus europäischen und deutschen Regelungen, reagieren müssen. Neben der aktuel-
len Emissionshandelsrichtlinie müssen die Zuteilungsregeln aus dem Beschluss der 
Kommission vom 27. April 2011136 beachtet werden. Insofern soll es in Deutschland 
kein eigenes Zuteilungsgesetz nach dem alten Vorbild mehr geben, sondern die Regeln 
sollen in Form einer Rechtsverordnung, wie in der noch aktuellen Zuteilungsverordnung 
(ZuV) 2012, festgeschrieben werden. 
5.2.7 Zuständigkeit bei der Ausarbeitung der Richtlinie 
Eine Einigung auf bestimmte Maßnahmen bzw. deren Ausformung kann auf europäi-
scher Ebene nur durch Verhandlungen erreicht werden. Dieses Verhandlungssystem ist 
jedoch nicht statisch, sondern ein sich stetig veränderndes, dynamisches System, das 
auch die komplexe Verknüpfung von Entscheidungsebenen einbeziehen muss.137 Dazu 
zählen ebenso verschiedene, mit Experten besetzte Fachbereiche, die sich durch ihre 
thematische Ausrichtung voneinander abgrenzen. 
Wie unausweichlich bei Betrachtung der Emissionshandelsrichtlinie deutlich wird, ha-
ben auch hier unterschiedliche Fachbereiche an der Ausgestaltung mitgewirkt. Auf der 
einen Seite ist die Richtlinie Ergebnis von politischen Diskussionen auf eher allgemei-
ner Ebene, gleichzeitig müssen aber auch Fachkräfte aus dem Umweltbereich an der 
Erstellung beteiligt sein, um die spezifischen Vorgänge zu beschreiben und die exakten 
Begrifflichkeiten festzulegen. Zusätzlich arbeiten Linguisten am Textaufbau mit und 
Übersetzer müssen die Richtlinie schließlich bearbeiten, um sie für alle 27 Mitgliedstaa-
ten138 zugänglich zu machen. Schon zur Vorarbeit im Rahmen des Europäischen Pro-
                                                 
135 Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz vom 21.7.2011, BGBl. I S. 1475. 
136 Zur Festlegung EU-weiter Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung 
von Emissionszertifikaten gemäß Art. 10a der RL 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates, ABl. L 130, S. 1. 
137 Schwarz, Die Europäisierung der Umweltpolitik, 2002, S. 211. 
138 Bzw. bei Veröffentlichung der Ursprungsrichtlinie 2003 noch 15 Mitgliedstaaten. 
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gramms zur Klimaänderung139 wurde eine Vielzahl technischer Arbeitsgruppen einge-
setzt, die der Kommission schließlich Grundlagen für die Ausarbeitung politischer Vor-
schläge z.B. für die Bereiche Energie, Verkehr und Emissionshandel lieferte. Auch das 
Konsultationsverfahren dieses Programms bezog unterschiedlichste Interessengruppen 
wie Sachverständige aus den Mitgliedstaaten, aus der Industrie und aus ökologischen 
Nichtregierungsorganisationen neben den verschiedenen Dienststellen der Kommission 
ein.140 
Es handelt sich also letztlich um eine Gemeinschaftsarbeit von Fachkompetenzen, d.h. 
Experten aus verschiedenen Fachbereichen, die im Rahmen der Richtlinie für unter-
schiedliche Aspekte der Ausgestaltung der Richtlinie zuständig sind. Solange nur Ex-
perten an der Richtlinie mitarbeiten, die dieselbe Ausgangsbasis haben, sind Unschärfen 
zunächst nicht zu befürchten. Da aber zu diesem Zeitpunkt bereits unterschiedliche 
Fachbereiche tätig wurden, müssen zusätzliche Klärungen zu besonderen Begrifflich-
keiten erfolgen. Unschärfe entsteht hierbei also aus einem Kompetenzproblem, selbst 
wenn alle Beteiligten Experten auf ihrem spezifischen Gebiet sind. Die unterschiedli-
chen, fachlichen Wissensbereiche überschneiden sich je nach Fachgebiet kaum und 
müssen sich trotzdem für die Realisierung des Emissionshandels einsetzen und zusam-
menfinden. Die fachsprachlichen Eigenarten müssen demnach in den Hintergrund tre-
ten, um eine angemessene Kommunikation zu ermöglichen. Trotzdem müssen Fachbe-
griffe eingesetzt und beibehalten werden, um das System angemessen zu beschreiben. 
Gerade im Umweltbereich ergeben sich thematisch sehr tiefgehende Felder, die nicht 
von allen Beteiligten gleich gut überschaut werden können, insofern ist eine interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit unabdingbar. 
So wird beispielsweise in Art. 1 Abs. 2 RL 2003/87/EG festgehalten, dass diese Richtli-
nie eine stärkere Reduzierung der Treibhausgasemissionen vorschreibt, um die Verrin-
gerungsraten zu erreichen, die aus wissenschaftlicher Sicht zur Vermeidung gefährlicher 
Klimaänderungen erforderlich sind. Es ist davon auszugehen, dass ein beteiligter Jurist 
ohne zusätzliches Hintergrundwissen nicht weiß, was zur Vermeidung der gefährlichen 
Klimaänderung notwendig ist. Dazu kommt, wie bereits oben angesprochen, dass die 
                                                 
139 ECCP (European Climate Change Programme), nähere Informationen unter http://ec.euro-
pa.eu/environment/climat/eccp.htm, aufgerufen am 12.8.2011. 
140 Zwingmann, Ökonomische Analyse der EU-Emissionshandelsrichtlinie, 2007, S. 70. 
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besagte „wissenschaftliche Sicht“ hier nicht als einhellige Meinung aufgefasst werden 
kann. 
Es kann also nicht davon ausgegangen werden, dass der Jurist ebenso fundierte Kennt-
nisse zu den beispielsweise chemischen Vorgängen mitbringt wie vielleicht ein versier-
ter Naturwissenschaftler, der die Prozesse beim Ausstoß von CO2 bzw. die Zusammen-
setzung der Luft etc. genau kennt. Von daher hat jeder Fachbereich, der an der Ausar-
beitung der Richtlinie beteiligt ist, eine andere Ausgangsbasis. Das Fachwissen in Be-
zug auf rechtliche Zusammenhänge ist ebenso beim „Normalbürger“ nicht vorhan-
den,141 kann insoweit auch nicht ohne weiteres angeeignet werden, ist aber (teilweise) 
erforderlich, wenn die eigenen Lebensverhältnisse konkret betroffen sind. Das kann 
durch Richtlinien durchaus geschehen, wenn sie in nationales Recht umgesetzt werden 
bzw. auch unmittelbar wirken und schließlich auch Pflichten für den einzelnen Bürger 
begründen. Eine solche Betroffenheit wird durch die zunehmende rechtliche Durchfor-
mung unserer alltäglichen Lebensverhältnisse immer öfter der Fall sein. 
Zur Vermeidung von Unschärfen schlägt der bereits oben erwähnte Leitfaden für Perso-
nen, die in den Unionsorganen an der Abfassung von Rechtstexten mitwirken,142 vor, 
dass vor allem auf umgangssprachliche Worte zurückgegriffen werden soll bzw. die 
Rechtsakte generell den betroffenen Adressatenkreis berücksichtigen sollen. Der Kreis 
umfasst jegliche Gruppen, von der Allgemeinheit bis hin zu Spezialisten auf bestimm-
ten Gebieten, in europäischen Institutionen oder aber im nationalen Raum, aber jeder 
Einzelne soll erwarten dürfen, dass für ihn verständliche Formulierungen verwendet 
werden.143 Zur Verdeutlichung werden in diesem Leitfaden mehrere Beispiele ange-
führt, wie auch unvollständige bzw. zusammengezogene sowie zu umfangreiche Sätze 
vermieden und der grammatische Bezug zwischen den einzelnen Satzteilen eindeutig 
werden kann. Jargon, Modeworte oder spezifische nationale Rechtsbegriffe, die kaum 
ein Äquivalent in anderen Sprachen finden, sollen dabei außen vor bleiben, um einer 
semantischen Abweichung zwischen den einzelnen Sprachfassungen vorzubeugen.144 
„Besitzt dasselbe Wort in der Rechtssprache und der Umgangs- oder Fachsprache unter-
                                                 
141 Im Normalfall, näher dazu o. 2.4.1. 
142 Gemeinsamer Leitfaden des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission für Perso-
nen, die in den Gemeinschaftsorganen an der Abfassung von Rechtstexten mitwirken, Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der europäischen Gemeinschaften, Luxemburg 2003. 
143 Ziff. 3.1. des Gemeinsamen Leitfadens. 
144 Ziff. 5.3.1. des Gemeinsamen Leitfadens. S. dazu auch o. 3.3. 
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schiedliche Bedeutungen, ist der Satz so zu formulieren, dass jede Mehrdeutigkeit ver-
mieden wird.“145 Würden bzw. könnten diese Hinweise volle Beachtung finden, sollten 
sich Unschärfen in Rechtsakten größtenteils vermeiden lassen. Doch manche Rege-
lungsbereiche sind so komplex, dass eine Vereinfachung nicht möglich ist. 
Ein weiterer Grund für unscharfe Formulierungen in diesen Rechtsakten ist der zeitliche 
Druck bei ihrer Entstehung. Oftmals sind die Fristen so eng gesetzt bzw. die Diskussio-
nen so langwierig, dass für die Formulierung des Textes und vor allem die anschließen-
de Übersetzung zu wenig Zeit bleibt. Systematische Prüfungen können so im Zeitplan 
kaum Beachtung finden, so dass Unstimmigkeiten oft erst nach der Veröffentlichung 
zum Tragen kommen. 
Außerdem versuchten im speziellen Fall der Ausgestaltung des Emissionshandelssys-
tems verschiedene Interessensgruppen auf die konkrete Ausgestaltung einzuwirken, 
womit das System auch zu einer interessensgeprägten Institution wurde.146 Deutlichen 
Einfluss nahmen das IPCC als Wissenschaftsvertreter bzw. einzelne Wissenschaftler, 
die Empfehlungen vorlegten. Aber auch Partikularinteressen wurden einbezogen, was 
vor allem an den vielen Sonderregelungen in der Ursprungsfassung erkennbar war. Die-
se wurden durch den von betroffenen Industriezweigen und Unternehmen ausgeübten 
Druck in das Regelwerk aufgenommen, was das Emissionshandelssystem weit vom 
theoretischen Idealtypus entfernte.147 
5.2.8 Begriffsbestimmungen 
Im Vergleich zu anderen Fachsprachen lehnt sich die Rechtssprache in wesentlich grö-
ßerem Ausmaß an die Gemeinsprache an.148 Im rechtssprachlichen Bereich kann es da-
her zum Gebrauch gleicher Lexeme wie in der Gemeinsprache kommen, die aber mit 
zusätzlichen, fachspezifischen Inhalten versehen sind. Sie sind also mitunter mit spe-
ziellen Semen ausgestattet, die dem Laien womöglich nicht bewusst sind. Das Semem, 
                                                 
145 Ziff. 6.2.2. des Gemeinsamen Leitfadens. 
146 Auch zum Folgenden Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (40). Zur politischen Dimension der Richtlinien-
revision u. 5.5.3. 
147 Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (40). 
148 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (86); Arntz, Fachbezogene Mehrsprachig-
keit in Recht und Technik, 2001, S. 208; auch zum Folgenden Stolze, in: Sandrini (Hrsg.), Über-
setzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (47 ff.). S. auch o. 2.4.1. 
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also das Bündel der jeweiligen Merkmale, das den Inhalt eines Begriffs ausmacht, kann 
bei rechts- und gemeinsprachlichen Lexemen variieren.149 
Unter Exaktheit ist im Fall von fachsprachlichen Ausdrücken ein möglichst adäquater 
Bezug zu den Gegenständen, Sachverhalten und Vorgängen des betreffenden menschli-
chen Tätigkeitsbereichs zu verstehen.150 Dieser Bezug soll bereits im Wortschatzsystem 
verankert und durch Definition hergestellt werden. Auch im Bereich der Fachsprachen 
muss aber von einer inhärenten Vagheit aufgrund der lexikalischen Gegebenheiten aus-
gegangen werden. Diese soll eben durch vorangestellte Definitionen vermieden oder 
aber durch spezifizierte Kontexte umgangen werden.151 Daher werden die zusätzlichen 
Bedeutungsvarianten im rechtlichen Bereich oftmals durch Legaldefinitionen festge-
legt.152 
So werden auch im Rahmen der Emissionshandelsrichtlinie einige Begriffe vorab defi-
niert, um den Adressaten den Umgang mit diesen Begrifflichkeiten zu erleichtern. Die 
Begriffsbestimmungen zur Vermeidung von Unschärfen sind in Art. 3 lit. a)-u) der 
Emissionshandelsrichtlinie vorgenommen worden. Sie sind insofern hilfreich, als sie 
mehrdeutige Begriffe im Rahmen der Richtlinie genau definieren und so bei Unklarhei-
ten Ansatzpunkte liefern. Die im Folgenden aus den Begriffsbestimmungen gewählten 
Lexeme sind nur beispielhaft, also nicht abschließend, und liefern nur einen Überblick 
über die Art der in der Richtlinie definierten Begriffe. 
5.2.8.1 Zertifikat 
Definiert wird beispielsweise das Wort „Zertifikat“ in Art. 3 lit. a) RL 2003/87/EG als 
„das Zertifikat, das zur Emission von einer Tonne Kohlendioxidäquivalent in einem 
bestimmten Zeitraum berechtigt; es gilt nur für die Erfüllung der Anforderungen dieser 
Richtlinie und kann nach Maßgabe dieser Richtlinie übertragen werden“. Diese defini-
torische Ausweitung des Begriffs „Zertifikat“ ist im Rahmen der Richtlinie durchaus 
hilfreich, da sich die allgemeine Bedeutung durch den Duden lediglich mit Hilfe der 
Begriffe „[amtliche(s)] Bescheinigung, Zeugnis“153 oder aber bei einer näheren Be-
                                                 
149 Ausführlicher dazu o. 2.1.1.2. 
150 Roelcke, Fachsprachen, 2. Aufl. 2005, S. 61. 
151 Von Hahn, Fachkommunikation, 1983, S. 102. 
152 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (86 f.). 
153 Duden, Die deutsche Rechtschreibung, 25. Aufl. 2009. 
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schreibung mit Hilfe des Fremdwörterbuchs oder auch des Bedeutungswörterbuchs nur 
durch die Begriffe „Anteilsschein bei Investmentgesellschaften, Urkunde für hinterlegte 
Wertpapiere“154 fassen lässt. Insofern ist die in der Richtlinie aufgenommene Definition 
auf die Emissionshandelsthematik spezifiziert und dient daher der Abwandlung des ei-
gentlich unscharfen Begriffs in der Gemeinsprache. Es handelt sich demnach um einen 
Fachbegriff im vorliegenden Zusammenhang. 
Diese im fachsprachlichen Kontext verwendeten Begriffe sind auch fachsprachlich aus-
zulegen, gerade wenn es um Begriffe geht, die auch umgangssprachlicher Natur sein 
können.155 Daher wird der Begriff des Zertifikats in dieser Richtlinie auch nur im Sinne 
des Art. 3 lit. a) Emissionshandelsrichtlinie verwendet. Interessanterweise wird der Be-
griff Zertifikat in der deutschen Umsetzung im TEHG gar nicht benutzt. In § 3 Nr. 3 
TEHG wird von Berechtigung gesprochen, die „im Sinne dieses Gesetzes […] die Be-
fugnis zur Emission von einer Tonne Kohlendioxidäquivalent in einem bestimmten 
Zeitraum“ ist (Satz 1). Der Begriff Berechtigung ist insofern konkreter, als er die damit 
erworbene Erlaubnis (zur Umweltnutzung) verdeutlicht. 
Dass der Begriff „Zertifikat“ auch im fachsprachlichen Kontext mit unterschiedlichen 
Seminhalten verbunden sein kann, verdeutlicht die jeweilige Verwendung im Rahmen 
der Emissionshandelsrichtlinie und beispielsweise im deutschen SigG (Gesetz über 
Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen). Während es in der Emissionshan-
delsrichtlinie ausschließlich um die Verwendung des Begriffs Zertifikat als Berechti-
gung zum Ausstoß bzw. um ein Äquivalent zum Handel geht, regelt das SigG unter an-
derem die Vergabe qualifizierter Zertifikate in Verbindung mit Zertifizierungs-
diensteanbietern. In diesem Fall handelt es sich zwar auch um eine Form von Berechti-
gungen, aber gemäß der Begriffsbestimmungen in § 2 SigG im Sinne von elektroni-
schen Bescheinigungen, mit denen Signaturprüfschlüssel einer Person zugeordnet wer-
den und so die Identität dieser Person bestätigt wird. Der Begriff Zertifikat wird also 
hier in einem anderen spezifischen Kontext verwendet und ist daher, obwohl dasselbe 
Lexem benutzt wird, mit jeweils anderen, zusätzlichen Bedeutungsinhalten ausgestattet. 
Insofern ist, wie bereits erwähnt, zur Einordnung des Begriffs der relevante Kontext 
hilfreich und zur Vermeidung von Unschärfen unabdingbar. Im Übrigen gibt es selbst in 
                                                 
154 Duden, Das Fremdwörterbuch, 9. Aufl. 2007; Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 4. Aufl. 2010. 
155 Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 4. Aufl. 2008, S. 54. 
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einem Fachsprachenbereich auch immer noch zusätzliche, spezifischere Unterteilungen, 
so dass es zwar die Rechts- als Fachsprache gibt, aber außerdem zwischen den Begriff-
lichkeiten und ihrer Verwendung beispielsweise in den verschiedenen Rechtsgebieten 
grundsätzlich unterschieden werden kann. 
Genau bestimmt wird das Zertifikat also im Sinne der RL 2003/87/EG als ein Emissi-
onsrecht, das berechtigt, eine gewisse Menge an CO2 in einem bestimmten Zeitraum, 
also innerhalb der jeweiligen Handelsperiode, auszustoßen, nämlich eine Tonne pro 
Zertifikat. Es wird darunter also ein „handelbares Recht verstanden, ein Umweltmedium 
in einer bestimmten Weise zu nutzen“.156 Der Preis pro Zertifikat schwankt, da es mitt-
lerweile an einem Markt gehandelt wird und demnach abhängig ist von Angebot und 
Nachfrage. Falls also ein Unternehmen aufgrund eines geringeren Ausstoßes weniger 
Zertifikate benötigt als ihm zugeteilt wurden, hat es die Möglichkeit, die überschüssigen 
Zertifikate zu verkaufen. Somit kann die Bemühung zur Senkung des Ausstoßes einen 
belohnenden Effekt für die Unternehmen haben. 
Allerdings fehlt es in dieser allgemeinen Definition an einer näheren Bestimmung der 
Zertifikatsmerkmale, nämlich ob sie sich auf direkte oder auch auf indirekte Emissionen 
beziehen. Zur Klärung muss der Teil „Folgenabschätzungsbogen“ des Richtlinienent-
wurfs157 herangezogen werden. Erst aus ihm wird deutlich, dass nur direkte Emissionen 
erfasst werden, was im Hinblick auf die zahlreichen mit der Verbrennung einhergehen-
den weiteren Emissionen zu beanstanden ist.158 Im Hinblick auf diesen direkt/indirekt-
Aspekt war die Begriffsdefinition in Art. 3 lit. a) RL 2003/87/EG bereits mit Mängeln 
behaftet. 
5.2.8.2 Anlage 
Ein weiterer in den Begriffsbestimmungen definierter Begriff ist das Wort „Anlage“. Im 
Duden wird der Begriff ausschließlich mit „etwas, was als oder in der Anlage übersen-
det wird; öffentliche Anlagen (Parks)“159 umschrieben. Erst das Bedeutungswörter-
                                                 
156 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 38. 
157 KOM (2001) 581 endg., S. 1 (53, 49): „…Anzahl von Berechtigungen abzugeben, die den über-
prüften direkten Kohlendioxidemissionen … entspricht“. 
158 Schon zum Vorigen Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 
2006, S. 170. 
159 Duden, Die deutsche Rechtschreibung, 25. Aufl. 2009. 
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buch160 bestimmt auch die Begriffe Bau und Bauwerk im Sinne von Fabrik- oder Indus-
trieanlagen als Synonyme, die aber nicht näher bestimmt werden. Insofern ist „Anlage“ 
hier auch als fachspezifischer technischer Begriff zu verstehen, der in der Richtlinie 
umschrieben wird als „eine ortsfeste technische Einheit, in der eine oder mehrere der in 
Anhang I genannten Tätigkeiten sowie andere unmittelbar damit verbundene Tätigkei-
ten durchgeführt werden, die mit den an diesem Standort durchgeführten Tätigkeiten in 
einem technischen Zusammenhang stehen und die Auswirkungen auf die Emissionen 
und die Umweltverschmutzung haben können“161. Eine Anlage ist demnach eine stand-
ortgebundene Einheit, in der Tätigkeiten laut Anhang I durchgeführt werden und aus der 
schließlich Emissionen ausgestoßen werden, die wiederum Umweltverschmutzungen 
hervorrufen können und daher im Sinne der Emissionshandelsrichtlinie eingedämmt 
werden sollen. Die Tätigkeiten, die in der Anlage stattfinden, haben also schädliche 
Emissionen zur Folge,162 weshalb in ihrer Begrenzung der Ansatzpunkt des Emissions-
handels liegt. 
Dass der Anlagenbegriff in der Emissionshandelsrichtlinie trotz dieser Erläuterungen 
weitere Fragen aufwirft, verdeutlicht ein Themenpapier der Arbeitsgruppe „Emissions-
handel zur Bekämpfung des Treibhauseffektes“ von 2003.163 Hierin geht es vor allem 
um die wortgleichen Definitionen des Begriffs in der IVU-164 und der Emissionshan-
delsrichtlinie, die sich aber dann durch die im Anhang unterschiedlichen erfassten An-
lagenarten doch unterscheiden. Trotzdem könne laut Themenpapier bei der Umsetzung 
die BImSchV als Vorbild genommen werden. In diesem Papier geht es also vor allem 
um die konkrete Verknüpfung mit anderen Regelungen und bereits erlassenen Maß-
nahmen.165 Schließlich sollen diese nicht gegenläufig sein, da sie sonst ihre Wirksam-
keit einbüßen. Insofern ist eine Abgleichung der Vorschriften regelmäßig wichtig. 
Dieses Begriffsbeispiel verdeutlicht außerdem eine Art von Unschärfe, die sich vor al-
lem in rechtlichen Zusammenhängen ergeben kann. Durch die besonderen Verknüpfun-
                                                 
160 Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 4. Aufl. 2010. 
161 Art. 3 lit. e) der RL 2003/87/EG. 
162 Frenz, Emissionshandelsrecht, 2. Aufl. 2008, § 2 TEHG Rn. 8, auch zur wortgleichen Definition 
in IVU- und Emissionshandelsrichtlinie. 
163 Themenpapier „Der Anlagenbegriff der Emissionshandelsrichtlinie“ von September 2003, einseh-
bar unter http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/themenpapier_anlagenbegriff_ 
sept_03.pdf, aufgerufen am 12.8.2011. 
164 In der Fassung RL 96/61/EG des Rates vom 24.9.1996 über die integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung, ABl. L 257, S. 26. 
165 S. auch zur Koordinierung 5.4. 
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gen in Form von Interdependenzen, die hier nicht nur innerhalb eines Gesetzes oder 
einer Richtlinie bestehen, sondern eben auch in andere Regelungsbereiche hinein- und 
somit unter Umständen auch über Gesetzes- oder Richtliniengrenzen hinausreichen, 
ergeben sich Referenzprobleme. Neue Rechtsakte können daher nicht ohne Abstim-
mung mit durch sie betroffenen Bereichen erlassen, sondern müssen auch auf ihre Be-
züge hin geprüft werden. Viel deutlicher zeigen sich diese inhaltlichen Verknüpfungen 
später noch am Beispiel der Verweisung und Koordinierung.166 
5.2.8.3 Emissionsreduktionseinheit 
Ein im Vergleich zu den anderen Beispielen auch vom Wort her neuer Begriff ist die 
„Emissionsreduktionseinheit“. Er wird definiert in Art. 3 lit. m) der RL 2003/87/EG und 
beschreibt eine durch spezifische Vorgänge entstehende Einheit. Der Begriff wird also 
speziell im Emissionshandelskontext verwendet, ohne eine Entsprechung in der Ge-
meinsprache zu haben und ist daher auch im Duden nicht aufgenommen. Wörtlich heißt 
es: „’Emissionsreduktionseinheit’ oder ‚ERU’: eine nach Artikel 6 des Kyoto-Protokolls 
und den im Rahmen des UNFCCC oder des Kyoto-Protokolls gefassten Beschlüssen 
ausgestellte Einheit“. Näher werden die Verfahren zur Erlangung dieser Einheiten dann 
in Art. 11a und b der RL 2003/87/EG festgehalten. Durch diese Emissionsreduktions-
einheiten wird den Betreibern eine zusätzliche Möglichkeit geboten, ihre Ausstoßbilanz 
zu senken. Das erfolgt durch die Initiierung von Projekten im Rahmen der Joint Imple-
mentation (JI – Gemeinsame Projektumsetzung), bei der Projekte von einem Investor in 
einem Industrie- oder Transformationsland, das jedoch zu den Annex-I-Staaten gehören 
muss, durchgeführt werden. Die dabei erzielten Reduktionen werden dann auf dem 
Konto des Investors angerechnet. 
Zur Handhabung bzw. Bildung von neuen Fachbegriffen wurden bereits Hinweise ge-
geben. So wäre es von Vorteil, wenn die neuen, spezifischen Benennungen klar, ein-
fach, einprägsam und leicht aussprechbar wären, was beim vorliegenden Beispiel 
durchaus der Fall ist. Bei längeren Wortzusammensetzungen sollten Trennungsstriche 
eingefügt werden, was bei diesem Beispiel wiederum nicht erfolgt ist. Außerdem sollten 
die Fachausdrücke nicht ohne wichtigen Grund von der Gemeinsprache abweichen.167 
                                                 
166 S.u. 5.2.9.8 bzw. 5.4. 
167 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (92). 
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Da es sich hierbei allerdings um einen speziellen Fachbegriff handelt, der eine bestimm-
te Reduktion durch ein besonderes Verfahren eines speziellen Systems meint, ist die 
Abweichung durchaus akzeptabel. Durch die Verwendung der neuen Begrifflichkeit 
Emissionsreduktionseinheit ist diese ebenso in das TEHG übernommen worden und 
wird dort nochmals in § 3 Nr. 6 definiert. 
Die vielen Begriffsdefinitionen am Anfang der Richtlinie verweisen auf die relative 
Exaktheit der verwendeten Begriffe und daher auch den fachsprachlichen Kontext. Die 
vorangestellten Definitionen sind somit als Klärung zu verstehen, die Unschärfen vor-
beugen soll. Dieses spezielle Begriffssystem stellt die sprachlichen Zusammenhänge 
schließlich auf einer höheren Abstraktionsebene dar.168 Laien werden somit vom Ver-
ständnis ausgeschlossen, denn „nur der versteht einen Fachausdruck (auch wenn er 
scheinbar vertraut klingt), der das zugrundeliegende Begriffssystem überschaut, der also 
den Begriff, den das Fachwort benennt, in dieses System einordnen kann“169 und somit 
die Zusammenhänge erkennt. Dabei ermöglicht die Richtlinie jedoch allen Lesern, ein 
spezielles Wissen durch die in ihr mitgeteilten Informationen aufzubauen. Gerade die 
eingangs erläuterten Begriffsdefinitionen können dann zur exakten Handhabung hilf-
reich sein, auch wenn sie aufgrund der Komplexität des Systems allein nicht ausreichen 
können. 
5.2.9 Rechtssprachliche Merkmale 
Die typisch rechtssprachlichen Merkmale, welche in Kapitel 2 herausgearbeitet wurden, 
sollen am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie herausgestellt werden. Die Auswahl 
der einzelnen Textstellen ist beispielhaft und nicht abschließend. Bereits charakte-
ristisch festgestellte Eigenheiten der Rechtssprache waren in Bezug auf Lexik und Syn-
tax der Nominal- und ein generell unpersönlicher Stil, der Gebrauch des Gerundivs 
(sind einzureichen, einzureichende Schriftstücke…), Partizipial- und Präpositionalkon-
struktionen.170 Der damit zusammenhängende Abstraktionsgrad der rechtlichen Sprache 
ist enorm. Er muss umso höher sein, wenn eine Richtlinie auf europäischer Ebene erlas-
                                                 
168 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (48). 
169 Otto, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 44 (48). 
170 Daum, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 83 (87). Nähere Beispiele unter 2.4.6. 
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sen wird und somit 27 Mitgliedstaaten von ihr betroffen sind. Schließlich muss allen 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit zur entsprechenden Umsetzung geboten werden. 
5.2.9.1 Hoher Abstraktionsgrad 
Der hohe Abstraktionsgrad lässt sich am Beispiel der Formulierung „die zuständige 
Behörde“ ausmachen. So ist in Art. 5 RL 2003/87/EG „An die zuständige Behörde ge-
richtete Anträge…“, in Art. 6 Abs. 1 „Die zuständige Behörde erteilt“ und in Art. 7 „un-
terrichtet die zuständige Behörde“ zu lesen. Die englische Fassung der Richtlinie spricht 
im Übrigen genauso abstrahiert von „competent authority“, die französische von 
„l’autorité compétente“, die niederländische von „bevoegde autoriteit“. Die genaueren 
Bestimmungen zur zuständigen Behörde finden sich dann in Art. 18 RL 2003/87/EG. 
Die Gründe für diese Abstrahierungstendenz sind nachvollziehbar. Zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Ursprungsrichtlinie war noch nicht klar, welche Stelle in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten für die in der Richtlinie aufgezählten Tätigkeiten, wie Erteilung 
einer Genehmigung, Überprüfung etc. zuständig sein würde. Erst mit der Veröffentli-
chung der Richtlinie und der darauf folgenden nationalen Ausgestaltung, die die Zu-
ständigkeiten in § 20 TEHG (nunmehr in § 19 TEHG geregelt) dem Umweltbundesamt 
übertrug, wurde schließlich in Deutschland die Deutsche Emissionshandelsstelle 
(DEHSt) beim Umweltbundesamt als zuständige Behörde eingerichtet. Um also die 
zuständige Behörde in einem Mitgliedstaat ausfindig zu machen, ist es nötig, einen 
Blick in die nationale Umsetzungsgesetzgebung zu werfen. Eine Aufnahme der spezifi-
schen Behörde in die entsprechende Übersetzung der Richtlinie hätte nur die Gefahr von 
zusätzlichen Fehlern mit sich gebracht, beispielsweise durch den Fall, dass sich die 
Verwaltungsorganisation ändert. 
Gerade aus dem Grund, dass die Emissionshandelsrichtlinie in ihrer Ursprungsfassung 
zur Etablierung eines noch nicht vorhandenen Systems gedacht war, konnte insofern 
auch keine genauere Formulierung als „die zuständige Behörde“ gefunden werden. 
Schließlich wurden die nationalen Stellen erst im Nachhinein als zuständige Behörde 
gegründet bzw. eingesetzt. Zum größten Teil sind sie als Emissionshandelsstellen den 
Umweltbehörden zugehörig, wie in Deutschland die DEHSt beim Umweltbundesamt 
oder in den Niederlanden die Nederlandse Emissieautoriteit (NEa), die dem Ministerie 
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van Infrastructuur en Milieu und dem Ministerie van Economische zaken, Landbouw en 
Innovatie untersteht. 
5.2.9.2 Spezialisierung und Detaillierung 
Im Gegensatz zum Vorherigen zeichnet sich die Gesetzestechnik aber auch durch Spe-
zialisierung und Detaillierung aus.171 Am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie kann 
dieses Merkmal ebenso ausgemacht werden. 
In Art. 3f Abs. 3 lit. a) RL 2003/87/EG heißt es, dass ein Antrag nach Absatz 2 genau 
folgende Angaben enthalten muss: „überprüfte Tonnenkilometerangaben nach den An-
hängen IV und V für die Luftverkehrstätigkeiten nach Anhang I, die der Luftfahrzeug-
betreiber im zweiten Kalenderjahr der Handelsperiode nach Artikel 3c Absatz 2, auf die 
sich der Antrag bezieht, ausgeführt hat“. Ein weiteres Beispiel findet sich in Art. 3e 
Abs. 3 UAbs. 2 RL 2003/87/EG: „Der unter Buchstabe e genannte Richtwert, ausge-
drückt in Zertifikaten pro Tonnenkilometer, wird berechnet durch Division der Zahl der 
Zertifikate gemäß Buchstabe d durch die Summe der Tonnenkilometer, die in den der 
Kommission gemäß Absatz 2 übermittelten Anträgen angegeben sind.“ 
Die Spezialisierung bzw. Detaillierung zeigt sich am zweiten Beispiel in der spezifisch 
beschriebenen Berechnung, die zur Bestimmung des Richtwerts dient. Zu diesem 
Zweck muss aber noch ein weiterer Faktor aus lit. d) mit einbezogen werden. Hier wird 
das Verfahren sehr detailliert festgelegt und so auch explizit Bezug genommen auf die 
speziell einzubeziehenden Faktoren, damit die Berechnung genau so und nicht anders 
vollzogen wird. Diese sehr spezifischen Bestimmungen stehen damit im Kontrast zu 
den weiten Formulierung aus anderen Artikeln, in denen genaue Vorgaben absichtlich 
vermieden werden, beispielsweise bei der „zuständigen Behörde“. 
So sind auch die in Kapitel 4 beschriebenen Richtlinienmerkmale wiederzufinden. Bei 
Erlass der Richtlinie sind einerseits weite Formulierungen gewählt worden, um den 
Mitgliedstaaten möglichst viel Raum zur Umsetzung zu gewähren. So wurde ihnen 
beim Einsatz der für die Durchführung zuständigen Behörde freie Hand gelassen und sie 
konnte dort angesiedelt werden, wo die Einrichtung am thematisch und praktisch sinn-
vollsten realisiert werden konnte. Auf der anderen Seite wurden aber in der Richtlinie 
auch durch ganz klare Formulierungen zwingende Eckdaten gesetzt, die dann genau so 
                                                 
171 Joisten, in: Dt. Akad. für Sprache u. Dichtung, 1981, 143 (144). 
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in der nationalen Umsetzung verankert sein müssen. Beispielsweise die Berechnung 
eines bestimmten Richtwerts hat dann genau auf die angegebene Weise zu erfolgen. 
In Bezug auf die offenen Formulierungen in der Ursprungsrichtlinie wurde später kriti-
siert, dass diese nur eingefügt wurden, um den Mitgliedstaaten den Eindruck zu vermit-
teln, dass ihnen mit der Richtlinie große Entscheidungsspielräume gelassen werden. Die 
neusten Entwicklungen weisen aber auf eine nunmehr zentralisiertere Ausgestaltung 
hin. Das zeigt sich gerade am Beispiel der Zuteilungsregeln, die durch die letzte Ände-
rung der Richtlinie neu gefasst wurden. Zukünftig wird das genaue Verfahren bereits 
durch die Richtlinie vorgegeben, so dass den Mitgliedstaaten in diesem Bereich kein 
Spielraum bei der Umsetzung mehr bleibt. Deshalb wird es auch kein neues Zuteilungs-
gesetz in Deutschland mehr geben. Die Verkleinerung der Spielräume führt daher zu 
einem geringeren Unschärfepotential durch nationale Abweichungen. 
5.2.9.3 Anonymisierung 
Wie bei den Merkmalen in Kapitel 2 bereits erläutert, wird größtenteils die 3. Person zur 
Anonymisierung des Urhebers verwendet, insofern, dass Organe nur als Ganzes Erwäh-
nung finden und eben nicht spezifische Personen, die mit bestimmten Aufgaben betraut 
wurden. 
So heißt es in Art. 20 RL 2003/87/EG: „Die Kommission benennt einen Zentralverwal-
ter“, in Art. 10a Abs. 13 UAbs. 3: „Die Kommission konsultiert die Mitgliedstaaten, die 
betroffenen Sektoren bzw. Teilsektoren und die anderen Interessenträger zur Umsetzung 
dieses Artikels“, in Art. 28 Abs. 2: „Auf der Grundlage des Berichts gemäß Absatz 1 
unterbreitet die Kommission gegebenenfalls dem Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Legislativvorschlag […]“ und in Art. 30 Abs. 4 a.E.: „Die Kommission erstattet 
dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht“. 
Durch die Anonymisierung findet wie im Fall der „zuständigen Behörde“ auch eine 
Abstraktion statt. Das hat unter anderem den Zweck, die Richtlinie nicht an bestimmte 
Personen in den Organen oder einzelne Mitgliedstaaten zu binden, sondern sie für einen 
möglichst langen Zeitraum allgemein gültig zu halten. So werden ständige Anpassungen 
vermieden, die vor allem Kosten verursachen und auch zu erheblichen praktischen 
Problemen führen können. 
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5.2.9.4 Passivkonstruktionen 
Typisch für die Rechtssprache sind außerdem Passivkonstruktionen, welche die eigent-
liche Handlung bzw. ein Verfahren oder aber einen konkreten Verweis in den Vorder-
grund rücken sollen. 
In Art. 1 Abs. 1 RL 2003/87/EG heißt es: „Mit dieser Richtlinie wird ein System […] 
geschaffen“, in Art. 23 Abs. 1: „Die Kommission wird von dem durch Artikel 8 der 
Entscheidung 93/389/EWG eingesetzten Ausschuss unterstützt“. 
Beim ersten Beispiel wird deutlich das System bzw. beim zweiten der eingesetzte Aus-
schuss in den Vordergrund gerückt. Derartige Bezüge bzw. Konstruktionen helfen dem 
Leser, die wichtigen Informationen herauszufiltern. Bei den genannten Beispielen liegt 
die Betonung also auf der Etablierung eines neuen Systems bzw. auf der Unterstützung 
der Kommission bei ihrer Tätigkeit durch den Ausschuss. Gerade in Art. 1 Abs. 1 RL 
2003/87/EG, wo es um die allgemeinen Bestimmungen und den Gegenstand der Richt-
linie geht, muss der Sinn und Zweck deutlich hervorgehoben werden. In diesem Fall 
liegt er darin, verbindliche Vorgaben für ein neu einzurichtendes (zumindest in der Ur-
sprungsrichtlinie) System zu machen bzw. die Eigenschaften und Verfahren für dieses 
System dauerhaft festzulegen. 
5.2.9.5 Infinitivwendungen 
Weiter werden häufig Infinitivwendungen zur Unterstreichung der Allgemeingültigkeit 
bzw. zur Hervorhebung der unbedingten Befolgung verwendet. In Kapitel 2 wurden sie 
auch als typische Machtausdrücke gekennzeichnet. 
In Art. 9a Abs. 2 S. 2 RL 2003/87/EG heißt es: „Diese Angaben sind der betreffenden 
zuständigen Behörde […] zu übermitteln“, in Art. 11a Abs. 8 UAbs. 4 S. 1: „Es sind 
Maßnahmen zu treffen, um die genauen Prozentsätze, die gemäß den Unterabsätzen 1 
bis 3 anzuwenden sind, festzulegen“, in Art. 11b Abs. 1 „Die Mitgliedstaaten haben alle 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen […]“. 
Derartige Formulierungen unterstreichen den normativen Charakter und unterbinden 
somit jeglichen Zweifel an einer unbedingten Ausführung. Bei einer Nichtbefolgung 
oder einer zeitlichen Verzögerung muss mit Sanktionen gerechnet werden. 
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5.2.9.6 Partizipialkonstruktionen 
In Rechtstexten treten außerdem häufig Partizipialkonstruktionen auf, die sich auch in 
der Emissionshandelsrichtlinie finden. In Art. 18a Abs. 4 RL 2003/87/EG heißt es: 
„nach dem in Art. 23 Abs. 2 genannten Regelungsverfahren“, in Art. 23 Abs. 1: „von 
dem durch Art. 8 der Entscheidung 93/389/EWG eingesetzten Ausschuss“ und in 
Art. 25 Abs. 1: „Mit den in Anhang B des Kyoto-Protokolls aufgeführten Drittländern“. 
Diese Partizipialkonstruktionen entstehen vor allem durch den Bezug zu einem anderen 
Rechtsakt bzw. einer Verweisung im Rechtsakt selbst. Diese Verweise werden noch 
speziell thematisiert. Die ausgewählten Beispiele deuten indes eine mögliche Vielzahl 
von Referenzen an, die zusätzliche Unschärfen bedingen können. Denn mit dem in 
Art. 18a Abs. 4 RL 2003/87/EG festgeschriebenen Bezug auf Art. 23 Abs. 2 RL 
2003/87/EG wird beispielsweise ein umfassendes Regelungsverfahren verbunden, was 
zum kompletten Verständnis einbezogen werden muss. Es geht daher mitunter nicht nur 
um die Einbeziehung von in Nebensätzen erwähnten Bedingungen, sondern unter Um-
ständen um komplexe Verfahren und Systeme, die das Gesamtverständnis der Rechts-
norm erst komplettieren. 
5.2.9.7 Satzverschachtelung und -länge 
Als zusätzliche Merkmale der Rechtssprache sind die Satzverschachtelung und Satzlän-
ge und damit einhergehend auch eine zunehmende Anzahl multipler Referenzen und 
somit auch Referenzkonflikte zu nennen. 
Ein Beispiel dazu findet sich in Art. 10a Abs. 14 S. 1 der Emissionshandelsrichtlinie: 
„Bei der Bestimmung der in Absatz 12 genannten Sektoren bzw. Teilsektoren bewertet 
die Kommission auf Gemeinschaftsebene, in welchem Umfang der betreffende Sektor 
oder Teilsektor auf der jeweiligen Klassifizierungsebene die direkten Kosten der erfor-
derlichen Zertifikate und die indirekten Kosten durch höhere Strompreise, die durch die 
Durchführung dieser Richtlinie verursacht wurden, ohne erheblichen Verlust von 
Marktanteilen an weniger CO2-effiziente Anlagen außerhalb der Gemeinschaft in die 
Produkte einpreisen kann“, ein weiteres Beispiel in Art. 14 Abs. 1 RL 2003/87/EG: 
„Die Kommission erlässt bis 31. Dezember 2011 eine Verordnung über die Überwa-
chung von und Berichterstattung über Emissionen – und gegebenenfalls Tätigkeitsda-
ten – aus den in Anhang I aufgeführten Tätigkeiten sowie über die Überwachung von 
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und Berichterstattung über Tonnenkilometer-Angaben zum Zwecke eines Antrags ge-
mäß Artikel 3e oder 3f, die auf den in Anhang IV dargestellten Grundsätzen für die 
Überwachung und Berichterstattung basiert und in den Überwachungs- und Bericht-
erstattungsanforderungen für die einzelnen Treibhausgase das Erderwärmungspotenzial 
der betreffenden Gase angibt.“ 
Schon allein an der Länge der jeweiligen Sätze lässt sich eine zu hohe Informations-
dichte erkennen. Je länger der Satz ist, umso mehr Informationen muss der Leser in Be-
ziehung setzen und dann wiederum satzübergreifend aufeinander beziehen, um den gan-
zen Satz und im Weiteren den Textzusammenhang vollständig erschließen zu können. 
Insofern sind diese herausgegriffenen Beispiele alles andere als leserfreundlich und ber-
gen daher auch ein erhöhtes Unschärfepotential. Hinzu kommt, dass in diesen Sätzen 
ganze Verfahren angesprochen werden, mit denen weitere Abläufe in Verbindung ste-
hen, wie dies auch bei den Verweisen der Fall ist. 
5.2.9.8 Verweise 
Die Interdependenz als besonderes Merkmal der Rechtssprache172 zeigt sich auch am 
Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie. In ihr ist eine Vielzahl von Referenzen aufzu-
finden, die eine Einbeziehung von immer mehr Fakten nötig machen. Dabei kann zwi-
schen Dichte und Interdependenz unterschieden werden.173 Diese Merkmale machen 
schließlich die Komplexität einer Norm aus.174 Während Dichte die Anzahl der zu be-
rücksichtigenden normativen Informationen meint, bezeichnet die Interdependenz die 
wechselseitigen Verknüpfungen von Voraussetzungen und Wirkungen. Der Verweis auf 
die zuständige Behörde stellt in diesem Sinne für das allgemeine Verständnis ein ver-
gleichsweise geringes Problem dar, weil in der Umsetzungsgesetzgebung sowie im In-
ternet schnell die zuständige Stelle erfragt werden kann. Es handelt sich also hierbei um 
eine einfache Information, während Verweise mit fachlichen, koordinierenden Bezügen 
umso komplizierter sein können. 
Der Verweis auf die „zuständige Behörde“ entspringt allen Fassungen, in denen natür-
lich allgemeine Formulierungen verwendet werden müssen, da die Behörden in den 
Mitgliedstaaten mitunter unterschiedlich organisiert sind und auch unterschiedlich be-
                                                 
172 Dazu auch Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (153). 
173 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (31). 
174 S. auch o. 2.4.6. 
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zeichnet werden. Im Übrigen kann der spezifische Behördenname nicht eingefügt wer-
den, da die sprachlichen Fassungen der Richtlinie nicht immer nur für einen Staat gel-
ten. Außerdem war bei der Ausformulierung der Richtlinie noch gar nicht klar, welche 
Behörde tatsächlich zuständig sein wird. 
Auch in Deutschland wurde die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) beim Um-
weltbundesamt nach den Vorgaben der Richtlinie erst etabliert. In der deutschen Fas-
sung der Richtlinie könnte aber schwerlich nur von DEHSt gesprochen werden, da in 
Österreich die ECRA (Emission Certificate Registry Austria) als Teil des Umweltbun-
desamts als Behörde zuständig ist. Im Übrigen wurde dort auch das Gesetz zur Umset-
zung anders benannt. Während in Deutschland von Treibhausgas-Emissionshandels-
gesetz (TEHG) gesprochen wird, ist in Österreich von Emissionszertifikategesetz (EZG) 
die Rede. Insofern wird die Unterschiedlichkeit der sprachsystematischen, länderspezi-
fischen Nutzung deutlich, die wiederum mit der Rechts- und Gesellschaftsordnung in 
Verbindung steht. Obwohl von einem Sprachsystem (hier: Deutsch) ausgegangen wer-
den kann, muss dennoch die weitere unterschiedliche Entwicklung der Rechtssprachen 
und -ordnungen einbezogen werden. Daher ist eine derartig allgemeine Formulierung 
gerade bei Sprachen nötig, deren Textfassung als Grundlage für mehrere Mitgliedstaa-
ten dient; so z.B. die französische Fassung, die auch insofern von „l’autorité com-
pétente“ spricht. 
Interne Verweise finden sich beispielsweise in Art. 5 S. 1 lit. b) und d) RL 2003/87/EG. 
Hier wird auf Anhänge bzw. in anderen Artikeln genannte Bestimmungen oder Verfah-
rensweisen verwiesen, die zusätzlich einbezogen werden müssen, um den vollen Um-
fang der Bestimmung erfassen zu können. Art. 5 S. 1 lit. b) RL 2003/87/EG verweist 
explizit auf Anhang I, der insofern relativ einfach eingesehen werden kann. Der Ver-
weis in Art. 5 S. 1 lit. d) RL 2003/87/EG hingegen bezieht sich auf eine in Art. 14 RL 
2003/87/EG beschriebene Verordnung. Diese Verordnung ist allerdings erst noch bis 
zum 31.12.2011 zu erlassen. Insofern handelt es sich in diesem Fall sogar um einen in-
tern-externen Verweis. Besonders problematisch ist hierbei, dass es sich um ein Doku-
ment handelt, das noch gar nicht vorliegt. Es wird also schwerlich möglich sein, die 
Angaben für den Antrag mit der Verordnung in Einklang zu bringen, die erstmal nicht 
einsehbar ist. 
In Art. 3f Abs. 3 RL 2003/87/EG sind multiple Referenzen zu finden. Wortwörtlich 
heißt es dort: „überprüfte Tonnenkilometerangaben nach den Anhängen IV und V für 
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die Luftverkehrstätigkeiten nach Anhang I, die der Luftfahrzeugbetreiber im zweiten 
Kalenderjahr der Handelsperiode nach Artikel 3c Absatz 2, auf die sich der Antrag be-
zieht, ausgeführt hat“. Um diese Bestimmung vollständig erfassen zu können, müssen 
die Wortlaute von vier anderen Bestimmungen einbezogen werden, nämlich von den 
Anhängen I, IV und V sowie von Art. 3c Abs. 2 RL 2003/87/EG. Die angegebenen 
Bestimmungen müssten also nachgeschlagen und miteinander in Verbindung gebracht 
werden. Was auf den ersten Blick vor allem unpraktisch und unübersichtlich erscheint, 
beugt gerade ständigen Wiederholungen vor, was eine unnötige Aufblähung von 
Rechtstexten verhindert. 
Gerade die Anhänge zu den Rechtsakten dienen außerdem dem Zweck, die technischen 
Vorschriften vom verfügenden Teil zu lösen. Dennoch muss an passender Stelle eine 
Bezugnahme auf den Anhang erfolgen, womit er integraler Bestandteil des Rechtsaktes 
ist.175 Letzten Endes dient diese Trennung auch der Unterscheidbarkeit der verwendeten 
Fachsprachen. Während der Haupttext rechtssprachlich geprägt ist, ist der Anhang oft-
mals technisch ausgerichtet. 
Auch Towfigh unterscheidet, wie bereits erwähnt, zwischen interner und externer Inter-
dependenz, wodurch der Komplexitätsgrad von Normen ebenso beeinflusst wird.176 In 
diesen Fällen beziehen sich also Normen bzw. deren Fragmente aufeinander und bedin-
gen sich gegenseitig. Dadurch erhöht sich die Anzahl der bei der Beantwortung einer 
Rechtsfrage zu beachtenden Normen. Auch das BVerfG hält im Beschluss 1 BvF 3/92 
vom 3. März 2004 entsprechend fest, dass Verweisungstechniken das Erkennen der 
maßgeblichen Straftatbestände und die Zuordnung einer Tatsachenbeobachtung zu ei-
nem bestimmten Tatbestandsmerkmal erschweren können, was zu einem Mangel an 
Normenklarheit führen kann.177 Zusätzliche Probleme können sich ergeben, wenn auf 
Rechtsgrundlagen verwiesen wird, deren maßgeblicher Inhalt nur mit Schwierigkeiten 
erfasst werden kann, wie es beispielsweise bei europäischen Verordnungen der Fall sein 
kann, wo die maßgebenden normativen Grundlagen mithin von unterschiedlichen 
                                                 
175 Ziff. 22.1. ff. des Gemeinsamen Leitfadens des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission für Personen, die in den Gemeinschaftsorganen an der Abfassung von Rechtstexten 
mitwirken, Amt für amtliche Veröffentlichungen der europäischen Gemeinschaften, Luxemburg 
2003. 
176 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (32 ff.). 
177 BVerfGE 110, 33 (62 f.). 
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Normgebern verändert werden können.178 Derartige Verweisungsketten können aber 
durch den Ausschluss von ständigen Wiederholungen vorzugswürdig sein, auch wenn 
die praktische Erkennbarkeit vor allem unter langen, über mehrere Ebenen gestaffelten, 
unterschiedlich variablen Verweisungsketten leidet. 
Gerade für die Bürger als Normadressaten sind mit derartigen Verweisen ausgestattete 
Regelungen nicht zu überblicken, auch wenn dies dem Grundsatz der Klarheit einer 
Norm widerspricht.179 Bei Unternehmen werden für diesen Überblick Mitarbeiter be-
schäftigt. Wesentlich praktikabler wären sicherlich Regelungen, die mit einer geringe-
ren Dichte ausgestattet sind und in denen sich aus einer beschriebenen Tatbestands-
voraussetzung eine klare Rechtsfolge ableiten könnte.180 Aufgrund der Komplexität der 
Sachverhalte und Regelungsmaterien gerade auch auf europäischer in Verbindung mit 
der nationalen Ebene wird dies aber sehr selten der Fall sein. 
Dies ist auch am Beispiel der externen Verweise zu erkennen, wie in Art. 3b RL 
2003/87/EG. In ihm wird auf Leitlinien Bezug genommen, die die Kommission zusätz-
lich zur Klärung erlassen soll. Durch derartige Verweise wird immer mehr der Charak-
ter der Emissionshandelsrichtlinie als Rahmenrichtlinie deutlich, die zusätzliche Rege-
lungen zur näheren Ausgestaltung erfordert. Hierbei ist die Verweisungstechnik quasi 
schon im Kern angelegt. 
Art. 14 Abs. 1 RL 2003/87/EG sieht den Erlass einer zusätzlichen Verordnung über die 
Überwachung von und Berichterstattung über Emissionen vor, die außerdem laut Ab-
satz 2 den genauesten und aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnissen, insbesondere 
aus dem IPCC Rechnung tragen soll. 
Eine Vielzahl von Referenzen führt auch bei Rechtsexperten zu Unsicherheiten auf-
grund der Masse einzubeziehender Informationen. Daher bedingt die Fülle dieser nor-
mativen Informationen und das Zusammenspiel derer einen zusätzlichen Unschärfefak-
tor, der nicht zu unterschätzen ist, da die benötigten Informationen zunächst zusammen-
getragen und anschließend noch in Verbindung gebracht werden müssen. Denn über 
diese längeren Verweisungsketten werden zusätzliche Ebenen einbezogen, welche die 
Normenklarheit gravierend beeinträchtigen. 
                                                 
178 BVerfGE 110, 33 (63). 
179 BVerfGE 110, 33 (63 f.). 
180 Towfigh, Der Staat 2009, 29 (33). 
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Teilweise scheint in diesem Zusammenhang die Annahme vorzuherrschen, dass das 
rechtstatsächliche Phänomen und das legislatorische Regelungsbedürfnis gerade in 
Deutschland besonders komplex und schwierig zu sein scheint, während andere Staaten 
doch mit eher einfachen Regelungen auskommen.181 
Die Verweisungstechnik führt in der Konsequenz dazu, dass die normativen Grundlagen 
wesentlich intensiver miteinander verknüpft sind und so genau geprüft werden muss, 
was wodurch beeinflusst wird bzw. seinerseits Normen beeinflusst. Durch eine Ände-
rung könnten unter Umständen auch weitere Änderungen bedingt werden. Das Problem 
der Koordinierung hängt also eng mit dem Phänomen der Interdependenz zusammen. 
Allerdings handelt es sich hierbei vor allem um die praktische Handhabung und die 
konkreten Auswirkungen darauf. 
5.2.9.9 Konsequenzen 
Die Vielzahl der typisch fachsprachlichen Merkmale verdeutlicht, dass es sich bei der 
Emissionshandelsrichtlinie um einen typisch rechtssprachlichen Text handelt. Trotzdem 
wird dem Leser, z.B. als damit Beauftragter in einem Unternehmen, die Möglichkeit 
geboten, sich ein Basiswissen in Bezug auf den Rechtsakt anzueignen. Zu Beginn wer-
den nämlich Gegenstand, Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen angeführt, die für 
ein grundlegendes Verständnis und die Einordnung in den Kontext hilfreich sind. 
Auch in den Gemeinsamen Leitlinien für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftli-
chen Richtlinien182 wird festgehalten, dass die klare, einfache und genaue Abfassung 
der europäischen Rechtsakte für die Transparenz der europäischen Rechtsvorschriften 
sowie für deren Verständlichkeit in der Öffentlichkeit und in Wirtschaftskreisen uner-
lässlich ist.183 Durch die einführenden Abschnitte ist ein grundlegendes Verständnis 
auch durchaus möglich. Wirklich problematisch scheint bei der Betrachtung der typisch 
rechtssprachlichen Kriterien das Merkmal der Abstraktion sowie das Merkmal der unter 
Umständen multiplen Referenzen in Zusammenhang mit der Verweisungstechnik. 
Im Fall der multiplen Referenzen führt eine hohe Anzahl von Verweisen zu der Ver-
pflichtung, zusätzliche Informationen, auch aus anderen Artikeln oder Rechtsakten mit 
                                                 
181 Moll, RdA 2010, 321 (321) bezogen auf die gesetzlichen Regelungen von Entgeltfragen. 
182 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 22.12.1998, Gemeinsame Leitlinien für die redaktionelle 
Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, ABl. 1999 C 73, S. 1. 
183 Erwägungsgrund 1 der Gemeinsamen Leitlinien, s. vorherige Fn. 
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einbeziehen zu müssen. Denn ohne diese zusätzlichen Informationen kann der jeweilige 
Artikel unter Umständen nicht komplett erfasst und das Verhalten nicht entsprechend 
angepasst werden. Die Einbeziehung von zusätzlichen Informationen, die noch dazu an 
anderer Stelle nachgelesen werden müssen, bereiten dem Leser, egal ob Rechtsexperte 
oder unbedarfter Bürger, jedoch zusätzliche Verständnisschwierigkeiten. Nichtsdesto-
trotz sind derartige Verweise ein wichtiger Bestandteil der Gesetzestechnik, die vor al-
lem einer knapperen Formulierung dienen und so unnötigen Wiederholungen vorbeu-
gen. Das ist bei der Vielzahl an zu beachtenden Rechtstexten kein zu vernachlässigen-
der Gesichtspunkt. 
Beim Merkmal der Abstraktion ist der Text so vage gehalten, dass ein darauf aufbauen-
des Handeln unter Umständen nicht in allen Mitgliedstaaten einheitlich erfolgen kann. 
Die im Richtlinienwortlaut angelegten Unklarheiten und Widersprüche würden so an 
die Exekutive und Judikative weitergereicht.184 Als Beispiel sei die Formulierung in 
Art. 16 RL 2003/87/EG genannt: „Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein.“ Auf der einen Seite wird den Mitgliedstaaten so die genaue 
Ausgestaltung überlassen, auf der anderen Seite kann es so zu sehr unterschiedlich aus-
gebildeten Sanktionen kommen, die eventuell die Unternehmen aus einem Mitgliedstaat 
mehr betreffen und nachhaltiger beeinträchtigen als die eines anderen Mitgliedstaats. 
Grundsätzlich müssen die Sanktionsmaßnahmen jedoch der Kommission gemeldet wer-
den, die dann einen Überblick über alle in den 27 Mitgliedstaaten beschlossenen Sank-
tionsmaßnahmen haben sollte und so unter Umständen bei stark divergierender Hand-
habung ausgleichend eingreifen kann. 
5.2.10 Offene Formulierungen aufgrund der thematischen Ausgangslage 
In Art. 1 Abs. 2 RL 2003/87/EG heißt es, dass vor allem Reduktionen von Treibhausga-
sen anhand von gewissen Verringerungsraten anzustreben seien, die aus „wissenschaft-
licher Sicht zur Vermeidung von schädlichen Klimaänderungen“ erforderlich sind. Die-
se wissenschaftliche Sicht ist jedoch eben nicht einhellig, so dass auf diese nicht ver-
wiesen werden sollte. Die vielfältigen Diskussionen zum Klima und die unklaren Hand-
lungsanweisungen, die sich aus den bestehenden Unsicherheiten ergeben, bedingen eine 
                                                 
184 Kühling/Pisal, RdE 2010, 161 (169) am Beispiel des Energiebinnenmarktpakets. 
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derart vage Formulierung in besagtem Artikel. Allerdings geht es wohl nur um eine ge-
nerelle Rechtfertigung der Maßnahmen zum Klimaschutz, ohne eine konkrete Hand-
lungsanweisung geben zu wollen. 
In Art. 14 Abs. 2 RL 2003/87/EG heißt es dann genauer, dass die zu erlassende Verord-
nung über die Überwachung von und Berichterstattung über Emissionen und gegebe-
nenfalls Tätigkeitsdaten den genauesten und aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen, insbesondere aus dem IPCC, Rechnung tragen muss. Zumindest hier wird klar auf 
die Erkenntnisse des IPCC Bezug genommen, auch wenn diese als ebenso diskussions-
würdig erachtet werden können. Dennoch muss eine Datengrundlage als Ausgangs-
punkt für politische Entscheidungen und somit die Festlegung von Formulierungen in 
Rechtsakten dienen. Ein solches Handeln auch bei tatsächlichen Unwägbarkeiten ent-
springt dem umweltrechtlichen Vorsorgeprinzip. Denn schon nach dem Grundsatz 15 
der Rio-Deklaration, der im Zusammenhang mit der Idee des „Sustainable Deve-
lopments“ auf die weitgehende Anwendung des Vorsorgegrundsatzes bezogen ist, kann 
„‚ein Mangel an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit kein Grund dafür sein, 
kostenwirksame Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltverschlechterungen aufzu-
schieben’, sofern ‚schwerwiegende und bleibende Schäden’ drohen“.185 
5.3 Einfluss der Mehrsprachigkeit 
Die Mehrsprachigkeit ist zentrales Merkmal der Europäischen Union, die diese Vielfalt 
besonders schützen will. Dennoch entstehen daraus auch viele praktische Probleme, 
welche die Arbeit der Union erschweren. Beispielsweise ist die große Unterschiedlich-
keit von nationalen Begriffsverständnissen problematisch, denn auf deren Grundlage 
lässt sich schwerlich eine einheitliche Auslegungsbasis finden.186 Das liegt vor allem in 
der Unterschiedlichkeit der einzelnen Sprachen und ihrer Satzbildung begründet, aber 
vor allem im Bereich der Rechtsetzung auf EU-Ebene auch in den verschiedenen, auf-
einander treffenden Systematiken der nationalen Rechtsordnungen, die an Rechtsfragen 
mitunter sehr unterschiedlich herangehen. 
                                                 
185 Bereits ausführlich Frenz, ZG 1999, 143 ff.; auch Frenz, Europarecht 6, Rn. 4617 f. 
186 Burr/Gallas, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 195 (197); Loehr, Mehr-
sprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 14. Dazu bereits o. 3.4. 
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Die verschiedenen Rechtstraditionen sorgen so dafür, dass ein deutscher Rechtsbegriff 
unter Umständen gar nicht ins Englische zu übersetzen ist oder sich Missverständnisse 
und Fehlschlüsse durch Übersetzungsfehler ergeben. Rechtsbegriffe sind meist histo-
risch gewachsen und somit innerhalb der einzelnen Staaten rein sprachlich nicht ver-
gleichbar.187 In einem so komplexen mehrsprachigen System wie der Europäischen 
Union ist es also umso schwieriger, gleiche Bedeutungen zu vermitteln, auch wenn es 
gleichzeitig umso wichtiger ist, dass alle verbindlichen Regelungen für die Mitglied-
staaten das Gleiche bedeuten. Es kann sich schließlich die Frage stellen, welche Fas-
sung und damit welches nationale Begriffsverständnis eigentlich verbindlich ist (im 
Zweifelsfall alle) bzw. wie voneinander abweichende Fassungen auszulegen sind. Die 
Beispiele aus Kapitel 3 haben gezeigt, dass grundlegende Auffassungsunterschiede bei 
der Wortwahl öfter zum Tragen kommen. Beim „Fischfang-Fall“ zeigte sich das Prob-
lem, dass Übersetzungen oft nur teiläquivalent sind und so der genaueren Untersuchung 
bedürfen, bevor sie exakt anwendbar sind. 
Die unterschiedlichen Rechtsordnungen, die den mitgliedstaatlichen Rechtsverständnis-
sen zugrunde liegen, ordnen und strukturieren die Gesamtheit von Rechtsnormen und 
bestehen mit und durch das jeweilige terminologische System, welches vor allem histo-
risch gewachsen ist.188 Aufgrund dieser Unterschiedlichkeit in den Rechtsordnungen 
müssen die Übersetzungen auf EU-Ebene mit grundlegenden Differenzen in den 
Rechtsbegriffen der verschiedenen Mitgliedstaaten kämpfen. Außerdem stellt die Union 
selbst ein komplett anderes Rechtsordnungssystem dar, was zu einer permanenten Dis-
kussion um die Vorherrschaft eines Systems, also des europäischen oder des nationalen, 
führt.189 Es handelt sich schließlich um ein Rechtsgebilde zwischen Völkerrecht und 
staatsähnlichem Recht, das weder mit Begriffen des internationalen noch des nationalen 
Rechts erfasst werden kann.190 Daher müssen die unterschiedlichen Rechtsauffassungen 
durch die Herausbildung unabhängiger rechtlicher Begrifflichkeiten harmonisiert wer-
den.191 
                                                 
187 Pescatore, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 243 (247); Stolze, in: Sandrini 
(Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 45 (49 f.); Rathert, Sprache und Recht, 2006, 
S. 85; Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (145). 
188 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (145). 
189 Allgemein Wohlfahrt, Europäische und deutsche Rechtsordnung, 1965, S. 166 ff. 
190 Loehr, Mehrsprachigkeitsprobleme in der Europäischen Union, 1998, S. 38. 
191 Christensen/Müller, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 9 (14 f.); Heutger, 
Global Jurist Topics 2003, Vol. 3, Iss. 1, Art. 3, Online-Version, S. 2. 
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Der Unterschied zwischen den nationalen und der europäischen Terminologie besteht in 
der Tiefe und Dichte, die mit einer langen Geschichte von rechtlichen Erfahrungen ein-
hergehen. Ihre Trennung ist problematisch.192 Daraus bedingt sich auch die relative Un-
bestimmtheit von EU-Begriffen, die multilingual, rechtspluralistisch und dynamisch ge-
prägt sind.193 
Ein Vergleich mit anderen Sprachfassungen der Emissionshandelsrichtlinie lässt schnell 
erkennen, dass sie sehr stark variieren können. Unproblematisch bleibt die Variation, 
wenn diese sprachlichen Abweichungen keine inhaltlichen Unterschiede begründen. In 
den Definitionen der englischen sowie der niederländischen Fassung sind schon Be-
zeichnungsunterschiede erkennbar. Während in Art. 3 lit. a) RL 2003/87/EG im Deut-
schen der Begriff „Zertifikat“ definiert wird, heißt es im Englischen „allowance“ und in 
der niederländischen Fassung „emissierecht“. Die deutsche Fassung ist daher um eini-
ges abstrakter als die beiden anderen. Aus dem Wort „Zertifikat“ lässt sich weder der 
Bezug zu Emissionen noch eine Berechtigung zu etwas erkennen. Aus der niederländi-
schen Fassung gehen dagegen beide Aspekte hervor. Die englische Fassung der Emissi-
onshandelsrichtlinie betont den Berechtigungscharakter, ohne allerdings den Bezug spe-
ziell zu Emissionen herzustellen. Die verwendeten Begriffe können so nicht den absolut 
gleichen Sinn vermitteln. 
Die national unterschiedlichen Begriffe verdeutlichen, dass ein exakt gleiches Ver-
ständnis von allen Mitgliedstaaten gar nicht möglich ist. Wenn aber auch die Ausgangs-
texte, also die verschiedenen Sprachfassungen der Richtlinie selbst, schon unterschied-
lich sind, kann sich die nationale Ausgestaltung schwerlich wieder begrifflich anglei-
chen, so dass diese nationalen Gesetze besser vergleichbar wären. 
5.4 Implementierung des Emissionsrechtehandels, 
Kompetenzen und Koordinierungsprobleme 
Die europaweite Implementierung des Emissionshandelssystems versprach aufgrund der 
globalen Wirksamkeit der Treibhausgase größere Erfolge durch eine Koordinierung der 
Reduktionsziele. Zunächst stellte sich dabei die Frage der Kompetenzverteilung zwi-
                                                 
192 Kjær, in: Sandrini (Hrsg.), Übersetzen von Rechtstexten, 1999, S. 63 (71); Sandrini, in: Mül-
ler/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (147). 
193 Sandrini, in: Müller/Burr (Hrsg.), Rechtssprache Europas, 2004, S. 139 (146 f.). 
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schen der Union und den Mitgliedstaaten und somit der rechtlichen Zulässigkeit des 
einzuführenden Systems.194 Grundlage war bereits die Ratifizierung des Kyoto-Proto-
kolls durch die (damals noch) Europäische Gemeinschaft und jeden einzelnen Mitglied-
staat. Diese beidseitige Ratifizierung ergab sich aus dem Umstand, dass keine alleinige 
Kompetenz in diesem Bereich für die EG vorlag und so von einer geteilten Zuständig-
keit ausgegangen werden musste, auch wenn es mittlerweile kaum mehr einen Bereich 
des Umweltschutzes gibt, „der vom Unionsrecht nicht zumindest mitgeprägt wäre“.195 
Auch nach dem Vertrag von Lissabon ist im Umweltbereich von keiner ausschließli-
chen Kompetenz auszugehen, beide Ebenen können also Maßnahmen ergreifen. 
Art. 216 AEUV dient als Grundlage für den Abschluss von internationalen Überein-
künften.196 Danach kann die Union mit „Drittländern oder internationalen Organisatio-
nen eine Übereinkunft schließen, wenn dies in den Verträgen vorgesehen ist oder wenn 
der Abschluss einer Übereinkunft im Rahmen der Politik der Union entweder zur Ver-
wirklichung eines der in den Verträgen festgesetzten Ziele erforderlich oder in einem 
verbindlichen Rechtsakt der Union vorgesehen ist oder aber gemeinsame Vorschriften 
beeinträchtigen oder deren Anwendungsbereich ändern könnte“. Vertraglich vorgesehen 
ist diese Möglichkeit für eine Übereinkunft im Umweltbereich in Art. 191 Abs. 4 
AEUV, der allerdings nur eine Aufgabenzuweisung und keine eigene Kompetenz be-
gründet.197 
Die europäische (Teil-)Kompetenz für den Klimaschutz ergibt sich aus dem Prinzip der 
begrenzten Einzelermächtigung nach (nunmehr) Art. 5 Abs. 2 EUV und der davon aus-
gehenden speziellen Berechtigung.198 Denn die Union verfügt nur über jene Zuständig-
keiten, die ihr explizit von den Mitgliedstaaten übertragen worden sind.199 Diese Kom-
petenz gilt jedoch nicht speziell für den Klimaschutz, sondern für den Umweltschutz 
allgemein. Also ist für die Maßnahme Emissionshandel anhand des Anwendungsgebiets 
nach einer Rechtsgrundlage zu suchen.200 Im Falle des Emissionshandelssystems wären 
                                                 
194 Dazu Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 123 ff. 
195 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 2. 
196 Zu den Außenkompetenzen ausführlicher Frenz, Europarecht 6, Rn. 4570 f. 
197 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 51; auch Frenz, Europarecht 6, 
Rn. 4571. 
198 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 127; allgemein zur 
begrenzten Einzelermächtigung Langguth, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 5 EUV Rn. 3 ff. 
199 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 5 EUV Rn. 6. 
200 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 130. 
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demnach die Vertragsziele zu prüfen, die den entsprechenden Rechtsakt, also in diesem 
Fall die Emissionshandelsrichtlinie, rechtfertigen können. 
Der Emissionshandel könnte „einen erheblichen Beitrag zur Reduzierung der CO2-
Emissionen“ leisten201 und somit dem Ziel der Erhaltung und dem Schutz der Umwelt 
bzw. der Bewältigung der Umweltprobleme und Bekämpfung des Klimawandels nach 
Art. 191 Abs. 1 AEUV dienen.202 Insoweit ist der Klimawandel explizit im Rahmen des 
Umweltschutzes genannt und daher mit umfasst. Die durch den vermehrten CO2-
Ausstoß auftretenden Folgeerscheinungen wie Sturmfluten, Überschwemmungen etc. 
sollen durch den Emissionshandel und die stufenweise Reduktion der Emissionsberech-
tigungen eingedämmt werden und helfen so, weiteren Schäden vorzubeugen und dienen 
in der Folge auch dem Schutz der menschlichen Gesundheit. 
Globale Umweltprobleme zu bewältigen, wird ebenso in Art. 191 Abs. 1 4. Spie-
gelstrich AEUV als Ziel genannt,203 dem speziell durch den Emissionshandel Rechnung 
getragen wird, da die Eindämmung der global wirksamen Treibhausgase im Mittelpunkt 
steht. Das System des Emissionshandels dient daher den im Rahmen des Umweltschut-
zes genannten Zielen und ist so durch diesen Kompetenztitel erfasst. 
Die Grundsätze der Subsidiarität nach Art. 5 Abs. 3 EUV sowie der Verhältnismäßig-
keit nach Art. 5 Abs. 4 EUV werden gewahrt.204 Der erste Grundsatz bestimmt laut Ge-
setzestext, dass die Union nur tätig wird, wenn die Ziele der in Betracht gezogenen 
Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder loka-
ler Ebene ausreichend verwirklicht werden können und so eine Regelung auf Unions-
ebene mehr Effektivität verspricht. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz besagt nach 
Art. 5 Abs. 4 EUV, dass die von der Union ergriffenen Maßnahmen „inhaltlich wie 
formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß“ hinaus-
gehen dürfen. Durch das Subsidiaritätsprinzip wird somit auf das „Ob“ der zu ergrei-
fenden Maßnahmen abgestellt, während das Verhältnismäßigkeitsprinzip die Art und 
Weise sowie die Intensität in den Blick nimmt.205 Bei Einbeziehung aller Fakten handelt 
                                                 
201 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 133. 
202 S.o. allgemein zu den Zielen 5.1.2.4. 
203 S. auch o. 5.1.2.4. 
204 Im Ergebnis auch Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 334. 
205 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 163. 
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es sich beim Emissionshandelssystem um ein „geeignetes, erforderliches und angemes-
senes Mittel zur Umsetzung und Erfüllung der Vorgabe“.206 
Die EU-weite Implementierung wird vor allem auch durch wirtschaftliche Argumente 
gestützt. Die Union ist nämlich ebenso auf die Errichtung eines wirksamen Binnen-
markts ausgerichtet, was die ausgewogene Entwicklung des Wirtschaftslebens im Sinne 
von Art. 3 Abs. 3 S. 2 EUV einschließt.207 Nationale Alleingänge innerhalb der EU 
könnten dazu führen, dass divergierende Handelssysteme bzw. gar kein Handelssystem 
eingeführt würden, so dass Unternehmen aus den gleichen Wirtschaftsbranchen in man-
chen Mitgliedstaaten kostenlos emittieren dürften, in anderen dagegen zahlen müssten. 
Eine solche Praxis hätte vor allem Wettbewerbsverfälschungen zur Folge.208 Hinzu 
kommt, dass Handelssysteme in einzelnen Mitgliedstaaten wegen ihres begrenzten 
Handelsvolumens nicht ausreichend funktionsfähig wären und so auch nur unwesentlich 
zur CO2-Reduktion beitragen könnten.209 
Unschärfe kann sich bei dieser Betrachtung aus der geteilten Zuständigkeit von Union 
und Mitgliedstaaten im Umweltbereich ergeben. Denn wenn die Kompetenzen nicht 
klar geteilt sind, ergeben sich oftmals Interessenskonflikte. Dies führt ganz praktisch zu 
dem Problem, dass Maßnahmen auf europäischer oder nationaler Ebene etabliert wer-
den, die beispielsweise nicht koordiniert oder in irgendeiner Form abgesprochen wer-
den. So könnten sich widersprüchliche Handlungsrichtungen ergeben, wobei der entge-
genstehende nationale Rechtsakt im Zweifelsfall verworfen werden muss, wenn die 
Wirksamkeit einer europäischen Regelung gefährdet ist. 
So wurde schon früh deutlich, dass das Emissionshandelssystem aufgrund seiner Aus-
richtung in ein bereits bestehendes institutionelles Geflecht gerät und die Wechselwir-
kungen mit anderen Regelungen besondere Beachtung finden müssen. So bestehen 
„zahlreiche Interdependenzen und Überlagerungen […] mit formalen nationalen Rege-
lungen, wie z.B. der Ökosteuer, dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), dem Kraft-
Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWK-Gesetz), dem Atomgesetz sowie dem Bundesimmis-
                                                 
206 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 171. 
207 Zu den wirtschaftlichen Faktoren auch Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV 
Rn. 2. 
208 Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 191 AEUV Rn. 2; Zimmer, CO2-Emissionsrechte-
handel in der Europäischen Union, 2004, S. 143 f. 
209 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 161. 
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sionsschutzgesetz (BImschG)“.210 Diese Interdependenzen können bei nicht ausreichen-
der Koordinierung auch die Effektivität von Maßnahmen negativ beeinflussen. Hier 
zeigen sich Schwierigkeiten bei der Umsetzung dieses EU-rechtlichen Instruments. 
Hinzu kommen Unstimmigkeiten im nationalen Instrumentenmix und Zuständigkeitsge-
flecht. In verschiedenen Verfahren, die zwischen dem Inkrafttreten des TEHG und vor 
dem eigentlichen Start des Emissionshandels verhandelt wurden, wurde die Kompli-
ziertheit und die Unsicherheit beim Umgang mit der neuen Materie Emissionshandel 
deutlich.211 In einem Verfahren ging es beispielsweise um die Änderung von bereits 
bestehenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen durch das TEHG. Die Klä-
gerin wollte prüfen lassen, ob diese Änderungen ihrer Genehmigungen überhaupt zuläs-
sig seien und § 4 Abs. 7 S. 1 TEHG nicht einen „‘verkappten‘ Verwaltungsakt“ enthal-
te, der vom Prinzip her wie eine Legalenteignung wirke.212 Außerdem beklagt sie, dass 
aufgrund der differenzierten Zuständigkeiten von Landesbehörden und Umweltbundes-
amt eine verfassungsrechtlich unzulässige Mischverwaltung vorläge.213 
Dieser Fall verdeutlicht die praktischen Schwierigkeiten, mit denen die Betroffenen 
konfrontiert wurden, die sich vor allem durch die Überlagerung der verschiedenen 
Rechtsinstitute ergaben. Die Unschärfe bedingte sich hier aus der thematischen Über-
schneidung der rechtlichen Institute. Eine Koordinierung dieser Interdependenzen durch 
den Gesetzgeber ist folglich unabdingbar, um Unschärfen zu vermeiden und Klagen 
vorzubeugen. 
Die Problematik der Koordinierung lässt sich praktisch vor allem auf den Quer-
schnittscharakter der Regelungsmaterie Klimaschutz und die damit unter Umständen in 
unterschiedlichen Bereichen ansetzenden Maßnahmen (z.B. steuerliche oder energiepo-
litische) zurückführen.214 In der Folge stellt sich zudem die Frage der Zuständigkeit, ob 
also die Union Maßnahmen erlassen darf und diese mit nationalen Maßnahmen koordi-
niert werden müssen. 
                                                 
210 Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (42) auch zum Folgenden. 
211 Maslaton/Hauk, NVwZ 2005, 1150 (1151). 
212 Maslaton/Hauk, NVwZ 2005, 1150 (1151); ausführlich zur Vereinbarkeit von Emissionshandel 
und Verfassungsrecht Giesberts/Hilf, Handel mit Emissionszertifikaten, 2002, § 6 Rn. 294 ff. 
213 Näher m.w.N. Frenz, Emissionshandelsrecht, 2008, § 20 TEHG Rn. 1 ff. 
214 Zimmer, CO2-Emissionsrechtehandel in der Europäischen Union, 2004, S. 124 f.; Frenz, Europa-
recht 6, Rn. 4547: Querschnittscharakter der Umwelt. 
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Im Fall des Emissionshandels trat vor allem ein Widerspruch zwischen Emissionshan-
dels- und IVU-Richtlinie215 zutage. Beide Richtlinien sind europäischen Ursprungs, wo-
mit sich keine Vorrangstellung erkennen ließ. Konkret kann sich unter Umständen eine 
Kollision mit anderem Sekundärrecht ergeben, das also auf der gleichen Stufe angesie-
delt ist wie die Emissionshandelsrichtlinie, so dass keinem von beiden Rechtsakten eine 
stärkere Geltungskraft zukommen kann.216 Diese Konstellation ist gerade beim Emissi-
onshandel und den ordnungsrechtlichen Bestimmungen des Anlagengenehmigungs-
rechts gegeben.217 
5.4.1 IVU-Richtlinie 
Als herausragendes Beispiel lässt sich Art. 8 der RL 2003/87/EG anführen. Er gibt ex-
plizit vor, dass eine Abstimmung der Regelungen aus der IVU-RL 96/61/EG218 mit de-
nen der Emissionshandelsrichtlinie stattfinden muss. So können auch die Anforderun-
gen der Art. 5, 6 und 7 in die Verfahren gemäß der RL 96/61/EG integriert werden. Bei 
diesem Rechtsakt handelt es sich um die sog. IVU (Integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung)-Richtlinie, die jedoch zum Zeitpunkt der letzten 
Änderung der Emissionshandelsrichtlinie bereits durch die RL 2008/1/EG vom 
                                                 
215 Mittlerweile RL 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.1.2008 über die 
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung, ABl. L 24, S. 8, zuletzt ge-
ändert durch RL 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 über die 
geologische Speicherung von Kohlendioxid und zur Änderung der RL 85/337/EWG des Rates so-
wie der RLn 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates sowie der VO (EG) Nr. 1013/2006, ABl. L 140, S. 114; zu deren 
Umsetzungsdefiziten bzw. zur (in)direkten Wirkung Kühling/Röckinghausen, DVBl. 1999, 
1614 ff. 
216 Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 295. 
217 Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 295 unter Verweis u.a. auf Bothe, NVwZ 
1995, 937 ff.; Stüer/Spreen, UPR 1999, 161 ff.; allgemein Hohmuth, Emissionshandel und deut-
sches Anlagenrecht, 2006. 
218 Des Rates vom 24.9.1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung, ABl. L 257, S. 26, mittlerweile aufgehoben durch RL 2008/1/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15.1.2008 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. L 24, S. 8, die nochmals durch die RL 2009/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 über die geologische Speicherung von Kohlendioxid und 
zur Änderung der RL 85/337/EWG des Rates sowie der RLn 2000/60/EG, 2001/80/EG, 
2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der 
VO (EG) Nr. 1013/2006, ABl. L 140, S. 114 geändert wurde und prinzipiell durch eine neue 
Richtlinie ersetzt wurde (RL 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24.11.2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung), ABl. L 334, S. 17), die aber laut deren Art. 80 Abs. 1 erst ab dem 7.1.2013 von den 
Mitgliedstaaten umzusetzen ist. 
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15. Januar 2008219 aufgehoben und ersetzt war. Obwohl also in der aktuellen Fassung 
der Emissionshandelsrichtlinie noch eine Abstimmung mit der RL 96/61/EG vorgege-
ben ist, ist diese bereits durch eine neue Fassung ersetzt worden, so dass die durch die 
jeweils letzte Fassung vorgegebene Rechtslage mit einbezogen werden muss. Diese 
strukturellen Probleme können sozusagen als Fortsetzung bzw. Ausweitung der Prob-
lematik der externen Verweise gesehen werden. 
Im Übrigen ist diese Verweisungspraxis durchaus diskussionswürdig. Gerade am Bei-
spiel von Emissionshandels- und IVU-Richtlinie liegt das Problem vor allem in der Er-
kennbarkeit der aktuell einschlägigen Rechtslage. Durch den veralteten Verweis liegt 
die Vermutung nahe, dass er eventuell absichtlich beibehalten wurde, da alte und neue 
Fassung der Richtlinie inhaltlich nicht mehr übereinstimmen und die alte insofern noch 
einen beizubehaltenden Aspekt liefert. Insofern muss auf jeden Fall geprüft und abge-
glichen werden, ob bzw. inwiefern sich die RL 96/61/EG und 2008/1/EG inhaltlich un-
terscheiden. Das gilt laut Art. 8 RL 2003/87/EG namentlich für den Anhang I RL 
96/61/EG. Dieser ist immerhin, bis auf angepasste Richtliniennummerierungen, wort-
gleich geblieben, was der Leser aber ohne Abgleich nicht einschätzen kann. 
In Anerkennung dieser Unschärfeproblematik bestimmt Art. 22 Abs. 2 RL 2008/1/EG: 
„Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorlie-
gende Richtlinie und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang VII zu 
lesen.“ Praktisch bedeutet dies aber, dass bei der Suche nach der aktuellen Fassung der 
RL 96/61/EG über das Internet ein Verweis auf die RL 2008/1/EG gefunden wird, die 
aber dann erst in Art. 22 darauf hinweist, dass diese als Ersatz für die RL 96/61/EG in 
allen bezugnehmenden Rechtsakten gesehen werden muss. Diese Verfahrensweise dient 
wohl der Praktikabilität,220 aber in keinem Fall der Rechtssicherheit. Für den Anwender 
wäre der Verweis im Ursprungsdokument, also in der RL 2003/87/EG, auf die neue 
Fassung der Richtlinie wesentlich hilfreicher und im Zusammenhang mit den vielfälti-
gen Änderungen der RL 2003/87/EG auch aufnehmbar gewesen. Allerdings ist diese 
Handhabung zwar für den Anwender aufwendiger, umgekehrt aber für die Verwaltung 
sämtlicher Rechtsakte in den Amtsblättern wohl ohne die jeweilige Anpassung in einem 
                                                 
219 Des Europäischen Parlaments und des Rates über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung, ABl. L 24, S. 8. 
220 Insoweit auch in der neusten Fassung der IVU- bzw. nunmehr IE-Richtlinie (RL 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen, ABl. L 334, 
S. 17) in Art. 81 Abs. 3, die die RL 2008/1/EG aber erst mit Wirkung vom 7.1.2014 aufhebt. 
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bezugnehmenden Rechtsakt leichter handhabbar. Insofern stehen die Anforderungen des 
Lesers bzw. Betroffenen denen der Verwaltung gegenüber. 
Explizit gibt die Emissionshandelsrichtlinie auch eine inhaltliche Änderung der IVU-
Richtlinie vor, nämlich in Art. 26 RL 2003/87/EG. Dort sind die Absätze angefügt, die 
in der IVU-Richtlinie in Art. 9 Abs. 3 als Unterabsätze zu ergänzen sind.221 Das Kon-
fliktpotential erkennt die Kommission bereits in ihrem Grünbuch zur Einführung des 
Emissionshandelssystems an: „Die Einführung eines Systems für den Emissionshandel 
wird es erfordern, dessen Bezug zu den in die IVU-Richtlinie aufgenommenen Normen 
und Verfahren zu klären.“222 Insofern bestand von vornherein ein Koordinierungsbe-
darf.223 Dieser durch die thematischen Überschneidungen bedingte Bedarf führte 
schließlich auch zur Notwendigkeit der Änderung einiger Passagen der IVU-Richtlinie. 
Die IVU- hat ebenso wie die Emissionshandelsrichtlinie das Schutzgut Klima zum Mit-
telpunkt.224 Allerdings setzt die IVU-Richtlinie und somit auch die deutsche, nationale 
Ausgestaltung in Form des BImSchG auf der Ebene der Industrieanlagen an und ist vom 
Grundsatz her ordnungsrechtlich ausgerichtet. Sie zielt vom Regelungskonzept darauf, 
dass Vorsorge „insbesondere dadurch zu erreichen ist, dass die besten verfügbaren 
Techniken eingesetzt werden“225, also im Sinne eines BAT (best available techniques)-
Standards.226 Die Emissionshandelsrichtlinie zielt hingegen darauf, Mengenziele festzu-
schreiben und dass die Anlagenbetreiber infolgedessen ihre mengenmäßige Nutzung 
selbst festlegen. Daher ist es nötig, die Gesamtmenge stetig zu senken. Andernfalls 
würde ein Stillstand stattfinden, wenn die Unternehmen sozusagen von „ewigen“ Emis-
sionsrechten ausgehen könnten.227 Außerdem können bei einer Neuvergabe auch Neu-
emittenten eine entsprechende Zuteilung erwarten, auch wenn die regelmäßige Neuver-
gabe der längerfristigen Planungssicherheit der Unternehmen entgegen steht.228 
                                                 
221 Kotulla, in: ders., BImSchG, 100.5 § 5 Rn. 16e; auch Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifi-
katen in der Europäischen Union, 2004, S. 139. 
222 S. Grünbuch zum Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen Union vom 8.3.2000, 
KOM (2000) 87 endg., S. 24. 
223 So auch Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 295; s. auch Michaelis/Holt-
wisch, NJW 2004, 2127 (2131). 
224 Giesberts/Hilf, Handel mit Emissionszertifikaten, 2002, § 6 Rn. 259 ff. 
225 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 129. 
226 Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 298; vgl. auch Kotulla, in: ders., BIm-
SchG, 100.3 § 3 Rn. 7; aus Sicht der nationalen Ausgestaltung im BImSchG Giesberts/Hilf, Han-
del mit Emissionszertifikaten, 2002, § 6 Rn. 275 ff. 
227 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 129 f. 
228 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 131. 
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Generell traf das Emissionshandelssystem zunächst auf ein ausgeprägtes Industrieanla-
genordnungsrecht. Unter die IVU-Richtlinie fallen ebenso Treibhausgase, vor allem 
CO2.229 Hier ist das Ziel, dass die Anlagen so betrieben werden, dass „alle geeigneten 
Vorsorgemaßnahmen gegen Umweltverschmutzungen, insbesondere durch den Einsatz 
der besten verfügbaren Techniken, getroffen werden […] und die Energie effizient ver-
wendet wird […]“.230 Ein wichtiger Ausgangspunkt ist dabei die Vorsorge231 gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen, die vor allem eine technisch orientierte Strategie be-
vorzugt. 
Dieser Ansatzpunkt steht dem der Emissionshandelsrichtlinie insofern entgegen, als 
diese gerade darauf ausgerichtet ist, sich vom eigenen Anteil zur Vorsorge durch den 
Ankauf von Verschmutzungsrechten freizukaufen.232 Denn gerade dieser Aspekt bringt 
auch den ökonomischen Nutzen beim Emissionshandel: Wenn die Vermeidungstechnik 
günstiger ist als der Zukauf, dann wird in sie investiert. „Der Emissionshandel beruht 
also gerade auf der Vorstellung, keine Anforderungen im Sinne von technischen Stan-
dards an jede einzelne Anlage zu stellen.“233 In der Emissionshandelsrichtlinie wird 
dieser Konflikt bereits ausdrücklich berücksichtigt und die IVU-Richtlinie entsprechend 
geändert.234 
Konkret bedeutete dies, dass Art. 9 Abs. 3 IVU-Richtlinie (nunmehr Art. 9 Abs. 1-4 IE-
Richtlinie235) und im Folgenden auch § 5 BImSchG dahingehend geändert wurden, dass 
Anlagen, die unter die Vorgaben des Anhangs 1 zum TEHG fallen, vom Vorsorgegebot 
ausgenommen werden und für sie insofern keine Emissionsgrenzwerte für umweltrele-
vante Schadstoffe vorgeschrieben werden dürfen.236 Damit werden die Anforderungen 
                                                 
229 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 137; s. auch 
Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, S. 296 f. 
230 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 137. 
231 Zur Vorsorgepflicht nach dem BImSchG Giesberts/Hilf, Handel mit Emissionszertifikaten, 2002, 
§ 6 Rn. 273 ff. 
232 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 138; auch 
Mager, DÖV 2004, 561 (565). 
233 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 138. 
234 Sattler, Der Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Europäischen Union, 2004, S. 139. 
235 RL 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemis-
sionen, ABl. L 334, S. 17. 
236 Kotulla, in: ders., BImSchG, 100.5 § 5 Rn. 16e; so auch bereits Giesberts/Hilf, Handel mit Emissi-
onszertifikaten, 2002, § 6 Rn. 282 a.E., 285. 
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bei der Anlagengenehmigung nach dem BImSchG durch die Vorgaben des TEHG be-
grenzt.237 
Dabei müssen Wortlaut und Anliegen der Emissionshandelsrichtlinie sowie die entspre-
chenden Artikel der IVU-Richtlinie laut Kotulla nicht als widersprüchlich angesehen 
werden.238 Denn dem Gebot der dynamischen Vorsorge muss nach Art. 3 Abs. 1 lit. a) 
IVU-Richtlinie auch durch andere dazu geeignete Maßnahmen genügt werden dürfen, 
auch wenn es sich nicht spezifisch um am „Einsatz der besten verfügbaren Techniken“ 
orientierte Strategien handelt. Schließlich müssen Anlagen so betrieben werden, dass 
„alle geeigneten Vorsorgemaßnahmen gegen Umweltverschmutzungen“ getroffen wer-
den, insbesondere durch den Einsatz der besten verfügbaren Techniken, aber eben nicht 
ausschließlich. 
Zu dieser dynamischen Vorsorge lässt sich die periodische Reduzierung von Treibhaus-
gasen durch die staatlich induzierte Verknappung der höchstzulässigen Gesamtemissi-
onsmenge zählen. Dann handelt es sich nur um eine ökonomisch geprägte Vorsorge, 
anstatt um eine technikorientierte.239 
Im BImSchG wurde das Problem wie folgt gelöst: Nach § 5 Abs. 1 S. 2-4 dürfen hin-
sichtlich des Energieeffizienzgebotes keine über das TEHG hinausgehenden Anforde-
rungen gestellt werden, so dass es für diese Anlagen zur Erfüllung des Vorsorgeprinzips 
ausreicht, die Anforderungen nach §§ 5, 7 Abs. 1 TEHG einzuhalten.240 Damit wird das 
Vorsorgeprinzip auf den Vollzug des Emissionshandels beschränkt. 
Durch die sehr ähnlichen Ausgangspunkte ist es dennoch nötig, die beiden Richtlinien 
miteinander abzustimmen, gerade auch um sich in der nationalen Ausgestaltung nicht 
entgegen zu stehen bzw. Widersprüche zu manifestieren. Unschärfen resultieren hier 
aus thematischen Kollisionen, die insofern keine eindeutige Handlungsoption für die 
betroffenen Unternehmen bieten können. Zwar werden Widersprüche durch Anpassun-
gen eingeebnet, dennoch bleiben die entgegenstehenden Auffassungen über die grund-
legende Ausrichtung der Maßnahmen bestehen. So kann Recht keine Lösung für Kon-
fliktfälle gewähren. 
 
                                                 
237 Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (206); Kerth, Emissionshandel im Gemeinschaftsrecht, 2004, 
S. 299, auch 304. 
238 Kotulla, in: ders., BImSchG, 100.5 § 5 Rn. 16g. 
239 S. die Argumentation von Kotulla, in: ders., BImSchG, 100.5 § 5 Rn. 16g. 
240 Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2132). 
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5.4.2 EE-Richtlinie 
Die Erneuerbare-Energien-RL 2009/28/EG241 dient wie die Emissionshandelsrichtlinie 
dem Klimaschutz, auch wenn sie, ebenso wie die IVU-Richtlinie, einen anderen Aus-
gangspunkt hat. Sie ist grundsätzlich darauf ausgerichtet, den Anteil an erneuerbaren 
Energien zu erhöhen und bestimmt diesen Anteil auch für die Mitgliedstaaten. Energie 
soll damit vermehrt aus erneuerbaren Quellen gewonnen werden. 
Der grundlegende Unterschied beider Richtlinien besteht auch hier schon im Ansatz. 
Während die Emissionshandelsrichtlinie bestehenden, insoweit fossile Energieträger 
einsetzenden Unternehmen die Pflicht auferlegt, für ihre Emissionstätigkeiten zu bezah-
len, liegt in der Erneuerbare-Energien-Richtlinien vielmehr ein innovativer Anstoß, die 
Energieproduktion im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu verändern. 
Das auf der Erneuerbare Energien-Richtlinie aufbauende Erneuerbare Energien-Gesetz 
verpflichtet ebenso wie die Emissionshandelsrichtlinie Energieanlagen. Das Ziel des 
EEG ist laut seinem § 1, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis 
2020 auf mindestens 30 %242 und danach kontinuierlich weiter zu erhöhen. Die Unter-
nehmen unterliegen demnach vielfachen Verpflichtungen, wozu der Handel mit Emissi-
onsrechten wie die Veränderung des Einsatzes von fossilen Energieträgern zählen. 
5.5 Umsetzung und Ausgestaltung 
Die Emissionshandelsrichtlinie enthielt enge zeitliche Vorgaben, in denen die nationale 
Umsetzung stattfinden musste. Art. 31 gab in der Ursprungsfassung der RL 2003/87/EG 
vor, dass der Richtlinie spätestens ab dem 31. Dezember 2003 nachzukommen war. Die 
Veröffentlichung der Richtlinie im Amtsblatt erfolgte allerdings erst am 25. Oktober 
2003, wodurch der Zeitraum zur Umsetzung sehr knapp war.243 
In 2003 gelang in Deutschland nur die Verabschiedung der Entwürfe für ein Treibhaus-
gas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) durch die Bundesregierung, wonach jedoch noch 
wesentliche Änderungen vorgenommen wurden. Der Bundestag beschloss am 12. März 
                                                 
241 Des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 zur Förderung der Nutzung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der RLn 
2001/77/EG und 2003/30/EG, ABl. L 140, S. 16. 
242 Zur Entwicklung Scholtka/Baumbach, NJW 2010, 1118 (1119): vormals waren es nur 20 %. 
243 Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2127). 
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2004 ein Artikelgesetz, das vor allem das TEHG enthielt.244 Das TEHG vom 8. Juli 
2004 trat am 15. Juli 2004,245 das Zuteilungsgesetz (ZuG 2007) vom 26. August 2004 
am 31. August 2004 in Kraft.246 Insofern wurde die Frist zur Umsetzung zwar über-
schritten, was aber aufgrund der sehr kurzen Zeitspanne zu erwarten war. Im Vergleich 
zu den anderen Mitgliedstaaten gelang die Umsetzung in Deutschland noch relativ zü-
gig. In Dänemark trat das Gesetz „Lov om CO2-kvoter“ (Gesetz über CO2-Zertifikate) 
am 15. August 2004 vollständig in Kraft,247 in den Niederlanden das entsprechende Ge-
setz erst am 1. Januar 2005,248 was vor allem daran lag, dass zunächst zusätzlich zu 
CO2- auch NOx-Emissionen in das Handelssystem einbezogen werden sollten. Um das 
Verfahren zu beschleunigen, wurde aber schließlich eine Trennung vorgenommen.249 
Auch in Frankreich war die Umsetzung mit Schwierigkeiten behaftet. Gerade der Na-
tionale Allokationsplan wurde von der Kommission bemängelt,250 so dass zum Teil 
noch erhebliche Änderungen vorgenommen werden mussten.251 Das Emissionszertifika-
tegesetz in Österreich trat vergleichsweise früh am 1. Mai 2004 in Kraft.252 
Der große Streitpunkt war, wie oben bereits erwähnt, der Nationale Allokationsplan, der 
aber dennoch fristgerecht von Deutschland am 31. März 2004 nach Brüssel gemeldet 
wurde.253 
Ein enormer Zeitdruck verlangt generell schnelle politische Entscheidungen und Geset-
zesentwürfe, denen oftmals eine genauere Überprüfung fehlt. Um die zeitlichen Vor-
gaben einzuhalten, werden Vorschläge verabschiedet, die erst im Nachhinein Mängel 
offenbaren können. Abgesehen davon werden praktische Probleme erst bei der tatsäch-
lichen Handhabung offensichtlich, so dass nachträgliche Änderungen nicht unwahr-
scheinlich sind. 
                                                 
244 Vollständig: Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft. 
245 Dazu auch Boie, Ökonomische Steuerungsinstrumente im europäischen Umweltrecht, 2006, 
S. 167. 
246 Zu den damaligen zahlreichen Gesetzgebungsprozessen Weinreich, ZUR 2006, 399 ff. 
247 La Chevallerie/Bauer, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 65 Rn. 4. 
248 Hilf, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 71 Rn. 6. 
249 Hilf, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 71 Rn. 6. 
250 S. Entscheidung der Kommission vom 20.10.2004 betreffend den Nationalen Allokationsplan 
Frankreichs, C(2004)3982/F7. Insgesamt beanstandete die Kommission sieben weitere Allokati-
onspläne, u.a. von Portugal, Luxemburg und Belgien. 
251 Hilf, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 67 Rn. 4. 
252 Strack, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 72 Rn. 10. 
253 Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (201, 205 m.w.N.); speziell zu Quellen von Reserven Ehricke, 
EWS 2004, 155 ff. 
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Es ergab sich insgesamt ein konkreter Zeitplan für sämtliche Betroffenen für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2008. Dieser Zeitplan nimmt bei Konzak 
mehr als zwei Buchseiten ein254 und enthält das Datum, bis wann die aufgeführte Pflicht 
erfüllt sein musste, den Verpflichteten, seine Aufgabe und die dazugehörige Rechts-
grundlage. Durch diese Auflistung werden die mit dem System einhergehenden Pflich-
ten sowie die Vielzahl an Beteiligten deutlich. Neben den Anlagenbetreibern, der 
DEHSt und der Bundesregierung haben auch die Länderbehörden, das BMU und „Je-
dermann“ die Pflicht bzw. die Möglichkeit, ihren Teil zur gelungenen Implementierung 
des Systems beizutragen. 
Dadurch wird wiederum klar, wie umfassend das System ist und welch große Anstren-
gungen unternommen wurden, um es in Gang zu bringen bzw. zu halten. Auch Hessel-
barth widmet in ihrem Aufsatz zum EU-Emissionshandel einen eigenen Unterpunkt den 
„neue[n] administrative[n] und organisatorische[n] Anforderungen“,255 wenn auch nur 
bezogen auf die betroffenen Anlagenbetreiber. 
5.5.1 Vergleich mit Umsetzung in den Niederlanden 
Die Niederlande wurden durch die europäische Emissionshandelsrichtlinie (dort „Richt-
lĳn tot vaststelling van een regeling voor de handel in broeikasgasemissierechten“) 
ebenso verpflichtet wie Deutschland. Die vorgegebenen Richtlinieninhalte mussten bis 
zum 31. Dezember 2003 in nationales Recht umgesetzt werden. In den Niederlanden 
erfolgte diese Umsetzung jedoch erst zum 1. Januar 2005. Wie bereits erwähnt war die-
se verspätete Umsetzung vor allem auf den Umstand zurückzuführen, dass ursprünglich 
angedacht war, in dieses Gesetz nicht nur CO2-, sondern auch NOx-Emissionen einzu-
beziehen. Eine derartige Koordinierung in einem Gesetz hätte aber vermutlich noch 
mehr Zeit in Anspruch genommen, so dass zunächst nur die Aufnahme von Kohlendi-
oxid vorgenommen wurde und das Gesetz so immerhin Anfang 2005 in Kraft treten 
konnte.256 
                                                 
254 Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 1 Rn. 147. 
255 Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (34); bereits Konzak, Emissionshandel in der Praxis, 2006, Teil 2 
Rn. 57: die finanziellen und verwaltungsadministrativen Belastungen sind viel weitreichender als 
im Vorfeld erwartet. 
256 Hilf, in: Elspas/Salje/Stewing, Emissionshandel, 2006, Kap. 71. 
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Auch am Beispiel der Niederlande wird das Problem der Koordinierung deutlich. Ehr-
geizige Ziele verlangten hier eine zusätzliche Einbeziehung von NOx-Emissionen, also 
Stickoxiden, in den umsetzenden Rechtsakt. Diese Ziele konnten vor allem aufgrund 
des zeitlichen Drucks nicht erreicht werden, so dass ein separater Rechtsakt zu diesen 
Gasen auf den Weg gebracht werden musste. Koordinierungsprobleme sind also in-
sofern kein typisch deutsches, sondern vielmehr ein nationales bzw. unter Umständen 
europarechtliches Problem. 
Im Übrigen nimmt die niederländische Richtlinienfassung genauso Bezug auf die IVU-
Richtlinie (dort „Richtlijn inzake geïntegreerde preventie en bestrijding van verontreini-
ging“) wie die deutsche Fassung auch. Schließlich handelt es sich schon um eine inhalt-
liche Konkurrenz der Richtlinien auf EU-Ebene. Dieser Widerspruch ist ein grundle-
gendes Problem aller Mitgliedstaaten, das sich bis in die nationale Ausgestaltung zieht. 
5.5.2 Einzelne Begriffe 
5.5.2.1 Zertifikat bzw. Berechtigung 
Wie oben bereits angesprochen, werden die Begriffe nicht immer wortgleich aus der 
Richtlinie in die Umsetzung übernommen. Während es im Richtlinientext Zertifikat 
heißt, wird in der deutschen Ausgestaltung in Form des TEHG von Berechtigung ge-
sprochen. Eine solche begriffliche Abweichung ist im Hinblick auf die Ausweitung von 
inhaltlichen Unterschieden nicht akzeptabel. Um Rechtsunsicherheiten vorzubeugen, 
wäre es konsequenter, bei einem einzigen Begriff zu bleiben, auch wenn dieser im 
Deutschen nicht so präzise ist wie der hier gewählte Begriff „Berechtigung“. Denn auch 
am Anfang des nationalen Gesetzes werden Begriffsbestimmungen vorgenommen, wel-
che die inhaltliche Dimension des Begriffs „Zertifikat“ festlegen könnten. Die unter-
schiedliche Benennung in der deutschen Richtlinienfassung und der Umsetzung im 
TEHG wirft vor allem die Frage auf, weshalb ein anderer Begriff gewählt wurde als der 
vorgegebene. 
5.5.2.2 Anlage 
Begriffliche Unterschiede sind auch ausschließlich auf nationaler Ebene auszumachen 
und können eine Umsetzung der Richtlinie im Einzelnen erschweren. Beispielsweise 
ergab sich eine maßgebliche Schwierigkeit dadurch, dass der Anlagenbegriff nach dem 
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BImSchG nicht vollständig mit dem der IVU-Richtlinie übereinstimmte, nach dem sich 
wiederum der Anlagenbegriff der Emissionshandelsrichtlinie, und daher auch der im 
TEHG, gerichtet hat.257 In Art. 3 lit. e) RL 2003/87/EG lautet die Definition einer Anla-
ge: „eine ortsfeste technische Einheit, in der eine oder mehrere der in Anhang I genann-
ten Tätigkeiten sowie andere unmittelbar damit verbundene Tätigkeiten durchgeführt 
werden, die mit den an diesem Standort durchgeführten Tätigkeiten in einem techni-
schen Zusammenhang stehen und die Auswirkungen auf die Emissionen und die Um-
weltverschmutzung haben können“, während die Definition laut § 3 Abs. 5 BImSchG 
„Anlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 1. Betriebsstätten und sonstige ortsfeste Ein-
richtungen, 2. Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränderliche technische Einrichtun-
gen sowie Fahrzeuge, soweit sie nicht der Vorschrift des § 38 unterliegen, und 3. 
Grundstücke, auf denen Stoffe gelagert oder abgelagert oder Arbeiten durchgeführt 
werden, die Emissionen verursachen können, ausgenommen öffentliche Verkehrswege“ 
lautet. Die BImSchG-Definition stellt also weniger auf die Auswirkungen auf den Um-
weltschutz ab, die in der Emissionshandelsrichtlinie explizit genannt sind. 
Die Unterschiede basieren auf den verschiedenen Ausrichtungen des BImSchG einer-
seits und des TEHG zur Umsetzung des Emissionshandels andererseits. Der BImSchG-
Ansatz soll Emissionen durch feste Grenzwerte eindämmen, während das TEHG durch 
ein marktbezogenes System Einsparungen dort ermöglichen will, wo sie am kosten-
günstigsten für die Unternehmen realisiert werden können. 
Die Vielzahl der Veröffentlichungen zum Thema Emissionshandelsrecht spiegeln den 
großen Beratungsbedarf der betroffenen Anlagenbetreiber wider.258 Das lässt erahnen, 
dass der Rechtstext als solcher häufig nicht detailliert genug ist und daher Fragen bei 
den Betroffenen offen lässt. Gerade auch die Vielzahl der Regeln wird dabei nicht zur 
besseren Orientierung beitragen.259 So hat sich auch im Bereich des Emissionshandels, 
der sehr technisch und ökonomisch geprägt ist, eine eigene Forschergemeinschaft he-
rausgebildet, die sich aber vor allem durch die spezifische Expertensprache unter Einbe-
                                                 
257 Ausführlich Frenz, ZUR 2006, 393 (396); auch Frenz, Emissionshandelsrecht, 2. Aufl. 2008, § 2 
TEHG Rn. 7. Zu den Koordinierungsproblemen auch 5.4. 
258 Beispielsweise Frenz, Emissionshandelsrecht, 2. Aufl. 2008; Schweer/von Hammerstein, TEHG, 
2. Aufl. 2008; Erling, Emissionshandel, 2008; Adam/Hetschke/Kopp-Assenmacher, Handbuch des 
Emissionshandelsrechts, 2006; Elspas/Salje/Stewing (Hrsg.), Emissionshandel, 2006; Körner/Vier-
haus, TEHG, 2005. 
259 Reimann, EWS 2004, 160 (165): großer juristischer Beratungsbedarf. 
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ziehung von besonderen Begriffen und Abkürzungen auszeichnet.260 Somit führen the-
matische Überschneidungen und Widersprüche zu konkreten praktischen Problemen, 
die als Unschärfen im Sinne dieser Arbeit zu verstehen sind. 
5.5.3 Politische Dimensionen der Revision der Emissionshandelsrichtlinie 
Die letzte große Überarbeitung der Richtlinie begann im Januar 2008. Im Vergleich zu 
den vorigen Anpassungen bzw. zur Ausarbeitung der Richtlinie hat das Europäische 
Parlament in diesem Fall seine umweltfreundliche Position nicht so stark durchsetzen 
können.261 Bisher war das Parlament dafür bekannt, besonders zugänglich für Um-
weltinteressen zu sein, was sich vor allem durch den Status als einzig direkt gewähltes 
Organ in der Union erklärte. So werden vom Parlament insbesondere auch Verbraucher-
schutzthemen unterstützt.262 Aber nicht nur das Plenum des Parlaments ist für die stark 
umweltpolitische Orientierung verantwortlich, sondern auch der zugehörige Umwelt-
ausschuss. Er gehört durch die hohe Anzahl an vorgelegten Gesetzesentwürfen zu einem 
der bedeutendsten Ausschüsse des Parlaments.263 Weiter ist zu bedenken, dass gerade in 
den letzten Jahren die Bedeutung der Fraktion der Grünen im Europäischen Parlament 
stark gewachsen ist und sie ihre Positionen aktiv in den legislativen Prozess einbringen 
konnte.264 
Bei der Revision der Emissionshandelsrichtlinie ging es vor allem darum, bestehende 
Mängel zu beseitigen, wie beispielsweise die nationale Überallokation von Zertifikaten. 
Der Kommissionsvorschlag sah folgende wichtige Änderungen vor: die Einbeziehung 
weiterer Tätigkeiten (insbesondere Luftverkehr) und Gase; eine einheitliche EU-weite 
Obergrenze für Emissionen; die lineare Reduktion der auszugebenden Zertifikate; die 
Versteigerung von mindestens zwei Dritteln der Gesamtzertifikatmenge ab 2013, die 
vollständige Versteigerung bis 2020; weitere CDM- und JI-Projekte und eine Ausnahme 
für Staaten mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen, in denen dann 10 % der insgesamt zu 
versteigernden Zertifikate verteilt werden sollen.265 
                                                 
260 Hesselbarth, ZfU 2008, 29 (41). 
261 Allgemein und ausführlich Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 ff. 
262 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (166). 
263 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (166). 
264 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (166). 
265 S. Aufzählung bei Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (170). 
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Das Problem des Carbon Leakage wurde ebenso thematisiert. Wenn kein neues interna-
tionales Klimaschutzabkommen zustande kommt, müssten für besonders energieinten-
sive Sektoren Ausnahmen gemacht werden, um Wettbewerbsnachteile für sie zu ver-
meiden.266 
Zu Beginn, in der ersten Lesung des Kommissionsvorschlags sah es zunächst so aus, als 
würde das Parlament „seiner strengen umweltpolitischen Linie“267 folgen. Das Gesetz-
gebungsverfahren sollte allerdings bis Dezember 2008 abgeschlossen sein, womit auch 
ein großer Zeitdruck einherging. Der Umweltausschuss wurde als federführend be-
stimmt, der Industrieausschuss als assoziierter. Beide Ausschüsse gaben eine Stellung-
nahme zum vorliegenden Entwurf ab. Die festgehaltenen Ziele dieser beiden Stellung-
nahmen waren einigermaßen ehrgeizig. Dass gerade die Abstimmung im Umweltaus-
schuss problematisch wurde, da einige Abgeordnete Änderungsanträge ausarbeiteten, 
die erhebliche Erleichterungen für die Industrie beinhalteten, war nicht zu erwarten. Die 
besagten Änderungsanträge wurden zwar abgelehnt, aber insgesamt einigte man sich 
auf einen Kompromiss. Statt der von der Kommission geforderten 80 % kostenloser 
Zertifikate für energieintensive Industrien wurden 85 % festgehalten; statt eines Grenz-
werts für Anlagen von 10.000 t CO2 pro Jahr für die Teilnahme am Emissionshandel, 
wurde eine Grenze von 25.000 t CO2 pro Jahr festgeschrieben.268 Der Kommissionsvor-
schlag wurde also größtenteils unterstützt, wenn auch Zugeständnisse an die Industrie 
gemacht wurden. 
Somit fehlte nur noch die Schlussabstimmung im Plenum des Parlaments, wovor aller-
dings aufgrund sich andeutender Unstimmigkeiten noch der Rat zusammenkam und 
wiederum ein Kompromiss, diesmal von den zuständigen Berichterstattern des Ratsgip-
fels aus dem Parlament und Vertretern der (damaligen) französischen Ratspräsident-
schaft sowie der Kommission erarbeitet wurde. Diesem wurde dann am 17. Dezember 
2008 mit großer Mehrheit zugestimmt. Letzten Endes waren die festgehaltenen Ziele 
jedoch nicht so ehrgeizig wie anfangs vermutet. Dafür waren mehrere Faktoren aus-
schlaggebend: ein enger zeitlicher Rahmen, in dem kurzfristig eine Lösung mit dem Rat 
gefunden werden musste und die sich wandelnde Rolle des Europäischen Parlaments. 
                                                 
266 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (170 f.). 
267 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (171). 
268 Zur gesamten Entwicklung Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (170 ff.) auch zum Folgenden unter 
Verweis auf http://www.euractiv.com. 
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Es ist zu beobachten, dass es sich Schritt für Schritt von der Rolle des Wahrers der 
Umweltinteressen entfernt.269 Das ist vor allem auf die Ausweitung seiner Kompetenzen 
im Rahmen des Vertrags von Lissabon zurückzuführen, wodurch auch die Arbeitsbelas-
tung der Abgeordneten zugenommen hat. Sie müssen sich nun mit technisch komplexen 
Kommissionsvorschlägen sowie mit Einfluss nehmen wollenden Interessenvertretern 
auseinandersetzen.270 Die stark umweltpolitische Ausrichtung musste in Anbetracht 
dessen eingeschränkt werden. 
Insgesamt stehen diese politischen Verhandlungen beispielhaft für die Verwässerung 
von besonders Inhalten mit umweltschützendem Hintergrund. Die mitunter starken Ein-
flüsse der Wirtschaft führen zu einer Abschwächung der ursprünglich geforderten Ziele. 
Diese politischen Phänomene können aber, wie auch das Mittel der verschleiernden 
Rechtssprache nicht als Unschärfe im Sinne dieser Arbeit angesehen werden. Sie sind 
vielmehr eine politische Begleiterscheinung. 
5.6 Praktische Dimensionen am Beispiel 
der Zuteilung von Zertifikaten 
Die Ausgestaltung der nationalen Zuteilungspläne sollte ebenfalls anhand der Emissi-
onsrichtlinie erfolgen können.271 Unschärfen waren vor allem auch in Bezug auf die 
Zuteilung der Zertifikate zu befürchten. Die Vorgaben in der Ursprungsrichtlinie waren 
zu vage, als dass eine national einheitliche Allokation erwartet werden konnte. Den 
Mitgliedstaaten blieben zu weite Spielräume im Hinblick auf die konkrete Zuteilung,272 
was auch negative Folgen für die Beurteilung des Gesamtsystems hatte.273 Bei den Vor-
gaben blieb beispielsweise ungeklärt, ob bestimmte Unternehmen oder Tätigkeiten be-
vorzugt werden dürften. Nach Ziff. 5 Anhang III RL 2003/87/EG hieß es: „der Plan 
                                                 
269 Dazu und zum Vorigen Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (183). 
270 Knill/Bernheim, ZfU 2010, 165 (184). 
271 Allgemein zur Diskussion, ob kostenlose oder kostenpflichtige Zuteilung: Burgi/Selmer, Verfas-
sungswidrigkeit einer entgeltlichen Zuteilung von Emissionszertifikaten, 2007; Rebentisch, NVwZ 
2006, 747 ff.; Johnston, Climate Policy 2006, 115 ff. 
272 Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (204); allgemein auch Burgi, NVwZ 2004, 1162 ff.; Bege-
mann/Lustermann, NVwZ 2004, 1292 (1292): „Die Klärung vieler noch bestehender Rechtsfragen 
wird nur auf dem Rechtsweg erreichbar sein“. 
273 Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2132): „der Start in den […] Emissionshandel steht und 
fällt […] mit der Frage, ob es […] gelingt, ein homogenes System nationaler Zuteilungen zu eta-
blieren“. 
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[darf] Unternehmen oder Sektoren nicht in einer Weise unterschiedlich behandeln, dass 
bestimmte Unternehmen oder Tätigkeiten ungerechtfertigt bevorzugt werden“. Auch die 
Behandlung von neuen Marktteilnehmern laut Ziff. 6 Anhang III der Richtlinie lässt die 
Anforderungen offen. Somit fehlten bzw. fehlen ganz grundlegende und eindeutig ver-
bindliche Angaben über einen grundrechtlich relevanten Bereich.274 So sind Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten vorprogrammiert, die durch die unkla-
ren Vorgaben in der Richtlinie provoziert werden und auch einen uneinheitlichen Hand-
lungsbedarf aus Sicht der Mitgliedstaaten bedingen. 
Fast die Hälfte der Emissionsrechte wurde zu Beginn nach Sonderregelungen zugeteilt, 
was zu einer Überschreitung des geplanten Budgets führte, die durch erhöhte Minde-
rungspflichten für Anlagenbetreiber, die keine Sonderregelungen für sich geltend ma-
chen konnten, kompensiert werden musste. So waren die Betreiber „im Vorfeld kaum in 
der Lage, ihre resultierenden Zuteilungen und Minderungspflichten abzuschätzen“.275 
Nunmehr gibt die Richtlinie die maßgeblichen Merkmale für die Zuteilung vor, so dass 
die nationale Ausgestaltung in diesem Bereich gar nicht mehr nötig ist und auch nicht 
so weit auseinander gehen kann, wie es vormals der Fall war. Die Zuteilung wurde 
durch die RL 2009/29/EG276 wesentlich geändert. Nötig wurde diese Modifikation 
durch die bisher national unterschiedliche Zuteilung, die zu Wettbewerbsverzerrungen 
innerhalb des Binnenmarktes führte.277 Mit den neuen Vorgaben für die Zuteilung gilt 
nur noch eine einheitliche EU-weite Obergrenze für zu vergebende Emissionsberechti-
gungen. Auch die Allokationsmethode wird europaweit durch die RL 2009/29/EG har-
monisiert.278 
Durch die Modifikation soll einer national uneinheitlichen Handhabung entgegenge-
wirkt werden. Damit wurde zur Rechtsvereinheitlichung beigetragen, die aber auch auf 
Kosten der Selbstbestimmung der einzelnen Mitgliedstaaten geht. Allerdings hat diese 
Vereinheitlichung den Vorteil, dass keine Unterschiede mehr in der Allokation in den 
einzelnen Mitgliedstaaten bestehen. Vorher war dies aufgrund der komplizierten natio-
                                                 
274 Umfassend Knopp/Hoffmann, EWS 2004, 201 (204, 207). 
275 Auch zum Vorigen Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Die nationale Umsetzung des 
europäischen Emissionshandels, 2006, S. 8. 
276 Des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.4.2009 zur Änderung der RL 2003/87/EG 
zwecks Verbesserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten, ABl. L 140, S. 63. 
277 Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Klimaschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (23). 
278 Allgemein zur dritten Handelsperiode Ehrmann, et 2011, 116 (118). 
5 Unschärfedimensionen der Emissionshandelsrichtlinie 
 
 
218 
nalen Verfahren kaum möglich, vor allem da die Richtlinienvorgaben so vage waren. 
Zwar wird es auch zukünftig nationale Zuteilungsverordnungen geben, die auf die na-
tionalen Gegebenheiten in Bezug auf die spezifische Anlagenlandschaft Rücksicht 
nehmen. Die Verfahren dazu sind jetzt allerdings in Art. 10 RL 2003/87/EG genau vor-
gegeben. 
Die individuelle nationale Ausgestaltung der Zuteilung führte insofern zu Unschärfen, 
als dadurch die Bedingungen in den einzelnen Mitgliedstaaten starke Divergenzen auf-
wiesen und so nicht mehr von einheitlichen Bedingungen für die Unternehmen ausge-
gangen werden konnte. Die Gründe dafür lagen vor allem in der unscharfen Ausgestal-
tung in der Richtlinie und den insoweit zu großen Spielräumen für die Mitgliedstaaten. 
5.7 Bewertung der Emissionshandelsrichtlinie 
Die Emissionshandelsrichtlinie ist das Ergebnis langer politischer Diskussionen auf 
europäischer Ebene und ermöglicht als Rechtsakt, Vorgaben für ein Emissionshandels-
system zu machen. Hierbei stehen den Mitgliedstaaten allerdings, obwohl als Richtlinie 
erlassen, mittlerweile nur noch geringe Spielräume zur Verfügung. Dadurch wird zu-
mindest nun eine einheitliche Allokation der Zertifikate gewährt. Die mit der Emissi-
onshandelsrichtlinie einhergehenden Umstellungen, vor allem für die Unternehmen, 
waren enorm. Das System unterliegt zur Verbesserung auch weiterhin stetigem Wandel. 
Zumindest wäre wünschenswert, dass die enormen Anstrengungen, die mit der Einfüh-
rung, aber auch der Aufrechterhaltung des Systems einhergingen, Wirkung zeigen und 
somit auch im Sinne der Umwelt zu einem positiven Nutzen führen. Denn schließlich 
wurde durch einen erheblichen rechtspolitischen Kraftakt und nicht unbedeutende 
Transaktionskosten der entsprechende institutionelle Rahmen geschaffen sowie die 
Rechtsordnung angepasst.279 Allein dieser Aufwand würde die konsequente Weiterfüh-
rung des Emissionshandels rechtfertigen.280 Allerdings sind der betriebene Aufwand 
und auch die zahlreichen Nachfragen in Form von Vorlagen an den EuGH u.ä. mittler-
weile charakteristisch für das System und belegen die problematische Handhabung die-
ser Umweltschutzmaßnahme. 
                                                 
279 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (191); auch 
Michaelis/Holtwisch, NJW 2004, 2127 (2132). 
280 Rodi, in: Schulze-Fielitz/Müller (Hrsg.), Europäisches Klimaschutzrecht, 2009, S. 189 (191). 
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Das Umweltbundesamt fasst dagegen zusammen, dass mit gewissen Modifikationen 
und Weiterentwicklungen der Emissionshandel „zu einem funktionierenden, marktwirt-
schaftlichen globalen System werden kann, das mindestens 50 Prozent der weltweiten 
CO2-Mengen erfasst“.281 Denn es handele sich um ein kostengünstiges und effizientes 
Instrument, das mit seinen ausgefeilten Berichts- und Sanktionssystemen die Emissions-
reduktionsziele präzise einhalten kann. Daher strebe man eine weltweite Verknüpfung 
der Emissionshandelssysteme an. Diese weltweite Verknüpfung erscheint gerade vor 
dem Hintergrund der Globalität des Klimas ein zwingendes Muss zu sein. Dass die 
USA und China im Zeitraum von 1990-2003 mehr als die Hälfte des Anstiegs der CO2-
Emissionen verursacht haben,282 ist ein eindeutiger Beleg dafür. 
Sicher ist das europäische Emissionshandelssystem auf den ersten Blick ein Schritt in 
die richtige Richtung. Die Klimaproblematik ist ins Zentrum der Aufmerksamkeit ge-
rückt und es werden Maßnahmen ergriffen, die schädliche Einflüsse minimieren sollen. 
Auch bei nicht so gravierend wie prognostizierten Entwicklungen ist ein umweltbe-
wusstes Handeln im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung mit Rücksicht auf die nach-
folgenden Generationen zukunftsgemäß und keineswegs zweifelhaft. Aufgrund der 
Komplexität der natürlichen Phänomene ist jedoch eine konkrete Maßnahmenplanung 
schwierig. 
Auch die Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 führte zu keinerlei Ergebnis in Bezug 
auf die Fortführung des Kyoto-Abkommens.283 2010 in Cancún wurde zumindest die 
Absicht zur Fortführung bestätigt, wenn auch keine verbindlichen Maßnahmen festge-
legt werden konnten. Wären die regelmäßig furchterregenden Klimaszenarien verläss-
lich, wäre fraglich, warum die Regierungsvertreter sich auf keinen, noch so minimalen 
Kompromiss einigen können. Dieses Phänomen ist wohl wiederum auf hauptsächlich 
ökonomische Interessen zurückzuführen, die gerade auch im Umweltbereich zum Tra-
gen kommen. Geht es um den wirtschaftlichen Vergleich mit anderen Staaten, sollen 
möglichst keine einschränkenden Maßnahmen verpflichtend sein, selbst wenn das Ziel 
der weltweite Schutz des Klimas ist. Grundlegend ergibt sich eine Art von Unschärfe 
schon aus dem Umstand, dass die Notwendigkeit bzw. die Ausgestaltung der Maßnah-
                                                 
281 Harders, in: Die CO2-Card, 2008, S. 5 (12). 
282 Cosack, EurUP 2007, 40 (48 f.). 
283 Zu den Kopenhagener Ergebnissen schon o. 1.1.2 sowie Ehrmann, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Kli-
maschutz nach Kopenhagen, 2011, S. 17 (18 f.). 
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men zum Klimaschutz nicht auf einer einhelligen wissenschaftlichen Meinung beruhen, 
da die Zusammenhänge noch nicht durchgehend erfasst sind. Dazu kommt, dass auch 
Grenzwerte auf einer unsicheren Ausgangslage schwer festzulegen sind. 
Die Europäische Union kann insgesamt als Vorreiter in Sachen Emissionshandel gese-
hen werden,284 während dieser Zusammenschluss auch aufgrund des europäischen Bin-
nenmarktes etc. nicht mit einem Staatenverhältnis wie beispielsweise zwischen 
Deutschland und China oder den USA verglichen werden kann. Im Rahmen der Euro-
päischen Union ist mittlerweile klar, dass alle Mitgliedstaaten durch den Zertifikatehan-
del gleichermaßen gefordert werden und dabei keine wirtschaftlichen Benachteiligun-
gen entstehen sollen. Gerade auch dadurch wurde die Emissionshandelsrichtlinie bezüg-
lich der Zuteilungsverfahren angepasst, so dass zukünftig national weniger Ausgestal-
tungsspielräume bleiben, die insofern zu ungleichen Verhältnissen in den Mitgliedstaa-
ten führen konnten.285 
Doch auch andere Gesetze bzw. europäische Rechtsakte beschäftigen sich mit dem 
Klimaschutz und wählen mitunter andere Ansätze, wie beispielsweise die Strategie im 
Rahmen des EEG. Diese Beispiele führten aber zum Problem der Koordinierung. Maß-
nahmen mit ähnlicher Zielausrichtung können schwerlich unabhängig voneinander ent-
wickelt werden. Denn so können sich die Maßnahmen unter Umständen gegenseitig, 
auch negativ beeinflussen, so dass die einen Anstrengungen durch die anderen untergra-
ben würden. 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass der Emissionshandel bei seiner Einführung 
eine neuartige Maßnahme, also eine institutionelle Innovation,286 darstellte, die sich erst 
etablieren musste. Anfänglich ergaben sich dadurch Unsicherheiten im Umgang, die vor 
allem auf dieser Neuartigkeit des Systems beruhten. Bei jedem neuen System ergeben 
sich zu Anfang Probleme, die diskutiert und erst mit der Zeit geklärt und gelöst werden 
können. So mussten sich die konkreten praktischen Fragen durch die Handhabung im 
Prozess zunächst einmal stellen. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass immer 
noch Modifikationen vorgenommen werden und das System auch zukünftig noch mehr 
ausgebaut wird. Durch die letzte Revision wurde erst der Luftverkehr hinzugenommen, 
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285 Bereits unter Verweis auf zu zahlreichen Sonder- und Ausnahmeregelungen Cosack, EurUP 2007, 
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womit auch eine Ausweitung auf andere Branchen denkbar wäre, wie sie bereits gefor-
dert wird.287 Nur durch diese Ausweitung kann sich der Emissionshandel zu einer um-
fassend Treibhausgase reduzierenden Maßnahme herausbilden. 
5.8 Zwischenergebnis 
In den vorigen Kapiteln wurden verschiedene Unschärfekonstellationen herausgestellt, 
die in Bezug auf europäische Richtlinien eine mehr oder weniger wichtige Rolle spielen 
und die praktische Handhabung der Richtlinie beeinflussen. Nach dem vorgestellten 
Schema wurde auch die Emissionshandelsrichtlinie einer Prüfung unterzogen, zunächst 
auf allgemeiner sprachlicher Ebene, dann in Bezug auf die Auswirkungen der Mehr-
sprachigkeit und schließlich in Bezug auf ihre strukturellen Aspekte, die zuvor in Kapi-
tel 4 erläutert wurden. Dabei konnte festgestellt werden, dass die Ebenen nicht strikt 
voneinander abzugrenzen, sondern ihre Übergänge vielmehr fließend sind. 
Schon bei den anfänglichen Betrachtungen wurde die schwierige Einschätzung der 
Klimaproblematik deutlich, die sich auch durch die schwere Bestimmung von scharfen 
Grenzwerten ausdrückt. Gerade bei Umweltphänomenen lässt sich nicht zwangsläufig 
eine eindeutige Handlungskonsequenz ableiten. Damit hat die Emissionshandelsrichtli-
nie schon einen vom Prinzip her unscharfen Ausgangspunkt. Allerdings muss die Euro-
päische Union schon im Zweifel gegen mögliche Beeinträchtigungen der Umwelt bzw. 
der Gesundheit des Menschen vorgehen; insofern ist eine Berechtigung zum Handeln in 
diesem Bereich gegeben. 
Weiter wurde auf die Kompetenzproblematik bei der Entstehung der Richtlinie Bezug 
genommen und ihr Wortlaut geprüft. Die thematische Ausrichtung lässt dabei schon auf 
die Beteiligung vieler verschiedener Fachgebiete schließen. Außerdem konnten typische 
rechtssprachliche Merkmale herausgestellt werden, die tatsächlich Unschärfe begründen 
können. Problematisch sind vor allem interne und externe Verweise, welche die Einbe-
ziehung von immer mehr Fakten zur vollständigen Erfassung nötig machen. Außerdem 
führen die fortlaufenden Überarbeitungen zu einem sich stetig ändernden Rechtsakt, 
dessen aktuelle Dimensionen schwer zu überschauen sind. Allerdings sind diese häufi-
gen, auch inhaltlich umfangreichen Verweise ein wichtiger Bestandteil der Geset-
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zestechnik, der insofern knapperen Formulierungen dient und unnötigen Widerholungen 
vorbeugt. 
Das Problem der Mehrsprachigkeit zeigt sich auch am praktischen Beispiel der Emis-
sionshandelsrichtlinie. Der Vergleich von deutscher und niederländischer Sprachfas-
sung deutet schon bei einzelnen Begriffen auf Unterschiede. Die in der deutschen, eng-
lischen und niederländischen Fassung andersartigen Begriffe von „Zertifikat“ (zumin-
dest so im Deutschen) lassen auf die nationale Unterschiedlichkeit der Begriffsverwen-
dung schließen. Sie sind insofern nicht kohärent, als sie verschiedene Begriffsdimensio-
nen umfassen, die aber hier nur aus „deutscher Sicht“ betrachtet werden können. 
Es konnten ebenso Beispiele für spezifische unscharfe Begriffsverwendungen gefunden 
werden, die zu Problemen führen können. Durch die Analyse der Arbeitsgruppe zum 
Anlagenbegriff konnte eine konkrete Problemstellung gefunden werden. Hier führen 
Unschärfen zu Überarbeitungen, die zusätzlichen Aufwand und Kosten verursachen. 
Im Gegensatz zu den sprachlich und sprachsystematisch geprägten Unschärfekonstella-
tionen nimmt die strukturelle Unschärfe, die sich vor allem durch die Notwendigkeit zur 
Koordinierung und zu große Umsetzungsspielräume auszeichnet, den höchsten Stellen-
wert ein. Sie ist tatsächlich problematisch, bedeutet einen höheren Aufwand und nimmt 
somit auch die meiste Zeit bei der Bearbeitung in Anspruch. Durch sie ergeben sich 
konkrete praktische Probleme mit der Verfahrensweise für die Betroffenen. Die größten 
Probleme entstanden auch im hier betrachteten Fall bei der Koordinierung von IVU- 
und Emissionshandelsrichtlinie bzw. in der Folge von den nationalen Ausgestaltungen 
in Form von BImSchG und TEHG. 
Die Grundlage für diese Probleme ist vor allem auf Unionsebene zu finden, die insofern 
unscharfe Vorgaben macht. Die nationale Ausgestaltung kann zwar exaktere Vorgaben 
festhalten, aber thematisch nicht über den Ursprung hinausgehen. Im Fall von IVU- und 
Emissionshandelsrichtlinie waren somit alle Mitgliedstaaten gleichsam von den Über-
schneidungen betroffen. 
Der vorgegebene Rahmen einer Richtlinie ist nur das Minimum der Einigung, auf den 
die Mitgliedstaaten sich im Rahmen der europäischen Gremien verständigen können. 
Durch die dargelegte politische Dimension der Richtlinienrevision wurde deutlich, wie 
vielfältig die Einflüsse bei der Ausarbeitung einer Richtlinie sind. „Ihr Wesen ist der 
Kompromiss. […] Es klingt nach kleinstem gemeinsamen Nenner, und oft genug ist es 
auch so, dass man nichts anderes finden kann als eben diesen kleinsten gemeinsamen 
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Nenner.“288 Dies hat oftmals weniger ehrgeizige Ziele zum Ergebnis, was allerdings als 
eine politische Begleiterscheinung beim Einigungsprozess bei so vielen beteiligten Staa-
ten zu sehen ist. 
Am Beispiel der Zertifikatzuteilung konnte ein weiteres praktisches Problem der zu-
mindest alten Richtlinienfassung aufgezeigt werden. Durch die unscharfen Vorgaben in 
Anhang III hatten die Mitgliedstaaten sehr große Spielräume zur Ausgestaltung. Diese 
großen Spielräume wurden auch genutzt, so dass die Regelungen zur Zuteilung in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten kaum noch zu vergleichen waren. Um also künftig Un-
gleichbehandlungen vorzubeugen, wurden konkretere Vorgaben ausgearbeitet, die 
nunmehr in Art. 10 der aktuellen Emissionshandelsrichtlinie festgehalten sind. 
Es konnten am Beispiel der Emissionshandelsrichtlinie explizite Unschärfen ausge-
macht werden, die nach den Kategorien sprachlich, sprachsystematisch und strukturell 
zu unterscheiden sind. Allerdings sind die Übergänge dieser Kategorien fließend. 
Als sprachliche Unschärfe kann unter anderem der in der Richtlinie festgehaltene Be-
griff „Zertifikat“ zum im Vergleich anderen in der nationalen Ausgestaltung im TEHG 
verwendeten Begriff „Berechtigung“ verstanden werden. Nicht nur, dass es unterschied-
liche Lexeme sind, auch ihre Begriffsdimensionen unterscheiden sich. Es bleibt also die 
Frage offen, warum unterschiedliche Begriffe gewählt wurden. 
Aus sprachsystematischer Sicht kann diese unterschiedliche Begriffsverwendung eben-
falls thematisiert werden. Nachdem der englische wie der niederländische Begriff den 
Aspekt der Berechtigung zum Ausstoß einer bestimmten Menge CO2 mehr einbeziehen 
als der deutsche, könnte eventuell über diesen Ansatz die Rechtfertigung für die Ände-
rung des Begriffs „Zertifikat“ in „Berechtigung“ in der nationalen Ausgestaltung im 
TEHG gesehen werden. Es fand sich indes kein konkretes Beispiel, bei dem ein zwin-
gender Vergleich der Sprachfassungen nötig geworden wäre. 
Die strukturelle Unschärfe, die hier zum Tragen kommt, zeigt sich vor allem an den 
Widersprüchen in IVU- und Emissionshandelsrichtlinie und in den zu groben Vorgaben 
für die Zuteilung. Diese Vorgaben wurden zunächst im Sinne von großen Spielräumen 
für die Umsetzung den Mitgliedstaaten belassen. Vom Prinzip her entsprach dies der 
Idee und Struktur der europäischen Richtlinien, dass die Mitgliedstaaten in der Lage 
sind, nationale Umstände bei der Umsetzung zu berücksichtigen. Praktisch konnten die 
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im Falle der Zuteilung zu unterschiedlichen Bedingungen in den Mitgliedstaaten aber 
nicht akzeptiert werden. Daher wurde der Spielraum nun eingeschränkt. 
Die Widersprüche in auf einer Hierarchieebene angesiedelten Rechtsakten waren indes 
von Anfang an zu beseitigen. Sie können durch den großen Handlungsbedarf im Be-
reich Umwelt und die unter Umständen entgegenstehende Instrumentenwahl entstehen. 
Es zeigt sich, dass vor allem die strukturelle Unschärfe zu praktischen Problemen füh-
ren kann, wenn die Überschneidungen sowie die von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
stark divergierenden Ausgestaltungen nicht rechtzeitig erkannt werden. Wortlautdiver-
genzen sind dagegen auch im Nachhinein noch relativ unproblematisch auszuräumen. 
Bei all diesen einzubeziehenden Faktoren darf die grundlegend diffuse Struktur des Sys-
tems Europäische Union selbst mit seinen vielfältigen Beteiligungsebenen nicht außer 
Acht gelassen werden. 
Im Fall der Emissionshandelsrichtlinie ist von einem mittelmäßigen Unschärfepotential 
auszugehen, welches aber durch die Neufassung der Richtlinie und damit einhergehen-
den Konkretisierungen weiter gemindert werden sollte. Rein sprachlich sind keine gra-
vierenden Probleme auszumachen, der Widerspruch von IVU- und Emissionshandels-
richtlinie wurde rechtzeitig erkannt, vielfach diskutiert und durch die Verknüpfung der 
Rechtsakte insoweit aufgehoben sowie die Neuregelung der Zuteilung zu einer zukünf-
tig klareren Handhabung in den Mitgliedstaaten führen sollte. 
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6 Zusammenfassung 
1. Sprache ist von ihrem Wesen her unscharf. Die Erläuterungen zu „Begriff“ und „Be-
deutung“ haben die Verbindung zu individuellen Komponenten aufgezeigt, die es zu 
berücksichtigen gilt. Sprachliche Äußerungen lassen dadurch eine große Variationsbrei-
te in der Interpretation zu. So führt auch bei ein und derselben Wortfolge die Verände-
rung von Kontext, Situation, Textsorte, Register und Kommunikationsteilnehmer zu 
erheblichen interpretativen Konsequenzen. 
2. Recht ist ohne Sprache nicht möglich. Dennoch stellt es Ansprüche an die Sprache, 
denen sie nicht gerecht werden kann. Es wird eine Eindeutigkeit von ihr verlangt, der 
sie nicht nachzukommen imstande ist. Absolute Schärfe im sprachlichen Sinne werden 
Rechtstexte nie erreichen können, da sie dazu gedacht sind, die Lebenswelt in all ihrer 
Komplexität zu erfassen und somit eine enorme Abstraktionsleistung vornehmen müs-
sen. So bietet das Recht aber auch die Möglichkeit, auf komplexe Phänomene und dy-
namische Prozesse durch seine Anpassungsfähigkeit besser reagieren zu können. 
3. Fachsprachen sind zur Kommunikation unter Experten gedacht. Dabei nimmt die 
Rechtsfachsprache eine Sonderstellung ein, da sie die Lebenswelt rechtlich durchformt 
und die Normadressaten oftmals keine Experten sind. Die Rechts- als Fachsprache ist 
geprägt von besonderen Merkmalen, die Unschärfe steigern. Unschärfen führen zu 
Fehlschlüssen und Missverständnissen, die vor allem einen erhöhten Arbeitsaufwand 
bedingen und in der Folge auch höhere Kosten verursachen. 
4. Fachsprachen beruhen auf spezifischen Terminologien, die sich aus speziellen Begrif-
fen, häufig mit zusätzlichen (im Vergleich zum gemeinsprachlichen Gebrauch) Sem-
Informationen zusammensetzen. Diese zusätzlichen Informationen müssen dem Sprach-
benutzer in Verbindung mit den strukturellen Verknüpfungen der Begriffe bewusst sein, 
wenn er die Begriffe fachsprachlich verwenden möchte. Ansonsten ist keine fachsprach-
liche Kommunikation möglich. 
5. Typische Merkmale der Rechtssprache sind ein enormer Abstraktionsgrad, häufig 
verwendete Passivkonstruktionen und Infinitivwendungen sowie die besonders hervor-
zuhebende Interdependenz. Dieser Begriff beschreibt die gerade im Recht häufig vor-
kommenden internen und externen Verweise auf andere Regelungen, entweder in ande-
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ren Artikeln und Paragraphen derselben Regelung oder auch in anderen Rechtsakten 
bzw. Gesetzen. Gerade dieses Merkmal trübt die Übersichtlichkeit, dient aber anderer-
seits als Bestandteil der Gesetzestechnik der Vermeidung von Wiederholungen. 
6. Rechtsordnung und Rechtssprache stehen in engem Verhältnis zueinander. Daraus 
können sich sprachsystematische Unschärfen ergeben. Diese entstehen auf europäischer 
Ebene vor allem durch Übersetzungen, die durch das von der Union zu wahrende 
Merkmal der Mehrsprachigkeit zwingend nötig werden. 
7. Mehrsprachigkeit ist eine große und auch kostenintensive Herausforderung für die 
Europäische Union. Alle Sprachfassungen müssen aufgrund der Gleichberechtigung 
aller Mitgliedstaaten gleichrangig sein, was den Arbeitsablauf erschwert. Übersetzungen 
müssen auf sprachspezifische Besonderheiten und Merkmale der jeweiligen Rechtsord-
nung Rücksicht nehmen. Unschärfe ergibt sich so aus der Unmöglichkeit einer adäqua-
ten, absolut gleichen Sinn vermittelnden Übersetzung. 
8. Rechtsordnungen ordnen und strukturieren die Gesamtheit von Rechtsnormen, verfü-
gen über geeignete Organe und Prozeduren, um diese Normen festzulegen, zu interpre-
tieren und Verstöße festzustellen. Sie sind (im Normalfall) national geprägt und beste-
hen mit und durch das spezifische terminologische System. Die mitgliedstaatlichen 
Rechtsordnungen sind unabhängig voneinander und verschieden sowie ihre Rechtsbe-
griffe selten auf andere Rechtsordnungen übertragbar. Im Vergleich zu ihnen ist die 
europäische Rechtsordnung noch nicht als komplett eigenständiges, so differenziertes 
System anzusehen. Unschärfen ergeben sich aus dem multilingualen, rechtspluralisti-
schen und dynamischen Charakter der europäischen Rechtsordnung. 
9. Bei unscharfen Begriffen speziell in europäischen Richtlinien müssen zwangsläufig 
alle Sprachfassungen verglichen werden, weil alle Fassungen gleichrangig sind. Da der 
Wortlautvergleich aufgrund der Gleichrangigkeit keine Lösung bringen kann, muss eine 
Auslegung stattfinden. Diese erfolgt oftmals teleologisch und bezieht den Sinn und 
Zweck der Regelung ein. Auf diese Weise können sprachliche Unschärfen trotz eines 
erhöhten Aufwands beseitigt werden. Allerdings ist es nicht die Aufgabe der Ausle-
gung, regelmäßig auf diese Weise Unschärfen in europäischen Richtlinien zu beseitigen. 
10. Sprachliche Unschärfen stellen ein weniger komplexes Problem dar als sprachsys-
tematische oder strukturelle Unschärfen. Sie sind im Ansatz durch Konkretisierungen 
im Kontext oder vorangestellte Definitionen zu vermeiden. 
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11. Sprachsystematische Unschärfen ergeben sich zwangsläufig auf der mehrsprachi-
gen, europäischen Ebene, auf der die unterschiedlichen Rechtsordnungen mit ihren spe-
zifischen Begriffen aufeinanderprallen. Dadurch entstehende Unschärfen sind gerade in 
Bezug auf die EU systemspezifisch und wären höchstens durch eine absolut unabhängi-
ge europäische Rechtsordnung mit entsprechenden Begrifflichkeiten zu vermeiden, 
welche aber auf einer einzigen Sprache beruhen müsste. 
12. Auch strukturelle Unschärfen sind aufwendiger als rein sprachliche und nicht voll-
ständig zu vermeiden. Sie können in zwei Kategorien unterteilt werden: einmal handelt 
es sich um Unschärfen, die aus der Systematik der europäischen Richtlinien, und dabei 
vor allem ihrer gestuften Wirksamkeit, entstehen und zum anderen um Unschärfen, die 
sich strukturell aus dem Gesamtsystem der Europäischen Union selbst ergeben. 
13. Strukturelle Unschärfen lassen sich feststellen, aber nicht vollständig beseitigen. Sie 
bedingen zunächst einen höheren Arbeitsaufwand und in der Folge auch höhere Kosten 
durch zusätzliche Änderungen in besagten Rechtstexten und in den von ihnen betroffe-
nen. Diese Änderungen könnten außerdem Auswirkungen auf die nationale Ausgestal-
tung haben. 
14. Europäische Richtlinien als typische Rechtsakte der EU ermöglichen eine Umset-
zung der vorgegebenen Inhalte mit möglichen Spielräumen. Diese entstehen durch die 
charakteristische, gestufte Wirkung von Richtlinien. Denn die vorgegebenen Inhalte 
müssen erst von den Mitgliedstaaten in nationales Recht transferiert werden. Die belas-
senen Spielräume bieten Raum für Unschärfen, da divergierende nationale Ausgestal-
tungen zu unterschiedlichen Ausgangslagen in den Mitgliedstaaten und somit zu Un-
gleichbehandlungen führen können. 
15. Vorgaben in Richtlinientexten im Umwelt- und Technikrecht müssen nicht zwangs-
läufig konkret gefasst sein, um eine praktische Handhabung zu ermöglichen. Denn der 
grundsätzliche Zweck der Richtlinie kann, wie am Beispiel des Emissionshandels fest-
gestellt, auch mit offenen Fragen bei Details gewahrt werden. Oftmals stellen sich die 
unscharfen Vorgaben erst bei der Anwendung als unscharf heraus. Dann bleibt die 
Möglichkeit einer nachträglichen Anpassung, auch wenn unter Umständen zahlreiche, 
aber nötige Änderungen die Übersichtlichkeit beeinträchtigen. 
16. Die RL 2003/87/EG führt ein Emissionshandelssystem ein, mit dem langfristig CO2-
Emissionen gesenkt werden sollen. Sie weist typische rechtssprachliche Merkmale auf. 
6 Zusammenfassung 
 
 
228 
Unschärfen entstehen vor allem durch die nötige Koordinierung mit anderen Maßnah-
men sowie durch zu große Umsetzungsspielräume für die Mitgliedstaaten. Aus ihnen 
können sich national divergierende Ausgestaltungen ergeben, so dass sich eine Un-
gleichbehandlung der in den Mitgliedstaaten ansässigen Unternehmen manifestiert. 
17. Die Vorgaben zur Zuteilung waren nach der alten Fassung der Emissionshandels-
richtlinie zu unscharf ausgestaltet, um durchgehend vergleichbare Vorgaben für die Zu-
teilung in den Mitgliedstaaten entstehen zu lassen. Aus diesem Umstand ergaben sich 
unterschiedliche Bedingungen für die Unternehmen in den Mitgliedstaaten, die es mit 
der Überarbeitung zu vermeiden galt. 
18. Das Unschärfepotential der Emissionshandelsrichtlinie wurde durch die Überarbei-
tung 2008 und die darin vorgenommene Konkretisierung bezüglich der Zuteilung von 
Emissionszertifikaten abgeschwächt. Nunmehr enthält die Richtlinie wesentlich konkre-
tere Vorgaben, wodurch weniger Umsetzungsspielraum für die Mitgliedstaaten bleibt. 
Praktisch bedeutet dies beispielsweise eine in den Mitgliedstaaten besser vergleichbare 
Zertifikatzuteilung als vorher. 
19. Durch konkretere und somit die Spielräume begrenzende Vorgaben lässt sich das 
Unschärfepotential einer Richtlinie einschränken, auch wenn dadurch die Ausgestal-
tungsmöglichkeiten für die Mitgliedstaaten deutlicher begrenzt werden. Die charakte-
ristische Eigenschaft der gestuften Wirksamkeit bleibt dadurch erhalten, dass eine Um-
setzung durch einen nationalen Rechtsakt nötig ist, der insofern auch auf nationaler 
Ebene mehr Beachtung findet als beispielsweise eine europäische Verordnung, die aus 
sich heraus unmittelbar gilt. 
20. Im Umwelt- und Technikrecht müssen oftmals strikte Grenzwerte festgelegt werden, 
die einen Handlungsrahmen vorgeben und mit dieser Festlegung zukünftige Entwick-
lungen beeinflussen. Doch bei Umweltphänomenen, wie dem komplexen Phänomen des 
Klimawandels, das noch nicht in allen Zusammenhängen erforscht ist, lassen sich 
Grenzwerte nicht ohne weiteres ermitteln. Es handelt sich um eher unbeständige Festle-
gungen, da sie immer nur auf dem gerade aktuellen Stand der Technik beruhen können 
und somit dynamischen Prozessen unterliegen. Daher hat die Emissionshandelsrichtlinie 
schon einen vom Prinzip her unscharfen Ausgangspunkt. 
21. Unschärfebehaftet bleibt weiterhin das System der Europäischen Union mit der aus-
geprägten Beteiligung unterschiedlicher Ebenen. 
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22. Eine Analyse des Unschärfepotentials von europäischen Richtlinien kann generell 
nach dem Schema sprachlich – sprachsystematisch – strukturell erfolgen. Mit Hilfe die-
ser entwickelten Typologie können Unschärfephänomene aufgefunden, kategorisiert, 
analysiert und bewertet werden. 
23. Mit einer Richtlinie als Rechtsakt auf europäischer Ebene lassen sich Unschärfen 
schwerlich vermeiden. Zwar unterliegt auch die unmittelbar verpflichtende Verordnung 
als europäischer Rechtsakt den sprachsystematischen und generellen sprachlichen Un-
schärfen, aber das Merkmal der gestuften Wirksamkeit und die damit hinzukommende 
strukturelle Unschärfe stellen sich bei den Richtlinien als zusätzliches Problem heraus. 
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